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Sickerheit ui Asies, Nahost, Afrika und Lateinamerika - 
Zum ForachungsgegemtaBd 

Matthias Bqsedau, Hanspeter hdattes, Anika Oettler 

Gewalteskaiationen unterhalb und oberhalb der Kriegsschwelle, Staatszerfallsprozes- 
se und Kriminalität scheinen in vielen Ländern Lateinamerikas, des Nahen Ostens, A- 
siens und Afrikas in den vergangenen Jahrzehnten soweit zugenommen zu haben, 
dass physische Sicherheit dort zum zentralen „unterproduzierten öffentlichen Gut** 
geworden ist. Ungeachtet dieser Entwicklungen richtet die bundesrepublikanische 
Gewaltforschung ihren Blick nur selten über den Tellerrand der westlichen Gesell- 
schaften hinaus. So heißt es in der Einleitung zum „Internationalen Handbuch der 
Gewaltforschung**, dass die dramatische Perspektive der Gewalt in der „Dritten 
Welt" nicht hinreichend hätte abgebildet werden können: 

Imbesondere die Stammesgewalt etwa in Afrika ist im Handbuch nur 
in Eimeiaspeiaen berücksichtigt, soweit EthnkUät eine zentrale RoUe 
spielt Formen endemischer Gewalt etwa von Clans und poUtisdiMr 
OiwrilUi bt Südamerika fehlen ebenfalls [,.J (Heitmeyer^ffagan 200S: 
23 /, Hervorhdnmg LO.). 

Gewalt und Sicherheit haben sich indes längst zu einem zentralen Gegenstand regi- 
onalwissenschaftlicher Forschung entwickelt. Die Untersuchung von „Siammesge- 
walt, Clans und Guerilla" stellt dabei nur einen kleinen Ausschnitt aus einem breiten 
und vielschichtigen Forsch ungsfeld dar. Jenseits der von Heitmeyer/Hagan angedeu- 
teten Dimensionen ethnisierter und politischer GewaU ist es inzwischen vor allem 
die sogenannte „Alltagskriminaliiäf, die in weiten Teilen der Welt in lebensweltli- 
che Strukturen eingreift und damit zunehmend das Sicherheitsparadigma in der poli- 
tischen Debatte und Praxis verankert. 

Vor diesem Hintergrund hat sich seit den 1990er Jahren die Auseinandersetzung 
mit den Themen „Gewalt und Sicherheit" zunehmend ausdifferenziert. In dem Ma- 
ße, fa dem neue Phänomene zum Gegenstand der Theoriebildung wurden, begann 
sich ein interdisziplinäres Forschungsfeld zu konstituieren, welches sowohl politik- 
wissenschaftliche Ansätze zur Konfliktanalyse als auch sozialanthropolgischc Mikro- 
studicn umtasst (vgl. Kurtenbach/ Mehler 2002; Caldeira 2000). 

Die Forschergruppe im derzeitigen Schwerpunkt „Gewaltdynamiken und Sicher- 
heitskooperation" des Deutschen Übersee-Instituts (DÜi), die seit ihrer Gründung 
(ihrer Vorläufer) 1999 darum bemüht ist, regionalwissenschaftliche Ansätze in die 
Erforschung überregionaler Dimensionen von Krisenentwicklungen zu überführen, 
hat im Januar 2004 ein wissenschaftliches Kolloquium zum Thema „Innere Sicher- 
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heit/Sicherheit als ölftnüichet Gut in den Ländern des Südens** veranstaltet. Damit 
wurde der Versuch unternommen, sowohl die VQgiooal sehr unterschiedlichen Ent- 
wickhmgen der Sicheriieilriige pointiert henunzuslelleii, ab auch eine duale kon- 
MptioMile Fokmiennif auf den Sklmiialtili^gi' iff voizonetaBMn. Damit aoUle 
gleichzeitig der Komplex bmtrt Sidmh$U und- in Anlehnung an public-cfaoioe- 

1. luere Sicherheit - SicharMt all Mhatlkhai/|privatea Gvt: AuibamfeB 



1994 unternahm das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) den 
Versuch, eine neue Definition des Sicherheitsbegriffes zu etablieren, die sich an der 
Lebenswirklichkeit von Menschen orientiert. Im Bericht zur menschlichen Entwick- 
lung hieß es (einigD Jahre vor den AnscfaUgen auf das New Yorker World Trade 



For most people today, a feeiing of insecurity arises more from worries 
about daily life than from the dread of a catacfysmic woHd event. Job 
secwity, environmental security, security from crime - these are the 
emerging concerns of human security all Over the world (UNDP 
1994:3) 

Menschliche Sidieriieit ist genau dann gewährleistet, wenn Sicherheit auf fünf ver- 
schiedenen Ebenen gegeben ist Neben OkonomiiGher, sozialer und ökologischer Si- 
cheilieit werden in diesem Zusammenhaog innere und äußere Sicherheit genannt 
Aus der Perspektive des Individuums heraus betrachtet, bedeutet äufiera Sicherheit 
dabei die Abwesenheit von Krieg, innere Sicherheit ist indes dann gewährleistet, 
wemi der Staat seine Bttager vor iri g a nirirrt ir physischer Gewalt zu schützen und 

Bi ahnden verniat* 

In der bundesrepublikanischen Diskussion besaß der Begriff „Innere Sicherheit* 
vor allem eine Bedeutung filr die feuilleton istische und politische Auseinanderset- 
zung, wahrend im kon se rvUi v en Diskurs KriminalhUa- und Terrorismusfln^tte der 
Bevölkerung für Forderungen nach schärferen Gesetzen und größerer Ausstattung 
der Sicherheitsarchitektur instrumentalisieft wurden, verbindet sich im linken Dis- 
kui8 die JrnierB Sicherheit** nach wie vor eng mit der als repressiv empfundenen 
Antwort des Staates auf Protestbewegungen und der von der RAF ausgehenden ter- 
roristischen Gefthr. Die lepressive Konnotation („Überwachungulaat") leitete sich 
von der Kritik an einer staatlichen Folilik ab, die Ober den Schutz von Staat und Elite 
hinauszugehen und die Pt ivattp hlTO zu durdidriiiBn schien (Stachwoite: Volkizlh- 
hmg, Abhörskandale). 

Seit einigen Jahren wud der Begriff jedoch zu einem zentralen Gegenstand der 
poiitaLwiiamtchaftliriMii Theoriebildui^ Der IntenÜsxipiinare Arbeäikr^is Immn 
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SIdierheH (AKIS), dem auch Soziokigeii, KrimmokigBn, Juristen und Poli2»ihistoriker 
angehflrai, hat in diesem Zutammaihaiig emen Ansatz zur Erfondiuag des Prob- 
lems Jmwnr Sichflriieil!^ voisdogl, ^ 
StndctiMco bnodibir ist: 

Das Politikfeld Innere Sicherheit umfaßt alle staatlichen Institutionen 
und Einrichtungen sowie staatlich beauftragten Organisationen, die 
durch Verfassung und Organe der demokratischen Willensbildung le- 
gitimiert sind, das öffentliche Gewaltmonopol im Rahmen kodifizierter 
Regeln exekutiv auch unter Anwendung von unmittelbaren Zwang 
auszuüben. Innere Sicherheit als Politikfeld weist darauf hin, dc^ neben 
den exekutiven Institutionen und Einrichtungen (vor allem Polizei und 
Staatsanwaltschaften) und beauftragten Einrichtungen (private Si- 
cherheitsdienste) weitere Akteure an der Politikproduktion beteiligt 
sind, zu nennen sind Innenministerien, parlamentarische Institutionen, 
Parteien, Verbände, föderale Verhandlungsgremien ebenso wie ge- 
seiischqftliche Gruppen und Medien. (Lange 1999: 109) 

Mit der Einsduiiikuig, dass sich das OffimtUcfae O 

der Welt Mit in deniokntisciie& Systemen konstituiert, eisdieint das von Hans> 
JOigen Lange vorgesdüagene Analysenuter geeignet, um die Entwickfamg von Ge- 
walt und Sicherheit m den außere u rop äi schen Wehregionen zu untersuchen, die sich 
u.a. durch efae zunehmende Privatisienmg des Sicheriieitssektors auszeichnen. 

Im Begriff der bmem Sicfaeiheit zeigt sich der Standpunkt des Betrachters, der 
zunächst an efaier Analyse d/afBardU Jeweils Gesellsdufi relevanten histitutionen, 
Prozesse und PoUcies hiteressiert ist Die emzefaien Analysefekler selbst sind durch 
eine Zunahme vertikaler und horizontaler Verflechtungen gekennzeichnet Dies gilt 
sowohl ffir die an der Produktion von Sicherheit beteiligten Akteure - die sich faiter- 
national und auf verKhiedenen gesellachafUichen Ebenen vernetzen - als auch fOr 
die Bedrohungsfekler selbst Die Jdassischen** Bedrohungen Innerer Sicheriieit - 
organisierte Kriminalitlt und Terrorismus - shid zu globalen und transnationalen 
Qefthrai geworden (BaOes/Frommelt 2004, Weklenfekl 2004, Rotbeig 2003, Ruf 
2003). In diesem Kontext verwischen zunehmend die Grenzen zwischen ginnen" 
und »Außen**: Innere Sklierfaeit ist gegenwirtig hnmor auch iußere Sfeheriieit Ins- 
besondere der US^amerikinlscfae «war oo terrorlsm'' hat gezeigt, dass diese Verwi- 
schung mit einer Schwichnng demokratischer Prinzipien cinhergehen kann. Giund- 
sitzlich schemt die Beklmpfung der globtUsierten Bedroliungen der EnlwiokluQg 
denelben weit bhileriieraihinkBn ^aalh 2001, KurtBfll)^ 

^X^Oucnd die Analyse von Problemen Innerer Sicheriieit die drei Ebenen Pol^y, 
Politics und Policy foknssicft, ist in der bereits erwihnten, vom UNDP voigenoni- 
menen Redefinition von Sicheriieit em atenativer Analyseansslz angelegt, der die 
Lebensweh des Menschen m den Mittelpunkt stellt: 
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Humm Steurity [ab akmuühm ^dmrkMionupt] is people- 
Oflotarad h b eommmdwilh kow peopls live and br^älhg in asoät^, 
kow freefy they exurdaa ihdr many choioes, Iww mmeh aceess iki^ 
hav€ to maHtet and social opportunüieM - and whether they live in 
eonfliet or peace. (UNDP 1994:23) 

Ausgehend von der Art und Weise, wie Menschen in einer Gesellschaft „leben und 
atmen", stellt sich die Frage, wie sie - und nicht Institutionen - mit einer defizitären 
Sicherheitslage umgehen. 

In den westlichen Industriegcscllschaften ist die Produktion öffentlicher Güter 
nicht immer eine alleinige Angelegenheit des Staates gewesen. Erst im Verlaufe des 
20. Jhdts. wurde der Sozialstaat soweit ausgebaut, dass sich ein allgemeines Be- 
wusstsein für die Zuständigkeit des Staates fUr die Bereitstellung öffentlicher Güter 
(Gesundheit, Bildung etc.) herausbildete. Spätestens seit Mine der 1980er Jahre - als 
die erste Privatisierungswelle durch die OECD- Welt wogte - setzte der Prozess der 
Aufweichung des Sozialstaatssystems ein. In zentralen Bereichen der Produktion öf- 
fentlicher Güter wurde die alleinige staatliche Zuständigkeit zurückgeschraubt. Wie 
Me^hnad Desai herausgestellt hat, fmdet dieser Prozess durchaus eine Entsprechung 
in der gesellschaftlichen Entwicklung, die sich auch durch eine zunehmende Frag- 

C ö n h mien caladate aver dm enüre ränge of avaäabie pMic goods 
[...] Becanse dmir wamt ate increasingly differendaud, they choote 
private or M>-haeed rather dum coilecdve provision Jbr some goods, 
dien reeent paying texee to flnanee dm praeislon qf goodt tlmy are 
fmver ltkely to conswne. (Deeai 2003:72) 

Die Tendenz, sich ftlr private Optionen anstelle öffentlicher Leistungen zu entschei- 
den, zeigt sich etwa im Bildungs- oder Gesundheitswesen, wo das Solidarprinzip 
immer mehr in Frage gestellt wird. In den Weltregionen, die sich nie durch ein um- 
fassendes Sozialstaatsprinzip ausgezeichnet haben, gilt dies auch schon längst ftlr 
den Sicherheitssektor: öffentliche Räume werden unter dem Signum der Sicherheit 
zunehmend privatisiert. Das deutlichste Symptom ist die mit der Entstehung von 
gated communities verbundene lozialriliimlidift Segreg^tioii (Davis 1991, Blake- 
ly/Snydcr 1997, Glasze 2003). 

Das Gut Sicherheit wird in vielen Ländern zunehmend jenseits des Staates pfodii- 
ziert Wie Mair (2002: 23-24) herausgestellt hat, ist seit den 1990er Jahren eine sig- 
nifikante „funktionale und geographische Ausweitung'* der Aktivitäten von Sicher- 
heitsfinnen zu verzeichnen. Privatisierung von Sichefheit ist to lingst nicht mehr 
auf die lokal eng begrenzten - und abgeschlossenen gated communities der Mittel- 
und Oberschichten bezogen. Doch erst als im Irak die verstümmelten Leichen von 
vier Mitarbeitern der Sicherheitsfirma Blackwater USA im März 2004 an ejaem 
BrUckenp&iler öffentlich zur Schau gestellt winden, gelangte die KontraktSenng 
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von privam Sicheilieilsfiiiiieii dwch die BeKmngnnacht - warn auch nur kuiz - 
in den Fokus der intaroatioiialeii MödienOflfentUchkeit Private SicherheitsOniMa 
haben ab * ^p or a t e evohitioii of the ai»^ p rofeiaion of aaereenarie»*' (Smger 
2005) fadeokNztaa lahm ehMD weltweiten AuftcfawuQgerl^ 
einer dreifiKhen Pynaniik verdenkt: dem Ende dei Kalten Kriqsei, eiw 
nmg^ ^ife i w iMB Uiifffifihfftil iwifffflifii SffMufffii ZiviWftgff nwffht, ffiuf — - drittwif 
— dem globalen Trand am ausottv^g von P^^M^ftMAtfaiwi (ebenda). In Sicnn 
Leone (1995-96) hat die inzwiaefaen au^elflefee Private MOftaiy Company (PMC) 
Executive Outcomes^ bezdüt von der damaligen Regierung, nimindent die omnittel- 
bare Sicherheit hi dar Hauptstadt Freetown und darüber hhiaus fan Sflden des Landes 
hentellen können (vgl. Howe 1998; BOtlncr 2003; Musah/ Fayemi 2000).* Obwohl 
sich das Unlenidhnien auf die S i c h eifaeit des RiQgieratgqwfsonals konanlrierte^ haben 
die Maßnahmen auch Spill-over-E£fokte gehabt In diesem Fall hat ehi privater Ak- 
teur ein privalas und Öffentliches Out produziert. Eine andere Varianta^ die gerade in 
den Wettregiooen voilcommt, hi denen sich das stfartiche Oewahmonopol nie auf 
das gesamte Slaatsleiiiluiium laiswidehnen vermodite, ist die ^Konanodifiziefum^ 
und „ifftiimMinitilfie nmg" von tnafa lfff Difflsten imd Oewaltkontrolle*. Nicht imnier 
Steht das Gewümstreben fan Vordergrund, wenn nicht-staatUcbe Akteure Sicher- 
heitsleistungen eriNfingeni BOtgefwohren sind ein Beiqiiel ftbr die kommunitflie Pro» 
dukthm Oflbntlicher Sicfaeriieit'. 

Kanl et aL (2003: 17) haben angesichts solcher Varianten und entqKocfaender 
Kritik vofgeicUagen, OfibnUicfae Omer als „GOter hn Offleatüchen Bereich" und 
nidit als irtaatliiflh bereitgestellte Qflter anznsdien.* Ausgehend von der Beobach- 
tung, dass die öflfentüdikeit - oder auch: Privadwit eines Gutes - das Ergebnis sozi- 
akr Konstraktion und das Ergebnis politischer Praxis ist, haben sie ferner ein modi- 
fiziertes Srhtmtm MfttfrtMwT uud pri v a lBr Olller entwidodt Nldit h r afh ln t werden 
dabei jedoch die Verlndenmgen, <Üe sidi seit einiger 2Mt hn Berdch der Sicheriwit 
herauskristallisieren: das Beispiel Sicheriwit zeigt, dass der OtfiButlidie Raum selbst 



' Heriwrt KL Howe 1998. Private security foices and African stability: the case of Executive 
Outcomes. In: Journal of Modem African Studies 36 2), 307-331; Annette BOttner 2003. 
Private Security Corporations als sicherheitspolitische Akteure in Entwicklungsländern. 
Risiken und Chancen des Einsatzes privater Sicherheitsunternehmen in Entwicklungslän- 
dern. Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung, S.IO. Abdel-Fatau Musah/J. Kayode 
Fayemi (Hrsg.) 2000. hiercenariea: An African Security Dilemma. London: Pluto Press 

* Khus SchlicfatB/Boris Wifloe 2000. Der Staat und einige sefaier Z c H genoasc n . Zur Zukunft 
des Rcgierens hi der JMnen WeT . In: ZSitedIrjf» ßr bUemalkmak BeMungem 7 (2X 
359-384). 

' Für das stark dezentralisierte Sicherheitssystem der USA waren seit jelier auch vigUantisti- 

sehe Traditionen prägend (vgl. Walker 1980). 

* Inge Kaul/ Pedro Concci9ao/ Katell Le Goulven/ Ronald U. Mendoza 2003. Bereitstellung 
globaler öffentlicher Güter. Globalis ierur^ gestalten (Zusanunenfassung), New Yoric, 
OrM: UNDP, S.17. 
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von VefbmikeriiiigrtMideiizeD geprflgt ist und sich in ein trananatioiiales Mosaik 
Ofifintlidwr und privater Rlome zu ttansfimnieran beginnt Sicheriieit ist in dieser 
Perspektivt in vielen Weltr^giooen dn teils Ofibndiches, teils privates, stets wertvol- 
les Qui, das von uatenchiedliciiBn (Haartichffn, gemefnadiafUicliea und privaten) 
Akteunb gloiclizeitig produzieft und vein^ 

2,PteAirta i rwbenc;ZaiildrerBid P r o dn««tanvonSki wr fc € i t 

buMie SicfaeiMt (und kioneliert damit: politisclie StabiliUt) hemcht dann in einem 
Staat, wemi zwischen der Produktion' und der Vemidmmg von Sicheriieit kein 
a^ymmetriiches Veriiihnb (Pkodidcrion < Zenll^^ 
hl Bea^ auf Undernalyaeo im BhnriMjeweib koidaot zu bestund 
derVReglQiiahBMityasn)» (BnaniD wie der Aide^ 

auf beiden Seiten, der Ptodnktion und der ZerstOnmg von Sidieriieit, zukommt 
Ifinzuweiaen ist auch auf die Tatsache, dass m spezifischen hmenpolitischen Situa- 
tionen ehmefaie AktonrioieBorien ehw IXippelfiuktkm ehme^^ 
wohl PlDduaenten wie ZerstSrer von Sicheriieit sein können*; das Beispiel Obennl- 
Staer und damit kontnproduktiver Repressum durch euizebie SicheriiehskrBfte ist 
hierftr exan^plariach« 

Das Spdüium der Involvierten Akieursgvuppen ist zwangslluflg eulspiechend der 
Viel&lt der weltwnt mOgUchen Emzelkonstellatkinen ausdifforenziert, doch lassen 
sich Akteurskategorien biklen, die sich in den meisten Untersuchungen zum Kom- 
plex Inntri Skherhett wieder fin den. Ehwn Oberi>lick über die Akteursgnippen lie- 
fern die beiden fiilgenden AbscfanittB. 

2.1 Die lefftOrerischeB (Gcwalt-)AlGte«re: Versnch einer Systeauitik 

Die (Gewall-)AidBura^ denen du zerstOrerlsdies Fotewlial hn Sime der VemidMung 
von Si c h eriie i t hnewoiml; sind nadh nnfüiiffhiff d*lff^ Kriterien zu gnippieran; 
hieran attdt In erster Linie die \ THffnwhfiiliing nadh dem Kriterium des politl- 
si' J wM i ^ a i pftlitiiriitin Ghanktsn des ttnddns. Der unpftlitiiciwn Alhags- und Bw- 

OflHKnmiDUII^K IBHIm ■O flu MHIIMMI'JI lIMIiIVMniT ASHial iBniKIKISGu^r i nirHIimilTr' 

nen ujl ans dem ishmristischen Umfekl oder jenes von Rebdlengrappen und Be- 
ireningsoewegnngBn gegeuoner. om zweites junerram ist oer Aspeu oer pnysi- 
sehen Versefartheit/Unversehillieit: hier stehen kriminellen Handlungen im Bereich 



* Auf die Ksteg or ic der S M M i hri t i p i infMUln n geht eine vom butUut ä*Etmks Politiqua 

(Psris) und dem Instüwt dt Raekurche pour le Diveloppement (Paris) fan Dezeinber 2004 
veranstaltete Konferenz ZUm Thema ^^fioi; (H^GMproäiiclUmdummmiücäril^^ 

les pays du Sud ein. 

* So formulierte bereits Paul Vaidiy: ^wei Gefahren bedrohen unaufhörlich die Weit: Ord- 
nung und Unordnung.** 
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«kr Ofguiisieilen Kriminalität^ wie der Konuptk» oder der Geldwasche, die keine 
dMktai pliysieclien Gewaltakte gpgm StuMkgK dentelko, den gezielt auf phyii- 
edie Gewah ausgericfatelea Akleo von Tenorgnippen gegenliber. Eme dritte Kate- 
gorie ist schlieSliGh - legt man dea Nationalstaat als Bezugsrahmen zugrunde - die 
Unterscheiduiig von mUbidischen und ausländischen Gewaltakteuren; die Entwick- 
lung der leHten Jahre zeigt dabei, da» sowohl im Beieicfa der Organisieiten Krimi- 
nalität ab auch des Terrorismus zunehmend gientfberschreitend egiert wird und 
ausländische Akteure inländische P io d uaut en von Unsktaheit unterstOtzen. Al- 
Qa'ida ist Uerfllr das jOngrte Beispiel (Alexanden^wetnam 2001). Insgesamt lasaen 
sich sununarisch folgende Kilegoriso von (Gewall>)AldBUfen ftsd^^ 
f. KrtnUndk ohne BanäaMAmg 

nisdi, asiatisch, nahOsdidi) untersdiiedlicher Anqirägung. 

3. TemMvrg a nbatkmerf mit säkulaicr Ausrichtung bsew. mit leUgiOaer Ausridi- 
tung» d arun te r mit besonderer Brisanz seit den 1990er Jahren die nationalen und 
internationalen Terro m uppen iriamistisciier Plfliunc fz3. in Asvoten al-Jihad 
al-islami; al-Jania*a al-islamiya; m Algerien OIA bzw. GSPC; al-Qi'ida) (vgl 
Beittig FQrtig). Nach den New Yorioer Tenoranscfattgen vom 11. September 
2001 erfidv die Pnods dea Kalten Krieges, oppositionelle Gnippen mit dem Bti- 
Ken (KS 1 error nums zu oeiegen und an soKne zu DOKämpien, m LmeinameriKa 
eme nenerlldie Koi||uidctur (vgl. KuiteidMch 2002). 

4. ParamältaHgehB MUiunwsdkgßkfüi^^ 

die un Auftrag staatlicher Oigene/EntsciieidungstiUgBr egieren (vgl Beitoig U- 
ftnX wobei der HandhingBihmen niidit durdi Rechtsstaatiidifceit und Schulz der 
Menschenrechte gekenuzeichnet ist, sondern fai der Regel Ziele verfolgl werden, 
die pfftifqf%iftftf4t und antikonstitutionell sind. Jüngstes Beispiel mit internati- 
onaler MedienauftneriaandBeit sind die sog. Janjawid-Milizen hn w e at s udan esi» 
sehen Darflnr, die im Auftrag der Staatsftlhnmg u4l gezielt durch Vertreibung 
der« sdtwaBHiiHIgmisfliHi Für LdMnsraum ftlr arririsdie Stämme schafftn (^liattet 
2004: 2SS-290). 



Gemäß 4. UN Survey of Crime Trends and Operations of Criminal Justice Systems (1995) 
zählen zur Organisierten Kriminalität die Bereiche: (1) Geldwäsche, (2) Illegaler Drogen- 
handel, (3) Korruption/Bestechung, (4) Infiltration in legale Geschäftstätigkeiten, (5) Be- 
trQgerisGher Baakrott, (6) Veisicheningsbetnig, (7) ComputericrinÜBBUtAt, (8) Diebsttiil hi- 
tdldrtudlcn Bigentnais» (9) Dlegsler Waflhahaadel. (10) Tenoristische Aktivitllan, 
(II) Flugzeugentführungen, (12) Meerespiraterie, (13) EntAhnnigen, (14) Menschenh»- 
del, (15) Illegaler Organhandel, (16) Diebstahl/Schmuggel von KunstVKuHuralsiektBl^ 
(17) Umweltverbrechen, (18) Sonstige Straftaten organisierter (jruppcn. 
* Vgl. die Liste der Terrororganisationen im seit 1995 jährlich erscheinenden Bericht des 
U.S. State Department: Pattems of Global Terrorism (www.statc.gov/s/cl/rls/pgtrpty). Hier 
sind inzwischen aufgeführt: der paramilitärische Verband AUG (Kategorie 4 in der obigen 
Liste von Ocwahaktemcn) und die Ouerilki FARC (Kategorie S) 
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Multiple Unucheifaeit 



S. Btfi^iungsbewegungenfWiämtatidsgruppen^ die tn der Regel gegen ficmdslaat- 
Udie BcMfnmgsregime agiefen; klassisclies Beispiel ist die muqawama al" 
filastiniya (paHlitinensiiciMr Widentand) gegen ianeliiclie Besamung in 
Wei^onfanien und Oaza. Dneben sind aber anch die in ihrer Handlung gegen 
Untardfllciaingsregime geridMen Befreimigsbewegungen* - von der sudane- 
sischen SPLM bis zur kolumbianischen PARC -beider Analyse zur Produk- 
tioB/ZeEMOnHig inMrar Skheriieit m berildaiGhligeo. Befiefangsbewegungen 
yAb andi die AktannlGalBgocie WaHordif die Uber speBtifisdie Staalstefiitoi'ien 
das Oewatamiopol ansQben, haben dabei die Eigenschaft, dass sie im natkma- 
len Konlext zur Zenlflrung innerer SicliBriieit beitragen, inneihalb der von 9nen 
MüUwuienen i eiiiunien aoer sncnerneK proouzieren iKonnenj. 

Dieser Aspd(t leHet dfaekt Ober zur Pnige der Jeweiligen „GewaharealC",**^ m denen 
die ZerslOnr von hmerar Sicheriieit aktiv sbd, wobei sich enge Korrektionen zwi- 
schen Oewahareal und Akteursgruppe nur bedingt ergeben und sich eher auf der 
Ebene der Handlungsebene feststellen lassen (z3. Bombenanschlfige als Einsatzin- 
rtiwntiH In städtischen Balhing*? gr MfitiM) Tatsadie tat andi, dass spezteOe 
KrindnaHtgt sinm e tt ehi a^yametiisches BnofaeinungsbihI hn sUdtisdien bzw. hi 
BaUungsgebielen und hi UndHchen R^gknen haben. 

Eine enge Konetation besieht hingegen zwisdhen innerer Si e heiheit und slaadi- 
cfaem Handlungsvennögen: je geringer letzteres ausgeprägt ist, je stMer sich em 
Staat zum weoijMr» oder >Wig;£^^ größer whd die in- 

nere Unsicheriieit, desto gröflenn Entftltungsspielnnnn hita die Zerstörer von m- 
nenr Sklieriidt (zA. ZuMhme von Krfanmalitgt); die Konelation gilt alkfdmgs 
anch Wof vsfwc je aktiver Zerstflrergruppen hraerar Sicheriieit shid - FaUbeispiele 
iBOMlendiaahBEIetiflaiiMgBn<-nidje geringer die sMUd» WhtanlaDdskiaft 
istf dasln hflhftr Ist die ^yahrscfaeinlldilBBi^ dass skfa vMuata atsbtter zun 
^libif jCoiif trsnafbrniierL 



Diese könne wiederum durch ausländische Aktivisten/ Akteure personell unterstützt sein. 
Dichotomisch stehen sich hier in erster Linie städtische und ländliche Regionen sowie Bür- 
gericricgsgebiele und staatlich kootrollicfte Tenitorien gegenüber. Das Phänomen der gated 
coutHUHtUtt ksusdHlb eines Stsales klagt mit der onalleidion EiniGoaMttBnsvBKtBiliing zu— 
sammen. Vgl www.saied-€cnnmBiities4te «d ab caea^ilBrische Pallstaidfe Qfa» 2003. 
" Auf eine Diskussion der yä/Zm^-j/a/ej-ProblemsIk wini hier verzichtet; entsprechende Ar- 
beitsgruppen (und Kooperation der DÜI-Forschungsgruppe mit diesen Arbeitsgruppen) gibt 
CS an der SWP und der Stiftung Entwicklung und Frieden (Bonn). Hingewiesen sei jedoch 
auf Dupont/Grabosky/Shearing (2003), die sich umfassend mit dem Aspekt Governance of 
Secwity in Failed States auseinandersetzen. 
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2.2 Die ProdülttiOBVlNi Sicherheit: Akteonkategorien und Handlungsmuster 
Die Produzenten von imierer Sicherheit im engeren Sinne *^ zerfallen in zwei Haupt- 
gpnppen, wobei die ente auf der nationalen staatlichen Ebene durch die verschiedenen 
UnteikitQgonen dar fqgnUbren Sicheilieilriaiflc gebildet wird, und die zweite dem 
Aspekt Privatisierung von Sicherheit zuzurechnen ist, also solche Akteure der priva- 
ten/nichtstaatlichen Ebene um&sst, die flne Existenz dem staalUchm Defizit bei der 
SicheriieiiaprodBktion verdanken. 

In der ersten Kat^Borie finden sich neben den klassischen Sicheriieilskrlften Poli- 
zei und^Mier G en dan ne ri e sowie Militär (mit seinen verschiedenen TeOstreitkiiftn) 
divme Formen von Rggimosdmtzeinheaen wie zJB. die libyiclien RevnlutMmskD- 
müees oder die sudanesischen PeopU's D^imee Forces, Hinziikommt je nach Un- 
dcrfhUbrapid ein brrilBs Speklium an MiHzcn» VigüsnlBs odsr Blli]0BnvdvBn^ dem 
Att^abe in der BiBjfti die Uattrstlllzoug dor r^giiillrBtt StdwitiftitritfllftB ist* Bei^pid 
sind U4L die in Algerien Mitte der 1990er Jahre gegrOndeten BOrgerwäven (Groupes 
de Ddftnse Ldgidme/GDL), um die Streitkrifie besonders hi Undlfctien Regkxien in 
ihrem Kanq>f giegen bewaftsele Islamisten asu uiilei stützen. Eine eigene Kategorie 
bilden sdüieBlidi die gdieimdlenstiichen Sicfaei fa eilsappanrte ziviler und milhtri- 
schsr AusMlcnnc. die oft einer nicht öffentlich aemachlen nsetzlldien Grandteae 
unterliegen, partamentsrischer Kontrolle entzogen" sind und häufig genug mit Men- 
sche m e dils v i Bi' l e tiu i^Bn in Vcibindung gebradit werden. 

Die Ptoduktian von Siclieriieit auf stHrtliclier Ebene hat in EittzeUU^ 
temalionale Konponento^ wenn die eigenen Anstm^pmgsn z3. zur Beftiadnog von 
poigBrani^iamiaPünen mgonngBoa sma ima — mn wnienionieoiicnBm nooeaere — 
Peacekeeping Forces oder Ansiands t r u ppen zu Hilfe gerufen werden. In diesen 
Kontext gehOit audi die K omp o n e n te der privatisierten Sicfaeriieit in Form von aus- 
UMschen SidiarheU^brmen (PMCs; Private security companiesX die Ihren ür- 
qmmg ^teidifells im ungenügenden LeistungsvennOgen des Staates hat.*^ Im hak 
sidlen zA. derzeit private Sicheriieltsfinnen vor allem aus den USA und Qrofibri- 
tamien wie DynCorp, B la ck w ater oder Global Risk StraL hinter den US-Truppen 

te^_— ^ «^mJ J^^^3^^^^ ^^^m ^^^^^^^^ A aa^&^M^K^^Mj^l^ 
ZWBOHIvDw SWDBBIHBDi OdRDnHHT EflHHHBn unO OBEBBu em IHTTiBpB AUlHIDBDBDiO 



Ausgespart sind hier die Rahmenbedingungen, die gleichfalls die innere Sicherheit stärken, 
wie eine unabhängige Justiz und eine unpaiteiiscfae Staatsanwaltschaft, sowie Organe, die 

terA u toritHea. 

" Diese Tatsache ist Ausgangspunkt für die Dringlichkeit von Se curi l y-a e c tor»Reftnnen; vgl. 

Beitrag Borchardt und Hänggi/Winkler (Hrsg.) (2003). 

Vgl. als Überblick Büttner (2003) sowie mit eingeengtem Focus; Binder, Martin (2004): 
Der Einsatz von Söldnerfirmen durch gewählte Regierungen - eine „Antinomie des Demo- 
kratischen Friedens"?, Tübingen (Tübinger Arbeitsgruppe zur Intmiationalen Politik und 
Friedensfbncfaung). 
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vom Personenschutz bis zur Sicherstelhing der Wahnrngwiimtfclliing auf den neuen 

irakischen Dinar ab. 

Die nichtstaatliche Ebene von Sicherheitsproduktion kann je nach Länderfallbei- 
spiel und politischen Umständen gleichfalls erheblich sein. Wurde auf die Möglich- 
keit einer Stabilisierung der inneren Sicherheit in Territorien, die von einem War- 
lord kontrolliert werden, bereits hingewiesen, so können sich ähnliche Effekte auch 
durch Ordnungseingriffe krimineller Vereinigungen/Banden (vor allem in staatsfrei- 
en Zonen) einstellen. Gleichfalls in die Rubrik privatisierter Sicherheitsproduktion 
zahlen schließlich die überwiegend aus Stldamerika bekannten sog. Todesschwcutone, 
deren Aktivismus sich auf die illegale Liquidierung von Kriminellen, sozialen 
Randgruppen (z.B. Straßenkindem), und/oder politischen Gegnern bezieht, sowie 
die Organisatoren von Lyndyiaiiz, ihrerseits ein hybrides Sicherheitselement, weil 
es zugleich Produktion wie Erosion von Sicherheit wkierspiegeh (vgl Beitrag Oettlar). 

Die HandhmgwnMSter des Staates bzw. der nachgeordneten Sicherheitsorgane zur 
Produktion imi fiMMicr Skheilieit lasa^ 
ebenen imtersuchen: 

1. die administrcaiv^echnische Ebene, Diese Ebene umfasst die Anstrengungen des 
Staates, zum einen durch Reform der Polizei-ZSicherheitsapparate deren Effi- 
zienz zu steigern, zum anderen durch verbesserte Ausbildungseinrichtungen (Re- 
form der Polizeiakademien usw.) und eine Aufrüstung der polizeilichen Ausstat- 
tungen u a mit neuer Informationstechnologie die iSchlagKraft im Kampf gpgen 
Kriminalität und Terrorismus zu erhöhen. 

2. die Gesetzgebungsebene. Steigende Kriminalität, terroristische Anschläge, gene- 
rell der Kontrollverlust im Bereich innerer Sicherheit hat in der Regel dazu ge- 
führt, dass die StaatsiÜhningen/Regierungen die gesetzlichen Grundlagen der 
Gewährleistung innerer Sicherheit einem Prozess der Revision unterzogen und 
mit neuen Gesetzesinitiativen, die in der Regel Straftchflrfungen beinhalteten, 
der sich verschlechternden Sidiertieitslage Paroli bieten wollten. Nach dem 1 1. 
September 2001 ist es so vor allem in zahlnicliai midafrikanisclMMhOstlichen 
Staaten zur Verabschiedung von Antünnrorgesetzen gekonmien genauso wie un- 
ter dem Druck der US-Regierung zur VBiatlikte n Bekämpfung terroristischer Fi- 
nanzstrukturen Gesetze zur Verhinderung von Geldwäsche verabschiedet wur- 
den. In ähnlicher Weise haben die Staaten auf den Sicherheitsbedrohenden illega- 
len Drogenhandel und die illegale Mignttion mit neuen itraftdilrfenden Geset- 
zen reagiert. 

i. die Kooperationsebene. Nicht erst seit dem 1 1 . September 2001 , aber seit diesem 
Zeitpunkt wesentlich verstärkt, wurde von den Regierungen die Sicherheitsko- 
operation im regionalen und internationalen Raum ausgebaut, wobei in das sich 
verdichtende Kooperationsnetzwerk neben den Polizei-ZSicherheitschefs vor al- 
lem die Innen- und Justizministar involviert sind. So ist exemplarisch auf den 
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Rat der arMscfien bmtmMMUr hmanveiten, der bereits im April 1998 eine 

errten Konventioii zur TeirariimiiabelGlmpfimg verabachifidete;" hinzu k»- 

men/koiniiieii die vwbaimten Kontakte zahheicher Staaten zur Europol und zu 

intopol iflid eine voMrte Miiaibd^ 

flee cnDnigß rnid Crime QWm^üiu ämim4[r^^ 

Crime CoQgren, 1S.-25. Ajpril 2005, Baoglsok). 

Binzelnntennciiungn mfinen »igen, in welcher Kombuiation und mit welchem 
Erfolg von den Staatifthnmgen/Regierungen MaBoahmen dieser Aktionsebenen 
operativ umgesetzt wadcn und welchen Behrag sie real zur Stabllisienmg oder 
gar der EriiOhung der humn Sicherheit leisteten. 

23 Kompleze Urinchea llr Skherhefladefirite - unUutt empii^^ 

Zu den Umchen der Unterproduktioo von Sicheriwit liegen fdr Afrika, Asien und 
Latemamerika kerne geaidMsrten Erkenntnisse vor. Dies hat zunächst b^grifflicfae 
GrOnde, da m dar Regel nicht dezidiert ,,Sicfaeiliett^ - m wehte Form auc^ 
- begrifflidiB Grundlage theoretischer Ansitze und empirischer Untetauchungm 
soodem venchiedene Gewalt- oder KrimmaUtätsformen. Sicheihehs-, Krhnmalitlls- 
und Gewahbegrifib sfaid zwar durch zaUreiche Überschneidungen gekennzeichnet, 
aber kemeswegi dedomgsgleidu Gewakfonnen wie die Misdutt^^ 
und Fkauen haben im engeren Sinne eine geringe Relevanz ihr die Jnnere Sidier- 
beit" und sind bisweilen nicht einmal als kriminell kodifiziert DarOber hhums gibt 
es zahbeicbe krimhielle Handhrngen, die kerne oder eine geringe physische Oewalt- 
komponente aufweisen, aber- wie etwa Bigentimiskrimmalitat hn großen Stil - von 
erheblicher Relevanz ftr die Innere Sicherheit sein dflrfien. Der mklustvste Sicher- 
heitiiMgrifi( die JOmim Security**, hat die grOBte Reidiwehe, verliert aber durch 
die Int^ratk» soriokuhnreUer und Okonomisdier Merkmale, die auch als lAsachen 
ftr Sicheriieilsdefizhe hn engeren Shme aqgesehen werden kOnnen, eme analytisch 
einfiich erftssbare IVennadilrfb. 

DarOber hinaus herrscht zwar kern Mangel an Emzeluntersuchungen und theoieti- 
scfaen Ansätzen zu stoheih ei tsi e levanten Gewalt- und KrimmalitItsforDien (vgl zJ3. 
Collier et al. 2003 51 f.; 197-200; Mehki/KnitanbaGh 2002; Lamnek 1999). Die 
empirische Bestitigungslage ftr Afrika, Asien und Lateinsmerika ist jedoch relstiv 
dOnn. Angesichts fehlender umfesswider vergleichender Untersochnngen haben 
Aussagen zur genaygiknskfaeiiieitswievanlenGewail- und 
den HLindem des SOdens^ nach wie vor meist lediglich PhambiUtatBchankter. 
Nicht sehen spi^gefai sich darin ideotogiaGhe VoipiVgungen der Auto r y to niM. Ehie 
allgemem anericannte Theorie der Oewahursachen existiert ebenso wenig wie efa» 
genereU akzeptieite H a ndhm gs- oder Gesellschaftrtheo f ie. 



Vorausgegangen war 1994 die Arab Convention against the Traffic in Narcotic Drugs; der- 
zeit wird eine AntigeldwAediekonvcntion ausgearbeitet 
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Muttipte Unsicheriieit 



Für die ^icherfaeitt^'-Fonciiung ergibt sich daher ähnlich wie fdrdie Qewaltfor- 
gchiMtg jene 

Uneindeutigkeit von Gewalt selbst, die sich sowohl in der Charakteri- 
sierung, der Fassung von Gewaltphänomenen, der Logik ihres Auftre- 
tens und ihrer möglichen Eskalation, vermuteter kausaler Erklärungen 
und eben ihrer Bewertung ergibt. (Heitmeyer/Hagan 2002: 16) 

Dafhr ist die Komplexitlt des UnlBniichiingsgegenalmides venatwortUch: Eine ge- 
urinsttne BfflwRing ^fffchi^dfuff rit^iffthftitHpfttffvmlfr Oewsll* und ICfhninsiillli* 
ftfinen wiid deduvcli enMhwsi^ den C3owell nnd KrinifaHÜttt eis nensdiliciie 
Hendfungsn nicht moDokmsil IwriwIgBfllhit wsfden, soodeni des J&girixiis 
dynamischer und mnhiftirtnrielkf Kmsahnechanismen shid. Nicht nur dOrflBn die 
DeecnneDCDeD iinienicHicBiivHBii cHviMunicnaUW ifjiff iHiiBniviiwyncne uiseoMDHUi* 
dd haben, t ondem anph idüntitiThe Fhlnomene fcia«wM« duch verschiedene Faktoren 
nereeigeninn woraso. uie inimniBr mangeinane RjonununiKSiion zwiscnen oen ms- 
zipUnen OeschichUwisseiischaft, Ethnologie, Psychologie, Soziologie, Poliiologie, 
Krimfaiologie» FHedens- und Ko nfl i ktfiwa chnng sowie Regionahvissenschaften trilgt 
zum deflzilinn Fondningsstand weitsr hdL 

Frrilich dOrfte es qwzirilB aftüamiadie, nahOetlicfae, asiatische oder lateinameri- 
Icanische Oewahnmdien sui gßneris nicht geben, die nur fttr die jeweilige Region 
gelten und sich zudem etwa von den Oewahursachen in OBCD-Llndeni unterschei- 
den. Es ist die spezifische Ansprignng und KombfaiBtion von Akteurs- und Umweh- 
Mtoren, die dem jeweiligen FeU die faidivkhieltoQnalillt der Un^^ 
• Mht: AhnHchkeileo hmerinlb und über die Regimien und Qeundtibnnen hmweg 
sind fcefaiBswegs ausgescfahMsen. 

Giundsitdich shid notwendige Bedingungen Ihr das Auftreten von Sicheiheitsde- 
fiziten Akleuramolivationen, die De h enac hu ng emachlägiger Technikaa und Ode- 
■enneHssiruHMDen lur rmevaniB uewaiv* uno luimmnoBBmimena ua lUBunaunL 
faisbesondere Gewahlariminalitlt per definitioDem durch gesellschaftliche Normen 
gslehlBt wird, ist dem Anftmhai iDBi andern als selbstverstibidlich und hingt von 
b e sond ere n lAnwolibedingiingen ab. Wefcfae Bedhigungen entsprechende Motivati- 
onen anslOien und Getegenheilen ertlffiien und wdches Oewidt diese Jew«^ 
xen, Ueftt iÜBidings G^genahnd von Kontroversen* 

Angedcte der dispardsn Foiichuiigslage weiden Im ftilgenden lediglidi ver- 
schiedene Ansitze daigelegl, deren empirischer Bewihnmgsgrad nur kursorisch an- 
gesprochen winL Die Prl s e n t alk m wird neben der angeftUirten Difierenzierung nach 
Motiven und Gelegenheilsstrukturen enthmg der Analyseebenen Individuum, Ge- 
seOschaflssmiktur, Nonnen bzw. Institutionen und externer Faktoren organisiert 
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3, Udivld— Ue Ditpotitkw all Urwcht voa Skhwiwtoproblcmc« 

Ein gnindsStzliches Kriminalitils- und Aggressionspo/en/fW des Menschen kann 
vemtknftigerweise niclit geleugnet werden (vgl. Bonacker/Imbuich 1999: 86 f.). 
ZweilbUos gibt es besonders gewaltHtigB FenflolicfakieilBn bzw. regehvchte krimi- 
nelle f Jiifhihnen. NHurwisseasdiillkr verweiseo auf neurologische Abnormitäten 
(z.B. Hiroschidtgungen) ab ni<^cbe Ciewaltnnadie. In der Kriminalpsychologie 
spricht man bei Oewtttkriminellen bisweilen von Psycho- oder Soziopathen. Eine 
Vviante der Kontrolhheorie macht fishleode Selbsdoontrolle f&r Kriminalitit ver- 
antwortlich (Gottfredson/Hifschi 1990). 

Geschlecht unid Alter spielea ebenftHs eine Rolle. Dass gewaMligB und krimi- 
nelle Handhmgen vor allem von Jungen Mlmeni bis 30 Jahren bci s n g Bn werden 
(Lock 2004: 16Q» ist ebe empiiiscli gesichelte BrioBonmis der Kriminologie. Die 
Jungen GeseUscliaften'* in Afrika, Ndiost, Asien und Lalemamerikn sind deshalb 
ehi besonderer NIhiboden für OewaMoonflikte. 

Die Anerkennung individueUer Eigenschaften als Gewalt- und Krimmalititsgrand 
ist kek Plädoyer Ar eine vorwiegend bk>logiache EikUbung dieser Fhinoniene. Bc- 
stfanmte Persflnlicfakeiten sind zu eniem erfaeblicfaen Anteil SoriaKsaftons- bzw. 
Lempiodnkte (vgl Amelaog 19S6: 142 £) oder des Ergebnis von Ekikettierungspio- 
zessen (vgl. Lamnek 1999: 216 £). Obeidies kBnnen indivklnelie Di spos i tionen die 
untenchiedliclie Ittufi^ceit und lutensitit von Sicherfaeit^pioblenien in venddede- 
nen GeseUschafien eigentKdi nur eridiren, wenn indivklnelie Gewalt- und Krinünn- 
litatsbereitachaft die Eigenschaft des FOhrongsperso na la ist Koofliktveriiufe wie m 
Angola lassen sich teilweise durch die Persönlichkeit eines Jonas Savimbi erkllren. 
FQr den RDdcgriff auf Gewalt oder das llberznfldlig h^fiffigff Auftreten entqpedienr 
der Penflnlichkettsstrukturen sind jedoch immer auch siiukturdle Bedingungen ver- 
antwortficlL 

4. GeeelkchafItlelMDisparttitea als Ursache von SicherMtadeiUtan 

Unter den Umweltbedingungen werden vor allem atuMkonomische Faktorm als 
(jewattmotivatk» mgeftkhrt Die prominenteste Variante lässt sich als dtprtvatioi»' 
theoretischer Ansatz bezeichnen. Armut und/oder Ungleichheit an Zugmg ai mate- 
riellen und immateriellen GOtem bzw. MLebenschancen** f&hren zu einer verstSrkten 
Gewahboieitschaft bei der benachteil^lfcn (oder sich bcnschteiligl ftUilenden) Gruppe 
oder Individuen (Gooi/Mehler/Moyroud 2001; „root cause** 1.). Im mantistischen 
Süme ist Gewalt eme notwendige Folge von gesellsduiftlichen „Widersprochen** 
bzw. w Klissfnklmp ftn f zwischen Frivil^erten und Unterprivilegierlen. FQr die 
Auseuumdersetzungen zwiachen Gruppen wie m Bötgeriori^gen hat Ted R. Our 
( 1 970) den Begriff der ^relativen Deprivation** geprigt Der Parsons-SchQler Robert 
K. Merton beschrieb (Gewalt-) Krinünalittt als eine besondere Form der Anpassung 
an g^llschaftliche Bedhigungen (vgl. Lamnek 1999: 108-142). Wenn gesellschaft- 
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Hefa akaeptkrte Zide nicht dureh geidlsc Ji ii ffli c h akzeptici te Mittel toMA werden 
kOmMtt - 2.B. an^nind vott Amnit oder Aiteitslosigkeit - stellen loriminelle Mittel 
eine AUemative dar." 

DeprivationstiiMretiiclie Ansitze cncheinen aufgrund der weit vert a t H et e n Ar* 
mut und Ungteidiheit in den JJndem des SOdenS" ab besoodars frudttbarer Erkli- 
rangsansatz. Nidit nur was QewaUprtvalenz belrifll, sind die empirischen Befinde 
indes bis beute nicht eindeutig und heftig umstritten (Cnildifiekl/Wadswortfa 2002). 
Gewalt bcw. SicfaflfheiiBdefiiite sind nicht einfiMh die nadc^ 
gleiefaheiL Nicht nur gibt es so etwas wie aramtsbedingte, „stabUisierande Apathiei". 
Insbesondeie der aeÜgenflssisGhe islamistische Terrorisnnis llsst sich so - entgegen 
der Annahnien von z^.Johan Gattung -nicht erldiraL Die Innsten Länder A^^ 
shid keineswegs die Brutstä tt en des Tenorisnnis. Die Attentitter des 1 1. September - 
wie viele andere Te rr or ist e n auch - e nt s tammte n hOheran GesdhchaftMchicfalBa 
(Weidenfeld 2004, Weidmann 1998).'^ 

wahrend der deprivationstfaeoretische Ansatz vorwiegend auf Motivationen ab- 
hebt, kann auch Reichtum an natürlichen Ressourcen Gewalt begünstigen (vgl. 
Basedau/Mehler 2003). Einnahmen aus Handel mit Diamanten, Drogen oder tlm- 
penhOlzern wie fai Siena Leone, Angola, Afghanistsn oder Kohndiieo kflnnen zur 
Aufitellung und ftlr den Unteriialt von Rebellengruppen genutzt werden und bilden 
in diesem Sinne gOnstige Gelegenheiten. Ober die Motivationen „Greed" im Gegen- 
satz zu „Grievance** durch Deprivation hat Ressourcenreichtum auch eine Motivati- 
onskomponente. Als Primänirsache gewaltsamer Rebellion scheidet „Gier" weitge- 
hend aus (Collier et al. 2003: 79). FQr die Verlängerung von Gewahkonflikten sind 
ausbeutbare Rohstoffe fan Rahmen von „KriegsOkonomien" oder „Gewattmäikten" 
Jedodi dM pIsntMe Creil-)Eridärung. (Ruf 2003; Basedau/Mehler 2003: 44 f.). 

Deprivatkm selbst kann verschiedene strukmrelle Ursachen haben. Neben Ökolo- 
gischen Behutungen wie Umweltverschmutzung (etwa infolge von ölftfderung) 
oder Desertifikation können demographische AnsMze herangezogen werden. Starkes 
BevOlkerungswachstum erschwert die Integration nachstrebender Alterskohorten in 
das Wirtschaftsleben und vermindert vor allem die Lebenschancen der besonders für 
Gewalt anfälligen jungen Männer (Lock 2004: 166, Heinsohn 2004). FlOchtlings- 
strOme führen zu einer Belastung des Arbeitsmarktes und begünstigen Konkurrenz- 
kämpfe zwischen Ansässigen und Immigranten. In Verbindung mit normentheoreti- 
schen Ansätzen (s.u.) stehen Phänomene wie Landflucht, die zur Entwurzelung von 
Jugendlichen und zur Auflösung gewalt- und kriminalitätshemmender traditioneller 
Milieus führen. Pandemien wie HIV/AIDS bedrohen v.a. die wirtschaftlich aktive 



Mertons Ansatz wird in der Kriminologie in Anlehnung an DOffcheim als Anoiltielheorie 
bezeichnet. Wir behandeln das Anomie-Kooacpt im Rahmen aorm ea thcoretiscfacr Anslbe 

(vgl. Waldmann 2002: 8 f.; s.u.). 
" Allerdings hat Armut in Verbindung mit politischer Repression und Demütigung wie etwa 
in den Palästinensergebieten eine gewisse Erklärungskraft tür Terrorismus. 
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Bevölkemng und damit die O c taui i MUw iddnug. FOr Afrika, Asien und Lateiniimc- 
rika sind - mit mUewcMedBcfaer Gewichtung und im Vcrtwnd mit anderen Faktoren 
- hohes BevOlkerangswacfastum, UriMnisienmg und FlüditMug^probhme daher zu- 
luindMt indhekto OewnlloRnclien» 

IXe edmiadie und leltgiaae faaw. kulturelle HMeragen^ 
DeoBuiBi em foimiuii uK ywaiBiaCnnyt kwihimb zwiscflen loeui iiaisgnippen uno 
damit ein ertiebliches Sicfaertieitsproblem. An^nmd dabei wiikender sozia^isycho- 
iQgjscher Mechanismen kann vom ImergpippeiianMalz gesprochen wenlen. Zwar ist 
Edmizhlt nicht essentialistisch zu v erste h e n , sondern Eigefanis sozialer Konstnikti- 
on. dJi. von Außen- und BtonenwaluiidmnnuL Aber auch sosiale Konstruktiooen 
^nd sffzialf Realittten, die sich politisch instrumentalisieren lassen, inifrwffnd er g 
wemi sie niit DeprivationsgeflUüen verbunden werden. Das Interesse des Ftlhrungs^ 
personale mag Beteicfaerung oder Macht sein. Aber die Mobilisierung von sozialen 
Identimen (In- und Outgroups) kann das sulgefctive Empfinden der Angehflrjgen 
von Rebellengruppen durchaus von etfinischem Hess oder Oefthlen bzw. tatsichli- 
cher Benachteiligung besthnmt sdn. Die Wahrnehmung als nOutgrou|^ begflnstigl 
Ibhidseligp Stereotypen, aggressive Diskurse" und bei akuten Konflikten besondere 
Qiausamkeit** 

Si DysArnktfonalitlt von Normen» Instttathuien und ^ant ab Ursache fir 
Sicherheitsdellztte 

Auch m Afrika, Nahost, Asien und Lateinamerika sind Gewalt und Kriminalittt - 

j tAmSiMm dem AnsoTUch uach — in der Reael duvdi nrinzbolieU aesell- 
sdiafllii^w Nomiett geSärtct» Piese Normeii sind daher eine ^ttaseudiche gesell- 
schaWIche Ressource fllr Oewahfaemmung und Kriminall tir Bbck gmp fhag. Entspre- 
chende Probleme wie Konflikte zwischen kulturellen Werten, die Existenz spöifi- 
scfaergewaltbegOnstigender Normen und die mangehide Geltung bzw. Wirkung von 
Normen können daher unter normentheoretischen oder institutioneUen Amatxen 
sidisumiert werden. 

Efai besondere s Oewattpoteotial ergibt sich aus Wcriekonflikten zwischen ver- 
ffHifMflFii QfUDDen bzw. Kuhwwi. Gerade reliaiBs auftehMkne AnsehHuiderse^ 
jB mgpn lasscD sidi an^pnd von AW gpm^jwg^jrt^ j^citffffff^fi^^ nicht dudi 
Kompromisselfisen. 



'* Der geseUschafUiche und mediale Diakuis um KrimlnalUit und Gewalt kann zu einer ei^ 
höhten Proble mw a hm e hmun g in der BevOlkening fthren (vgl. iCqjplinger 2002). Die Koo- 
strektiou von Ktiminallilliftipcht vereieiit auf die notwm^ge DUAraniierung zwisGfaen 

empirischen Realitäten und WahmehmungeOb als Ufnchen lllr Si ch eriic itid cfliite kommm 

diese Diskurse aber allenfalls indirekt in Frage. 
" Dass Intergruppenprozesse auch individuelle Gewaltkriminalität erklären können, erscheint 
weniger plausibel. Dennoch haben kulturell heterogene Geseilschaiten häufig eine erhöhte 
iCriminalitätsrate (vgl. Amelang 1986: 21 f.). 
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Zudem gest a tten besämmte ReUgknen -je nach Auflegung - unter Umstinden 
die gewalBätige Beklmpfimg von „Ungläubigen**. Der blün soüle dil>ei jedoch 
mcBi-nui ferner iMaoMMBacntigen wiminiCDfo vamne venvecueR wemen. aihf- 
dhigf beweift auch die Gefchichte def Chriftentunw, daff fidi JHeilige Scfariftett" 
allzu leidit Ar g ew alttä ti ge Ziele missbraucfaen lassen. 

Die Rechtfertigung von Gewalt md KrimfaiaÜtlt findet ham mMIrlich auch in 
fündaran Weltanschauungen und Milieus statt Dass in „SiModtureo der OewalT 
OewaMorimiBaHtat keine Noinu<w»ridHmg, sondern konfixnies Veriudten ist, wurde 
beieils IHlh veo der Krhofaiologle tenatifiert (vgl. Lamnek 1999: 142 f.; 181 f.). 
Dieser Ansatz lisst sich auf utbane Zentren der Dritten Welt Ubehrsgen, möglicber- 
weise audi auf manche Rriiellenoigaiusationen oder besliiiunte Gruppen m der 
ripbare dieier Gesellfchafteii (vgl Böge 2004: 57 

Die Debatte der letiiiw Jahre um die Dysfunktionalittt staadidier Institutionen bis 
zum St aa t a zerfiül (vgl z.B. Rotbeig 2003) thematisiert aber zunehmend die fehlende 
Getane von Normen und ihm mangelnde D uidif f ltu ng als Umache Rlr Gewalt und 
Krinrinaimt Dabei hängen die ^weidie** gesellsdiafiiiche Akzeptanz von Normen 
der Gewaltfteiheit und die JnrtB^ Durchsetzung dee staatlichen Gewahmonopob 
^jifp^h ftaalUche lutitutiQiiBD und KoBtrdliDftHixBO mitBinander zufaflsnasD« 

Die Ab w esenheit und Schwtche staatlicher KontroUoigane schafft unmittelbar 
dBe prakfisdMm Gelegenheheii flir gewaltsaaM Hindhmgen. Die write Verbreitung 
voft Klehi Waffen untergräbt ha b e a c n de w fai Pofdoonfliktgesellachaflen das staatli- 
cfae Gewaltmonopol. Auch ehie geringer eingeschitile Vedblgungswahrscheinlich- 
keit wfakt mittelbar hi dieae Richtung. Dies betrifft gleicfaermaBen mdivfchielle wie 
oiganisiefte Formen von Gewalt und Kriminalitit. Oinsdidh ftaatsfieie RXume er> 
onnen oem lerwriiBiiif Mopiciimwii operauver NuniiMng. 

Die Feraption frhltttdrr trtantKrhfr g> fcw»i M iiii|f ff ^ ^ a tiipfi In ^ weaentticlie 
Unadie vm geaellfc hafHi c h a r , 3e lh fl WMy wie Lynchjustiz, die eelbflt ein pioble- 
matiediea Gewattphinomen darstellt Auf die kontraproduktive Rolle von staatli- 
chen Sicherfaeitskrilften fllr die Sichertieitslage wurde oben bereits hingewiesen. Zu 
Gewillemssen bei Aufetands- und Kiiminalititsbekampfung gesellt sich zudem die 
unmittelbare Verwicklung von Sicherfaeitskräften in Alltags- oder organisierte Kri- 
mbialiUt oder die direkte Bedrohung der „Staatsicherheif*. Militflrpuuche stürzen 



^ Ferner gibt es auch fai einigen Gesellschaften in Afrika, Asien und Lateinamerika 

EjgmheitHi, die Oewsk begOnstigen (ebd.): Daa 




als ^lügUch** akzeptierten P hrn o m e n e n wie klusliche Gewalt und < 

die besonders Frauen betreffen, auch Hexen- und Ritual morde. Dabei handelt es sich im 
übrigen keineswegs um Mythen (vgl Kohnert 2003); freilich bedrohen sie die innere 
Sicherheit nur dann, wenn Anschuldigen wegen vermeintlicher okkulter Vergehen poli- 
tisch instrumentalisiert werden, um politische Gegner auszuschalten. In Kriegerkulturen 
wird Gewalt bei Jugendlichen bisweilen auch als Teil eines „rite de passage" tolencn. 



Copyrighted material 



Sicherheit in Asien, Nahost, Afrika und Lateinamerika 



23 



Regierungen oder löfca RBpwnioosichtlbc aus. Mit Ausnahme Afrikas - auch hier 
sind sie seltener ge w orde n - spielen MOitfipiilaGlie heute äber im Vogleich zu wei* 
tni Teilen des 20. Jahriranderts einB fsriogore Rirfle oder sehellem hinilyr. Ihr 
Scheitern kann jedoch blutige BDigeriPriege auslOeen, wie etwa in Bunmdi 1993. 

iMjneHioDoie>enB nut flein wcdurd oobid cht aJucDaeiiiiiaiBD shsbbidbk^ wuu 
Staattachwiche auch initsiruidurdkn Defiziten hl der Sozial- und 
tik und ihnr adnünlsMivai UmielBiqg ideotfliiieft (vgl. Mair 1999: 16 t}. Dk 
fehlende institutiooelle Bearbeitung gesellschaftlicher Konflikte, deren aktive Ver- 
schärfung und generell fthlende demokratische LegitimatioD shid ebenfidls Gewalt* 
grOnde. Entsprachende Politiken schaffen die Voraussetzuogen flir OkonomisGlie 
oder politische Deprivitk», die m Oewah umschlagen kann. Staatsscfawiche hi die- 
sem Sinne ließe sich auch als fehlende „Good Govemance" bezeichnen; «Good 
Oovemance** sehUeBt aber stärker die handefaiden Eliten ein als der Struktuibpgriff 
des Staates (Hydeo/Curt/Mease 2004). Die mangehide Durchsetzung oder Perveitie- 
rung von si ch eiii eltete faid B cfaen Normen fai dysftmktionalen Staaten veningert auf 
der Wahmehmungsebene auch deren Intenialisierung durch die Bürger und damit 
deren Geltung und Wi ririmg - Werden Nonnen nicht mdur als bindend empftnden, 
kann Gewahanwendung individuell oder kollektiv leichler rationalisiert werden. 

Die potentiell sicheiheilsft)rdenide Wirkung von Nonnen ist nicht auf den Staat 
beschränkt Auch die meisten traditionellen kulturellen Werte - mit den oben ge- 
nannten Ausnahmen ~ wirken m diese Ridztung. Bisweilen g3)t es sogar besondere 
Ansitze der traditionellen Konfliktregulierung (Böge 2004; Kurteiteli/Mielder 
2002: 162). Mdlomde der politischen Knttnr und der Zivi]^^ 
Wirkungen auf die Sic h erti eits lage. I nsbeso n dere gesellschaftlicher Wandd (zB. 
Urbanisieruiig oder Individualisietung» 8.0.) begünstigt neben s ori o flk wi o in isdiett 
Verwerfinigen Gewüt und Kriminalitgt, wenn MÜnKlitkiiidk^ Normen nicht mehr 
und jDoämi^ Nomen (noch) nicht greifen. Auf der MikiodMne haben Konlroll- 
theorien der Krimfaiologie analog die fehlende Bhibindung in soziale Millens ab 
Krimmalitttsursncfae herausgestellt (vgl. Amelang 1986: 190 f.). 

6. BitameUiinclw von SkfaerheltsdelMtfin 

Bishmg wurde die Ursachen fOr die Unlerproduktkm von Sicberiieit lediglich hn b- 
nefgeseUscfaafUidien Ridunen betracfaSet. SidiBriieilBrdevurtB Kriminal iHMsphUno* 
mene wie Drogen- oder Walfenhmidel nidnen sich Jedoch hi besonderer Weise 
durch ihre internationale Vernetzung aus. Obwohl organisierte Gewaltkonflikte mit 
wenigen Ausnahmen vorwiegend hmerrtaatUch stattfinden, spielen Aufieneinflflsse 
oft eme wichtige Rolle. HieriMl ist zwischen r^gfanalen und globalen einerseita und 
v.a. politisdien und sozioOkonomischen Einfltlssen and ererseits zu imterscIieideiL 
Mit Ausnahme direkter Gewaltinterventionen wie dem bik-Fehlziv der JCMlitk» 
der Willigen*'» sind diese Emfltlsse vor allem hidhekt, faidem bereits diskutierte 
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Okonomisdie, flkologliGlie, demographisclie oder polMich-iMtifutionelle Bedm- 
gungen h ce hiflumi wenkn. 

Regiomk Paktom sind selr bedentend, weil etwa in Afirfln poUtisdie Grenzen 
nidit nur kOnitlich gezogen, Mndem audi realilar in vielerlei Hinsiclit fiktiv sind. 
OewOhnliche Kriminelle kOonen licli fthlende Orenzanlagen und -kontroUen fttr ihre 
Zielfr zu Nutze madien. OqganlskrtB RebelBonen sind ohne Rflckzugsinme in 
NndÜMvataaten genKle in Afirikt mcht zu denken. Diese werden von den Aufiiahnie- 
lindem geduldet, teilweise werden Konflikte von inlerassierter Seile, wie v.a. in 
West- und Zentnilaftika, von regionalen Anrainem gesclillrt. Dies ist wiedenun ein 
hlnfiger Grund fllr ein regionales Spill-Over von Konflikten, wenn es z.B. zu Ver- 
gftltiwigiaktiflnfn der bdrofiisnen Regime fconiBit. Die Abwesenheit wirksamer regi- 
onaler SldieriheilBardulslGloHn b^gDnstigt weitar einsn ungMftgftlfen Konflikt vw^ 
lau£ In sozioflkonomlscfaer Hinsicfat brauen nicht nur regionale MIrkte zusanunen. 
FHh^iUgMlrBi i wii auch WMWi l lig ^ von ngionalen KonflilBtaii, deslabiltsieicn wie 

Als eine promhiente gkibito KonflikturMcfae gelten bestimmte Meikmale der 
Wdtwirtac hafli o ff dB un g. Die Dynamik der wi mc haftl ldien Gkibalisierung wirkt als 
MbCor in iW B ffwUtfitiafWiff liftn Wandels, der mindeslens in fi h ci r i isffrttftffft beson- 
ders k rimin a matsfW em d wiikt (Amelang 1986: 22). Im Rahmen der Gtobalisle- 
rungsdebalte tauchen auch versHifct die allen Argiunente der Dependenztfieorie auf. 
Die Entwickhingsproblane des JSOdmif* seien strakturell bedingt durch ungerechle 
A wstaus chb eri e him gB B awisdwi Nord und SQd. In der ftllher behaupteten Allge- 
meiwgOltigkeit ttsat sich die Dependenrfieorie angesichts von Entwicklungserfolgen 
Qurcn «vonnMnEmiiBBanon m usmsien hicht nanen. cncKuver rrweisiWr''iS'nMs im 
Agrarbereich durch den Norden oder Schockanflttligkeit aufjpund monolithischer 
BxpoftHruktmcn shid äber gewiss negative Bedingungen. Bei der Abhängigkeit von 
mineralischen Rossourcen tritt als Gefidraherd audi noch dio FInigB der Versor- 
gungssicherfaoit hoBu, die wesdidie Sicheriieitsintemsen auf den Pfan nilbn kamt 

hmovativ fai der Gkibalisierai«sdebHtte ist das Konzept der „Schattenglobalbie- 
rung" (Lock, in: Rnf 2003): Nicht nur die Vernetzung ökonomischer und finanzieller 
Austausdiberiehnngen wlcfast, sondern auch zugleich die illegalen Aktivititen wie 
Drogenhandel und GeMwIsche bzw. Wafifenhandel (der fiieilich auch hflufig voll- 
.konBin legal Ist). Besonders n^gttiv wiikt sich aus, dass mtemational wirksame 
Rugnlierungsmechanisman Inmar noch weitgehend Mlen. 

Danut ist bereils der Zusammenhang mit globalen politischen Fragen angespro- 
chen. Zwar flogt kehle vOttige Anarchie hi den intematkwalen Beziehungen vor, die 
Vereinten Nationen sind aber fanmer noch weit von einem System kollektiver 
Sicheriieit entfernt Die friedenseriiahene bzw. -stiftende Wirkung zahlreicher UN- 
Operationen soU dabei fteOich nicht geleugnet werden. Interventionen, die nicht di- 
rakt von den FareMisri Nationen initiiert wurden wie in Sierra Leone 2000 (Großbri- 
lüinien), CMe d'hoire 2002 (Frankreidi) und der DR Kongo 2003 (EU), verbessern 
zuweilen ebeniUls die SicheMtslage. 
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Ob die von Samuel P. Huntington (1996) vertrelene These des „Kampfes der Kul- 
turen"* haltbar ist, bleibt strittig. Hier werdoi Intergruppenkonflikte auf die intemati- 
ooale Ebene tnuiiiiarieft Biaing sind direkte Konfiöntatioiieii zwisdien dem Wet- 
ten ünd Afinka, Ndioel; Asien und Lateinamerika altonfiills zwischen efaizelnen 
Undeni angetreten. Der Irric-Krieg 2003 zngl enien möglichen Kultaikonflikt, 
aber auch den BrOcfae jnnarfMili^ der von Huntington identifizierten Kulturen. Inter- 
nationale Rivalittten haben Jedoch auch Ober den Ost-West-Konflikt hinaus CStell- 
vertreterkriegO bisweilen interne Konflikte b^;QnstigL 

7. KombfaiatkHi von Ursachen 

Wie oben angefthrt, scfalieBen sich die genannten Ansitze nicht gegenseitig aus. 
Strukmrelle TiwtaWHtm, die Unflhigkeit Konflikte friedUch «iszutn^en, oder auch 
Mmenachliche Sicheriieit" ergibt sich aus dem Zusammenwiiken verschiedener Fak- 
toren (vgl. Mehler 2002), wie anhand vnliufiger Hypothesen skizziert werden kann: 
Organisierte Gewahkonflikte lassen sich möglicherweise durch eme Kombmatian 
von Deprivation, Konkurrenzwahmehmung zwisdien Ideulitltsgruppen, Instrumen- 
talisierung gewattbereiter Führer und gewahOkonomisdicn Gel^genhdten erldlren 
(vgl. Basedau/Mehler 2003: 45£). Oewaldcriminalitat whd motiviert durch sozio- 
ökonomisch und demographisch bedingte Dqvivationen (Lock 2004: 166). Der 

schwache oder i^BIIOailadM^ St—t fp-haflft Hte f^Uywlimfr ftr mwUimtfrfMt Any- 

breitung von Oewah (Wakfanann 2002: 14). Den ishmistischen Terrorismus moder- 
ner Prägung zu ericttren ist selbst hypothetisch eine große Herausfofdeiung (vgl 
Weklenfekl 2004). Hier schdnen deprivatkmsdieoredsGhe Ansitze nur m Veriifai- 
dung mit bestimmten Wahrnehmungen, kulturellen Normen und politisch- 
militärischer Unterlegenheit gegenüber dem Westen ftucfatbar zu sein. Geflihle von 
Dena c htriligun g , Demfltigung und Bedrohung durch den Westen erzeugen die Moti- 
vatkm, bfftfmntfft Deutungen religiöser Normen liefism die Recfatftrtigung. Auf- 
grand massiver miUtirischer Ihiterlegenheit bleibt als erfolg ve r sp re ch endes Mittel 
des Konfliktsustrags wenig mehr als beso n de rs schwer zu unteiÜndende Angriffe 
aitf Zivilisten. 

8. Folgen von Gewalt und Krinünalitit: ^Development in Reverse^ 

Auch wenn ausfllhriiche Statistiken zu den Auswirlomgen von Gewalt und Krimina- 
lint im umfiusenden Smne Ahr die «Dritte WeUf fehlen'*, lassen sich die wicfati^ten 
Felder proMewloi ^fnwMiffn. Flniff hw mflgitn von Oewah «wd Kriminalitlt durch 
Anhiuflmg von ReiditOniem und durch die Erhmgung von Machtpositioiien kurz- 



Vgl. für Gewaltkonflikte die zusammenfassende Obersichten bei Collier et al. 2003: 13 f.; 
33 f. Agreggierte Daten für Kriminalität internationaler Organisationen (z.B. WHO 2002; 
2004) liefern nur ein sehr unvoUsUndiges BIM Ar dfoPklMta von KriminaUtlL 
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oder «mIi langfristig profitieraL Für die Mle BevOUceiuiig - auch in Nacfabartttai- 
dem-wifddmPcfaOcwakimdKriminililMtsoziaks vernichtet 
Auch hier ist zwiflchen den Folgn von verMfaiedenen «cherhe i t gi otevaniBn Pannen 
von Gewalt und Krhninalillt zu untenicheiden. Gewalt Bfligeilan^gie zumal, sind 
wie es Collisr et aL (2003) ausdrucken „Develepment in Reverse**. Zu untencbeiden 
sind wiedenm diiekle und faMUreide Folgen. Anah^ zu den Ursadien ftr Sicher- 
heilsdeizile Hast sich von psychologischen, sozioOkonomiscfaen und histitutionellen 
Folgen spiechen (vgl. Matdües 1993: 3670. 

Direirt fllhrt Oewaft und KriminaKtit zu immensen Hnmankoslen, Die Anzahl der 
- Kriegs- und VeriMec h ensopflar (Tote, Versehrte, Traumatisierte) Usst sich ionmi 
sununieren. Stetblichkeitmlen steigen in Folge von Gewalllconfliklen effaeblich an - 
dies gilt ancfa hmge Zeit nach deren Beendigung (u.a. Landminen). 

Gewalt hat dramatische sozfaile Folgen. Krankheiten und Seuchen finden emen 
klealen NttubOden hi BUigqicriegen. Gewalt fthrt ar Vendchlnngvon SoehdkapilaL 
Oewalterfthnmg zerrtOrt wediselseitiges Vertrauen, das efaie wichtige Entwick* 
haigsressouroe ist Die Alltäglichkeit von Gewalt produziert Gewöhnung und ttsst 
Gewah als eine akzeptable Form - oder Nonn - der LOsung von Konflikten erschei- 
nen. Darüber hhiaus Mna Koniliklie zur Veifareitung von Klehiwafien, die Gele- 
genheiten für GewahkrimiiuiHtlt dnanatlsch eifa(fewi. 

Gewaltsame Konffikte und weitverbrehete Gewahkriminalitflt sind in ökonomi- 
scher Hhisicht eui eilieblicher Standortnachteil. Humankapital wird ebenso vernich- 
tet wie die Infrastruktur. Investoren werden durch eine prekäre Sicherheitslage ab- 
geschreckt. Gewaltbelastete Gesellschaften leiden unter Kapitalflucht und zie- 
hen allenfalls Risikoinvestoren an, die auf rücksichtslose Ausbeutung bzw. hohe 
Profitraten setzen und wenig Interesse an investitioosintensiven Projekten haben, die 
langfristig allen Beteiligten nützen. 

Wie erneut betont werden nuiss» suid Slaatsscfawache oder Anomie nicht nur Ur- 
sach e, sonde r n direkt md indirekt auch Folgen von Gewalt und Kriminalität. Zerfid* 
lene Staaten wie Somalk oder teilweise Kolumbien shid Produkte von Bürgerkrieg. 

Auswirkungen hat die Gewalt auch auf Nachbarstaaten - weswegen die bisweilen 
propagierte „Ausblutung" von Konflikten eine Äußerst problematische Empfehlung 
ist FlflchtlingsstrOme oder Ökonomisches oder politisches Spill-over („horizonatale 
Eskalation**) wurden oben bereits ebenfalls als Qewaltursachen identifiziert, so dass 
abenauüs deutlich wird, dass ähnliche Phänomene sowohl Folgen als auch Ursachen 
von Gewalt sind. 

Es ist daher kein Zufall, dass Collier et al. (2003) von der „conflict trap** spre- 
chen: Die typischen Folgen von Gewalt (und Kriminalität) sind oft mit deren mut- 
maßlichen Ursachen identisch. Individuen und Gesellschaften mit Gewalterfahrung 
sind besonders gefährdet, solche Erfahrungen erneut zu erleiden. Zahlreiche Bei- 
spiele belegen gleichwohl, dass man aus solchen vermeintlichen Teufelskreisen aus- 
brechen kann. Im Kontext von innergesellschaftlicher Gewalt ist die unmittelbare 
Reaktion der politischen Führung freilich oft von Repression geprägt. Zwar wird 
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man „Innere Sicheilieif * und auch menschliche Sicherheit" nicht völlig ohne den 
Rfickgriff auf repressive Elemente herstellen können. Langfristig müssen aber ge- 
sellschaftliche Vertodenrngen greifiBn, die wohl va flkonomische, soaaale und insti- 
tutioneUe Refixmen iimflisson sollten. 

9. Im Bnch um! Foiichnnykiinteit 

Der vorliegende Sammelband erhebt nicht den Ansprach, die hier aufgeworfenen 
Firagenkomplexe einer erschfipfenden Analyse zu unterziehen. Im Vordeigrund 
stand das Bemühen, einen ersten Oberblick zu geben und ausgesuchte Aspekte von 
Sicherheit in Afrika, Nahost, Asien und Lateinamerika näher zu beleuchten. 
Grundlage des Buches bildet dabei die Mehrzahl der bdm eingengs genannten 
Woflcshop vorgestellten Papiere, zuzüglich einiger weiterer ausgesuchter BeitrflgiB 
aus dem Kreis des DOl-FonchuQgsschweqmnktes „Gewalt, Sicherheit und Krisen- 
Prävention**. Die Beitrage werden vorwiegend nach geographischen oreor geglie* 
dert, wobei sich Jeweils aUgemeinere und spezifischere Zuginge zu relevanten 
Sicherheitsaspekten ergänzen. 

Em Oberi>lick Ober verschiedene Formen ofganisierter Gewalt und ihren Wandel 
m 5i2dbtfrafl^ steht hn Mittelpunkt des Beitrags von iMS^ 
der Gewattoidnung m Indonesien nach der Auflösung des vom Müillr dommieften 
Gewaholigjopols und darauf folgender Tendenzen des Stsatszeifidls wird von Attdttoi 
C^ffew auigiBMeigt 

Sicheriieit im arabisdim Raum wird von drei Beitragen thematisiert. Hampeitr 
Mattes gibt ehien OberfoUck Aber die Herausforderanigen an die KrimhiaUtatsbe- 
kampflmg mNofdaftika, wahrend HamirFibilgäit Risiken des islamtstischen Ter- 
rorismns hi Ägypten und Saudi-Aiabien analysiert Martin Bedt beteucfatet wesent- 
liche Merkmale und Ursachen der ,3icherfaeit auf orientalisch** unter Ehischluss der 
Staaten des Mittleren und Nahen Ostms sowie Nordaftikas. 

Die versduedenen SicheriieitwdBfigite in den 48 Stsalwi des stAsa^iattichtn j^ika 
werden un Beitrag von Matthias Baseäau zusammengefiust Mit speziellem Fokus 
auf Westafrika skiiatort i^iKfreoi M»Wt das Konaept des GewahoHgopols fan Kon- 
text von Slelieifaait als unteipirndinierlem Oflbntlidbam biw. koOektivem Gut. 

Mit Sicherheit in Lateinamerika beschäftigen sich zwei Autorinnen. Sabine 
Kurtenlfodi ski&iert auf der Grantflage eines l a twhiammk a nis c hen Panoramas der 
Gewalt die syniMotisGlie Veihindung verscfaiedeoer GewaMbrmen hi Qualemata» 
wahrend Oetder das Phänomen der Lyndjnstiz fai Guatemala analysiert und 
dabei msbesoodere die Ambivalenz einer gleichzeitigen Produktkm und Erosion von 
Sicheriieit durah diese Fonn der kollekthm Bestnfong m den Blick iiimnit 

Den Abschhiss des vorliegenden Bandes biklet der Beitrag von Ulrike Borchardt, 
der die Möglichkeiten und Grenzen vonSecwitySectorRrform in Posdumflikt- und 
sogenannten Entwiddungslandem skizziert 
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Däbfli cntiidi imgBsnil finottonnidiBS Bild vom (Uii-)SiclMriiBilBO in Aftüa^ 
NähMt; AsIqo ud LilriimMrilGi, dv sieb ivcnlgpr als shschUeBoMlo Fonmiiisnng 
von Eigebnissen, denn als Stimulation fikr eine notwendige Fofderang der Sicher- 
heitsfixsdiung in den Landern des Südens begreift. Der Titel des Buches ^multiple 
Unsicliflilieir klM sich aus dieser Situationsanal^ 

Es wild deudich, dsss Siefaeriieit auf sehr vefsdüedene Weise zum „vaataiptoän' 
zierten Ouf weiden kann oder bereits gewoiden ist Allein im Bereich der Phäno- 
menologie muss zwisdien venchledeiien Encheinungsftinnen von Gewalt und Kri- 
minsHtat uaterBchieden werden. Tller> und Opfergruppen divergieren ebenso wie 
an g e w a n d te Techniken, OfgwisadonsibfBHn, Strukturen sowie geographische 
Vdtrritungund bitenslUt Gleiches gilt fttar moisllche Umchen und Auswiilcungen. 
AUtigs- und organisieite Kriminalität, Staatsstreiche, bewaffiiete MassenkonfMkte 
oder prekäre Staatlichkeit haben imterscfaiedlidie BegOnstigungsstiukturen und zu 
Grunde liegende Motivationslagen der zentralen Akteure. Verschiedene Phänomene 
und Ursachen sind darüber hinaus teilweise miteinander vericnOpft und können nur 
künstlich analytisch voneinander getrennt werden. Phänomene wie Staatszerfall und 
Armut sind zugleich Ursache und Wirkung. Sie sind Folge von Gewah und begüns- 
tigen diese zugleich. Zflhlt man schließlich noch die verschiedensten staatlichen wie 
nichtstaatlichen, nationalen wie nitenudonalen und zumeist unzureichenden Reakti- 
onen auf Sicherheitsdefizite hmzu, entsteht insgesamt ein komplexes Beziehungsge- 
flecht von prekärer Sicherheit 

Diesem Befund stdit eine Forschungslandschaft gegenüber, die von einer Viel- 
zahl von mitunter inkompatiblen konzeptionellen wie disziplinaren Zugängen, theo- 
retischen Ansätzen und empirischen Studien geprägt ist und weit davon entfernt 
bleibt, zu umfassenden und konsolidierten Schlussfolgerungen zu gelangen. Von 
großer Seltenheit sind überregionale Vergleiche, die unter Anwendung gemeinsamer 
Fragestellungen und Analyseraster über die Feststellung von Unterschieden und 
Gemeinsamkeit den wissenschaftlichen Mehrwert für Theorie und Empirie voll aus- 
schöpfen. Der Forschungsschwerpunkt „Gewaltdynamiken und Sicherheitskoopera- 
tion** des DOI steht hier seme zukünftigen Arbeitsfelder. 

Diesbezügliche Forschungsaktivitäten sind nicht nur aus akademischer Perspekti- 
ve zu entfalten. Eine angemessene Beschreibung von Phänomenen und die Identifi- 
zierung ihrer Ursachen sind die Voraussetzungen für die Entwicklung wirksamer 
und vielversprechender Strategien von Krisenprävention, Konfliktlösung und Kri- 
minalitätsbekämpfung. Dies ist auch im wohlverstandenen Eigeninteresse des Wes- 
tens bzw. Nordens, gleichgültig welchen Stellenwert man verschiedenen Bedro- 
hungspotentialen wie Migration, Versorgung mit Energieträgem, transnational orga- 
nisierter Kriminalität oder internationalem Terrorismus beimisst. Fraglos ist Sicher- 
heit primär ein humanitäres Anliegen und im Interesse der Gesellschaften in Asien, 
Nahost, Afrika und Lateinamerika selbst. 
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Formen und Formenwandel politischer Gewalt in 
Sftdostaneii - Ein Überblick 



Marco Bünte 



Schon bald nach deo v er fae cren dcn Anadiligen vom 9. SqUember 2001 auf New 
Yofk und Waahingloii gcrieldie Rogioii Slldoi^tfien ina Fadeoknoz amerikniiadier 
AnthemmtmoBBo. US-Maidflnt Gooibb Bndi achkkle rood 660 US-SoMMi in 
die sOdÜchen Philqymen, um die Regkrung in Manila im AutUeimikaiBpfai unter- 
stQtzen. Gleichzeitig lobte er die Regierungen Malaysias und Singapun ftr die Ver- 
haftung zahlreicher Verdächtiger und rief die Regierung in Indonesien dazu wa^ 
ebenfalls harter gegen mutmafilicfae Tenoristen vofzngehen. 

Nach SUdasiao ™if A^hanislan und Pakistan ab i^ ffirt fif i » des islamischen 
Fundamentalismus avandeite SOdoatasiep somit zur „zweiten Front" fan Kampf ge- 
gen den internationalen Terrorismus (Qershman 2002). Das Voigehen der USA ist 
in der Regkm auf heftige Kritik gestoßen. Den USA wurde v orge wo rfen, den Krieg 
gegen den Terrorismus zur Verfolgung eigener auBenpoUtiscfaer Ziele nutzen zu 
wollen. Die Folgen ihres Vorgehens sden darfiber hinaus voheerend. So kommen- 
tiefte der Far Emttm Economic RmHew unter der Ü b er s c hrift „das fiüache Ziel**, 
dass der Kampf der USA gegen den globalen Terrorismus groBen Schaden anrichten 
wtbde. Die USA wOrden sich In tokak Konflikte einmischen, die schon Jahrehng 
schwelten und international eine nur geringe Bedrohung darstellten.* Der Zeitungs- 
bericht verweist anf die neue Untfeefiichtlichkeit hi der Region, inderdne Vieteahl 
unterschiedlicher Oewahakteure teilweise schon seit Jahrzehnten aktiv sind. So 
kimpft auf den sOdlichen Philippinen bereits seit Ende der sechziger Jahre ehie Re- 
bellenbewegung ftlr die LoalOsung vom philippinischen Staat» und auch die andenn 
Staaten der Region sind mit ethnonatinnalistisrhfln Beftehrngsbewegungen konfiai- 
tiert Die UnObersichtiiddcrit, die mit dem Begriff des Terrorinma vertwndeu ist, 
resultiert nicht nur ans den Schwierigkeiten einer efaideutigen Grenzziehung zwi- 
sdien Kriminalitlf, TenoriiDnii und Kriog» sondern dwnao aus den lemantisdien 
Verwirrspielen der Akteure, die mittels der fVaifitzmig von Begriffen die je eigene 
Ausgangsposition vertwaseru wcUen, indem sie bfisffamnte Akteure als Tenoristen 
oder als Fkeiheitsklmpftr bezefchnen (MOnkkr 2002: 263). In SCktostasien herrscht 
diese Unklarheit gegenflber vielen Gewaltakteuren. So werden mittlerweile alle 
sezessionistisiehea (bzw. islamischen) Gruppierungen fai den Philippinen, m Thai- 
land und in Indonesien von ihren Regierungen als „terroristische** abgestempelt 



' Wain, Barry, Wroog Target, Far EaxUm Economic Rtview, 18.4.2003. 
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Einer rigiden winensdufUiclien iClMsifiintion hllt dieser Befind jedoch nicht 
smd, da lich die P hln o m e ne der poUtiachen Oevndt» Krinünalittt, Sezessionisnnis 
und Terrorismus in der Regk» vennischen und so eine eindeutige Zuordnung cr- 
schweren. 

Ziel dieses Autetaet ist es» die P hlnom e ne der politischen Gewalt in Südost- 
asien zu klassifiziem und zu oidnen. In ehiem enrten Sdvitt soll eine allgemeine 
Typologie politischer Gewalt enat e ÜB t werden. Typologien dieaen der genaueren 
B e sc hi ci bon g empirischer Gegenstande, der Analyse von Oem ehw i m l Mit « 
tensdiiedeB sowie der Brftssung von RegelmäßigkeHen sozialer Phlnomene. Sie 
tomen dabei heMen, die Komptodtit zu reduzieren und BeziehimgBn zwischen den 
BinariamielGlBn herznslBllen. In einem ersten Sdvilt wiid deshalb eine lypologie po- 
litischer Gewalt enibeiiet, die hilft, dfe vcrsddedenen Pennen politischer Gewah z^ 
kategorisieren. In ehieBi zwrilen Schritt wiid dami ehi Bilde auf die Region SOdos t- 
asien geworfrn und eine Tc^>ograpliie der politischen Gewalt ennbeilet. 

2. Bhw Typologie poHUseher Gewalt 

Heute findet sich im internationalen System eine VIelfidt von Konflikt- und Gewak- 
fofinationen, die nüt ganz unterschiedlichen BegriflUddoeilen bdegt werden. NdNn 
Massischen zwischenstaatikhen Kriegen gibt es immtaatUcfae Kriege und bewaff- 
nete Konflikte. Dia zdden auch Antiregime-, Dekotonisstiona- und Sezesskma- 
kriege (AKUF 2005). Darther hhians ist jüngst von «neuen Kriegen** die Rede, die 
mit einer ventMden Teflhabe twnsnstionaler, gewinnorientierter Gewakakteure 
efadievhen OüOnkkr 20Q2a; KaMor 2000). JOngst shid weitere, neue Begrifib, wie 
Jdefaier KrieiT (Dwee 1999X ^NNtaationakr Krieg (Beck 1999) oder „neo- 
h ohbesa chy Krieg" (von Trotha 1999) a n%iitanr l ir Diese Begriftvielfiüt weist auf 
ww^genenoen ronienwanflei oer uewan nm» cnr nui oen oiMie oes uic*wesi 
KonflfldBs iting i ftstifrt hat Dieser resultiere nicht zuletzt ans der Aushöhlung des 
■taartichen Gewaltmonopols durch Kiifte der Globaliriemng und Lokalisierung, der 
daraus fiilgenden Privatislsnnig von Sdisfheit und der Pnistrinmg von zerfallenen 
und aerftBenden Slaalsn.' Die hegriflllche Venrirrung wurde durch den Terroran- 
gritf auf die USA und den daianflrin praUamleflBn ,4^eg gegen den TerrorismuS** 
nodi gesteigert, aelgte der Tenadans doch an, wie der Begriff »Krieg" politisch zur 
ffTftlii ii ffi 'ng gMMf qwippMvw^iofiBllen Feinde« flWH'ftt wrtwi kwfiff (Dwate ^001 : S5 fX 
Es nmss islglich darsuf hhigewiesen werden, dsss der Kriegsbegiiff heute stark aus- 
geweitet worden Üt Er ist zur Analyse der Vielzahl von Gewahphlnomenen un- 
brauchbar geworden. Bttiche Gewakkonfllkte zwischen staatlichen und privaten Ak- 
tenren kflnnen mit dem Kriegsbegriff nicht hhireichend erfinst werden. Ferner ist der 
Begriff des Krieges nonnstiv anfiieladen, und AuMnde, Befieiungskflinpfe und 



' Zum Themenkomplex des Staatszerfalls siehe: Rotberg 2003, Rotbeig 2004, Miliken 2004, 
Schnedosner 2004. 
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Sezessionsbewegungen werden dadurch delegitimiert. Deshalb ist es ratsam, den 
Kriegsbegriff eng zu fiusen und auf rein zwisdiBDStaatlidie Phänomene zn be> 
schränken. Bislang orientierte sich die Diskussion an der von der Arbeitsgemein- 
scfaaft Kriegsursachenforschung vorgeleglen Variante, die den Krieg als «^gewahsa- 
men Massenkonflikt, an dem mindeslBas auf einer Seite reguläre Streitkräfte der 
Regierung (Armee, Polizeieinheiten, panmilitarische Verbände) beteiligt sind** de- 
finierte. Ferner aoUle ein MmdestmaB an zentral gelenkter Organisation der Kriegs- 
fUfarang vorhanden und eine gewisse Kontinuierlichkeit gegeben sein (AKUF 2005). 
Die von der Aibeitsgeme i n s chaft KriegsursachenfiMScfaung vorgelegte Typologie 
nennt dann Sezesstons-, Antiregfane-, Dekolonisations- und sonstige innerMaatUcfae 
Krkse. Lisst sieh diese Typologie ann diadiranen Ve^gleicii sinnvoll verwenden, 
ist sie zur Ordnung der Vielzahl der Qewattkonflikte nach dem Ende des Ost- West 
Konfliktes nkhl mehr bnndihar. Die Dcfcoh w isatio n sp r ogBs s e sind wellweit gr06* 
tenteils abgeschlossen, und mit dem Niedergang des Kommunismus sind such die 
meislen ideologisdi motivienen Grappen, die einen Antiiegimekrieg kImpAn kflnu" 
ten, verschwunden. Die voiherrscfaende Typologie hilft also nur eingesduinkt da- 
bei, die VielflOtigkeit politischer Gewaltphinomene zu ordnen. 

Eme Typologie kann zahlreiche Merimiale, wiebeispieisweise die Ait der kvol- 
vierten Akteure, ihre Motivationen, den Organisationsgrad, die Dauer der Kampf- 
handlungen sowie die Reichweite gewalttitiger Handhmgen, enthaften (Daase 2003: 
169-172). hl der hier verfo|g|en lypokigie gilt als primlres Unterschekfarngsmeric- 
mal der Akteur und sein Interesse im Ko nfl i ktg e scheh en. Dazu wird eine sehr enge 
Kriegsdefinition verwendet, die den Krieg auf zwischenstaatliche Phln o m e ne be- 
jirirtnkti Dadurdi kann die mwiHsche Frage nach dem „gerechten KriogT ansg&> 
if LMnw MWf t ti ffd Auseinandenetnngn zwisdien staaflidien und privaten Akteuren 
einheitlich kategorisieit werden. Kri^ werden demnadi hier verstanden als dauer- 
hafie Massenkonflikte, an denen die SicheriieitdcFifie von mindestens zwei staafli* 
chen Akteuren beteiligt shid. Ober diese Kriqgsdefinitkm hmaus geht efaie Vielzahl 
von Gewahkonflikten mit Beteiligung von staatlichen und privaten Akteuren. Die 
mtm t nfhim Aiifhtm Ow¥a|tlbnn a tiiin e n zwischen sfaafiifhftn myi p r i v a lsn Akteuren 
hMsen sich wiederum anhand der Zielsfitnmg der Binzetoiaeure und der ReichwBÜe 
der Gewalt ansdifferenzieren (Mair 2002, Schne ck enfg 2002, Scfaneckener 2003). 
Zu den privaten Gewahakteuren dhkn Rebdkngruppen, Guerülakirapftr, Tenor- 
gnippen oder Kriegsherren (Wariords). Bei Rebellen handelt es sich mn Gewahak- 
leure, die das Ziel verfblgen, TcnUorien zu anbem und danahaft zu kootiolUeran. 
Rebellen sehen sich hlufig als Armeen ehier zukünftigen Nation und verfingen des- 
halb hflufig das Ziel der Abtrennung enies Teilgebietes (Sezesskn) oder das Ende 
der Besatwmg bzw. den Umsturz ehies Reghnes (Revohition, Reghnewechsel). Als 
Mittel dient den Rebellen die Anwendung von Oewah. Tenoroi ganisation B n setzen 
hmgegen auf psychische Gewalt, sie wollen hlufig Panik und Schre c ke n (Terror) 
ve f bre i ten. Opftr von Tcnofanadillgen shid deshalb besonden hlufig Zivilisten. 
Tenoristm sbd jedoch nidk fai der Lage, ehi Ziel zu erobern oder milittfrisch zn 
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vateidigeiL Sie o pcr i cwn hliifig im DimlcBiii. Wdmnd Rebelkn und Terroristen 
primlr politisch motivierte Handhmgen begehen, smd Kriegsherren Ökonomisch 
moiivifln. sne KoniiiiUMno HMfHBiiBe lerruorien una ihmbu qw Kenourcen uns 
OebieleSi sie verftfon meist über e^gsne Armeen mid Söldner. Des Phinomen (der 
Oewak-) Kitednilillt sielk das andere Ende des Spektrums dar, da es sich haaM 
um efai reüi Phinomen handelt Aber auch hier existiert efaie Giauzone: Zunundest 
ek Teil der privaten Oewak ist politisch relevaiit, da sie die (st^ 
gefthrdet Als oiganisierte Kriminalitai ist eine „auf Oewimimaxhnienmg zielende 
WirtscfaafteitigkBit dauerhaft und arbehsteilig organirierter Privatakteure" zu ver- 
stehen, die besondere Oe w ImnnOglkshkeiten ausnutzt, die sich ans der bewussten, 
auch ge w altsamen Verietzung staatlich garantierter faidivkfaieUer Rechte (auf Eigen- 
tum, Fkeiheit und Unversehrtheit) ergeben sowie ans den Ventoß gegen itaartiche 
Regnlienmg und Ehtschrlnkung be sthmHi w Oeschlfisaktivitlten (Mao- 2002: 18). 
Sie ist vor allem m folgenden Oeschafhfeldem aktiv: Dvogenpradukthm und Dro- 
genhandel, Me nac h e n s chm uggel, Proatitutfc» von Fhnien und Khiden, Umwek- 
veriMOchen, iU^galer Technolo gi et wns fer , Waflxnhandel, Piraterie, Schmuggel und 
GeUflUscfauug. Als tnusnethmale Krimmalitit werden diejenigen Straftaten gefiost. 
deren Ausübung, Vorbeugung und/oder direkte Folgewiriomgen mehr als ein Land 



Abb. I: Typologie poUtiscfaer (Sewak 



Form 


Involvierte aioeure 


INTERESSE 


lürieg 


(Zwiscben-)staaüich 


Politisch/Ökonomisch 


Antiregimekonflilct 


Staatlich-Privat 


Politisch 


Sezessionismus 


Staatlich-Privat 


Politisch 


TeiTonsmus 


Staatlich-Privat 


Politisch 


Warlordism 


Staatlich-Privat 


ökonomisch 


Olganisierte Kriminalität 


Privat 


ökonomisch 



(Juatfr Eigener Entwurf m Anlehttuiig an Sdmeckener (2002) und Mair (2002^ 
3, Politische Gewalt hl Sftdestasien 

SOdostasien zeichnet sich heute durch eine Vielzahl schwacher, teilweise zerfallen- 
der Staaten aus, die mit einer Reihe von internen Gewakproblemen konfrontiert 
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sind. Zwar gibt es beule keiiie Uassiscben Kriege mehr m der Region, auch Antire- 
gjmeiGOiiflikle sind grOßtenteik zum Erliegen gelcommen. Dafür babeo wir es aber 
mit einer Reihe von ethnisch oder religiös begründeten Rebellionen zu tun, die be- 
reits seit mehreien Jahizdmten virulent sind. Die Uuigjfihrige Existenz dieser Kon- 
flUcte hat zu einer Tnnsfimation der Gewah geführt, die eine neue Unnbenidit- 
lichkeit geschaffen hat. DarOber Unaus shid in SOdostasien seit kurzer Zeit regio- 
nale Tenofgnvpen dctiv, die transnational vemelzt sbd Die Teiro^^ 
Jemaah Islamfyaah weist Vei bin d u n g eu zu traditioneilen GewahfiMrmationen au£ 
Im Folgenden soll es darum gehen, die Vielzahl von Oewahkonflikten anhand der 
oben vorgelegten Typologie zu ofdnen imd 3ue Thmsfonnation zu beschreiben. Da- 
bei soll in erster Linie ehie Darstellung der Akteure, ihrer Zielsetzungen und der 
Qewaltfonnen und ihrer Verinderungen erfolgen. Ausgdiend von der Kalegoririe* 
rang der jeweiligen Konflikte werden dann die Konfliktgenese und der Verlauf der 
Konflikte beschrieben. Vielfiwh sind Vernetzungen und Quoverbindungen zwi- 
schen den einzelnen Akteuren und Formen zu eikemien, die beweisen, dass wir es 
bei der politischen Gewalt mit emem konqilexen Phänomen zu tun haben. 

3.1 Klassische Kriege und Antiregimekonflikte 

Die Zeit der klassischen, zwischenstaatlichen Kriege ist in Südostasien voiliei. Seit 
der Zeit des Vietnamkrieges (1964-1975) und der Invasion der Vietnamesen in 
Kambodscha (1979) hat es keinen kriegerischen Übergriff eines Staates auf einen 
Nachbarstaat gegeben. Die Grenzkriege zwischen emzehien Nationalstaaten, wie 
beispielsweise zwischen Thailand und Laos (1984/1987), gehören der Vergangen- 
heit an. Es gibt alleidiQgs hin und wieder klemere Scharmllt»l zwischen den Ar- 
meen efaiaehMT Staaten. So lieferten sich die StraUkrlfie Myannun und Thaikmds 
hn Jahr 2002 tiber Monate hmweg Klmple an den Grenzen beider Lflnder, nachdem 
die nymmariscbe Arawe bei der Verfolgung von Rebellen auf thailihidisches Tsfri- 
torium voigestoBen war. 

Die Gefthr krIqpBrischer Konflikte bleibt in SOdoslasien latent bestehen» da die 
Grenzen und maritimen Ifoheitsgebiete in der Region sehr unklar maikiert sind. Si- 
cherheitsdefizite gibt es vor allem im Sudchinesischen Meer. Mindestens sechs Staaten 
stellen Ansprüche auf die Spratley-Inseln. Sowohl China und Taiwan als auch die 
ASEAN-Staaten Brunei, Malaysia, die Philippmen und Vietnam criieben Ansprüche 
auf die Inselgruppe, auf der wichtige Erdgasvorkommen vermutet werden. Die un- 
terschiedlichen Ansprüche haben zu einer Reihe von Streitigkeiten zwischen China 
und den ASEAN-Staaten geführt. Im Jahre 1995 besetzte China das Mischief-Riff 
und demonstrierte mit Kanonenbooten seine Stärke in der Region. Aufgmnd der 
verstSikten Präsenz der USA nach dem 11. September 200 1 hat China in den letzten 
Jahren verstlilct versucht, seine Ansprüche friedlich durchzusetzen. China unter- 
zeichnete den ASEAN-Vertrag ftr Frieden und Kooperation und scheint damit die 
Normen friedlicher Konfliktbeilegung zu akzeptieren (Buszynsky 2003). Andere 
Konflikte an der Grenze zur Kiieg^scfawelle finden sich auBerhalb der sOdostasiati- 
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sehen RegkML Es ist jedoch nicht ai erwarten, dsss der Keschmiiionflikt in Sfld» 
askn, der Konflilct um Taiwin oder der Streit auf der koreamschen Halbinsel sich 
negativ aufdieSicfaerfadtSOdoslKiens auswirken wird. 

Auch Antiregimekooflikte sind in der Regkm w e i t g ehend zum Erliegen geknn- 
mgn, Nticfr<Pfffl! tkli di^ V^ f inHWiittit fJift ParttH ^ ^itm aff aw%fftfffft hMi findet sich ein 
denrtiger Kioiiflikt ledigliGli noch hi den Philippinen. Dort kflmpft seit dem Jahr 
1970 die KommmOstiiehB Partei (CcmmmUit Party oftka PhilippimslCPF) mit 
ihrem bewaffiieten Arm, der Naw Peopla'M Army (NPA), gegen die Zentialregie» 
rung. Der Kmiflikt g^t zwar Ende der neumtger Jahre als efagwUimmt Er flammte 
aber fai den letzten beiden Jahren wieder ant^ nachdem die amerikanische Regierung 
die NPA als terroristiache Organisation eingBStnft hatte. Die Friedensveihandhmgen 
zwisch en der ReglenBig fat Mialhi nnd dem hom i m i ni s tiii diett Untergrund wurden 
ausgesetzt Daranfldn kam es m den letzten beiden Jahren auch wieder zu mehreren 
Bombenanschlägen. 

In Slkiostasien gibt es gegenwirtig hl vier von elf Staaten elfanopolltische Konflild^ 
m denen ethnische Gruppierungen mit Gewalt gegen die Staatsgewalt vorgehen. 
Naci¥lcm die RebelBon der Hmong gegen die k o mmqnis tiacfaeRagkr^ 
den letzten Jahren zum Brii^sn gdoommen is^ finden sidi sezessionistische Bewe* 
gimgpm nodi in N^yanmar, hidonesien, den PtdUppfaien «wd in SQddiailand. 

Afyatmtar - Sezusiomkonflikie undStaatsbÜdmgßprobleme 
In Myaiunv Idmpftn die Rebellen der ethnischen Gnippen der Karen, der Mon, der 
Karenni, der Kaddn und der RaUdne fltar efaien imabhlngigen Staat Die schiere 
Vielzahl der RebeUiooai deutet bereits darauf hm, dass eine Orundhige für moderne 
Staatlichheit m Mywmar idcfat geschaffen worden ist Viefanehr kimpfien diese 
Gruppen seit der StaatsgrOndung durch Aung San hn Januar 1948 tbr einen eigenen 
Staat Aung San traf sich im Februar 1947 mit Vertretern der Shan, Giin und Kachin 
in Panglong, um die Grundlagen ttr einen TU f^^l tigffw Staat zu schaffen. Das 
PaBglnng^AtykiftiHBiBB erzielte ehie OberaiDloiuft Ober die SdwflbDg einer Pöderati* 
Ott, hl denen die TeOstaalen eiie lefaaive Anlonomie aufweisen soUten. Das m 
Panglong getr of fene Abkommen wurde als Mefienstem auf dem Weg zur Staats* 
' grflndnng gefriert^ hatte aber den Fehler, dass es andere widitjge etfaiisdie Gmppie- 
mnigen, wie die Karen, die Mon oder die Katemu, nidit einschloas. Die Situation 
verkomplizierte sich, als die nadifiil g enden Ri^ienmgen die Autonomie der Teil- 
Staaten nicht akzeptierten und massiv hi die Politik der Provinzen eingriffen. Dikta- 
tor Ne Whi konzentriette sich b ei i pi e l sweise in den Folgijahien (1962*1988) darauf 
von der Hauptstadt Yangon aus einen zeotnlislerten St a atsap p arat aufimbauen und 
parallel dazu den \H^klerrtand der edmiscfaen Minderheiten mit militirischer Gewah 
zu brechen (Taylor 1987: 292 C McCoy 1999: 132 £). Ober die Stoukter ehies zu 
schaffenden Staates wurde folglich nie ehi Kompromiss erzielt, die staatlichen Insti- 
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tutionen waren „contested to Ihe point of violeiioe** (Bunoo, zitiert nach imah 
2001: 14). Der boramisciie Staat erwies sich zu achwach, um seine Zentralstaats- 
gewalt durchzusetzen, das MilHlr sah sich fbrtm mehr als Krieger, um den Natio- 
nalstaat mit Gewalt zusammenzuhalten, dem als Politiker, um eine natioiialc Lö- 
sung auszuhandeln (Callahan 2003). 

Gleich nach der Unahhingigkeit rebellierten die Karen, Karenni und Moo, splier 
kamen noch weitere Giuppierungen hmzu, die in wechsefaiden BOndnisaeD gegen 
die Zentrah«gierung kämpften. Die Armeen der in den Grenzgebieten zu China, 
Thailand und Indim lebenden ethnischen Gruppen stelhen bis Ende der achtziger 
Jahre zusammen mit der Kommunistischen Partei em betrachtliches SicfaerlieilBdefi- 
zit dar. Die Klnqyfbr der edmischen Giuppen und der lr^wiimimif*<fi*J»*« Partei Bui^ 
mas hatten iwy aw www t 30.000 Kfimofer unter Wafifen. sesen die die Armee Mvan- 
inars mit Ge««kvorgfaig (Matthews 2001: 10). Auch durch den Zerfidl der komoni- 
nistischen Partei Bunnes nadi 1989 hat sich die Sicherheit hn Norden des Landet 
keineswegs eriiOht Vielmehr haben die ethnischen Gnippen der Wa und der Ko- 
kaing die Gelegenheit ergriffen und sich durch ein Friedensabkommen mit der MiU- 
tflnegierung die Kontrolle Uber den Drogenhandel sichern können. Aus aeaasioni» 
bereiten (3ruppen sind so Okonomisdi motivierte Oewahunternehnier geworden 

handelt, die ihren nationalistischen Kampf nutzen, um ihre Ziele zu versddeiem 
oder um Wffrffj^ pg irtF f ^ y g f , die sich den Drogonhandel vencfarielMn haben» 
um ihren Kanq^zu ffaianadeien (Enuners 2003: 3 £). 

Die Militairegieiung m Yangon hat seit 1988 mit 23 von 37 auMndischen 
Gruppen Waflbnstillstandsveteinbaiungen gehfoffim imd ihnen weitreidiende Wirt* 
Schafts- und A u tonon ri erechte zugesichert (Smith 1999: 420 f., ICG 2003b). Mit 
dieser JaQgfristiganiBieg|enFrieden88lrategie''(Riyah 2001: 10)vefSttchtdieMili- 
tinegientQg, die Grundlage fttar die Rntslehung eines myanmsiriachea Staates zu 
schaffen. Die Friedensstrategie ist jedoch von zahlreichen Rflckschttgen gekenn- 
zeichnet Immer wieder kommt es zu sporadischen Kflmpfen zwischen der Armee 
und einzelnen Rebellengnippen. Da die Friedensabkommen keine Entwaffinmg der 
Rri>dlen heinhaltBil, konnten viele Cjiuppen Jederzeit wieder zu den Waflfen greiftn. 
Außerdem gibt es zahkeiche Akteure, mit denen die Mflitflnegieiung noch keine 
WaffenstiUstandsvereinbanrngen abgeschlossen hat So giU es iminer wieder Kimp- 

zwischen der Annee und den OuerlHak g m p ft m der Karm National Union 
(KNU), der Kamni National Progreaive Party (KNPP) und der Shan State Army 
(South). Diese Gnippen stellen kehie direkte militlrische Bedrohung für das MüitSr- 
regime m Yangon dar. Sie haben kerne temtoriale Basis, sondern operieren von mo- 
bilen Basen entlang der Grenzen. Friedensveriumdhmgen mit den Rebellen sfaid 
gpOOteoSeils gsacliNtert. Seit Januar 200S stedosn audi die FIrfedensibenillhuQgBn ^i^tt 
der Gruppe der Karen (KNU) fest Nach mehrmaligen Treffim zwischen der Militth^ 
regierung und der Fllhiung der JCoren AMona/ LM<^ 

Waflbnstillstandvefhandhmgen auf unbestunmte Zeit vertagt worden. Indes venv- 
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sacht die Vielahl MBMtkMiistMdiar Bestrebungen und ihre Bdcämpfung durch die 
Armee addreidie ^nll-Ow>BfBdEle in dn ingrenaBnden Stmleii Allein in Hui- 
famd gibt es 28 Camps mit ca. 200.000 FlOcfatlingen, die vorder Gewalt der Armee 
gefMien sfaid (fMbewt 2001: 10£). 

IMbfMislfii ~ ilcaft 

In der indonesischen Provinz Acefa an der Nor dspi tze Sunuttras kimpft seit Mitte der 

GAM) ftf ^ Rfairiditim g ehwa iiiiaMai^<gBa Startea. Die OAM in eme edmo- 
natiiinaiiitiacfae BefiwhggsbeweguBg, die venncht, alle Foniien der politiachen 
Kontrolle durch das Regime in Jakarta zu kappen und einen unabhängigen Staat zu 
etablieren» Sie hat atarice nationalialiaGlie und «f^— ^ffVrnUgjftat \ Jvß/f f tf ' ^Ww^wg«» 
(Schul» 2003: 6-10). Die OAM htf eme duale Struktur mit ehier FOhraiig und 
Schattenregiening im Exil in Schweden und mit QuerillaldtanpAni im Fdd (ebenda). 
Die GAM hat sich von efaier Ueinen uobedeiieadeo BemwgMng Anfi^ 
Jahre hin zn ehwr breün SenaikMisbewQgUQg ealwickBlt (Roaa 2003: 12 f., Mifi- 
bach2005: 85-100). Damit haben sich auch die Konfliktmotivattonen der beteiligten 
Akteure verschoben: War die GAM ursprtlnglich Ausdruck wirtschafOicfaer und po- 
IMacher MgriflyancesT' der Ard to a s en, kaasaa im Laufe der nwmg lg B r Jahre zuneh- 
meod auch poUtflkaoomische „greed-Mmente** hinzu. In dem Konflikt sind bis 
beule minrltfftnift 12.000 Menschen umaefconuneo. einioe SchltzuwBen flehen von 
weitaus mehr Opfern aus. 

Die Konflik^geschicfate reicht dabei bis in die ersten Jahre nach der Unabhingig- 
keit 1949 zurOck. In den ftn&igBr Jahren feiderte die sog. Danil-blam- (Haus des 
Islam) Bewegung, die fai Wes^ava ihren Anfeng nahm und sich dam luch Aceh und 
Sulawesi ausbreitete, aber nicht die LoslOauQg von Jakarta, sondern lediglich eine 
andere Politik. Die Acehnesen, die sich der RebeUim unter ihrem FQhrer Daud Beu- 
reuh 1953 anschkiasen, waren fan gleichen Jahr mit den ttberwiegend christlicfaen 
Ratafcim zur Provinz Nordsimurtra zusammengelegt worden, wodurch ihr ethnisches 
und religiflaes Sonderbewusstaehi nicht hfaneicheiid berilcksichtigt wurde. Auch wa- 
ren sie enttäuscht darOber, dasa der indonesische Staat den Islam nicht zur Staatsr e- 
l^i^Pfi gBomdit hatte^ BumlBni aicfa ftr emoD sflkuburen Staat fflHfsrfiieden halle. I^e 
Daral-blam-Bewegung wurde m den sechziger Jahren militlriacfa niedergeschlagen, 
den Acehnesen wurde darauflün der Status eines Sondergebiets (Daerah Istimewa) 
TugBipt D ch en, der ihnen weitreichende Autononiierechte in den Bereichen Bilduug 
und Religion ehugumle (Schreiner 2000: lOX Die Entfremdung der Provinz gegm- 
flber dem indonesischen Nationalstaat blieb Jedoch dadurch bestehen, dasa die 
Acdmesen von den Errungenschaften des wirtschaftlichen Aufichwuqgs im Allge- 
meinen und von den ErdOl- und Rrdgasgewinnen im Beso n deren nicht profitieren 
komHen. Das Autonomiever spr e ch en blieb efaie leere HOlse, da die Gewinne aus den 
Erdgas- und Erdölvorkommen nach Jakarta flössen und lediglich ftlnf Prozent in der 
Provhizvetblieben(Scfarefaier2000: 10). Dies flihrte schlieBlich dazu, dass Hasan di 
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Uro, ein angesehener Geistlicher aus Aceh, 1976 die Bewegung Freies Aceh griln- 
dete. Sie forderte nicht mehr nur die kulturelle Selbstbestimmung der Acehenesen, 
sondern die vollständige Loslösung vom indonesischen Nationalstaat. Die Wahrung 
loiltureller Identität als Motiv fllr den Wunsch nach Eigenständigkeit wandelte sich 
so schrittweise in die Forderung der Unabhängigkeit Die GAM, die ursprünglich 
lediglich 20-200 Guerilleros aufwies (Ross 2003: 40), erhielt Ende der achtziger 
Jahre so großen Zulauf dass die Regierung eine Sezession nur durch massive Mili- 
tarpribenz zu veriiindem glaubte und die Pkovmz 1990 zum militärischen Operati- 
onsgebiet erklärte {Daemh Qperasi AßlUOr-IXIIM), Seitdem kam als Motiv ftr die 
Unabhängigkeit auch die zunehmende Repmiion und die Menachenrecfatsverlet- 
zungen des Militärs hinzu (Aspinall 2003: 145). 

Feiner hat sich mitticnweile eine Konfliklillynamik entwickell, die annfaidesl 
teilweise von Akonomisdien Motiven gesteuert winL So haben mhtierweile beide 
Konfliktpaiteien eigene materielle Interessen an der Beibehahuiig des Konflikts: 
Das Militär nutzt den Regionalkooflikt» um sich ab HlUer des Nationalsteate 
tieren zu kfinnen und danüt semen uuieiq;>olilischen wie mlemationalen Kritikcni zu 
beweisen, dass eine politische RoUe des Militärs nach wie vor notwendig ist Ferner 
finanziert sich das Militär seit der GrOndung der Repiiblik Indonesien weitestgehend 
selbst (durch Unternehmen, Stiftungen ete.) und bezieht nur ein Drittel sehier Ehi- 
nahmen aus dem Staatshaushalt Durch den Schutz von ausländischen Unternehmen 
und die AbschOpftmg von Kocmptionsgekleni erweist sich die Provinz Aceh so als 
hdoratives Zusatzgeschäft. Auch der QAM kann man ehi finanzielles Interesse un- 
terstellen: In den von der Guerilla kontrollieiten Gebieten unteriiält die GAM bei- 
spielsweise ein eigenes Steuer- und Abgabensystem. Darüber hinaus bezieht die 
OAM-ßinkflnfie ans dem Schmuggel von Drogen filr den nationalen Maikt und ist 
ui den Waflbnhandel mit Kambodscha und Slkhhailand kvolvieit Die dadureh ent- 
standene BlligerkriegsOkonomie zeichnet sich somit durch ehi starkes Eigenfaiteresse 
des Militirs wie auch der OAM an der Auftecfaterhahung des Konflikts aus (Aspinall/ 
Crouch 2003, Heiduk 2004: 308). Insgesamt haben wir es bei dem Aceh-Konflikt 
primär mit einem durch die Ökonomischen Missstände verursachten klassischen Se- 
zessionskonflikt zu tun, hl dem die Gewaltakteure zur Finanzierung ihres Kampfes 
vermehrt materielle Interessen vei IbIgBHi 

Der Sturz Suhartos und die darauf einsetzende Demokntfisienmg hat em Zeit- 
fenster geOffiwt, um ehte politische Lösung des Aceh-Konfliktes emzulehen (Bert- 
rand 2004). Nach der Unabhängigkeit Ost-Thnors und der Rntrteckimg der Men- 
schenreciiteverletzungen des Milhärs haben die Rufe nach einem Referendum und 
Unabhängigkeit zwar noch einmal Auftrieb eriuüten. Gleichzeitig wurden aber unter 
den Piäsklenten Wahid (1999-2001) und Megawati QOOl-2004) erste Versuche em- 
geleitet, um den Konflikt politisch zu tttoen. Die in do n es is c h e Regiennig bot der Pro- 
vmz un Rahmen der allgememen Dezentralisierungspolitik eme SondemHonomie an, 
die ihr 80 Prozent der Einnahmen aus den öl- und Gasvoricommen und Sonderrechte 
bei der ReligjonsausObung (Efaiftihnmg der Sharia) zugestand (BOnte 2003: 118 f.). 
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Nachdan ein WafitestOlslind 2002 bereüs gescfaetet und eme eneule Veifaand- 
hmgmmde 2003 nicht znatmde kam, rief Megawiti im Sommer 2003 das Kriegi- 
»cht auB und slocte die in Aoefa sIrtioniefiBa SoMalen 
FkoUeoiB eneut mfliUriicfa zn ktaen (AspinaD/Croudi 2003, Sutana 2003: 21 f.). 

Die FhitweUe im Dezember 2004 brqdite eine erneute MOglidikeit, um den 
Friedensproms vonnzulreiben (BOnte 2005: 82). Die Naluikataslrophe hatte hohe 
Opferzahlen auf heidcn Seiten zur Folge, die hifiaslruiGtur zur Fortsetzung des Kon- 
flÜcts wurde stark besdiadigt Dennoch bradien nach kurzer Zeit die KImpfe wieder 
aus. Seit Januar 200S finden Gespräche zwischen der Regierung und dar GAM in 
HeUnki statt, die nadi einer politischen LOsung des Aceh-Konflikts suchen. Seit- 
dem sind jedoch auch zaUreidie andere extremistisdie Gewattakteure, wie die An- 
hänger der Laskar Mad (U) und der Front Ptmbtla Jslam (FPI), die ladonesien 
seit 1998 ohebüch dflitaWlifiwt Intal (siehe Beitnig Ufen), naeh Aceh g f^i"»«»^ 
Obwohl die Sprecher der GAM die Prflsenz dieser hi ihren Augen JorimineUen Or- 
ganisationen*' als unerwOnadrt bezeichnet haben, greifen diese Gewaltakteure nun in 
den Konflikt ein und konnten damit eine LOsung des Aceh-Konflikts erschweren. 

Indonesien - West Papua 

In Westpapua - dem westlicfaen Teil FspDfr-Nn^gnmeas - ist ebenfeib 
enibewcgung aktiv, dfeflr die Abipaltnng vom nidoaesiadien Nation^ 
Die OrgßnIsatUm Freies Papna (Organisasi Papua AUrdekt^OPAi) war 1964 ab 
Uftiftiffli awf ifjft lu t ugi ' ati ott in den indoneiiadieii Natiooalstaal gegffln det wofdeiL 
Nadidem Indonesien 1949 von der niederülndischen Kolonhdnndit m die Uhab- 
hlngiglceit entlassen wuide^ blieb West Papua wmJIchst noch eme niederländische 
Kolonie. 1963 gelangte die Provfaiz allerdings unter indonesische Verwaltung, da- 
mals unter der Bedingung, dass die Bevölkerung fai einem Referendum Ober flu* poli- 
tisches Schicksal aelbat witiichMdwn könnte. Das Referendum, das 1969 den Beitritt 
zum indonesischen Staat besiegehe, wurde jedoch von vielen Bewohnern als un- 
rechtniifiig und unfrei abgelehnt Bei der von der UN Oberwachten Abstimmung 
durften ledigHch 1.052 von der Zeulra li e g ietnnghi Jakarta a u sgesuchte Personen Ah 

Staat votierten (Scfavefaier 2000: 7, Ghanvel 2003). 

Die OFM ist efaie OuerütaKMvmisation, die auf diplomatiscliBr und militärischer 
Fhmt ftr die Unabhängigkeit Westpapnas ehdrilt Die Nationale B^Mungformee 
(Tentara Pembebasan NasionaiHiHt) ist ihr nütttarischer Arm. Die Befiehmgsbe- 
wegung hat jedoch ebe ebenso ger^ge Mi^gliederzahl wie Wafienstflike. So belief 
sich die GrOfle der OFM bis hi die neunziger Jahre lediglich auf einige Hundert 
Mami, die neben efaier klefaien Anzahl von Handfeuerwaffen lediglich mit traditio- 
nellen Waffen wie Pfefl und Bogen ausgestaHet waren (Kiiks^ 2002: 45). Gele> 
gentlicfae Angriffe auf Polizei- und Militliposten,sponKli8die^^ 
aflager mtamationabr Kooanib sowie veremzelte Entfllhruttgen halfen, die mate- 
rielle Reproduktion zu sichern. Insgesamt aber beyenzte die schlechte materielle 
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Ausstaltmg und Bewaffinmg iliie Aktions^igloeiL Die Ouerillabewegung blieb bis 
zum Jähr 2000 eine gidteri tefl s ^ymiMliflclie Bewegung mit wenig nulitürisclien 
Alttioneo. Erst nach der Demokratisierung verwandelte sich die OFM zu einer Be- 
wegung mit starken Wurzefai in den Urbanen Zentren (McOibbon 2003: 196). 

Neben dem ofguisieiten WkloRBtand der OFM gab es hl Wesl^^ 
der spontane Erhebungen einzefaier Stamme gegen die als Neokokmialiamus be- 
trachtete Henadiaft Jakartas. Ihr Widerstand erhdmite nie, da die n idigen«i Bevdl- 
kenmgsgnippen niemals richtig hi den mdoneaiachen Staat hileirieit wurden. Das 
zentralistiach-autoritare Iteghne Suhartos scfaOpfle die Bodenschatze (GoM- und 
Kupfervoikoinmen) ab und transferierte den Reichtum nach Jakarta, ohne dass die 
Prövhiz vom Reicfalum ihrer Ressourcen profitierte. Durch staadiche Entwicklungs- 
programme und TFBnsmigrstkm wuiden die Einwohner der Provinz in Politik, Wirt- 
schaft und Verwahung diskrimmiert und zunehmend maigmalisiert Das R^fane 
veihmderte die Entstehung emer Oppositkmsbewegnng und kooptierte die traditk)- 
nellen Eliten der Provmz. DarOber hhiaus kam es in dieser Zeit zu massiven Men- 
schenrechtsvcrletzungen des Militärs, die mittlerweile von den demokratischen 
Nachfolgpregienmgen Wahkl und Megawati eingestanden worden sind. Das hidone» 
sische Militlr, das hi Wesipapua mit 1 0.000 bis 20.000 Mann stationiert ist, aibeitet 
mit promdonesischen Milizen und militant ishunistischen Qrappen (wie der LaAar 
Mhad) zusammen. Hieibei kam es m der Veigangenheit immer wieder zu Qewattex- 
zessen. Eme Studie der amerikanischen Yale Law School kommt zu dem Ergebnis, 
dass die Aktkmen gegen die Bewohner Wesipapuas ab Genozkl ehigestuft werden 
können. Das Militär habe Lebensumstande geschaffen, die darauf gerichtet sind, die 
^Bevölkerung zn zerstOien [...]. Demnach crfllllen die Handhnigen der MOitars nach 
Richtlinien der UN Konvention den Tatbestand von Verbrechen gegen die Mensch- 
UdikeT (Brundigeet al. 2003: 299). 

Philippinen - hßndantto 

In den südlichen Fhilipphien findet sich die staikste und zerfitterlste Separsüslen- 

bewegung in Sfldoslasien. Bei den sezessionistischen Kämpfen sind dabei in den 
letzten dreißig Jahren mehr als 120.000 Menschen ums Leben gekommen. MitUer- 
weile haben sich viele Akteure und Gruppierungen von der ursprünglichen Separa- 
tistenbewegung, der 1969 gegründeten Moro National Liberation Front (MNLFX 
abgespalten. Auch haben sich im Laufe der Zeit verschiedene Gewaltformationen 
und Gewaltmuster herausgebildet, die von rein sezessionistischer Gewalt bis hin zur 
kriminellen und tenoristischen Gewalt reichen. Die daraus resuhiereode Mikrody- 
namik der Gewalt sperrt sich nicht nur einer einfachen Kategorisierung, sondern ver- 
eint die Gewalt von politischen Clans imd LokalfiMen, ihren Milizen, Militärs, 
Kriminellen sowie den unterschiedlichsten aktiven Sezessionsgruppen. Zwischen 
diesen Gruppen hat sich eme mehr&ch symbiotische Beziehung herausgebildet. Sie 
snid durch personelle Netzweike verbunden und zeichnen sich durch fiirtwahrende 
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Abspahmgen und Rotenerierungpa der Oewattgruppen aus. Dies erschwert eine 
Losung des KimflitobetriGiitlichaCG 2004,1^^ 151). 

Ursprünglich nahm mi Jahre 1969 die MNLF den bewaffiielen Kampf gegen die 
Zenbaliegierung in Manib au£ Ihr Ziel war es, die Unabhängigkeit des traditionei- 
len muslimischen Siedhrngwaums Mhidanao und Suhl vom philippmiachen Natio- 
nalstaat zu eneichen und dann einen islamischen Staat auf diesem Gebiet zu errich- 
ten. Damit war die MNLF eme Reakticm auf die demographische und sozioOkono- 
miadbe lifoghialisierung, die die Muslhne in den kalholisclien Philippinen hi dec 
zvv^ta lOlfb des 20. JMundeitserfthren haben (Che Man 1990, ToUbas-Nunez 
1997, Kreuzer 2003). Durch christliche Immigration und wirtschaMiche Moderni- 
sierung, von der die Moros nur ungenügend profitierten, wurden die Muslhne quasi 
zu Fremden im eigenen Lande. Die gememsame Bmigung auf das Ziel ehies unab- 
hlngigen islamischen Staates konnte die inneriialb der MNLF hmge Zeit besldien- 
den UnemlgjkBilen hn tnditiaiiellen und demüli aÜ s ch «Bia ll s tia dien Lager venle- 
cken. 1978 spaheto sidi Jedoch die stiilcer fimdamentaKstiscfa ausgerichtete A/ora 
/stonlc IMmaÜon From (MILF) von der MNLF ab. Die MILF ist heute mit lund 
10.000 Ms 15.000 Anhängern die stiriEate von drei be wafl heten Mustimorganisatio- 
nen, sie hih an der Forderung nach Unabhängigkeit fest und hat auch ein FHedens- 
aMoommen, das die MNLF 1996 nrit der Regieraqg mnerzrichnele, nicht akzeptiert 
Die lose Organisationsform und der PaUw-Klient Charakter der Gefolgschaft sind 
fltar die häufigen Abspaltungen verantwortlich. Darin ist auch der Grund zu sehen, 
dass einzelne Segmente der Orgs nisa tion in verschiedene Fonnen der KriminaHtlt 
abgeglitten smd. An den Rindeni der MILF ist die Grenze air organisierten Krimi- 
nalitlt flieltend (Kreuzer 2005:15). 

1991 spaltete sich dne Gruppe namens ifteStrKKqTCnTräger des Schwertes^ ab, 
die vor aOem dnith brutale Kanipfiaeihoden, RntlMinmgeo und Sohntgyilderpres- 
auHgen hi W estmhidann o auf skfa aufinerksam machte (Ttamer 1 995). Die Abu Sayycf 
Gruppe, die ebenfidls ausgegeben hat; emen bhnnstaat errichten zu wollen, kann 
primir als kriminelle Bande eu^gestuft werden, die aus ökonomischen Motiven her- 
aus aktiv ist Häufig stehen ideokigische BegrOndungsmuster huder materiellen Be- 
weggrOnden zurück. XSnnAlmSayycfQvsx^^ soll Gehehndienstplfolrmitionen zufol- 
ge auch Kontakte zum Netzweric der Terrorgruppe al-Qa'kla aufweisen und m den 
neunziger Jahren gemeinsame TFalningseinheilen mit Kaden der r^ionalm Tenors 
gruppe der Jemaah Edamfyaah durdigefthrt haben (s.u.). Die Abu Sqyyqf Gruppe 
soll an der Planung und Durcfafittirung von mehreren TerrorawchUlgcn beteiligt ge- 
wesen aefai. 1995 wurden beispielsweise PUne zur Bombardierung von US- 
Botschaften In Bangkok und Manihi sowie zur Ermordung von US-Prisident Clinton 
auf dem APBCXSipfel 1996 bekannt Die Beteiligung der ylMf 5(1^^ 
nkiit hhneiGiiend bewiesen. Nach Meinung des Tenorismus-Bxperten Abuza trauten 
es die obersten FOhrer und Mittdsmlnner der al-QB*kla der Abu &i»Y^Gruppe nicht 
zu, terroristische Anschlage durchzuflihren (Abuza 2002: 443). Insgesamt gOst es nur 
wenig handfeate Beweise filr eme Zu sa mmcnartie i tzwiadienal^ia'kfa und 
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yi^ IMe Behaupliiiig gdit dniuf ziirOck, dait der 1^ 

Sai^, AMomk Jnyakni, ngeblich init Jmal Klalift, dnem Sdbmgat Bin La- 
dens, befreundet war. Khalifr bitte im Süden der Philippinen einen Wohlfthrtsver- 
ein (humiuakmal Ithmle RiÜ^ Organkalkm) ra^ebanl und soll die Abu Sqj/yqf 
finanziell uiUeislOLEt haben (Thsyer 2005: M). TMilGfalich ficfatale sich die finan- 
zielle UntentOtBing allenllnBS en eine Vielzdil tor^fifr Organisationen in gp — -t 
SQdoslasien. Eine finanzielle Unterstützung» die damif ansgerichiet ist» Teironn- 
schüige gemeinsam zu pfanen, llsst sich darsus nicht ableiten. Letztlich aeigen die 
anhabenden Entfilhrangen und der larimmelle Charakler der i45it Sq^yqf, dass kefaie 
externe Finanzienmg dncfa die al-Qa*ida besteht Die Ankündigimg, ehien blam- 
staat errichten zu wollen» ist reines Lippenbekenntnis. Wir haben es also hier nüt ei- 
ner kriminellen Verehiigung zu tun, die Tenortakttken als Modus Opersndi benutzt 
Sie kann letzdidi mar an^pmd der Clanloyalitaten in Mindanao nodi bffstehen 
(Kreuzer 2005» Ths^ 2005: 87). 

Die USA hsben fan IWyahr 2002 mducre Tausend US-Soldaten nach 
geschickt, um der philipphiischen Armee dabei zu helfen, die Abu Sqyyttf Gruppe zu 
zerschlagen. Die von Washingftm als terroristische Oigsnisation emgestufie Bandi- 
tenoiganisation ist dabei eiheblich reduziert wofden und soll nur noch tiber etwa 400 
MhgUeder verflogen (Chalk 2005: 21). 

Thailand— SüdAaUand 

Ahnlich wie der Süden der Philippinen waren die vier Provinzen im Süden Thai- 
hnds (SongkUa, Pattani, Naralhiwat und Yab) Über lange Zeit hinweg Ausgangs- 
punkt aezessionistiscfaer Gewalttaten. Die malaiischen Mittüme im Süden Thailands 
I cMmp lfen filr emen dgenen Staat und versuchten damit die 1909 vollzogene Integra- 
tion in den thaiUndisdien Nationalstaat rOckgIngig zu nuidhffn (Che Man 1990: 
46f., Ishun 2000). Die hi den flm&iger Jahren des letzten JahriumderlB entitehende 
separatistische Bewegung artikulierte mit den Gewalttaten msbesondere die ökono- 
mische Maighialisicrung sowie die kuhurelle und ethnische Diskriminierang hn 
buddhistischen Kflnigreich. Die Bewegung hatte ihren Höhepunkt jedoch bewiti fai 
den — '^^^gfT T und sif b ri gw Jahren und flaute im Laufe der »"J ' ^wig i — imH nunnilginr 
Jähre amehmend ab» so diss ehiige Beobachter bereif das Ende des sezessionistl- 
schen Kampfes vomssaglMi ((3ialk 2002: 177» Rabasa 200)). Spektakuläre Bom- 
benanschttge hi den Jahren 1993, 1997 und 2002 lieferlim aber ehidnickavolle Be- 
weise für die anhalleiide Existenz der separatistischen Bewegung. 

die 1991 gegründet worden war, um der t TtfiAaipg imifhMMugimj immi Geist 
ehizuhauchen, zählte jedoch lediglich 120 bis 200 gewaltberehe MhgUeder (Chid- 
chanock 2003: 274). Die Unabhflngigkeitsbewegung war m sich stark gespahen, und 
nur noch einige MHglieder der VaraMgltm B^rehmg^organisiOion Pattßni {Parte- 
buhan Perpaditan Pembabaum Pattani/ Pulo) oder der Bewegung der Mi^ahedin 
Pattani (öerakan Ahtfahidem Pattani/ GMP) waren flbahaupt noch aktiv. 
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Seit Jmnr 2004 aind die >e««ioiiiitiiciHiulilmiBn Gewahalctioiien Jedodi 
wieder ni^eflniiiiit (BtHrte 2004, 100 2005a). Im Zettnmi von Jamiv 2004 bis 
Kfille 2003 stnben mdir eis 700 Meosdien bei Botnbcniiisdiiflgen odor HedGcn- 
scfaHtzenangriffen mf Bemle oder Mönche. Die dudltodisciie R^ie- 

nmg hit des Kr icgaecte «ngenifen und mehr ab 20.000 Soldaten in die Regioii ib- 
iGommaiidiert; um dia Gewalt nrnsüinisdiar Anfitliidisdiar etnwidiinnicn» AngiD" 
sichte der im SOden voibenschenden Kriminalität mid Reditiosigkeit und der Prä- 
senz von Schmugglern und Waflfanhandlem vennocfata die Regienmg zuerst nicht, 
einen Oewritakleur zu kWitiflyiwm Ging die Regierung anfimgs noch von Krimi- 
nellen und ftinfachwi Bmdit fi n aus, iQdde Premienninister Thaksin Shinawatra im 
MIrz 2004 von seiner MrinuQg ib und spnKh von einer gut ofganisierten Separatis- 
tngruppe. Mittkrweile rechnen Regelung und Aimec mit einer Bewegung von 500 
aktiven Separstisten n^t bis zu 70. 000 Sympathisanten. Fraglich war von Beginn an 
vor aUem, ob die regicmale Tenorgruppe der JematA Islamiyaah in die Anschlage 
verwickelt ist Da sich die Gewalt Jedoch hn Wesentlichen auf die vier muslfani- 
sdien Provinzen konzenUiert und bislang kehie Touristenzentren oder die Orodstadt 
Bangkok angegr ifft n wurde, kann man davon ausgehen, dass es sich um lokale, se- 
paiatiatisdie Gewalt handelt (Btlnle 2004^ lOG 2005a). Augeskhls der SHgynaririmmg 
der IhaiHndisrhcn Muslime fan Authmukampf der Ihaflanriiadien Regierung und der 
Menscfaenrechtsverielzungen der Anneeist die Gete jedoch groß, dass sich hier kikale 
GewahriGlBure mit tnmanatkMute Tenoristen v«ri»iden(BQn^ 

33 Transnatkinaler Terrorismns - Jtmmk lirtowftfca (JI) 
Seit Mitte der neunziger Jahre ist in SQdootasien die transnationale Te rror g n ip pe der 
JematA lilamiyaah (JI, islamiirhn Gemeinschaft) aktiv. Sie ist durch zahlreiche An- 
sdiUjgD in deo ktzteo Jafaieo xur gpOOten siclMriieit^politis^liBD Bedrohung m SQd* 
frttatriifn au^esti^en. Nadidem sie sich bis zun Jahr 2000 weitgehend mit der Rek- 
rutienmg und dem Training ihrer Kader ^tn^iiltigil'*! hat sie stitrlgm unter Beweis 
gestellt, dass sie dazu in der Lage ist, Tenoranschlige mit großer Breitenwirkung 
und hohem k^stischem AufWand zu vertlben. fan Dezember 2002 tötete in Manila 
minm fiaria gM^ im iiif ^j iMn Bffmbe nanirhM j g irn 77 MfniffhBn Bei einem Anschlag 
auf zwei Nachtchibs in Bali am 12. Oktober 2002 starben insgesamt 202 Menschen, 
300 wurden verletzt Der Anschfaig von Bali war nach den Anschlagen auf das Worid 
lYade Center vom ^11 2001 der zwellgtOßte Tenoranschlag weltweit Im August 
2003 expkxhBrleehie Bombe knMark)tt4I6td hl Jdoata und tO^ 13 Menschen, fan 
Heriist 2004 kamen bei efaiem Anschhig auf die anstraüscfae Botschaft 9 Menschen 
ums LabeoL 

Die Jemaah Islamfyaa hat auf hrtarnatkmaler Ebene Kontakte zur al-Qa*ida 
aufgebaut und steht odt separatistischen und kriminellen Gruppen m Mindanao 
und Indonesien (und vielleicht anefa m StVÜhailand) fai Ver blmfamg , Wie weit letzt- 
lich die Beziehungen geben und ob es Kontakte zwischen den kikalen separatisti- 
schen Gruppen bzw. kriminellen Organisatkmen und der intenutionalen Tcrror- 
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gruppe um Osama bin Laden gegeben hat, ist umstritlen. Fraglich ist insbesondere» 
ob es sich hierbei um Binzelpenooen und deren Kontakte oder um quasi institutio- 
nalisierte Beziehungen zwischen den Qewaltgruppen handek. OesiftetB Bitonnt- 
nisse stammen lediglich aus offiziellen Protokollen der Gerichtsveriiandhmgen ge- 
gen die Bali-Atlentllier und ihren Anführer Abu Bafcar Basfahr. DarObcr hhuuis gibt 
es lediglich zahheiche «ibestlltigle Oehdmdie n st teft rmationen sowie Erkenntnisse 
aus den Vernehmungen von rund 200 bislang festgenommenen MitgUedem der JI. 
Der transnationate Tenorisnras derysmaafcZil(Bii(^^ 

lidi erklärt: Kenner des Internationalen Terro r ism us, wie Rohan Qunaratna, gehen 
davon ans, dass es sich bei dem Terrorismus in SOdostasien ktitiich um ehi von Un 
Laden und der al-Qa*ida his Leben gerufenes und gesteuertes Phänomen handelt 
Durch die persönliche iuwi>wt«i*h«ft mit den FOhrem der MILF, der Abu Sayyqf und 
dar Jemaah Mmiyaah habe bhi Laden ein regionales Terrametz auflMuen, finanzie- 
ren und so m Temimnscfalagen vcmnhmm kOnnen. Der globafe Jihadisnnis un^ 
amerikanismus hüten dabei ebe wesentUdie RoOe gespielt (Gunaraina 2002, 2005). 

Regionale Terrorcxpcrten betonen hingegen die Rolle von Mittelsmännern zwi- 
schen al-QaMda und lokalen Organisationen. So habe beispielsweise das al-Qa'ida 
Mitglied Riduan Isamuddin (Hambali) Kontakte zwischen der al-Qa*ida und der Abu 
Sqyyqfy der Jemaah hlamiyaah und der MILF herstellen können. Sie weisen außer- 
dem auf die Vielzahl von Verbindungen zu den einzehien islamischen Organisatio- 
nen hin. Nach dieser Interpretation werden beispielsweise der Mujahideenrat {Maje- 
Iis Mujahidin Indonesia/MMl) in Indonesien, die militanten islamischen Organisati- 
onen Laskar Jihad und Laskar Jundtälah in Indonesien und die separatische Organi- 
sationen der PULO zu terroristischen Verbündeten der al-Qa'ida (Rabasa 2003: 62, 
Chalk2002: 107-128). 

Landerexperten weisen hingegen auf die spezifischen lokalen Bedingungen des 
Terrometzwerkes und der einzelnen affiliierten Organisationen hin. Sie zeigen, wie 
lokale Faktoren die Entstehung eines transregionalen Netzwerkes, das aus autono- 
men Zellen ganz unterschiedlicher lokaler Akteure besteht, ermöglicht haben (Fealy 
2002, Bruinessen 2003, ICG 2002, ICG 2003). Die Organisation Jemaah Islamiyaah 
hat ihre WInrzeln m der mdonesischen DaruMslam-Bewegung (Haus des Islam) der 
fhn&iger und sechziger Jahre (Singh 2004: 53 f , Ramakrishna 2004: 10). Von den 
Ideen der Dand-Islam-Bewegung inspuiert grOndeten Abdullah Sungkar und Abu 
Bakar Bashb m den sechziger Jahren eine Ishnnschule m Zentraljava. In den siebziger 
Jahren wurden Sungkar und Bashü* von den Sicherheitskrfiften wegen Gründung einer 
militanten Vereinigung {Komando Jihad) festgenommen und zu neun Jahren Ge- 
fitaignis verurteilt Sungkar und Bashir flohen in den achtziger Jahren nach Malaysia, 
um der Repression des Suharto-Regunes zu entgehen und von Malaysia aus Kontakte 
hl die ganze Region aufinibauen. Dort gründeten sie eine Islamschule, in der sie die 
streng-orthodoxe wahabbitische Lehre predigten (ICG 2002). Hier erhielten auch 
viele mdonesische A%banistankflmpfer ihre religiöse Ausbildung. CLA-Schatzungen 

viilWlo^ wurm in «Um «rthtrieMr Iuhnmi 7an«4%kMi ^Ml imH MWI Tiwl««nmiMr imrJi 
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Afghanistan y l camm e n, um an der Seile flmr OlaubensMIder g^gen die sonjeli- 
sdie Besatzung zu kampftn (Thayer 2005). In den neunziger Jahren gab es die ers- 
ten Treflen von Abdullall Sungkar und Bin Laden. Sp8ter wurde die Jtmaak bkh 
mfyaak Uber zwei Vcrtrfndung Mnlnn e r> Riduan Isamuddin (HambalQ und Moham- 
nuKl Iqbal Abdurrahman (Abu Jibril), die Vetenmen des Afghanistan Krieges und 
Mitglieder der ai-Qa*ida wann, an die Terrorgruppe her a ng i e fl hrt (Abuza 2005: 43). 
Die Anfllhrtr der Jimaah bUmOyaoh kämpften fortan dalör, einen islamischen Got- 
tesstaat bestellend aus den Staaten Brunei, Indonesien und Malaysia sowie den sOd- 
lichen Philippinen und SOdttuiiland aufeubauen (IGQ 2002, Abuza 2005: 43). Die 
Beweggründe zur Enridituqg der Tennrzelle waren folgUdi lokaler Natur, die Ver- 
netaqg mk globalen Gewahakteonn hat dem Terrarismus hingegen neue Sddag- 
kraftverlidien. 

Organisatoriscfa stfltzt sich die Jgmaah Islamiyaah auf eine Reihe von Koran- 
scfanleo hl ZeotiaQava (Pttidok NgnikO, hi denen Ihr Anfthrer Abu Bakar Bashir 
uuteiiidi t e t e (Abuza 2005: 44» Chalk 2005: 27, ICO 2005). Der 1999 gestorbene 
Abdullah Sadfiar und Abu Bslar Bashir waren die spirituellen FQfarer diesies Nelz- 
weckes. Die Predigten Abu Bekar Bashir fcoin i mini z i erea vor allem die mo r ri l sc fa e 
Olierl^enheit des Mam, eine rassistisdie (antisemitisdie wie antiamerlkanisdi^) 
Lehre der hawnatkmakai Politik sowie die Fordeiung nach einer Abkehr von den 
Prfaizipien der VoOcssouvertnitat und der Gleichheit der Geschlechter. In der Kritik 
steheD in den Predigtoo andi die kqiitaliitiiclie Wdtoidnn^ und die Ihigerechti^ 
kdt des fartematkmalen Fh i anasy slBBM (Behiend 2003: 7). Damit steht die Jmaah 
bhmfyaah dem s&ularen Staat und grundlegenden demoki ati schen Rechten unver- 
söhnlich gegenOber. 

Untersiichmigen der Orisis Group zufolge besteht die «fawaa^ /ftoit(>w;^ aus vier 
rggtonalen Zellen, die sich wiederum hi vencfaiedene Subzellen unteitfiedem. Ins- 
gssamt soU die JI 500 Us 1 .000 MkgUeder aufVveisen (Abuza 2005: 44, ICG 2002). 
Die erste Zrile (Manliqui 1) dedcte die amhjyiache HalbfaiseU Shi^^ 
land ab. Sie aibeitete sehr eng mit der malqyischen Gnqipe der kh^ahldin {Kumpih 
Um Mi^ahidtn MalqyeiafKMM^ zusammen, mit der sie die glekfaen Ziele und Mit- 
glieder verband. Dartiber hfaums war sie grOOtenteils ftkr die Rekrutierung und Aus- 
bildnng zustindig (Abmia 2005: 45, ICG 2002: 14). Die zweite regionale Zelle 
(Manüqui 2) verband lava und Sumatra hi I n d o n es i e n . Sie hatte die meisten Mit- 
gliader imd enge VeriiiudMngen.ai dem im IleriMit2002 gegrOndeten fndonuUehtn 
MyfakidMm^ ßit^eUi hii^M^ Maimia/MMI), efaier Dachorganisation von ei- 
nigen Hundert ladikaien islamisrJien Verehien. Die Zelle entwickeile auch die npa- 

fmiliiaripciian PftlgffP <W Jf*^ Hi^ ^ fifti fc rimin^la« f>T g | nnifflrtiffll*fn itff IfffhtT Ht^ 

JahidemtmMilxakm-JimMahhBa^ 19 f.). 

DarOber lumnis war die hidoneaische Zelle ftr den Auftau von Ttahungscamps 
(skrtmi in Sulawesi und eins in KaUmantsn) veiaul wörtlich. Aufierdem bestanden 
enge Kontskte zu islamfa r Ji e n Wohlfthrtsverbfinden mit Kontakt zur al Qa'khi, die 
die Fmanzienmg tfoernrimien (Abuza 2005: 44). Die dritte Zelle, die die Phil^ 
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nen, Ostmalaysia, Kalimantan und Sulawesi umftsste, hatte die Funktion, Wafifen 
und Spraagstoffbenftzustellen. Die ftnfie Zelle deckte NotdaustnUen ab und war 
zarRckrotienmgiimcriialbderindoaeaiidicaExilge^^ 
46, ICG 20Q2: 14). Die hier daigelegle Stmktur suggerieit, dass es sich um ehie 
zentralistische Oigenisatkia mit regionalen Ablegern in allen LSndem handelt Stu- 
dien haben aber gezeigt, dass wir es mit emem wehans lockeien Zusammensciihias 
regionaler Terrorgruppen zu tun haben. Die einzelnen Terrarzellen acfaeuien größ- 
tenteils unabhängig vonefaiander agieran zu kAnnen (Suigb 2004: 57). DaiOber hfai- 
aus dflrfen nicht alle militante Akteure m Sfldostasien dem Terrorismus zugeschrie- 
ben werden. Allem m Indonesien gibt es zahheiche extremlstisch-militBnle Oigani- 
sationen, die unabhängig vonehumder und mit zahbeichen divergierenden Zielen 
operieren (siehe Beitreg Ufen in diesem Band, Wilson 2005). Das transregionale 
Torofuetzweik macht Jedoch teilweise fUr sebe Ziele von diesen islamisch- 
militanten Orgenisationen Gebrauch. 

3.4 KrimfanlUit und Transnationale KrimiMriltit 

Neben sezessionistischer und terroristiscfaer Gewalt findet sich auch ein eriiOhtes 
Potential an natkNialer wie transnationaler Kriminalitlt m SOdoatasien. Zwar werden 
Krimmalitat und Gewalt viel hiuflger mit den Staaten Lateinamerikas fai VerUn- 
dung gebracht, die weltweit größten und gefiUuüchsten kriminellen Vereinigungen 
sind jedoch die chineaischen Triaden, japanischen Yakuza und die vietnamesisclien 
Gangs. Kleinere Netzwerke sind ebenfiüls auf regionaler Ebene aktiv. Besonders in- 
teressant ist die Drogenkrinunalitat, die strukturell eng mit der StaatMdung My^ 
anmars veibunden ist Der Wariord Khun Sa konnte jahrzehntelaqg die politischen 
Gegebenheiten in Festtandsfldostasien nutzen, um seine Geschäfte zu schätzen. Em 
gnmdlegendes Sicheriieitsdefizit stellt darflber hmaus die Phalerie dar, weil hier ei- 
ne große Gefahr besteht, dass sie sich mit anderen Gewaltformen mischen 
konnte. 

Drogenhandel 

Der Drogenhandel ist das gravierendste Problem transnatkmaler Gewalt In SOdost- 
asien. Das Goldene Dreieck, das NonUhailand, das ösükfae Myanmar (Shanstaat) 
und Westlaos umfiust, ist eines der führenden Anbaugebiete ftr Drogen weltweit 
Myanmar und Laos smd die größten bzw. driUgrOßten Produzenten von Opiumbio- 
ten, einer Vorfim von Heroht Es wird geschätzt, dass weltweit Ober zwei Drittel 
des gesamten Opiums m Sfldostasien angebaut werden Ummers 2003: 3 £). 

UrspfOng^ stammt das Opium aua den chimwtiiiflifw Provmzen Siduian, Yunan 
und Gtianxi und wurde durch wandernde Bergvölker, fbr die das Rauchen von Ophnn 
em akzeptierter Bestandteil der Stammeskultur war, nach SOdostasien gebracht 
Klima, Geschichte und Politik haben aus den Beigen des Shan-Staates die führende 
Ophnnanbauregkm der Weh werden lassen. Abgetrennt von der weitaus bevölke- 
rungsreicheren und fruchtbareren Zentralregion bot der Shan-Staat die idealen Vor- 
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aunetziiiign zum Aobni von Opium. Die nmluiction von Opium wurde in den 
siebziger Jahren von den Rebellen der Wa vorangetrieben, die die Rinnaimien aus 
dem Heroin zur Ffnmzicnmg Ümss poUtisGlien und mililflrisdm Kunpfiss um Un- 
abhlngigkeit milzlBn. Politisch stieg ihr Anflihrer Khun Sa m den siebziger und 
acfaniger Jahren zum MDrogenloDnig von SOdostasien" auf und nutzte geachidct die 
untwachiedBchen politiadien laHiimen des MfliOfregfanes fai Yangon, des MiliUrs 
in Thailand und der chinesischen Regienrng, um sein Drogenemperium zu schOtm 
(McCoy 1999: 14t£, OibsonMaeman 2003, Lhmier 1994). Die myaiunariache Ar- 
mee protegierte den Drogwwnban und Khun Sa Ms Ende der achtziger Jähre, fMer- 
1e dann aber die ge&MMmiUnit9dWaSlat§ÄFme9(Jir9iSA), Dies führte letztlich 
zum Niedergang Khun Sas. Der Drogenbaron zwar wefteririn von der MiUtflrjunta 
vor der Auslieferung an die USA geschützt, sehi Emperium hat der DrogenkOnig 
aber verloren. Das Milttlnegime achloss mit der UWSA im Jahr 1 989 ein Waffen- 
sHllstillstaniisahknmnHin und OberlieB ihr damit große Teile des Opiumgeschifts. 
Seitdem hat die UWSA 80 Prozent des Ophmihandels unter ihre Komrolle gebracht 
(MoCoy 1999: 1S2X m der Folgezeit hat sich Myanmar zum grOBtan Drogenprodu- 
zenten wettweh entwidoelt — leitweise nur von A Ijilhaniitan iMbei imflfen. 

Alles hl allem ist das Problem des Drogenhandeb in Myanmar staik mit dem 
StatebuikUng veifcnOpft. Ehie stariceie Antidrogenbektmpftmg wtbde den Frieden 
mit der Uhüml War State Army (UWSA) giefthrden. Die Korruption m Teilen des 
Mil ltti - apparate s scheint eine effektive Drogenbekimpfung zu verfalndem. Der Dro- 
genhandel Uocfcieft die natknude Entwickhng nachludtig, die sozialen Folgekosten 
shid sehr hoch. Insgesamt whd die nationale SouverBnhit K^anmars durch Drogen- 
Utadler untergraben (Dupont 1999: 455X die Sanktionienmg durch die uileinationa- 
le Staatengemeinschaft vermag nicht zu greifen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass es 
im Interesse der Militinegierung ist, den Drogenabbau direkt zu ftrdem.' Efaie di- 
rekte Involvierung im Opiumhandel ttsst sidi jedoch nicht belegen. Die benachbar- 
ten Staafwi f^iiiM* und Thailand würden eine dirdde BeteOiigung des Militirregimes 
angesichts der hohen sozialen Kosten hi ihren Lindem nicht hinnehmen. Der Druck 
aus diesen Lindem auf die Regierung m Yangon, den Anbau von Opium zu been- 
den, ist schon jetzt selv hoch. Letztlich beshzt die Militirregierung jedoch nicht die 
adminislBBtiven FlhigMten (capadtyX um den Ophnnanhau zn stoppen. Die Kor- 
ruption zwisdien den autonomen MOiUrbehOiden und den Drogenhindlem ist hn 
9ianslBat besonden hoch (Oibaon/Haseman 2003: 4> Darllber hhiaus ist es auch em 
fl k o nomi ic h es Problem: Zeh n t a usen den von Bauern muss eine wirtschaftliche Al- 
ternative geboten werden» um die Drog^produktion sinnvcrfl beenden zu kdnnen 
(Oibaoo^Haaeman 2003: 3). Die Produktfcm von Ophnn wurde zwar hi jüngster Zeit 
von der MilitIrrBgierung veriMten und durch offizielle Programme stark einge- 
schribikt An Stelle des Opiumanbaus ist in jüngster Zeit verstlrkt die Produktion 



Von den Vereiiiigten Staaten wurde Myannuir vorgeworfen, direkt am Opiumhandel betei- 
ligt Bi sein. 
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von Amphetaminen getrelni. Das Drogenproblem ist in Myanmar sehr eng mit der 
Staatsbikhing und der poUtiaclieii Zabiiift des Mililin^^ verknOpft Angatidmi 
der whtachaftliehai und politiadiea Schwierigkieilieii in Myanmar and die Aiusidi- 
ten, den Drogemmbau antoppen, gering. 

PUnaeriß 

SQdostasiatische GewSsser geböfco zu den gefihrlichsten SchifHahrtarouten der 
Weh. Hier finden seit langer Zeit mit Abstand die meisten PiratenflberflUle statt In 
der Straße von Malacca sind ca. ein Drittel aller wettweiten Übergriffe zu finden 
(Pohl 2001: ISS, Raymond 2005: 20). Das Problem der Piraterie ist ein jahrtiundeF- 
tealtes Sicherbehsproblon in SOdostasien. Bereits im 5. Jahrhundert beriditete ein 
buddhistischer MOnch aus Ceylon von PiratenflberfiUkn in der StraBe von Malacca 
und im Sddcfainesischen Meer. Der Venuefa von hollimKschen Kaufleute im 17. Jahr- 
hundert, den Gewflfzhandel zu monopolisieran, zefstome traditionelle Handelsbezie- 
hungen in der Region und ftthite zu einem dramatischen Anstieg der Pkalerie. Im 
19. Jahrhundert war Piraterie zu einem fbsten Bestandteil fai der malaysischen Weh 
geworden, eng veriiunden mit den Stammeskriegen und der Entstehung von Insel- 
reichen (Pohl 1998: 189, Teitier 2002, Young/Valencia 2003: 271). 

Seit dem Ende des Ost-West-Konfliktes ist die Prflsenz von MarineeinheitNi m 
SOdostasien deutlich gesunken, so dass Piratenbanden mehr Freirlume erhielten, die 
sie zu vermehrten OberfiUlen nutzen konnten. In der Straße von Mahwca - einer der 
meistbefiduensten Schifffiüirtsrouten der Weh - im Gibesischen Meer und Golf 
von Thailand ist es in den letzten Jahren wieder vermdnt zu Obel g riffen von Puaten 
gekonunetL Allehi im Jahr 2004 hat es 130 PiratenQboflUle fai der Straße von 
Malacca gegeben (Raymond 2005: 20). Mh modernen Schnellbooten ausgestattet, 
verf&gen die Pfaaten teilweise Aber eine eriieblich bessere Ausstattung ab die Si- 
cfaerfaeitskr&fle. Die eriiOhte Anzahl von OberfiUlen von Piraten resultiert auch aus 
den wirtschaftlichen Schwierigkeiten und der politischen Instabilität Indonesiens 
(Pohl 2001: 191). Größere Armut und steigende Arbehsk>sigkeh haben Phaterie zu 
einer attraktiven Einkommensquelle werden lassen. Korruption und Rivalititen tn- 
nertudb der Beamtenschaft verhindern dabei eine effektive Bekampftmg genauso 
wie die mangefaide regionale Kooperation (ebenda). 

Die Piraterie hat sich Ifingst mit andcven Phänomenen der politiachen Gewah 
vermischt (Young/Val^ia 2004: 275). So soll es Verbmdungen zwischen kdcalen 
Piraten und der Unabhflngigkeitsorganisation der GAM geben. Piraterie kflnote sich 
so als zusätzliche Einnahmequelle für den separatistischen Kampf entwickebi (Pohl 
2001: 189). JOngtt haben BtaiiatkaudeTeirorexpertBndarilber hinaus d^ 
äußert, dass sich Piraten nut transnationalen Terroristen verbinden konnten.^ So hät- 



^ Der erste Fall des maritimen Terrorismus war die Entführung der Achilie Lauro durch 
palästinensische Terroristen im Jahre 1985. Ein Terroranschlag jüngeren Datums war der 
seiDSiinoraaDScniaganrcoe uss udk am ly. muooer, dci oem ly Menscnen g cBw ci wunm. 
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ten O dwimdiwiiil i i i fi i iiMl iooBn mSaUgß sowohl die al-Qa'kb als auch die JematA 
bUunfyoiA Mine zur Autflftnng eines naritfaneD Tenotansdihnsa gssdnniedet. 
Auch die Abtt SqyyqfOnippe soll die Flhigiceiten besitzen, tonoristische Anschlage 

flOudung durch diese GewaltaklBure bislang nicht bewiesen ist, sondern vielfiKh von 
RegieningBn und Gehehndienslen kxnsdrniert wird. Insbesondeie die Regierung 
Singapurs hat mehrftch die BefOrcfatung vor einem nuldearen Anschlag durch eine 
j KhwMUH Biide BonW - ehm yoa Knien gekaperten Schiff mit TraibatDff oder 
NuUearwafien - geiuBert (Richardson 2004: 23). Efai solch großer Anscfahig hat 
bislang jedoch nicht stattfBftmden. Der empirische Beweis für eine v e ntl r kie Ver- 
mischung von Pinien und TcRorislBn nniis soniil ent erincfat werden. 

4 PpTf nnd FDrawwandal poHiicfccr Gewalt k Stdoilnsten; ein Rasimee 

Die Zeit der klassischen zwischenstaatlichen Kriege und der AntirBgunekriege ist in 
Sodostasien vorbei Dennoch hat hn vergangenen Jahrzehnt ein drastischer Wandel 
der Oewahformen statfgeftmden. An den Rinden von sezenioo istischen Bewegun- 
gen haben sich kriminelle Vereinigungen etabliert, die primflr natorielle ZQge ver^ 
firigen. Dadurch, dass sie ihrem seanessionistischen Kampf nidit sbgeachworen har 
ben, entsteht eine neue UntttmichtUchkeit hl M^amnarfimd diese Bntwiddu^ 
dem Aufstieg und Untergang des Drogenbarons Khun Sa bereits vor zwei Jahmfan* 
ten statt, fai den stkUichen Philippinen ist eine jffwlirht 7<ilhsnnmi, des Konflflds zu 
beobachten. In den übrigen Staaten sind die Sezessioosbew^jungen noch nicht so 
weit ausdiffatHntet WMirend der niyanmariidie Staat jedoch snukturell zu 
sdiwach ist und der Etttilehnng einer , jhri'"i"H len Eiddavcr' in ihwin Slaattg i ffb iftf 
nur Tiwflhiwii JtoiiBSeL mimI die llfanflflB SfeMSoB taBdeBsdall atBritafi^ Pllr diBiBft StasABD 

ist nidit damit zu rechneni dass Revohiiiwiire gtoBe Teiiiloiien besetaen und ans 
flbnen ^ptasi Stasttg^flnder werden kOmiften. Die SozeBsioniBlBn und Rebellen iwerden 
von den Staaten der Region verfingt und flao Oiganisationen aersdilagen, <rfoie dass 
sich an den Ursachen der Konftikle etwas getodert hat In der Folgezeit haben sich 
deshalb viele Qi gmi i atl onenaBriplitiBrt Worauf Übst sich nun die Zerfiaerung 
Konflikte und die neue UuBberrichtKchkritzurOckfllhren? 

Bin mOgUdier Orund kflnnle die Miwiifflistiiwlif und patrimoniale Struktur vieler 
f rffifffHffh aftttn f?tl ilitslai i imf Ab^yaltun gw von O rap iwti ffck—« Hmm^ fleh 
gsnae NetzweriM und persönliche GeftrfgscJiatlBn abtrennen« Diese Qnippen mflssen 
sich dann auf toicalen OewahmirktBn neu etabüeren, flmen UeAt ami Oberleben 
nur ein AbgWlen hl die Krimhadilit Em quditativ neues Fhinonm 
hung tr a nsnat i on aier TeROfgruppen. Die Terrorg m ppe der Jmaak blanfyaah hat 
ihre Wurzefai hi der flohen Islani s taslsb e wegu ng in den lllnftigBr und sechziger Jah- 
ren hi Indonesien. Durch den gtobalenJfliadisnnis- durch Entwickhaigen mA^Slia- 
nistan und außerhalb Sftdostaiiens - konnten flberregtonale Vernetzungen aufgebaut 
werden* Tkansnatioiude TemMgrappen kooperieren vereinattit mit lokaten Banditen 
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(Abu Sayyal) und miUmit fatomiBchen OigimiMriopcn (Laskir JOnd). Dia regiona- 
len Konflikte weisen dadnich eine doppelle Stndch^ 

Dimension auf. WShrand der kküm Dinensk» Konfliktgegenstlnde zuzuredmeo 
Skid, m denen es um VerteihamiwechHigkeil und kukweUe und rdIgiOse Aukno- 

tnia wmflt iMlh <ifr awqtq iii ffif f h flllftfliTinkin flf aiklR fflllt. IHIWlkklt dif) gfolnkl KfMI 

fliktdiniension aus der FoUtisiefung des tfi—« und der Bnbindung kTkalwr Konflikt- 
akteure in den Jlhad. AufBUUg is^ dass sldi biskuig in Slldoslasien g|fi w*>fi sensskh 
nistische Bewegungen (MNLF, GAM, PULO) nickt mit transnationalcn Terrorgrop- 
pen vernetzt haben. Umso widitiger ist es» dass bei der Bekimpfung des Terrors 
sensibel vorgegangen wird. Die unHenchiedlicfaen Phinomene dflrftn begrifflich 
nicht vermischt werden. So zeigl das Beispiel SOdtfaaikuid, dass ekie Stigmatisienmg 
der lokalen Gewahakteure als wTeiTo ri sten" zu einer Verschflrftmg des Konflikts ge- 
führt hat Nachdem die USA die kommunistische NPA auf die Liste terroristischer 
Ofganisationen gesetzt hat, hat auch hier eine VerschSrftuig des Konflikts stattge- 
ftanden. 
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militärisch dominierten Gewaltoligopols in Indonesien* 



Andreas Ufen 

In Indonesien ist es zwar seit 1998, seit dem erzwungenen Rücktritt Stihartos, zu 
einer bemerkenswerten Demokratisierung gekommen, allerdings ist das neue politi- 
sche System durch erhebliche Mängel gekennzeichnet. Die politische Transition, die 
auf dem Höhepunkt der schwersten wirtschaftlichen Krise in der Geschichte des 
Landes begann, wird von zahlreichen Unruhen, Bürgerkriegen und verschiedenen 
Formen von Kriminalität begleitet (Wessel/Wimhöfer 2001, Anderson 2001b, Töm- 
quist 2000, Hüsken/de Jonge 2002, Colombijn/Lindblad 2002b, van Dijk 2001: 323 f.). 
Diese Staatsschwäche" destabilisiert den Reformprozess nachhaltig. 

Wie ist es zu diesem Versagen in Indonesien gekommen? Die zentrale These 
dieses Beitrages lautet: Das recht stabile, militärisch kontrollierte Gewaltoligopol 
der autoritären Neuen Ordnung (1965-1998) ist im Zuge der Demokratisierung 
durch den Zusammenbruch klientelistischer Netzwerke aufgelöst worden. Entstan- 
den ist ein diffuses Gewaltoligopol mit einer Vielzahl unterschiedlicher Gewaltak- 
teure in häufig undurchschaubaren Konstellationen, wodurch sich die Sicherheitsla- 
ge wesentlich verschlechtert hat 



' Ich bedanke mich ßk wicbti|ge inbaltUcfae Anmeriamgai bei Marco BOnte und Matthias 

Basedau. 

^ Schneckener (2004: 15 f.) unterscheidet u.a. schwache Staaten, in denen „das staatliche Ge- 
waltmonopol noch weitgehend oder leidlicfa existiert, allerdings DefiiilB M der Wohl- 
fidut»- und/oder der Leghimittt»- und Recfatsstaatsflmktion bestehen**, von versagenden 
oder verfallenden StaMn wie Indonesien, bei denen „das staatliche Gewaltmonopol und 
damit die Gewährleistung von Sicherheit stark beeinträchtigt ist", und gänzlich gescheiter- 
ten bzw. zerfallenen Staaten wie Afghanistan, der Irak seit 2003 und Haiti seit 2003/04 In- 
dikatoren für die Fähigkeit, ein Territorium mittels des staatlichen Gcwaltmonopols zu kon- 
trollieren und die Sicherheit nach innen und außen zu gewährleisten, sind: der Grad an 
Kontrolle Ober das gesamte Staatsgebiet, der Ond an KontroUe der Aufiengrenzen, anhal- 
tende oder wtederioehfcnde gewalttttige Konflikte, die Zahl und politiscfae Rdevtnc nicht- 
staatlicher Gewaltakteure, der Zuünid des staatlichen Sicherheitsappmtte% die Hfllie und 
Entwicklung der Kriminalitätsraten und der Grad der Bedrohung, die von staatlichen Olgn* 
nen fllr die physische Sicherheit der Bürger ausgeht (Schneckener 2004: 13). 

Debiel und Reinhardt (2004: 526 f.) unterscheiden zwischen konsolidierten und teilweise 
konsolidierten Staaten sowie zwischen fragiler, rudimentärer und koliabierter bzw. geschei- 
terter Stndidilnit Starioe Studien sind in der I^e, eseealidte 
fltellen, das sind Sicherheit, dcmokiatiadie t ^ f » i»* » *af ^ WohUUvt und admtnislraliv- 
polhische Implementieiungsfldiigleeit (security, poUtical, aocio-economic und administrati- 
ve govemance). 
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Im Folgieaden loUen nach einer kurzen DmteUimg der EntwickluDg des indooe- 
sischen Oewahregimes verschiedene Inte rpre tati onen der Gewaltzanalime nach 
1998 vorsBStellt werden. Im dritten Kapitel werden das OewahoUgopol der Neuen 
Oidmng ind seine AiiflBsiBf nach dem Rflcldritt Su^ 
ren dieser Entwickhmg werden die Entstehnng neuer Oewaltekteme, die Faktionali- 
sierang der itaatKriien Sid Miheil sta lfte und die Venelballndiguiig emzebier Ein- 
heilea sowie die Zunhme und Dymmiiaienm^ 



1« Die Bntwlektang des Gewlfa'eglnies bis 1998 

In Indonesien hat nismals efai moderner Territorialstaat hn Weberscfaen Shne esds- 
tieit. hl den jawanisclien Fstfimooiaireichen waren relativ autonome Unteieinheilen 
kHentelistisch an den Sultan gehuDdeo.' Erst die mederllndiscfaen Kokmialhenen 
begannen hn 19. Jsfariamdert mit dem 5kafia- und NaOmhBiäUbig, Dm durch mehrae 
Kfi^IwrhprhJ a usg e wei te te Niederiindisch-ladien blieb efaiaul«^^ 
AparlhehissysiBm, hi dem die natha u i Kstiarhe Be wegun g brutal unterdrtickt wurde. 

Krieg gogeo die Aeefaneaen Ende dm 19. JUnhundem soU fiber 100.00^ 

leben gefbrdert haben. Ein Drittel dm Budgets wurde fai dieser Zeit ftr milittrische 

Zwecke smgegrten. 

Die Japaner machten den Archipel 1942-45 ai ehiem Teil ihrer MQiü6ostasnti- 
scnen womstanoifpnsrc^ unn oauien emen l asc ni stiscue n Kepressionsa p pa r ai aut. 
Für Aadsnon (2001: 12 £) war die dsranf folgende Revohition 1945-49 wifaiend 
dm auBerordentlich verhistretchen Krieges der Indonesier gegen die zurückgekehr- 
ten Niederländer in vieUhcher Hinsicht strukmpiigend fitar die neuere indonesische 
Geschichte. Aus Oaqgsfeeni wuden Revolutionäre, Prostituierte traten Milizveibta- 
den bei, SchOkr verwmidetten sich in Mudschaheddins oder sozialistische Kimpfor, 
die sich u.a. mit eibe u lelsnja p s nisdiwi Wafibn ausst a tt e t e n und sich durch jrevolu- 
tionBre Steuern**, Eipresiung oder durch Kriegsbeute finanzierten« Dieser Anardus- 

mUB mUDOSIB BD QIIIv HBIHBsv^ IwIBDV ulBOUCIIO ItInBv doBT iniHUGn PHniniBIIHHl* 

sehen Demokratie (1949-57). Diese fimd u4l an%pund der ausgeprägten Konflikte 
z w ischen Zentrum «ad Pe i ^di e iiB (Java versus A n t ksihiseh X zwischen Anhangen! ei- 
nes Islamstaatea und Satadaristenf sviscfaen KooHDiDisten (vertreten durch die sdir 
stari[e kommunistische Psrtei, die Psrtai Konanis Indnnesia, PKI) und ihren Gegpem 
sowie zwischen MiliUbs und ZiviUsten mit der Ausrufung dm Kriegv 
ihr Ende, bi der folgenden Ctekoklen Demokratie (1957-65) war PMsklent Snkamo 
der Erste unter (UeiGhen m einer spannun g swicfaen Allianz von nmslimischen Füh- 
rern, Militärs, BOrokraten und PKI-F^mktionflren. Innenpolitisch zerbrach die Alli- 
anz ewIgOltig nach emem bis heute unau%ekiailen Putsch oder Pulichversuch m 



' Zun PaiihnonialisBBis:Wdwr 1972, Uiin 2002, siehe Mnote 4. 
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30. September 1965, der letztlich zur Maigiiialisienmg Sukamoi und zur Macht- 
Oberodune Suhartoe llllirte. 

Die Neue Ordnung unter Suharto (1965-9S) wir ein neopatrimonialet, korponh 
tistisches, militärisch dominiertes Modeniiiiefvngsregime/ Zu ihren wichtigsten 
Merkmalen zihlten das von der Regierungspartei Golkar beherrschte Dreiparteien- 
syMem, der sürice Zentralismus der VerwahuQg in einem ethnisch und iüli|^ hete- 
rogenen Staatsgebilde mit starken legioiialen sowie sozioOkonomischen Unterschie- 
den, die klientelistisdie Anbtndung von zumeist sinoindonesiscfaen Unfienehmem 
an Politiker, BOroInteB und MUitirs sowie die Stabilisieruiig des Staatsappentes 
durch betrftchtlidie irtimrtifjift EidOl- und Pff ^ffifft^hiri^ vor allem in den 1970er 
Jahren. 

Die Neue Ontaiung wurde mit einem der größten Massaker der neueren Ge- 
schichte durchgesetzt Man achltzt, dass m den Jahren 1965-67 mindestens 600.000, 
vielleicht sogar 2 Millionen zum Teil nur vermeintliche Mitglieder und Anhänger 
der Komanmistischen Partei von einer infbnnellen Koalition von Militärs und isla- 
mischen Gruppierungen umgebracht wurden (Anderson 2001a: 9, Cribb 1990). In 
dieser Phase wurde die Basis ftlr ein militärisch dommiertes Gewattoligopol gelegt 
In der zweiten Phase von 1967 bis Anftng der 1990er Jahre war die Reghnekoaliti- 
on weitgehend hi der Lage, die Oppositkm zu kontrolUeren und die Sicherheit nach 
innen und auBen zu gewahrleisten. In den 1970er Jahren kam es z.B. nur efai ekiziges 
Mal zu nenne nsw erten Unruhen, nBmlich w^gen des sogenannten Malari-Vor&lls 
hn Umfeld einea Stmabeniches des japanischen nramiermhilalerB Tanaka (1974). 
Bis Attftng der 1990er Jähre süid nur zwei weitere Massaker bekannt: die ^ys^^ 
sche^ haDHtfhntfidi^ Ingp gjftl flwgnff^ Hh"khtwwg ^"wi n wh r wwi ThwwmI K rifH * 
nelten ki den Jeihren 1983-85 CiPetnui", penmbiAan misttrha, juytHatiOtit Er* 
schieflungien") und das gewaltsame Votgehen ggyn muslimische Demo nstiaiH e ii fan 
Haftngebiet Ta^unf ^ Jakarta (1984). Angesichls der Massenamuit, der 
ethnischen und rdjglOaen KonfHklihiien, des hohen Maßes an Komiptkm und der 
bedrikdoenden ^RnilkOriiernchaft der Machtgruppen waren das flberraschend wenige 
Vorfälle, zumal wenn man bedenkt, dass das Tai^ung-Priok-Massaker aus der Sicht 
der Machthaber vermeidbar gewesen wäre, dass die „mysteriösen ETschjeflungenT 
sich nicht gegen Oppositionelle richteten (und deshalb ebenfalls unter Ausnutamg 
des Strafrechts leicht verzichtbar gewesen waren) und dass die Ausschieitnngen 
beim Tanaka-Staatsbesuch üi erster Linie wohl auf intraelitire Konflikte zwilckge- 



* In neopatrimonialen Regimen hat sich die Machtelite die Vcrwaltungsmittel und die damit 
verbundenen ökonomischen Chancen angeeignet. Sie zerfällt in Cliquen, deren Mitglieder 
durch Patron-Klient-Bczichungen aneinander gebunden sind. An der Spitze steht ein mit 
außergewöhnlichen Kompetenzen ausgestatteter oberster Patron. Anders als in iradiiional 
legitknierten und verwalteten PatrirooDiabtichen (Weber 1972) ist die Selbstrechtfertigung 
und Funktionslogik neopatriroooialer Systeme durch eine Veraieogung tiadttknaler und 
modenicr Elenicnte gepfigt (ausnhriich dain: Ufim 2002 a: 
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gangen wnen. Die Opposition der Aibeiter und Bauern war bis An&og der 1990er 
JalM» mininuili die Studenlm lun^ 

üigB WodieD flu» Kritik MftB tHdd w i la w iii Mam ftnmiUefen, nrasatea sich aber 
wegen der repressiven KoolioUe der Uuiv ei siUUe n aeidier zurOclcziehe&. Die Nicht- 
wgierungsorganisatioiiea wann in dieaer Zeit noch relativ aehwadi» und in den 
Kreisen von Unt e mdim em, Poütflceni und Bflrokraten regte sich loein nennenswerter 
Widersprach (Ufia 20Q2a: £). Gewallexaeaae des Miiilln bead^ 
dieaer Phase annaisl auf die Peri|4ieriei Ost-Hnior, dort insbesondere n den ersten 
lahnn nach dsr Invasion (1975), Papua und Aoeh, dort vor aUem hi den Jahren 
1989-92.' Im bmeni wurde Gewalt, abgesehen von der pe im anenlsn Einschlicht»- 
lui^^ nur ^^isodmdi eii^^Bsetzt* 

QBB ipOSOnOBuHOBD OBS pieOPBwBDUUlBOS^BUS F ff IDOODBSND BBDOcIB QIC DH^ 

ausragende Steihng des MiUtln, das aefawn Bfaiflta mit 
DoppeUtanktion (dw^ungsl) recfatftrtjgte. Das Mililgr irt aus - um natkmale Unab- 
hingi^osit kln^iAnden " OuerillaeiBbrilBn henwgRgsngf n und leitet daraus nodi 
heule sehie miUtlrischen md soaiopoiitischen {sospdt^ Anlipben äb. Bs definiert 
sich nicht als Treuhlnder, der flir eine Obergangszeit stsbQe politische Veriiiltnisse 
schafft» sondem ab efaie auf Dauer ehigericfaMe, tief hl der Qesettschaft verwurzehe 
muWfhiJrtinnale iMtitutioa. BriwI war der PüsideBt Ihr die Struktur des ganaen 
Systems von entscheMender Bedeutung. Suharto konnte zwar nicht m vOlBger Will- 
kBr handei^^ er hatte aber die iMft Abatsnd aasistsn Boes^hatdangsbefiigpisse« Seme 

IVHKfll QbSBwmEIB BvGD UDwB ai^nuIGfle leUDBcUBDe QBs NBnSGDBUBQBVBMDB WD twKCBBB 

bis hl Jede BehlMe UnefaL Br bestimmte die Auswahl der höchsten Militlis, 23^ 
Ii r amt r in , l^fdflBr ^ipd IMiti^y m id Hb^r MifM — i ^ P " *^ fWffdi 1% HMw^ pimif. 
tionlre an der Per ip h e r i e . Er war in der Lage, MiUlafdenbetrIgB fttr sich und seine 
Ftanilie a hanwei gen> luid er Iwwwifff Zeitungen wchtieBen opp osi tionelle inha^ 
tieren lassen. Politisch wiridich stsbfl war in System allerdmgs nur bis etwa An- 
fing der 1990er Jahn. 

In der dritten Phase von 1994 bis 199S nahmen religiöse und ethnische Unruhen 
si* Qppoaitiondlp Kiflfta cntadcteiBp und ea fiefien sidi enite AnurifthffB einer lang- 
samen AudiOhlinig des militlrhch dominieftBn Oewallollgopols futtinfffhe n, zumal 
in den Sttnitiortiften seflMt zunehmend sidi bekBinpfende Pakttonen enist aiwtüH 
(Bertrand 2004: 44). Das MOitSr und die Polizei gerieten fai die Kritik, es bikkten 
sieh eine Reihe von zivilgeseUschaftllchen Oiganiaationen (NGOs, ollen beUbnpfte 
oder illegale, aber geduMete Parteien und (Gewerkschaften, Stndentenoiganisatiooen 
etc.). und auch die UnshhlQgigMtsbewegnngen wurden aktiver. 1994-97 kam es zu 
zahkaklMn. zum Tefl wahnchefadich von Piskthmen der Regfanefcoalition provozier^ 
tan Unndien fai venchiedenen Landesteilen (Ufim 2002a: 432 £). Die strukturelle 
. Schwiche des n wijial iiH MM i hdep SyUems enflaUte sich spltestena hn Mal 199S, ab 



' Siehe dsai unten den Abschnitt zu den kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Un- 
aonsogigiieiiiuewcgungn um Kegienutgsuuppcu. 
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sich nach heftigen, wiederum wahrscheinlich von Teilen der EUten gesteuerten Un- 
ruhen insbesondere in Jakarta, bei denen über 1500 Menschen starben (O'Rourke 
2002: 97 f., Sidel 2001), Spitzenpolitiker, Minister und die Fflfannig der Stieitkiifte 
gegen Suharto stellten. Am 21 . Mai brach das Klientelsystem zusammen. 

Die Auflösung der Neuen Ordnung ist letztlich zurück zu flttuen auf die Unfifc- 
higkeit des lange stibilen, aber starren neopatrimonialen Systems» auf radikal verän- 
derte Umweltbedingimgiea (die Asienkrise) und die im Zusammenhang damit akti- 
vierte intFBelitflre und gesamtgesellschafUidie Opposition flexibel zu reagieren. Su- 
harto war nicht bereit, die angekündigten, von der Weltbank und vom Internationa- 
len Währungsfonds geforderten radikalen Reformen, durchzusetzen. Der AutXMita- 
rismus, der lange Zeit ein beträchtliches Maß an innerer Sicheilieit garantierte, er- 
wies sich letztlich als entscheidende Schwache. Intiaflspttenz, Recfalransichefbeit 
und Qllnsdingswirtidiaft hrixn die Asiflokrise mit au^elM 
j^flff iBi^^fii^ly B^gjmflTOflUrtfln wwr tii ^hw ffrhn^ 11 rfflgifwwi ?nt HHwffiii 

Nach deren Auflösung biklelen sidi ehie Vielzahl neuer OewaUakteuie.^ Durch 
die Delegitnnienmg der SicheriwhsMfie und ihicr Doktrinen, die InteraationaUsie- 
rung vor allem der seaessionistlschea Konflikte, durch das Auftreten neuer Intens- 
sengnqipen und die allgemeine Verunsicherung tiber die Machtneuvetteihm^ waren 
das MUhlr und die Polizei in vielen Territorien und Bereichen nicht mehr hi der La- 
ge, die bis dahin schhunmeniden Konflikte zu kontrollieren. 

2. InterpretatioMB der CfwaUiuahiie nach 1998 

Vor allem das Militär geriet zusehends unter Druck. Aufgrund der bekannt werden- 
den Verixechen litt sein Ansehen enorm, der Einfluss in der Politik, in der Zivilvcf^ 
waltung und im Wirtschaftsleben ging stark zurück. Durch Militärreformen km es 
zu einer Trennung der Polizei von den Streitkiflfiai, und die dwffimgMi'DcktKkk wur- 
de zumindest de Jure angegeben. 



^ Folgt man Bendel und Krennerich (2003: 13), lässt sich zwischen gegenstaatlicher, 
parastaatlicher, mafiöscr, „normaler" und extrastaatlicher Gewalt unterscheiden. Die 
jeweiligen Gewaltakteure sind dann Guerilleros und Terroristen, Paramilitärs, kriminelle 
Vereinigungen, Kleinkhmindie und Selbstschutzkomitccs bzw. BUrgerwehren, die den 
Stsathdclmpfen. enetaen, uH iB m i in l eit n, ignorieMi hm. e^laaen. hn Folgenden soli bd 

^a^^a^ amX^^^^a ^|A^^^a£^^B^^^^^ ^^^^^^^^^^a^^^B-^^^^^^^^^^ ^^^^j^^^^^^^^^^g^^^a^^^^ Ma^^M^^ft^^^^ ^^^^^^^^^a^.^^^^ ^^^^^^^^,^jm^ ^g tt^ ^^^^^^^^^^ 
QGD niBIHrwloBIllCOiBI UwViMIHBRURD iBHEraGDIBOGD WUQOD ZwbGDGD HHDiGh, QJI. tu GnBEa 

Linie militärisch togsl beauflagten, illegal beauftragten, gedeckten, geduldeten und be- 
kämpften Gruppierungen. Legal mit Sicherheitsaufgaben beauftragte Gruppierungen sind 
beispielsweise Nachbarschaftsorganisationen, BUrgerwehren, Sicherheitspersonal bei Pri- 
vatleuten und -unternehmen oder kurzzeitig engagierte paramilitärische Sicherheitskräfte. 
Informell, also illegal beauftragt waren z.B. die Milizen in Ost-Timor. Gedeckt, aber nicht 
beauftfag^ weiden einige kriminelle Vereinigungen, zum Teil auch islamisUsche Milizen, 
geduklet werden ua Paileimilizeii, beklmpft werden seaessionistisclie Bewegungen und 
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OcselbchaftUche cl€avages votiefieo sich. So wurdeo islaiiiistische Kiftfie 
moHUsieit und eine UnaU islimiflclier Gruppen und Organisationen gegrOndet 
Badikile, gewiKbcfcile Cnippienmgeii tponnten sidi mdmre Jahre fauig» zumindest 
bis zum Tetronmscfalag von Bali im Oktober 2002» weitgehend frei bewegen und 
artfloilieien (Aan 2003: 51). Schon enstierande Konflikte Icflnnen seit 1998 ofto 
ausgetragen weiden. Entmab ist nwn in peripheien Regionen hi der Lage, die Aus- 
beutung durah Java» insb ei o n d ere durch die Blilen in Jalonta, Ofibutlich anzupnn- 
gera. 

Die Asienkrise hatte m Indonesien mit einer Sdmunpftmg des Bnittointendspro- 
dukts um Ober 13H (1999X einem zusanunenbfechenden B a nk iw n se kt or, mit einer 
Vielzahl von Untemefamenspleilen und anschwellender MassenarimtskisiglGeit be- 
sonden schwerwiegende Folgen. Die Ökonomische Krise httensivieite die für Sys- 
temwechsel typischen VerteihvgekoBflflDte. Durch die IJhmung der Aibeüer- und 
Bauembewegung und die Jahrarfinteh nge politische EntmOndigung der BevOlke- 
fung in der Neuen Ordnung wurden politische und wirtschaftKehe Konflikte zuneh- 
nifiid in wHgiffttii l^i ^lffr fi awygHHkkti 

AuBerdem werden In ^Snigpn Regionen ettnisdie Identititen stlifcer betont. 
Durdi die hm>leinentiennig der neuen DezenlralisierangigsBetiMt sind in den Provin- 
zen, Distrikten und Subdistrikten schwere KBukpfe um die Neuverteilung von Res- 
sourcen und Ämter ausgelost worden, und die Beziehungen zwischen Zentrum und 
Peripherie sowie zwischen Stadt und Land wiaxlen auf neue Grundlagen gestellt Efai 
Beispiel fltar die neue politische Dynamik auf kikaler und regknaler Ebene sind die 
Wahlen von Gouverneuren, B Or g e rmei stem und Distriktchefi, die m der Neuen 
Ordnung von oben geleakt waren, nun aber im Zuge der Demoloratisiennig und De- 
zentralisienmg viele unterschiedliche Akteure etescfalieOt Wahlen werden heute 
meist durch eine Mischung von money poUHes^ Gewalt und systematischer Ein- 
schflchtenmg durch Gärigster und Partehnilizen entschieden (Hadiz 2004)^ 

Damit sind generalisierend euuge der sozkiOkonomischen und machtstnikturel- 
len Auslöser der Gewalt an g es p ro ch en. Was sind aber die genauen Ursachen unter- 
schiedficfaer Gewaltlbnnen? in der Literatur schllen sich mehrere AnsOtze heraus. 
Bhie Bezugnahme auf den Ansatz der „Neuen Kriege** bzw. auf das Phlnomen der 
'WvatisieruQg des Kriegeil^ ist fai den Artikeln zu den genannten. Konflikten ni 
bukmesien alleodings nur selten und wenn, daim eher kursorisdi zu finden. Am 
eheslaa treflhn dnige der KeomeiGlien «Neuer Kriege^ (also das Veriierrschen un- 
temehmerischer Interessen etwa am globalisierten Handel mit Wafftn und Rohstof- 
fen, die Schwierigkeit; Kom b attan te n und Nkdit-Kombattanten zu unterscheiden, die 
hohen Verfaiste nisbesonde re in der nicht-beteiligten Zivilbevölkerung) noch auf den 
Krieg fai Aceh zu, der aber auch als klassischer Sezessiooskrieg bezeichnet werden 
kann (zur Diskussion Ober die „Neuen Kriege**: MQnkler 2004, Matthies 2004, 
ChqinBcki 2004» (Hnlnl 2002, KiddO^ 

Die am hünfigsten vertretenen Ansitae tessen sich auf drei Anatyseebenen be- 
ziehen: 
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a) auf spezifiache Watoidiiimiigi- und Vattte n sii H Mte r einzelner, ingbcs o ndere 
etfaniiciieroderieUgiOier,Ofii{ipei^ 

b) auf einzelne kolkktive ONlsr intttvidnene Akteure (wie das Militär, die Polizei, 
Oan gg t e t g t up p i e nin gen, PoUtUEer im nationalen, lin Provinz- und in den Diät- 

riktparlameiilen etc.); 

c) auf das HenBchaflssystem insgesamt (Staatsscfawiche, Demokratiedefekfe etc).^ 

Zu a) Kuhurspezifisdie Wähmefamungs- und Verhaltensmuster werden als Hauptur- 
sadie der Gewalt ausgemacht, oder sie weiden als generell konfliktverstarkend 
(z3. durdi die Koutruktkm religiöser oder etfaniscfaer eUavages) oder als be- 
stimmte Qewaldbnnen begDnsttgend betmditet (siehe dazu: EklOf 20Q2). Kul- 
tunozk>logi8Gfae Arbeiten verweisen auf regional und ethnokuhurdl umer- 
schiedliche CSewaltfbrmen, die zudem höchst wandelbar sfauL Wihrend bei- 
spielsweise daa LyndMtt von Dieben m emer rinialisieiten Form fai likarta Ar 
viele Indonesier legitfan ist (und auch m aller Regel nicht strafioechtlich verfolgt 
wird), süid hi vielen anderen Landesteilen solche Formen der Selba^ustlz unOb- 
lich. Auch spezifische Wafifonkutairen kOnnen von Bedeutung sehi. So illhien 
viele Maduresen tagtIgUch kleine SIchefai mit sich, was die Eskahtfkm der Ge- 
walt hi KaUmanlan gelMert halben dOrfte.* 

In anderen Arbeiten werden als spezifisch indonesische Verhaltens- und Deu- 
tungsmuster die peaitfdb-Romantik und die strenge Unterscheidung zwi* 
sdien In* und Ool'QnHipy die bis zur Entfiumanisienmg des Feindes gtlien 



^ In einem generellen Oberblick über die Ursachen von „Staatsversagen" unterscheiden 
Debiel und Reinhardt (2004) quantitative und qualitative Analysen. Im Projekt der State 
Failure Task Force (2003) etwa werden geringer Wohlstand, geringe Integration in den 
Welthandel, das Auftreten von Bürgerlaiegen in den Nachbarstaaten, aber auch ethnisch 
definierte Konfliktlinien und der Regiroetyp als kooflflctvenimcfaeiide Faktoicn genannt, 
wobei «pertial democneie^ wesentlich hiiiOger als „volle Demofavtien** und Autokratien 
zu prekärer Staatlichkeit tendieren (State Failure Task Force 2003: vi). Qualitative mikro- 
soziologische Analysen stellen die Überforderung der Regime durch die Imperative einer 
neoliberal geprägten Globalisierung und die Unterhöhlung der autokratischcn Systeme 
durch eine immer weiter um sich greifende „Schattenglobalisierung" (Kurlenbach/Lock 
2004) in den Mittelpunkt Auf der Meso- und Mikroebene nennen Debiel/Reinhardt als 
mögliche Utsadiia wm SliilsvefSSgM die Otwfbidsnng Miewteilttiscfaef ÜBnidnAsQfs- 
teme im Zdtaher der OhMirienng (2004: 53 IX die destrukthw Eigeodynamik kriegeri- 
scher Konflikte, die Entstehung von „Gewaltmflrkten** und eine geadbchaAUche Desinleg» 
ration, bei der formelle und informelle Institutionen verfallen. 

' Bis Ende des 19. Jahrhunderts liefen immer wieder Einzelne Amok. Sie wurden in der Re- 
gel gelyncht. Als die Amok-Läufer dann aber als psychisch Kranke abgesondert wurden, 
verlor dieses Verhaltensmuster an Attraktivität und starb weitgehend aus (Spores 1988, 
Colombijn 2001: 28). Trotzdem wadm kk hideneaien sdbst im hluflgiieo huhesondeie 
von Seiten des MUitfirs einfiKte kuhunlistiache Modelle verwendet - man bezieht skh etwa 
auf eine vermehidieh typisch indonesische ameA^Kuhur. 
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kann, genannt Pemuäa^ also Jugendliche» späten schon in der Phase der Revolu- 
tion (1945-49) eine wichtige Rolle und werden seither als Freiheitskimpfer glo- 
rifizieit (Crihb 1991, Andenon 2001a, van Dijk 20Q2b: 81 f.). 
Kuhnralistiscli-dlsknnanalytisciie Aibehen konzentrieren sich auf Nanative und 
ihfe Bedeutung bei der Konstruktion von Konflikten. Bubandt (200 1 ) beschreibt 
zA., wte m den Mohikken milknaristische VoisleIhmgBn enies a 
Kampfes zwischen Ouristen und KAislinieii veibreitet wurden. 

Zu b) In vielen Aiheiten wird besonders die fttale Rolle des Militirs bei den meisten 
der genannten Konflikte in den Vordergrund gerOckt (Adi^ondro 2001, Ltong 
2002). Die Streitkrtfie schflrten demnadi die KonfliktB, um ihre Zuständigkeit 
auch fbr die mnere SicheriiBit zu wahren und die Reformversuche der Regienm- 
gen HabUne, Abdurrahman Wahid und Megawati Sukamoputri zu lahmen. Die- 
ses Interne sowie die Notwendigkeit, einen Großteil der Ausgaben durch 
Selbstfinanzierung zu decken, flihren zu emer Reihe illegüer Oeschiftstttig- 
keiten sowie zur Kooperation mit Milizen, islamistischen Gruppierungen sowie 
mit kriminellen Banden. Bdcanntestes Beispiel ftr dfo Zusanuneoaibeit mit Mi- 
lizen shid die Ereignisse m Ost-Thnor nach dem Referendum 1999, ab vom Mi- 
litgrbewafl5ietB,ansgebikleie und gededcte Milizionäre Diu verwüstetem 

Zu c) Fast durchgängig whd fai zumeist polhotogischen Aibeiten auf die Schwache 
des Staates insbesondere nach dem Zusammenbruch des Suharto-Regunes 1998 
verwiesen. Die Politisierung der g e samt e n Gesellschaft sei mit emer Politisie- 
nmg ethnischer und religiöser Identitäten verbunden gewesen, welche wiedenmi 
wahrend der Asienkrise zu einer deitflichen Zunahme der Ifasidierheit gefllhrt 
naoe. in ni8ionscii«sozioiogiscnBn Mooeuen wemeo scancer Kommuiisien ner- 
ausgeartwitet (Cotombgi^Lindblad 2002b). Emzelne Autoren beziehen sich auf 
die Massaker wahrend der nidoaesischBp Revohition von 1945-49 und die Aus- 
Iflachnng der Kommunistischen Partei 1965/66 oder - vor allem -auf die neo- 
pwti i ntftnialg Struktur des Suharto-Ri^imes. Solang? der oberste Patron Suharto 
machtig genug war, sdne Klienten fiut totalitär zu kontrollierai und gegenein- 
ander auszuq>ielen, koimte eine retativ effektive Sicherhettsordnung aufrechter- 
halten werden. Die Ausdiflferenzierung des Herrschaftssystems ftlhrte zu Fakti- 
OMMIdmgen in der Hite, also auch im Militär, und zum Zer&U des Geftlges. 
Verwandt mit diesem Neopatrimonialismusansatz sind Modelle, die die Neue 
Ordnung als mafiOaen Staat oder als Kleptokratie beschreiberL Das nicht an Ge- 



linter Militflrs und Islamisten in Indonesien kursieren Verschwörungstheorien, wonach bei- 
spielsweise für die Konflikte in den Molukken und in Ost-Timor sowie den Bombenan- 
schlag von Bali Auslfinder {unsur-unsur asing, ausländische Elemente") vcrantwurtiich 
seien, die efai büeresse an efaier Schwächung des Islams und etner 2^erstörung des Einheits- 
stsates haben worden. 
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setze gebundene MUitir aibehet mit Qangstergruppen und Milizen Tmmrnncn 
(Simanjunlak 2000, Lindsey 2001). In Jäkma wurden beispieisweiie bestimmle 
Stadtteile von prmium (Gangstem) mit best imm te r edmiscfaer ZugehOriglceit, die 
wiedenmi von MiUtirs gedeckt wuwten, beherr sch t Da sidi die einstieß 
len W etz w o to von MiUtfrs und pnoHon, die in ihren Arealen u.a. ein Monopol 
zur Erliebung von Scfautzgeldem besaßen, seit 1998 zunehmend auflösen, 
kommt es vermehrt zu Bandenkriegen sowie zur Bildung von Bthgei wehieu. 

3. Das Staattvenagea ab Fdgc nmCusendcn sozioAkiMOBiischeB and poKÜschcn 
Wandels - die Aaflflaang des miUtirisch kontrollierten GcwaltoUfopob 

3.1 Das Gewaltoligopol der Nencn Ordnung 

In der Litenttur zu Indonesien wird oft die Schwache oder gar das Fdilen des staat- 
lichen Gewaltmonopob konstatieft (Anderson 2001a), alleidkigs ohne diese BegrüT- 
licfakeit genauer zu analysieren.** Ein Monopol legiäner physischer Oewahanwen- 
dung" in einem modernen Staat existiert dann, wenn jede nidit gesetzeskonfixine 
GewahausObung grundsätzlich und in der Regel durch Gerichtsurteil bestraft wnd." 
Die an die Gesetze gebundenen Oewahakteure müssen Angestellte des Staates sein. 
Nichtstaatliche Sicheihehskrafte oder Privatpersonen dürfen nur im Falle der Not- 
wehr Gewalt ausllben. Ein Gewallmonopol liegt also auch dann vor, wenn ein gro- 
ßer Teil der Bürger Aber eigene Wafifen verfligt, wenn der Besitz und der Gebrauch 
dieser Waffin durch Gesetze geregelt sind. Die staatKchm Gewakakteure sind in eme 
Befehlskette eingebunden und kflnnen nicht unahhingig von den Weisungen der 



Nach Colombijn und Lindblad (2002a: 22) wird damit aber nicht das eigentliche Problem 
angesprochen: „The crucial point, howcver, is not that the State has failed to establish a 
monopoly on force, but that, to thc cxtent that the State has means of coercion, it uscs its 
force on occasions where other siates would show restraint" In der Tat war für die Neue 
Ordnung kenuzeidmend, dass der Staat seine Gewalt hiufig sehr unkhig im Sinne einer 
Isngftistigcn AuftecfateriialtuQg des Hensdiiftssysteins cinsctrtp. Zun Beisp ie l dürfte die 
jahrzehntelange Rcprettk» der ■eapuhmistischen Dewegpngen in Pipii^ Aoeh und Oit- 
Timor diese Gruppierungen gerade gestlrict haben. 

" In „Politik als Beruf legt Weber dar, dass der moderne Staat ein anstaltsmäßiger Hcrr- 

schaf^verband ist, der innerhalb eines Gebietes die legitime physische Gewaltsamkeit als 
Mittel der Herrscbait zu monopolisieren mit Erfolg getrachtet hat und zu diesem Zweck die 
sachlichea Betriebaanitlel fai der Hand seiaer Leiter vereinigt, die slmdicben eigenberech- 
tigten stflndiseben FünktionlrB aber, die ftüher zu Eigenrecfat daiflber vcrfllgteni enteignet 
und sich selbst in seiner höchsten Spitze an deren Stelle gesetzt hat** (Weber 1988: 511, 
siehe auch: Weber 1972: 29 und 822. Breuer 1998: 18 f.) 

„Mit zunehmender Befriedung und Erweiterung des Markts parallel geht daher auch 1 . jene 
Monopolisierung legitimer Gewaltsamkeit durch den politischen Verband, welche in dem 
modernen Begriff des Staates als der letzten Quelle jeglicher Legitimität physischer Ge- 
walt, und zugleich 2. jene Rationalisienuig der Regeln f&r deren Anwendung, welche ki 
dem BepiffdorleghfanenReGfaisotdmBvihnnAbschlttB findet** (Weber 1972: 519) 
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Staatillihniiig tatig wenkn. Des heiflt; anch GeheimdieiislB und mililfrisclie Son- 
denHaMbrn äad klitlich weisungsabhängig. 

In Indooeeiens Neuer Ordnung wurde die fionnale Struktur des Sicheriieitsappa- 
uns von neopanmünHien NeBwsnoen oDene^Bn. cn Monopol ucsiiiiu nur nno- 
weit, als die Idientelistischen Netzweilce durch den obersten Palron Suhaito kontröl- 
Uert wurden. Da die Befefalskette aber brQcfaig, viele Einheiten wmnindest semi- 
w rtfftwfii waren und indwsoodere die Oeheimdienste und die militlrisclien Son- 
dereinheäen wie Kostrad und Kopassns de fiicto nicht an Gesetze gebunden waren, 
kann kaum von einem Monopol legitimer physischer Gewaltanwendung gesprochen 
werden, ifinzu kam die Zusammenaibeit mit Miliasen, Kriminellen (preman) und 
zivUea Sicheriieitikomilees. 

Oflemichdidi existierten mehrere Gewahordnungen utlbtor und miteinander, es 
handelte sich also um ein OewaholigopoL" hi der Neuen Ordnung wurden die kon- 
kurrierenden Gewatten durch Prtoklent Suharto kontrolliert Da die oligopolisttsche 
Struictur unteriudb des Ftflners das Gesamtsystem prlgte» scrfl im Fcrfynden von einem 
müitlrisch dominierten Gewaltoligopol die Rede sein. Mehler hat Gewaholigopole 
wie folgt beschrieben: 

,. The oligopoly (of violence) with a dominant leader is another inspir- 
ing notion originating front economic theory: some 60-80 per cent of a 
given 'market' may be controlled by the dominant leader while the 
margins are over/or some other entrepreneurs. " (Mehler 2004: 4) 

Andere, nicht- oder halbstaatliche Gewahakteure wurden in der Neuen Ordnung 
kooptiert oder hi abhängiger SteUung efaigesetzt Nur in seltenen Pillen geriet dieses 



Diese Struktur ähnelt dem eigentümlichen Mcrrschaflsmuster im nationalsozialistischen 
Deutschland. Da die verschiedenen Machtgruppen im Dritten Reich durch den alles beherr- 
schenden charismatischen Führer kontrolliert und zu einem Ausgleich gebracht wurden, ist 
von einem Oewattoligopol zu sprechen. Dazu Franz L. Nenmann (1984: 542) in seiner be- 
fOtanSsn Studie Aber den NalionalsoaidisnHisi ttUntcr dem NationaisosialisonHi hingegBn 
ist die gesamte Gesellschaft in vier festgeftkgten zentralisierten Gruppen organisiert, von 
denen jede nach dem Führerprinzip operiert und ihre eigene legislative, administrative und 
judikative Gewalt besitzt. Weder ein allgemeines Gesetz noch eine rationale Bürokratie 
sind zur Integration erforderlich (...] Es reicht völlig aus, wenn die Führung der vier Flügel 
sich informell auf eine bestimmte Politik einigt Nach einem über allen Gruppen stehenden 
Staat besteht kein BedOrfiiis [...] Die Entschridongm des Führen shid lediglich Ergebnis 
der rwisehen den vier Fahrangen efziehsn Kompro ml iie.*' Fraglich ist allerdttngs, ob Neu- 
mann die Macht Hitlers nicht etwas unterschätzt, um seine Behemoth-These zu retten. 

Ähnlich sieht es Anter (2003: 42): "Sowohl in der nationalsozialistischen als auch in der 
kommunistischen Praxis wurde das Gewaltmonopol abgeschafft und durch eine Gewaltpo- 
lykratie ersetzt - und damit auch der Staat exekutiert." Allerdings wurde nur der moderne 
TerritorialsUat im Weberschen Sinne exekutiert. Es ließe sich im Übrigen auch die These 
vertreten, dass ehie oligopolislische Sobslnddur dmdi Hitler ai efaieai hoch^^ 
lisierten und nicht aysteniaiisdi venediHichtcn GewaiUnonopol mianMnfBgtftiirt wurde. 
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System außer Kmiliolie. OUgnpoUstiaGh war diese Stmkmr auch wegen der bewusst 
geechOrten Kompetenzkonflikte und unklar definierter Au^pdMnbereicfae. Einige 
ft^litlfi bddndeieD mehrarB PoileD zn^eidi» wnl m entweder als b o m ide w vei> 
trauenswtlrdig giüten und/oder wefl auf dieee Weise ein System der g e giens e it i g e n 
KoolroUe entstand. Ofbnals waren die A n% a h e rih er ei cfae einzehier Behörden nur 
unzureidieiid definiert. Daber kam es zu gjpamwmgen, z.B. zwischen den miUtiri- 
jmCTi \j'BiffiHioiwiBwn uDD oeneo oer HKiBeD iMOTeuiDWie* ^mko ijiHniBUMnffiwiF 
Oneus und Knnfc****^^^ waian ^w^^mh dafllr bekannt, m einam fluasi neaBtaeaftrian 
Raum zu agieren. Die Aktivitäten richteten sidi zum Teil gegen Angehörige der 
Streidarlfie, so dass in dieser Weise deren innerer y^^—wttwawhaif m iii rl ii 'h ge> 
schwächt wurde. Da die Zivilverwaltung und die regionalen MiUtirioonunandoa 
nicht auf allen Ebenen parallel angeordnet waren, ergaben sich auBcnlem Konflikte 
zwischen den Provmzgouvemeuren (oft pensionierte Generale) und den Komman- 
deuren auf regionaler Ebene. Das flgchendedcende Netz von territorialen Trappen 
wurde eiglnzt durch eine umftngrndie Zivilverteidigimg, durch Studenteneinheten 
und - kontrolliert durch die Polizei - durch halbzivile Sicberheitskrtlfie (Satpam, Sa- 
tuan Pengamanan, Security Unit) und das Nachborschafta-Sicherfaeitssystem 
SIskamling " 1967 waren 25.000 Sokiaten in eigandich nichtmllitariscfaen, so ge- 
nanntenJCdbyyflflw-Poaitiorien e in gesetzt 1995 waren es immerhin noch 14.000. 

Der oligopolistische Char ak te r dieses Arrangements zeigte sich in erster Linie hi 
intraelitiren KImpfen, die selbst von Suharto nicht immer vertündert werden konn- 
ten. Beispiele shkl die Malari-Afflbe 1974, der Lapangan-Banteng-Vorfidl 1982 
(N. Schulte Nordhok 2002) und zum Teil die Unruhen in den Jahren 1994-98, zu ei- 
ner Zeit also, als das neo pa tr im oniale Regime durch die mit der exportor i errtierten 
Industrialisierung verbundene Diversifizienmg der Sozialstniktur AuflOaungaer- 
scheittuBigett zeigte« 

Typisch fdr die Sicfaerfaeitastiukturen unter Suharto war zudem die enge Zusam- 
menaibeit von staattidien Sidieriiehakiifien mit nationalistischen Milizen, Krimi- 



Joshua Barker (2001) hat sehr detailliert beschrieben, wie die Polizei in Randung in den 
1980er Jahren durch das Nachbarschaftssicherheitssystem Siskamling (Sislem Keamanan 
Lingkungan) und durch die „mysteriösen Erschießungen" versuchte, der sich ausbreitenden 
Anarchie Herr zu wotlen. Zum Siskamling gehörten die Sa^>am, Kamra (Keamanan Raky- 
at oden Hansip, Silnan Pertshann Sipil) und ronda. Die u nife i mi erten Salpam und Hansip 

bewachen Banken, Hotels, Firmengebflude etc., die Hansip - wie die ronda - Wohnviertel 
(Barker 2001: 26). Durch die mysteriösen Erschießungen** der preman konnte die PoUeei 
in vielen Regionen ihre Dominanz wieder herstellen. Die Folge war aber auch ein An- 
schwellen der Satpam-Zahl. 1995 gab es in Indonesien mehr Satpam (insgesamt 200.000) 
als Polizisten. Wie schwierig das Verhältnis zwischen staatlichem Sicherheitsapparat und 
zivilen Schutzdiensten immernoch ist, zeigt beispielhaft eine Studie der InterasHooil Grisis 
Group (2003b). 
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ndlen. twiiitawiiMi i wfwiiMin M fMfatiiiw^ clc.'' Dm omnitierte Vctbredieo in den 
fw i oiw i ii idien Stldten kDopcrkrte mit dem Milüar, zu dem auch die Polizei als eine 
der vier Teflatre i dn lfl e gdiOitB» oder w mit ihm identisclL Der Begriff preman 
z.B. bezeichnete ursprünglich den Sokfaden hi SviOdeidung, später wmde diese Be- 
deutung jedoch niehendt wnhtngt. Zuletit venland man dannlier LdJL Gangster, 
die Miride» BusbnhnhOftb Bofdelle, Spiefhalkn ele. 

le KonÜtfomn mit den flrtüchen Mfliarmacfadiabem c i n g hi ge n . Dieae preman wu^ 
den immer wieder auch bei Maflnahmcn zur Einscfallcliterung und Ermordimg von 
Oppoaidonellen engagiert, wenn der EinsiMz von Soldaten unpassend zu seui schien. 
Die EntOnnung der Zentrale der Partai D§mobmi Indomaia (PDI) im Juli 1996 
find unter Teünalune von prtman und ihren Leuten statt Diese Form von poUtt- 
schem t^numaSmuaf* wurde u.a. auch von der Jugendorganisation der Regierungs- 
partei Qolkar, PenmdaPancasifai, beirieben (Ryter 1998>. 

3J1 f ndilMlow dar AiHBanng daa mllitiriach dominierten GawaHaMgopob 
■nclil998 

Durch den Rllckzug Suliartoa Int der staatliche Siclieriieitsapparat einen eriieblidie& 
KootroUvertust hinn e hm e n müssen. Indikatoren Ar die Auflösung des militärisch 
dominierten Oewaholiiopois aind: 

<0 Bit Entstehung imur Gewtihakteure 

Zu den neuen Gewahaldeureo tfliien einige ishunistisdie Organisationen wie 
Laskar Jihad und die Front Pembela Ishun (Fhnt der Verteidiger des Ishun) sowie 
die Kfilizen einzelner poUtisdier Parteien, soge nann te satgas (satuan Ingas, task 
. fixeeX wie etwa Banaer oder die GardaBaipgsa (Partai Kriiang^^ 
dea Natkmiden BnwachensX Shnpatik ^Brtd Amanat NaaioaaL 
len Mandats), Keponduan (Partei Kemfibm, Gerechti gMtsp a ilei ) etc. (van Dijk 
2001, Kivimiki 2003). Diese lalges sfaid oftmab aelbat von den ParteifilhruQgen 
schwer zu kontrollieren, zumal sidi nicht selten ptmuxn an ihre Spitze geietit haben. 
Zivile Slcheiheitsfatile^ die schon m der Neuen Onfanmg eme wichtige RoUe g»- 
spielt haben, adiefaien ebenfidb an Bodentimg ge w onne n zu haben.** In den Rand- 



Schoo hl heioniskr Zeit srbeitete der Dorfvorsteber mit den kriminellen Jocal strongmen^ 
imJagOt iiwamnMn In Java herriduep nicht die von kohmtakr Propaganda postulierten 
hsnnonischen Dof%eBifjBSchailen vor, sondern es existierten Netzwcrice von i*« Eli- 
ten und kriminellen Gruppierungen, die weite Teile der Insd permanent in Angst und 
Schrecken versetzten (H. Schulte Nordholt 2002: 39 f.. Anderson 2001: 10). Auch in der 
Phase der Revolution kam es zu einer engen Kooperation von Kriminellen und Revolutio- 
nären (Cnbb 1991). in den 1950er Jahren schuf man erste zivile Verteidigungsformen, in der 
Neuen (MnuQg <fann bdyielsweise das Siskamling, das Nachbarschaftssichcrheitssystem. 
The depe n de n ce on dvilfaai secority groups is the prodnct of Ihree ftdors: 
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regionen haben die Unabhängigkeitsbewogpogn ihre mtiaiialc und intarmtioiuile 
Venietziing mit zivilgesellschaftlichen Gruppen ausgeweitet. 

Hinzu konunen zahlreiche Akteure im politisch-adminifintivfln und wirtschaftü- 
chen Bereich, die bereit sind, in den auf allen Ebenen e ni b iii i nieü KAmpfen um 
Maditneuverteilung nicht-staatliche Gewaltakteure zu engagieren. Die Datenlage 
deutet darauf hin, dass beispielsweise der staatliche Sicherfaeitsappant zunehmend 
auf diese ahe Strategie zurilckgieift. Gegen demonstrierende Studenten wurden bei- 
spielsweise Ende 1998 Manloiiome Sicherheitskrflfte'' (,4'engamanan Swakarsa" oder 
„Pam Swakarsa**) eingesetzt. Die Pam Swakarsa bestanden aus etwa 100.000- 
125.000 PenoMOt ttberwiegend jungie Muslime. Sie waren mit leichten Waffen, 
hlufig mit angespitzten Bambusspeeren, ausgerOstet und hatten die Aufgabe, die 
Sitzung des VolkatbOOgresses gegen die Demonstranten ahraaduniMD. Die Pam- 
Swakarsa-Tnippen, deien Mitglieder i.d.R. nicht aus Jakarta stammten, wurden von 
Teilen des Militflrs sowie von mililanlBn Muslimorganisationen zusammengetrom- 
melt und bezahlt Auch m Ost-Thnor wuiden vorundnachdemRefianndum im August 
1999 vom Militär nationalistische Milizen ehigesetzt'^ In den Mohddnn lieB man 
die vencliiedenen Qewallaldeure hlufig gewähren oder unteistittzte sie ofi^ 

b) Die Faktumalisierung der siaaüichm Sichtrhnlskr^B und äU Vtnübsländ^ 

gung einzelner Einheiten 
In den Molukken griffen einzelne Einheiten immer wieder zugunsten der verschie- 
denen Konfliktpaiteien ein. Selbst die Laskar Jihad sind von Teilen des Militärs ge- 
gen den Willen von Präsident Abdurrahman Wahid unterstützt worden. Im Falle 
Ost-Timors (1999) scheint die politische und militärische Führung in Jakarta die 
Kontrolle vollends verloren zu haben (Robinson 2002). Hinzu kommen Auseinan- 
dersetzungen zwischen Militär- und Polizeieinheiten. Im August 2002 beispielswei- 
se brachen Kämpfe zwischen dem Militär und der Polizei in Maumere auf der Insel 
Flores aus. Und im Oktober 2002 griffen 200 Soldaten in Binjai (Nordsumatra) je 
ein Gebäude der (Irtlichen Polizei und der mobilen PoUzeibrigade (Brimob) mit Ma- 

^h^lm^ Qgw^fi^ m^f HwiH| g r iH M!#t" IUI. 



- the perceived brcakdown in law and ordcr foUowing the collapse of the Soeharto govem- 
mentin 1998,conMnedwithgenenldislnistorihepolioe,whichhaBledniniany partsof 
lndonesiate yff UsHlis m and a d cman d fcr protecti o n ftom private groupy 

• a massive decenlialisation program that has given tu more politicai and economic power 

to local govemment, parlicularly at the subprovincial Icvel; and 

- a shortage of police to cope with post-Soeharto problems, parlicularly after the fomial 
separationof the police from the aimcd forces in 1999" (International Crisis Group 2003b: i). 

Zu diesen gehörten Organisationen mit martialischen Selbstbezeichnungen wie Aitarak 
(nlXmi''). Besi Menii Putih (,4U)l-weiltes EisoA 

(Jlot-weifieMill^ Mahidi (Mati itauHkhipuntuk Integrasi, »Tod oder Leben ftta- die In- 
tegiitiofl*') und Naga Meiah (JUMer Drachen"). 
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Hlufig geht es bd sofclmi.KiiiipfiBn um k o nk M T fa wmte wirtucliiiffliche Imeies- 
S0O. Dnnit sind die auf »Oewattmlikln'* eizielbaicn Profile angesprochen. In Aceh 
beispielsweise Inben sowolil viele liGlitln als audi Kämpfer der Bewegung Freies 
Aeeh (Oerskm Aceh Merdeka, OAM) ein gemrines Internse an der Foctsetzimg der 
Kimpfe, da sie durdi Schutzgelderprassnng, Drogen- und Waflfenhandei sowie ille- 
galen Holzeinschlag reich werden IcOonen (James van Zorge im Wall Street Joumai, 

30.4.20CX3, Schutze 2004). Das Militlr finanzierle sich schon m dsr Neuen Ordnung 
neben dem reguUfanen Sold durch Anteile bei der Beschaffung von milltariachem Qe- 

li^ Sdnilingelder vom KleinstwilBnidmier bis hin zu den grSOten KonglomerBten, 
Bezshhmg ftr die Aibeit ab Sicteheitsperaonal fan privatwhtachaftiichen Seictor 
(z.B. bei den großen atwlfadischen BrdOl- und BergbaugeseUschaftenX Einnahmen 
aus der Veigriie von Lizenzen, Konzessionen und Staatskrediten sowie aus unler- 
nefameriscfaen TitigMlen in Managemenlpoeitionen oder durch die Qewune von 
miliilreigBnen Un le rn el un en. Hinzn kamen zshbeiche illegsle TttiglDeilen (Kingsbury 
2003: 18 Ufa 2004). In Aoeh aibeiiet Bnum-MobO eng mit der Indonesischen 
Armee «isanrnien Qleiduk 2004: 309 f.). fai Pspua sollen 2.000 AraieeangehOrige 
nn Wachschutz ftr das Unternehmen Freeport-MclAiRan allem hn Jahr 2002 insge- 
samt 5,6 li^. USS eÄahen haben. Da viele Einnahmen In den letzten Jahren weg- 
gefiülen shid, müssen neue (^udlen gefunden werden. 

Die Faktionalisierung und Vendbstlndlgung ist also zum efaien auf gestiegene 
wirtschaftliche In tere s s en zurflckzufthren, die aus einigen lukrativen Bereichen seit 
199S verdr&ngt worden sind. Große Teile der SicfaeffaeitBkrifte sind daher an einer 
vOUIgen Befriedung I n do n es ien s nicfat faiteressiert Sie profitieren Ökonomisch, aber 
«Kh machtpolitisch dann am meisten, wenn viele Konflikte unterschiedlicha' hnen- 
siHt permanent angeheizt werden. Das Militär konnte beispielsweise den Kampf 
gegen die Bewegung FMes Aoeh oder die Organisation flir ein FMes Papua nutzen, 
um die Präsidentin Megawati Sukamoputri unter Druck zu setzen und Reformen zu 
blockiefen. 

c) Dh Zunahm btw, Dynamiaimrtmg einer Viä^ von Gewaltformen 
Die Datenlage deutet darauf hin, dass alltagliche Gewahformen wie Akte von 
Lyndyustlz und blutige Ausehumdersetzungen zwischen Schüler- oder Nachbar- 
schaftsgpruppen sehr viel starker veriamlBt shid ab zuvor (0>h»ibyn 2002, ^ 
2001, 2002a und 2002b). Hinzu kommen viele schwer einzuordnende Gewahakte. 
Vom JuU bis zum Dezember 1998 wurden beiq>ielsweise hi Banyuwangi (Os^ava) 
143 dUbai aantet (Hexer) ennorde t Da diesen Morden efai bestimmtes Muster ge- 
meinsam war, meinten viele Beobnchte r , dass sie von hmger Hand vorbereitet wor- 
den seien.'* 



Tempo 26.10.1998, Forum Keadilan 2.1 1.1998. Hintermänner könnten - so wurde behauptet - 
die entmachteten Teile der Regimekoalition gewesen sein. Es wurden aber auch - wenig 
übeneugende - VemaituQgeii Ober Racheskte der 1965/66 ausgeschoteten PKI geäufieH 
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Im Folgoiden sollen vior. Ober die imvUe Sphlie hinausreicheiide Konfliktfor- 
men votgesteUt wenkn: 

/. Die krkgerischm Amebiandeneliimgen zwUdmn UnabhOngfgUtabt m gßmgm 

tmd Regfmrwigstruppen (Acth Ptpmk Ost-Timor bis 1999) 
IUI Am iiMMi«figijir«itAiiMMgpm|pin unirA« Hi« ifgmpiii naeh 1998 weseotUch in- 
tensiviert. Die zugrundeliegenden Kooflflcte zwischen Zenmun und Peripherie gehen 
jedoch auf das Kolonialzeitalter zurflck. 

Ost-Timor wuide nadi dem Znsammenbruch des portugiesischea Koloniabei- 
ches 197S von Indonesien Oberftllen und dem Staatsgebiet als 27. Provinz einge- 
gliedert An den Polgen der Besatzung staiben in Ober zwei Jahrzehnten etwa 
200.000 Menschen, also fast ein Drittel der Bevölkerung. Nach der AmtsObemahme 
durah Piflaklent Habibie im Mai 1998 wurde die DurchflUuung eines Refisiendums 
versprochen. Ali sich im Anscfahiss dann dne klare Mehrheit fUr die Seasesskm ab- 
zeidmete, Obemahmen panmUitlrische Banden die Kontrolle in weilen Teilen der 
Insel (Kiogsbury 2003: 117 f. und 1^ £>. Bei Massakern kamen fast 2000 Men- 
schen ums Leben, etwa die Hllfie der 700.000 Emwohner musslen flfichtea ObwoU 
die indonesisciieRggieiung die Ti M p p cn p i gse nzveEsta i la e , wurden <fo Milizen 
an den Metzeleien gehindert Teile der uidonesischen Streilkrifte arbeiteten offen 
mit den Milizioniren zusammen (Dünn 2001). Sie hatten die .«Politik der verbrann- 
ten Erde** monatelang vorbereitet Die FOhrung der Strei tk rl fte war ober das Ge- 
schehen informicit, aber nicht ein. Allerdings ist uicfat mit Bestimmtheit zu sa- 
gen, ob das Militir die Massaker vorher gepUuit hat Einiges deutet sogar auf Lü- 
cken m der Befehlskette und daraufhin, dass einzehie Militflreinheiten sich nicht an 
die Befehle von Kommmwtenr Whanto gehalten haben (Robinson 2002; 270).'* 

Aceh, eine Provinzen der Nordspitze Sumatras mit insgesamt 4,2 Millionen Eüi- 
wohnem, hat seit jeher eme recht eigenslindige Rolle ui der maUüischen Region 
gespielt und wurde erst lelativ spat, Anfeng des 20. Jahrhunderts, durch euien hm- 
gen und blutigen Krieg hi das niederländische KokniafaeiGh zwangshrtpgpert. Aoeh- 
nesen beteiligten sich 1945-49 an dem Indonesiscfaen Unahhiingigkeitekampf gegen 
dte Niederilnder, und dte Provinz erhielt in der Republik Indonesien ehien Sonder- 
status. TlPOtzdem wurden sezesakmistische Bestrebungen in den 1950er und 1960er 
Jahren wachgehalten. 1976 begann die GAM ihren Kampf um staatliche Unabhin- 
gj^ceit g^en das Suharfo-Regime^ das mit atter übte dag^en vorging. Seit dieser 



In einem Artikel in Inside Indonesia (April-June 2000: 14 f.) distanziert sich Jason Brown 
von solchen Verschwörungstheorien, denen zufolge bezahlte, gut Olgsnisicite, schwarz ge> 

kleidete ntnjas für die Morde verantwortlich gewesen seien. 

Der indonesische System Wechsel fUhrte hier, allerdings erst nach Intervention ausländi- 
scher Militärs, zur Sezession Ost-Timors und damit zur Lösung des Jahrzehnte alten Kon- 
fliktes (Lowry 2000» Gülten 2000, Uftn 2002b). Ost-Timor wurde 2002 endgültig unab- 
hSngig. 
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Zeit follen meimre Zefantamend Menichen bei den Kloipftn zwischen der QAM 
und Regierungstruppen umgekommeii sein. AuBeideni wurden Hundeftlnisende in 
die Flndit getrieben. Wegen der Giiud der indonesiacta 
ttang; der icichen Bne^gierohstoilViitlmininen durdi Jilcvtn beben vide Aodnesen 
die Anw tBcnheit in^ w mriwhwr *nwppffi 9h F^wvffwnrtK^ft wf^^ ynrnmiiMi 

1999 konufte die OAM ihre MÜgUedenriil susweiten, ujl weil die Menschen- 
lecfatsveitfecfaen des MiUttrs nun poblik gemacht wurden. Auflerdem wurden die 
Veri>indongen zu Widitr^ierangsorganieetionen, die nun fieier ubeiten Itonnlen, 
vecBUrkL Die nicht i iiyl e me n tie rte Sonderautooomie seit Januar 2002, die durch 
den Frieden^xozess vom Januar 2000 bis zum Mai 2003 bewirkte Legitfanierung 
der QAMf die dadudi gesdnfienen MBgjUcIdDrilen zur I iitffT H ifHTfWf1?ffiy"'c des 
Koofliktes zur Erhöhung des müitlrischen Potenzials jmfbtwndfr ff in den Pto- 
sen des WafBmstOblndes hriMn die OAM wescmtlich g^stlrkt Die Orgsnisatkn 
hat mittlerweile eine Panlldverwaltung su^dMUit, die es ihr erlaubt, Steuern und 
OebOhren etwa fflr Geburt»- und Heirstsurkunden einzutreiben. XJjl wegen dieser 
Profite aus der „OewaHOkonomie** konnte die Bewegung ihre Basis nach 1998 we- 
seatlidi au s w eiten: 

The fall of Suharto not only allowed the Indonesian government to 
explore avenues other than force to resolve the Aceh conßict but also 
presented GAM with the opportunity to modify its strategy and trans- 
form itself into a genuinely populär movement. In fact, since 1998 the 
Aceh conßict has escalated as GAM poses a more serious challenge to 
the Indonesian State. The insurgents have been able to increase their 
acttve membership fivefold. expand from their traditional stronghold 
areas into the rest of Aceh, and successfully control between 70 and 
80 percent of the province including local government through their 
shadow civil Service structure. GAM has grown from a small, armed 
Organization with an intellectual vanguard into a populär resistance 
movemetu. (Schulze 2004: vüi) 

Aach die sezessionistisdien Gruppierungen in Papua haben sich nach 1998 aus der 
natkmalen und faiteraaltonalen Maginalisietung befieien kOnnen (zu Papua: Kmg 
2004). Ober das Vocgeiien des fadonesiscfaen Milhin dort ist allerdings bis heute 
wenig bekannt Bs gibt Schitzungen, nach denen seit den fiHhen 1960er Jahren 
Tansende, vielleidit sogv Z e hrt i u seiide der WiHkOr des staatlichen Sichetlieitsap- 
parates zum Qpftr geftDen sfaid. In Papua henrscht eine Stimmung vor, die von star- 
ker Skepsis bis hin zu radikaler Ablehnung der in Jakarta donünierenden Politik 
reidit Nicht nur die meisten Intellektuellen, KirchenfÜhrer und Stsmmesoberiiaup- 
ter- betraf Jifen die letzten Jahrzehnte als Zeit der kolonialen Unterdrfidcung durch 
den indonesischen Zentralstaat, auch auf den GroBteil der Bevölkerung wirkte die 
Repression durch die Macfatelilen der Neuen Ordnung so traumatisch und ist die 
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Wut Ober die als Täuschungsmanöver wahrgenommenen Maßnahmen seit 1998 so 
gnA, dass eme gfltliche BinjgHBg aahr ichwierig sein wird. Allerdings gibt ea keine 
ao atauice militante Widcntandabewegung wie in Acah oder in Ott-Timor vor dem 
Refbrendunit aondnn mv eine ielalivldeiBeGf^p|ie von bewiffiM^ 
Organisation Frti^M Papua (<VM, Otpekmi Papua Merdeka). Seit dem Januar 
2002 gilt Ar Papua (Shnlich wie für Aceh) ein im Jahr 2000 beadüoa a enes Sonder- 
autonomiQgaaeCz, daa allcniinga bei dar einheimiadMn BevfllkenMg nidit hoch im 
Kurs steht Demnadi befallt die Provinz 70% der Erdöl- und Erdgaseinnahmen und 
80H der Gewinne aua dem Geachlft mit Bergbau-^ Fiacherei- und f orst wir t ach aftli- 
eben Produkten (International Crisis Group 2002b). Ein Papua-Rat aotl fbr die Wah- 
rung dea Gewofanheitnechla (adat) der verschiedenen Stimme verantwortlich aem. 
Die Fhigge der Pqiua darf ab Synrixrf kuttureUer, nicht staatlicher Eigenstlndigkeit 
verwendet werden. Für die UnaUilqgiglkeit Papuaa apricfati daaa ericennbare ethni- 
sche Unterschiede beatefaen, und daaa - wie hn Falle Gst-Thnors - die EingUede- 
runginden indoneaiachen Nationalstaat auf offenbarem Unrecht beruht Diese ille- 
gitime uid nach fatemattenalem Recht lllogide Inbeailznahme aowie die kokmiile 
UntofdrUckunig seidier fittuen die Ansprticfae der SftMitni^'Tgi'Wimg von vocDherein ad 
abaurduuL Man wirft Jakarta Kohmlalismna, Rasaismus, Kuhurchauvhiiamtts und 
die UnwilUgkeit, m einen omfinsenden Dialog einzutreten» vor. Bia heute gibt ea 
keine ernsthaften GesprScfae zwisdien der Regierung und den verschiedenen Grup- 
pen in Papua. 

2. Der Bürgerkrieg in dm Mobdikm 0999-2002) 

Auf den oathidoneaiachen Mohikken kamen hn Verbulb dea BUigiBikrl^gBa zwi- 
schen 1999 und 2002 mehrere Tausend Menschen ums Leben, Hunderttausende 
mussten fliehen (bileniatMna] Oisis Group 2000 und 2002a, van Klinken 1999 und 
2001, Adi^ondro 2001, Bertrand 2002 und 2004). UrspfOngUch waren die Kfimpfe 
durch einen Streit zwiachen einem christlichen Ambonesen und einem muslimischen 
Buginesen ausgelöst worden. Die folgenden Eskalationen waren auf die sdK» vor- 
handenen Spannungen in der molukldschen Gesellschaft zurOckzufilhren. Dazu 
zahlten Rivalitäten zwiachen Alteingesessenen, meist Christen, und zugewanderten 
ethnisdien Gruppen, deren Mitglieder meist Muslime sind, um Positionen in der 
Verwaltung und hi der Wirtschaft. Die Christen filhhen sich nmehmenri bedroht, 
aifph wail uBt*wr Suhuto ehiige li^CusliiiMi hi hfiduta PoaltioBaii auftleffBU konoteii* 
Verstärkt wurde der Konflikt durdi rivalisierende ftandameotaliatisdie bzw. separa- 
tifrifif^ ^ n i p p i ftiBnitii^ etwa durch die fg flfffff T ft-****"****^***— ' Latkw Jlhad (LJ), 
die Mitte 2000 ungeUndert aus Java efaigereiat waren. 

wahrend der Whtschafiakriae und k dem nach dem Rücktritt Suhartoa entstan- 
denen Maditvakuum vetaUtaklen sich die Spannungen zwiachen den verfeindeten 
Gruppen wegen der Unsicherlieit Ober zukitaiftige Entwicklungen: 
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No am kMW the €xtgnt to whick lfm pabimoniai featura eflheNew 

Onitr imliiiiinoirfrf bt fjfnfwrfiirf nr winttfusr rtW -Pflficiiiflfii jdbotojnr 

ujwffaw to Ifcf prbtc^les of th9 Indomaian natkm. As a resuU, 
hiMÜimM andChrlsikmsinhiahdmfKaredmtr^^ in 
a Malt man tmngfy imHmdlofinmar large MmUm mofority. 
(Bmirand 2002: 58) 

Ein vorrangig machtpolitisch und ökonomisch motivierter Konflikt wurde in einen 
von Außenstehenden und Beteiligten gleichermaßen häufig auf religiöse Aspekte 
reduzierten Bürgerkrieg verwandelt, wobei zum Teil nur spekuliert werden kann, 
welche Rolle die einzelnen Gewaltakteure gespielt haben, also das in verschiedene 
Faktionen zerfallene Militär, islamistische Politiker und Geschäftsleute, islamisti- 
sche und christliche Milizen sowie rivalisierende kriminelle Banden, die kurz vor 
Ausbruch der Gewalttätigkeiten aus Jakarta ausgewiesen worden waren. 

3. Do" Bürgerkrieg zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen in Kalimantan 
Bei den Gemetzeln in Kalimantan auf der Insel Bomeo vertrieben die einheimischen 
Dayak die eingewanderten Maduresen (International Crisis Group 2001a, van Klinken 
2000). Schon 1997 wurden etwa 450 Menschen getötet. 20.000 Maduresen suchten 
damals Zuflucht in der Provinzhauptstadt Pontianak. Im März 1999 brachen diese 
Kämpfe erneut aus, diesmal im Distrikt Sambas. Bei den folgenden Massakern star- 
ben allein bis Ende März mindestens 165 Menschen, mehr als 16.000 mussten flüch- 
ten, und Ober 2000 Hütten und Wohnhäuser wurden niedergebrannt. Nach neuerli- 
chen Zusammenstößen in Sampit (2001) kamen die KAmpfe zum Erliegen, ein£iich 
weil fast keine Maduresen mehr in Kalimantan lebten. 

Die Zusammenstöße wurden auf den seit langem schwelenden Konflikt zwischen 
den eingeborenen, zumeist christlichen Dayaks und den unter Suharto dorthin zuge- 
wanderten, meist islamischen Maduresen zurückgeführt (Bertrand 2004, zu West- 
Kalimantan: Davidson 2003). Die Dayaks fühlten sich durch die wirtschaftliche 
Kahlschlagpolitik des Suharto-Regimes an den Rand gedrängt. Der Konflikt ging 
u.a. auf die wirtschaftliche Ausbeutung der Region durch die Besitzer riesiger Kau- 
tschuk- und Palmölplantagen, auf den ungeregelten Holzeinschlag und die Vergabe 
der Verwaltungsstellen an Nichteinheimische, also die Bevormundung durch die 
Zentralregierung in Jakarta, zurück. Die Unruhen brachen erstmalig zu einer Zeit 
aus, als die Neue Ordnung noch existierte, aber bereits nachhaltig geschwächt war: 

The katyws qf Ihe New Order regime and the subaeqnenl democratic 
tramWon ereaied an fmÜMontd environmeni that was oondndve to 
violence. The marginaliged Dcyttks saw ppparlnnHles toaetan their 
g/rimMmces whÜe poientkdfy impraving dmir Status relative to migrant 
groaps, in partiadar die Madurese. AÜhough the sotarce qf their 
grievances was die New (k^dsr statin disy ttansfisrred their agffession 
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oftfo the Madurme, The eotfiicts cf 1996-97, 1999, and 2001 eoidd aU 
b€ interprgttd In reiatkm u> this ehangfng imt UM mai environmenL 
(Bw»mia2004: 58) 

4, Der von militanten Islamisten gefiUirte Kamgf bt verschiedenen Ausprägungen 
Aktionen tslamistischer Milizen. Die bekanntesten sind die Front Pembela Islam 
(FPI, Front der Verteidiger des Islam) und die Laskar Jihad (U, Jihad-Krieger) 
(Hasan 20Q2, Intemtknal Crisis Group 2001b). Die im August 1998 gegrtlndete 
FPI itt u.t. durch Miweepingi" bekamit geworden. Mehrftch wurden bei aolchen Ak- 
tkmen Hdleb nadi Ansttndan, hisbesondefe nadi US*Anierikaneni und bradii. 
abgefocfat Auficfdem ütofidkn FPI-AqgeliOrjge fai vielen Stfldm Indonesiens Im- 
mer wieder Ban vnd Diikodiekien und zei-at O r en dabei die Innmeinrichnmg. LI 
wurde am 30. Jamar 2000 in Yogyakarta gegrOndet, um -so die Ll-Venion - die 
ErriditOQg eines dvisdichen Staates in den MohiUcen zu vefUndern. Es gibt unter- 
schiedliche Angaben über die Anzahl der Ii-Mitglieder. Mehrere Tausend sollen in 
den Mohddcen, mehrere Ifondert in Poso, und wahrscheinlidi eine kleinera Zahl in 
Papua eingesetzt worden sefaL Die Gesamtmitgliederzahl soll zwischen 10.000 und 
15.000 betragen haben. Es gilt als sicher, dass die DMfaihad4Clnipftr, die ungeUn- 
dert nach Ambon reisen konnten, von Teikn des Militfrs und von mlchHgfai Ffaian- 
ciers unteralOtzt wurden. Sie wuiden von Armee-Einheiten ausgebildet und mit Waf- 
fen yenofgt (AdiQoodro 2001). Nach dem Bombenanschlag von Bali wurde die Or- 
gsnisation vonofgjUch Mi%ri08t 

DieGr u p pi e nm g JasMoftZirfam^^itM^ dieu.^ fOr den Anschlag von Bali (Oidober 
2002) verantwortlich gemacht wird, entstand bereits in den 1980er Jahren, konnte 
sich aber eist nach 1998 relativ M bi Indonesien bewegen (International Crisis 
Qraiv 2001K 2003aX Voriiv Udten skdi ihre Mitglied 
dann in Malaysia und im Süden der Philippinen auf. In diesem Fall sfaid internatio- 
nale EntwickhmgBn ftr die RadflfalisimMig mitverantwortlich. 

Bei den Konflikten hi den Mohikken und bei der Radikalisienmg militanter is- 
lanristischer Gmppierongen ist der Zniainmfnbtuch der Neuen Ordnung der jeweils 
cnncneioenoe, lunosenoe i'^UEnr gewesen, m KAmnanm nfgannm oie Kampie oo" 
reits vor dem Kollow des autotitlien Systems. Hier filfarte die lygffftf Auflösung 
des militärisch dooünierten Gewakoligopols schon 1996/97 zu heftigen Kimpfen, 
die aber nach dem Mai 1998 dwitlirh v erschi l ft wurden. Iifdijlidi das Ausmaß der 
Gewalt in Aceh, Papua und Ost-Ttmor war vor dem Ende der Neuen Ordnung ge- 
messen an der Opferzahl nidit kleiner ab danach. Allerdings hatten die Strei l kft ftg 
in diesen Regionen die sezessionistiscfaen Bewegungen insoweit unter Kontrolle, als 
sie «»tthitfa einer imfffffi^t^ffntlirhfft slariosn Repression Jegliche Oppo siti on schon 

Keias flrrticlrtftn 

Interessant sind die zum Teil merkwürdigen Veibindungen zwischen unter- 
schiedlichen Gcwahtbnnen und Gewaltakteuren und die Motiwerschiebungen 
(International Crisis Group 2000: 20). Im August 2002 brachen Kämpfe zwischen 
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Mditlr^ und PoliaoieiiiliMlen in Maumae (Fkres) aus. Wftdgß Wochoi zuvor war 
es nach einem Zwitciieofidl in einer Kirche zn religiösen Unruhen, in die die lortho- 
üscfae Mehifaeit und die nuwMmiifihe Nfinderfieit verwickek waren, gekommen. Der 
BOrgetkrieg auf den Mohddna wurde ujl durch einen Bandenkrieg in Jakarta im 
November 1998 amgriflit, der auflerdem Unruhen m Knpang (West-Timor) nach 
sich zog. Kimpfe hl AmbonAnfiaig 2000 flUuten zu Angrtffim auf Kirchs 
Oeschlfie von rhfawiiwi m Lombok. Die religiös motivierten Massaker fai Poso 
(Zenferal-Sutewesi) shid nkht isoliert vom Mohddcen4Canflikt zu verstehen. Und 
dort fiel von Anfiiog an au^ dass sich Gefechte von Dorf zu Dorf und von Insel zu 
Ids^I unvoriwrseUbar fiKtpflanzten» 

Kreuzer (2000: 11 £) beacfareibt am Beispiel der Gewalt auf Sumba, wie efai ur- 
sprünglich von wktschatfidien Inleressen itw l tB i nM*fMf*^ Jugendlicher ausgeloster 
Konflflct in eonen Kampf zweier ed mi s ch e r Gruppen transfcrmiert wnd. Sokhe Inte- 

flnSSSD* UDQ BfidBUUBSHHDS^DHBHDOBeD. ^BB mBttBtt WIOdBr SHl^undBD» fflHrRtl ZUT 

' "Ig'^f—^^TBF""* von uenasenHigen unn von Kaum laamsiiuieniarBn UDemeo» 
zymBD UDD vemuscnBnBBn voo dbbwwbmbu ohBbubbbd» SHcnerDensHmiic osoen 
In dsD ^^fthdihwi hSufl^ Psrtoi s^pifibD und dw Kfluipfe nodi angeheizt» Involvisrt 
warai annindaBt In den erafeen JrinB andi GangrteriMndei^ von denen amlga 1999 
ans JUsHta ao^gswieaBn iwovdon wamn^ oadideoi es dort zu Bandeukflmpfen gdoom* 
men war. Der Konflikt m den Mohddoen cncfae i n t auf den errten Blick religiös moti- 
viert zu sein» bei genauerem Hinsehen zeigt sidi jedoch» dasa etfwilsdie Mentimeni 
Okimnmische Motive^ die Sonderimenssen einfriner Gruppierungen von Sultanen in 
Tcmale und Tktore bis hin zu Gaqgsterbanden und lokalen htotsbehi m die Analyse 
akobezogett vwrdett bbAsbou« IDiesa biBeressenfaigBn und ^^eutungen kiBtMiBn zudem 
nichk beurteilt werdet^ ohne die hluQg lokal apezifisdieii^ AberHefertan Inteipwitati 
onsBHistef zu bsrtlcksiBhtigBni Zuas Baiepisl hat das l^nigiwiftn der Lasksr Jüiad den 
lOfthiif^iftyfipwflfirf 2jm^fh§m^ vwfmffft Vn^ ifif yrrtfhiiwf itnfB Mn haminiigüMi^ <«« 
fan Laufe der Jsihro in (fia Kftnpfe elngfifibn haben, haben zum Tefl konfllkleskalle- 
rcnd, zum Teil pazifizierend gewfakL 

4. ZuamBMBfessn^ and AnsMIek 

In der Neuen Ordnung wurde die politische Stabilitit durch ehien knnuplen und 
heterogenen, in vetidiiadene Güipian zerfeUenan Zwaogsappant Über weite Stre- 
cken garsntieft Dieser konnte in der Regel und fest bis zum Ende der Neuen Ord- 
mm£ von der Militlrfiihrans fnfiiannr dem Heer) und tetattich tj^mk dem Prisidett- 
ten, dem oba n te n Bafehlshaber, kontnriUert werdetL Die Zentralisierung der kliente- 
Ustischen GrundsUuktur erfolgte <hich den obersten Patron, Suhaito, also persona- 
Ustisch. Aus mehreren Gillnden konnte man voo einem GewaltoUgopol sprechen: 

— staatliche Gewaltakteure hielten sich häufig nicht an die Vorgaben der Staats- 
spitze und wurden für Verbrechen meist nicht bestraft. 
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- es existelen zahlreiche private Oewallakteiv^ die Holz vieler Ve^^ehni mdit 
wirKsem Munecaiiicn venoigi wuraeD, 

- itaatKdie und private Qewillikteure arbeitolen in einein fecfalsfreie& RAum zu- 
sammen, 

- die steatücfaen Gewaltaktem finanzierten eich weienllkh durdi eigooe» hiiifig 
iUepleiitigloeiton.'^ 

Allerdings war dieses Gewaltoligopol militärisch dominiert. Das Militär selbst war 
auch oligopol istisch strukturiert, es wurde aber so sehr von Suharto unter Kontrolle 
gebracht, dass es in der Regel zu einem weitgehend einheitlichen Gewaltapparat ver- 
schmolzen werden konnte. Dieser wurde schon seit Anfang der 1990er Jahre unter- 
höhlt, hat sich aber erst nach 1998 in seiner bis dahin gültigen Form aufgelöst. Dabei 
wurden die symbiotischen Beziehungen zwischen den staatlichen Sicherheitskräflen, 
den Milizen und den preman (Gangstem) ausgeweitet, z.T. verselbständigten sich die 
nicht-staatlichen Gewaltakteure. Aufgrund der Demokratisierung wurden zudem zuvor 
unterdrückte islamistische Gruppierungen, Rebellengruppen, konkurrierende kriminel- 
le Banden etc. aktiviert. Es ist ein System entstanden, in dem das Militär die Kontrolle 
zum Teil verloren hat, und in dem die Sicherheitskräfte mehr und mehr kontliktver- 
stärkend eingreifen. Damit bestätigt sich die These der State Failure Task Force, dass 
in Transitionsregimen das Konfliktpotenzial häufig exorbitant hoch ist. 

Gegenwärtig besteht ein Gewaltoligopol, das nur noch in einigen Regionen und 
Bereichen vom Militär und der jetzt eigenständigen Polizei dominiert wird. Der Si- 
cherheitsapparat hat auf politische, administrative und judikative Entscheidungen al- 
lenfalls indirekt Einfluss. In politischen Diskursen haben eine weitgehend freie Pres- 
se und militärkritische Nichtregierungsorganisationen dazu beigetragen, dass die al- 
ten Militärdoktrinen nach und nach an Bedeutung verloren haben. Es bilden sich auf 
lokaler Ebene neue Koalitionen mit einer Vielzahl von Akteuren heraus, die meist 
nicht mehr von den regionalen Militärkommandeuren beherrscht werden. Außerdem 
steigt der Legitimierungsdruck auf diese Eliten, die sich durch Wahlen, durch die 
zivilgesellschaftliche Kontrolle und ein sich reformierendes Rechtssystem zu mehr 
Transparenz und Responsivitüt verpflichtet sehen. 

Einiges deutet daraufhin, dass der Staat in seiner Sicherheiisluiiklion besonders in 
der Anfangsphase der Transition vom Autoritarismus zu einem hybriden, d.h. teils au- 
toritären, teils demokratischen System, geschwächt war. Das gilt besonders für die 
Präsidentschaft Habibies, zum Teil auch für die AbdurrahmanWahids. Seit der Macht- 
übemaJime von Megawati Sukamoputri 2001 konnte das Militär unabhängiger und 
gewaltsamer agieren, was zu einer Brutalisierung in Aceh und Papua geführt hat 



Im Gegensatz zum bürokratische Staat nach Weber: J^r bürokratische Staat dagegen 
bringt die gesamten staatlichen VerwahuQgdooslen auf seinen Elit und stattet die Unterin- 

und loootrolUert.«* (Weber 1972: 567) 
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Alkrdliigii ist die Qefidv einei StMtnoffiüls mlulciwcile icduiBrt. AnzBidm 
defltar siod bdqiielflweiie die FHedeotlOstMigen in den Mohddfen und Poio.** Beim 
ioigBMBt fiMUcfa veriMfeM Wddkampf 2004 spieilMi die PtttoimUiM keine 
wichtig RoDe. Lvideiweit hill licli die Politidenmg edudadien nnd religiösen 
KnnflikHinien in OrBpaen, und der mdgere Religionen ib gteichbctechtigt anerlcen- 
nffHiffr VerfiMiBnHgifciiiinwpniiiiiii hownle gewehrt woiden* Q^gcD isleniislieclie Qiup* 
pierungen ging die Regienuig entichkwaen vor." Der süik von aynlcretistisciien 
ElomeDlen tecin filmte indooeeiiclie blein gii^ immer nodi eis veigleidisweise übe* 

mi» cttJipBT QIB NBBSUDOneiiDS QOr fnTHllMnniwff III DBCn ADH60K OBT uNOnNRlODU 

Griiit Croup (2004) beflMigBnd verinfen. Dieie llieie ist elMingi nur mk viekn 

II ■ »fc mMiiIh im ■ ■ II ^mm ■ »^^1 ü ■ i ■ — ■ ■- - , j - * „ ,- , „ J - Mj —1 * - i, ^ * - 1 ! -1 

CnB6iBSHE0D|BD 91 DHBHIlBDa SIBHU 0H0 ^xHlOHKOIGDB l^wONDHuUL DU QBT 

form dee Sichwiieitiieklori beitdien blebt (KingMwiy 2003). Die Polizei itt allein 
nicht fa der Lege, dee Out Sicheriieit beretoiiellen, 10 den dei 
Sicherhettakrifie weitetUn auch zur famententüdiCD StaMüiienmg eingesetzt wer- 
den mflssen.''AuBenlem sind Polizei und Mililir auch langfristig enfextrab^ 
Bimwilmien angewieeen. 

BMogpnpkle 

Adi^ondnH OJ. QOOl): Chms, panplilele aid limdMiI^ n- 
pkntod local edmo-religioiis tanrione in Malnku to praaerve dieir poUtical and 
eeonomic privikpi^ in: Wamel, L/WimhOftr, O. (Hng.): Vioknoe in Indoneeia, 
HanlimB: S.lOO-128. 

Andmon, BJLOti. (200U): taliodiKtkn, in: den. (Hng.): Vkrienoe and die State 
in Soeharto's Indonesia, New Yori^ S.9-19. 

Andeison, BJR.OXi. (2001b) (Hng.): Vkilem» and die Stete 
NewYoik. 



tan Deaembcf 2001 nad im Pebniar 2002 wurden die FIriedeasabkoamien Malino I und 
Malteo II UBlwwiiciwBli to don AbfcoamMn hitlcii sidi flitocnds Vertielcr von ChriMcD 

und Muslimen, unterstützt von Militärs und Politikern, auf eine friedliche Beilegung der 
Konflikte in Sulawesi bzw. den Molukken geeinigt Trotz immer w ieder aufTlackemder Un- 
ruhen hat sich die Lage in den betroflFenen Regionen seither stabilisiert. Zwischen 1999 und 
2001 waren in Pose bei Unruhen zwischen der christUchen und der muslimischen Bevölke» 
rungsgruppc mehr als 2 000 Menschen getötet worden. 
^ Die ind o n esi s c lic Regierung hatte nach dem BontaunsGlilag von Bali aunldist die Bxit> 
tnz etan gBwaMw w ilw politiiflhBn Itlni gdeugnot. Au^nmd der dmdGeodcn De weis 
last Indeften ftlhrende Politiker nach und nach ihre Meinung. Mit Unterstützung susÜndi- 
scher Emdttkr iBonntan to den firigenden Monaten viele der Tcnofinen festgennmnien 
werden. 

^ In Indonesien beträgt das Verhälmis Polizci-Gesamtbevölkcrung gegenwärtig 1.1 810 (zum 
Vergleich: in Malaysia 1:260) (International Crisis Group 2004: 7). Da die Polizei selbst zu 
schwach Ist, an» das MÜÜIr dtoiib eigeonod titig werden. Bd den Pnsideiitenwahkn 
tai Septente 2004 bdspidsweim ksBHn dednlb 35.000 Soldaten aan Etosate. 
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^Governtag iBMcnrity^: KrimiwdHit «nd KriminaUttto- 

bekämpfung in Nordafrika 

Hampeter Mattes 

1. Einleitung 

In allen arabischen Staaten spielt für das Handeln der Staatsfllhrung die Aufrechter- 
haltung der inneren Sicherheit (al-amn al-dakhili)' eine zentrale Rolle. Allerdings 
haben sich hinsichtlich der Geföhrdungsmomente der inneren Sicherheit in den letz- 
ten beiden Dekaden nachhaltige Verschiebungen ergeben, denn zum klassischen Ge- 
fährdungsmoment Kriminalität ist seither der Terrorismus und gewalttätiger politi- 
scher Extremismus getreten, der zugleich das Spektrum der gefährdeten Systemele- 
mente des Staates erweitert hat.^ Zugleich hat die Intensität der kriminellen Delikte 
im Zeitverlauf signifikant zugenommen (s.u.) wie auch das Phänomen praktizierter 
Gewalt an sich (u.a. Gewalt gegen Frauen,' Gewalt in den Schulen, Vandalismus/ 
Gewalt in Fußballstadien/Hooligans^) an Schärfe gewonnen hat. 

Es ist festzustellen, dass in den nordafHkanischen Staaten einschließlich Alge- 
riens und Ägyptens, in denen besonders in den 1990er Jahren terroristische Akte is- 
lamistischer Gruppen stattfanden, heute (wieder) die Kriminalität als Hauptgefähr- 



' Innere Sicherheit grenzt sich schematisch von der „äußeren Sicherheit" (al-amn al-khariji) 
ab, die als Schutz des Staates und seiner Gesellschaft vor Aggression/ Angriffen durch dritte 
Staaten zu definieren ist; innere Sicherheit ist hingegen ein weniger präzise definierter poli- 
tischer Begriff, da er sich in der Regel nicht in Verfassungen findet und in Gesetzen selten 
definiert ist, weO Iceioe Einigkeit dirflber besldil; wis konlaet dvnit gemdnt iit In vielen 
mUsdien StaMen büden beide Sparten eine Einheit, wu sidi häufig auch inatitutiooeU 
niedendiligL So ist in Libyen oder im Sudan die Allgemeine Sicherheitsorganisation ij^BbtH 
al-amn al-amm) in einen Zweig für innere und einen für äußere Sicherheit unteigliedert. 

^ Vgl. zur Geographie des Terrorismus im erweiterten Mittelmeerraum Politi, Alcssandro: 
Soft security chällenges: terrorism and organised crime - the open agenda, in: Brauch, 
Hans Gunter u.a. (Hrsg.): Security and ravironment in the Mediterranean, Berlin 2003, 
S.«9439,iiieRS.43S. 

* Gewalt ge^en Fraoen wild in einer ganaen Reibe von Reportagen vgLadelitEt 
Watan, Algier, 23.1.2005: Violence contre les fenunes. 2004 wurde auch erstmals eine dies- 
bezQgliche nationale Untersuchung durchgeftlhrt; vgl. El Moudjahid, Algier, 25.11.2004; La 
premiire enqufite nationale en Algörie sur les violences ä l'encontre des femmes. 

* Vgl. zum Dossier des algerischen Conseii National Economique et Social, der auf dieses 
massive Phänomen mit hoben Schadenszahlen hinweist, den Bericht in; Le Quotidien 
d'Onai» OnU) 18*5.2003! AoIbb da vandaHeme* 

' Vgl. das Dossier in: El Walan, Algier, 12.112004: La violence dans les Stades itprend du 
terndn. 
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dmgpdanMOt der iimerai Sicheriieit eingestuft wird.* Dies gilt auch Ihr Libyen, wo 
es Mitte der 1990er Jahre Auaeinmdei Setzungen mit isUunistiselien Onippen gsb; 
eiatmals hat der lihysche Sekietlr für Justiz und Öffentliche Sicfaeifaeit, Abd al- 
Rahman Musa al-Abbar, auf der KriminalHIIskonftrenz der UNO m Palenno im 
Dezember 2000 zugegeben, dass Libyen gegenwlrtig Probleme mit organisierten 
krimfaiellen Gruppen im Bewich Drogenhandel^ und Menschemichmuggel habe. 
Je mKh Analjweebene ergeben sich unterschiedliche OeflOiidungssegmei^ 

— Ist die Analyseeinheit der Staat, steht unter dem Gesichtspunkt der inneren Si- 
cherheit die Stabilität bzw. die Gefährdung des politischen Systems im Mittel- 
punkt, wobei als die Hauptbedrohungsgruppen extremistische, verfassungs- 
feindliche Parteien und Organisationen sowie terroristische Gruppen* bestimmt 
werden können, die durch entsprechende repressive Maßnahmen des Staates/der 
staatlichen Sicherheitsorgane bekämpft werden. 

— Ist die Analyseeinheit die Gesellschaft, kann das soziale System und die Stabili- 
tät des politischen Systems durch die ganze Bandbreite der kriminellen Delikte 
(von Raub und Einbrüchen über Körperverletzung, Mord bis zu Vergewalti- 
gung) auf individueller oder organisierter Basis (Bandenbildung) gefährdet sein. 
Eine Häufung dieser Delikte beeinträchtigt das Sicherheitsempfinden und Si- 
cherheitsbedUrfhis der BQrger und führt bei gescheiterter Betcflmpfung der Kri- 
minalität zu einem Vertrauensverlust in den Staat. 

— Ist die zugrundegelegte Analyseeinheit die Wirtschaft, wobei im Mittelpunkt 
der Analyse die Gefährdung der Grundprinzipien der wirtschaftlichen Ordnung 
steht, ist primär nach Delikten wie Korruption, Subventionsbetrug, Geldwäsche, 
Produktpiraterie usw. zu fragen. 

— Zum Erfassen der negativen Rolle der organisierten kriminellen Gruppen auf 
die Gesellschaft muss schließlich das politische und wirtschaftliche System der 
Gesellschaft als Ganzes als Untersuchungseinheit herangezogen werden. Die 
Gruppen der winehmend transnational operierenden oiganisierten Kriminalität' 



* Dies entspricht dem Erscheinungsbild z.B. in Deutschland, wo folglich politische Parteien 
im Rahmen ihrer Aussagen zur inneren Sicherheit hauptsächlich eine Korrelation zwischen 
Kriminalität und der Gefährdung der inneren Sicherheit herstelleijl. 

^ Der Begriff Drogenhandel im hier vorliegenden Kontext bezieht ^ich stets und ausnahmslos 
auf den üleplen DrogenheadeL 

' Im voriicgeaden FaD der Keninnlfation auf die Region NeidaMca sind dies inlimiatiedie 
terroristische Qfuppen; vgl. hierzu den Beitrag von Henner FOrtig. 

' Die Definition organisierter Kriminalität wjrdc stetig weiterentwickelt. Die offizielle Defi- 
nition des Bundeskriminalamtes seit 1990 lautet: „Organisierte Kriminalität ist die von 
Gewinn- oder Machtstreben bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln 
oder in ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung sind, wenn mclir als zwei Beteiligte 
auf längere oder n nh ee rimnUe Daner eibehsleUtg «ler Verwendung gewefblidier oder ge- 
tchaflalhnlicher Struktuitn, unter Anwendung von Gewalt oder anderer zur EinschOdite- 
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(Gmppen mit mifilllinlichcn Stmkturan) begehen nicbt nur im grofien Stil Icri- 
mwirfia AIgI^ HTttiffn criouifen skh politilclien Rfaft«— und untermimenn dn- 
mit die QnmdiagBn der Ooidlicliift. 

Zu allen Aspekten ist die Forschungslage in den nordafrikanischen Staaten defizitlr; 
Ausnahme sind die partielle Beschäftigung mit Drogenproblemen (Marokko; Ägyp- 
ten) und Korruption, wo sich insbesondere Chapter von Transparency International 
hervortun Bislang singulSr in der Forschungslandschaft ist das bereits 1955 gegrün- 
dete National Center for Social and Criminological Research in Kairo, das sich al- 
lerdings selektiv auf die Erforschung der Kriminalitfltsentwicklung in Ägypten 
(Drogenhandel, Täterrehabilitierung, soziale Kriminalitatsursachen) konzentriert. 
Die Analyse der Kriminalitätsentwicklung in Nordafrika (und Nahost) steht deshalb 
erst in den Anfängen; entsprechend viele Fragen bleiben unbeantwortet. Offenkun- 
dige Tatsache ist, dass die Aufrechterhaltung der (inneren) Sicherheit fllr die Bevöl- 
kerung der nordafrikanischen (und nahöstlichen) Staaten höchste Priorität genießt; 
dem Aspekt Sicherheit nachgeordnet ist der Aspekt der demokratischen Legitimität 
der Staatsftlhrung durch Wahl. Was exemplarisch ftlr den Irak gilt, nämlich dass „le 
vide söcuritaire doit ßtre comblö avant qu'on puisse s'attaquer au vide politique" 
(Jeune Afrique/LTntelligent, 18.3.2004), gilt übertragen für aile Staaten der Regi- 
on.'® Allerdings ist die Wahrnehmung der Bevölkerung über die von den Sicher- 
heitsbehörden produzierte Sicherheit ernüchternd: Laut einer Gallup-Umfrage im 
Auftrag des Weltwirtschaftsforums vom Januar 2004 stuften über 50 % der Bevöl- 
kerung im Nahen Osten die Sicherheitslage als schlecht ein und 3 1 % der Befragten 
waren der Ansicht, dass die Situation sich in den letzten zehn Jahren (seit 1994) so- 
gar verschleditat habe." Ausdruck findet diese Ernüchterung auf nationaler Ebene 



rung geeigneter Mittel oder unter Einflussnahme auf Politik, Medien, Öffentliche Verwal- 
tung, Justiz oder Wutfchaft ywMmm ci iw iikcn.** Als Indikatoicn oi|niisieitai VertxcGheDS 

gelten u.a. 

— der auf Dauer angelegte Zusammenschluss von mindestens drei Personen; 

— eine Organisationsstruktur mit straffem Führungsstil; 

— planmäßiges und arbeitsteiliges Vorgehen unter Abschottung nach außen; 

— Verknüpfung von legalen und illegalen Geschäften; 

— kriminelle Nutzung von pefsönlichea und geschftfUichen Verbindungen; 

— Vieiftte in der WiM der VertwdMMiMiili^ Erpree- 
sun^ Oewah, Zwigswh i itT imr.; 

— Intematiocialitfit und hohe Mobilittt 

Aus dem arabischen Raum liegen bislang keine eigenen verbindlichen Definitionen vor. 
Vgl. z.B. auch L'Orient-Lc Jour, Beirut, 3.1.2003: La söcurit^, priorit^ des priorit^s. In Al- 
gerien mit seinem hohen Gewaltphänomen steht bei Umfragen der Wunsch nach einer Ge- 
sellschaft „moins violentes" im Vordergrund: vgl. Jeune Afrique/L' Intelligent, Paris» 
19.12.2004: Algörie: Mais, qu'est-ce qu'ils veulent, les jeunes? 
Vgl. die kompletten Daten der Umfrage unter www.wefbnni.org/seciirity9iirvey. 



Copyrighted material 



90 



Multiple Unsicherheit 



vereinzelt um, in Pttteiprogrammen, fai denen die mimgelnde innere Sicheiheit (hohe 
KfiniiiiiUllt) tonslntiert mid 
Protesten (s.u.)« 

^ MiictlafeiM NnidatHkn 

Kriminalitit, abo Veitwciicn ab soziale Erscheinung, ist so alt wie die Menschheit, 
dodi faiNoidafirilca (undNahoet) hi den letzten Dekaden durch drei mitefaumder ver- 
bundene Entwiddungen signifikant geprägt worden und- wenn die Statisttken niclit 
trCIgen -> in relativer, und abeohilcr Expansion^ begfiflbn. Diese drei fisststellbaren 
Entwicklungen sind 

— die eher zunehmende statt abnehmende Armut bzw. soziale Ungleichheit in den 
Staaten Nordafrikas und des Nahen und Mittleren Ostens und von daher eine 
festzustellende Zunahme der Notkriminalität;'* 

— die Zunahme von organisierter und transnational agierender Kriminalität; und 

. die Begünstigung von organisierter Kriminalität durch den Globalisierungspro- 
zess. 

Die Krinünalitatsentwickhmg fan nordalHkanischen/nahflstlichen Raum unterlag in 
den letzten beiden Dekaden den aUgemefa zu beobadttenden Entwicklungstenden- 
zen, die eng mit dem Olobalisianmgsprozess koneliert shid.*' Der ägyptische PoU- 
zeigeoenfanidor Ramadan al-Alfl, der aidi ditiwnt Atptlkt besonders widmete,*' 
nemü drei aus potiaeilidier und geseflschafiUcher Sicht negative Auswhkungen'^ 
des OtobaHsierungspronsses auf die KrindnaUtüsfimnen: 

— Erstens die Proiiferation von kriminellen Organisationen mit Verfügungsgewalt 
Aber Waffen und Geld, gepaart mit einem systffmMiffffhffn und oftmals trausoati- 



Vgl. z.B. die poMtiscfae Resolution des Kongresses der algerischen Partei RassembUm§nt 

National Dimocratique vom Mai 2003 in: El Watan, Algier, I0.7J003, S. g-9. 

Relativ in Bezug auf Kriminal itätsfölle pro 100.000 Einwohner 

Häufiger Dclinquenzort: die geographisch verortbaren Wohlstandsinseln innerhalb eines 
Staates. Vgl. Destremau, Blandine (u.a.): E^iiamiques de la pauvrötö en Afrique du Nord et 
au Moyen-Orient Paris 2004 

Das heiBt nicht, daft es nicht baehs vor den Auswiriningn des Olobalisieningsprozesses 
ehien Anstieg krinUneller Akte gab; vgl Donier hi: The Mkidle Bast, London, August 

1978, S. 14-21 : Crime is on the increase. 

Vgl. seine Publikation: Globalisation and security: negative and positive rcperciissions. 
Kairo: al-Ahnun Centre for Political and Strategie Studies, 1998, 34 S. (Kurasal istnu^iya, 
Nr. 72). 

Zu den positiven Auswirkungen zlhlt Ramadan al-Alfi die verbesserte regionale und inter- 
natienale Krinrinalitltabekampftuig. 
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onikii OrganintMiiisaufbau, erieidhlHt durah die vereuifiMiilea Transport- und 

- Zwettens die enge und tignifltamt amdunende Veri>indaQg zwiidien (organi- 
sierter) Kriminalütt und massivem OewaHeinMlz (wide-ecale violenoeX alao 
Entfthrungen, Oetadnahmen, Bombenanschlägen und AnsdillgBnanfPersonea 

- Drittens insbesondere in den Bereichen fll^gakr Dtogaort ^nogatoff-, Waf- 
ftnhandel, Faladigeldhentettung, illegaler Handel mit Antiquitäten und Dia- 
manten, Menschenschmuggel sowie Terroriamus^ die luternafinn a lisi e r ung der 
Bandrni'nigB ni B al i in i n Hia flinhaikienni g def AitMc waii i ntff 

Diese Entwicklung reflektiert den internationalen Umbruch, der zum einen aus dem 
Ende des Ost- West-Konfliktes resultierte, und zum anderen mit dem beschleunigten 
Global isierungsprozess korreliert ist. Die nichtmilitärischen Gefährdungspotentiale 
wie Terrorismus, illegaler Drogen handel, organisierte Kriminalität und Korruption 
als den zentralen Aspekten der „soft security" haben demnach gegenüber der klassi- 
schen militärischen (Ost-West-)Konfrontation und der Konzentration auf Aspekte 
der „hard security" seit Ende der 1980er Jahre an Bedeutung gewonnen, auch wenn 
sich die Sicherheitsorgane mit einer Umorientierung bzw. mit der Anerkennung die- 
ser neuen Faktenlage noch schwer tun. 

Geographisches Deliktlagebild 

Die Beschäftigung mit den regionalen Deliktlagebildem steht erst am Anfang; eine 
Bilanzierung hat indes gegenwärtig fUr den erweiterten Mittelmeerraum von folgen- 
den Fakten auszugehen:'* 

" Es gibt vier O i a v i i a taie ntT en mit tiananational agierenden k rimn i elle n Oiganiaa- 

den MiltBlwieflf rauM duwh die starice lussisdie M^nartengcmeinde in teaeft 

- fi^iyiri^ $^i^MBffnfr^ iBif fK'f'^iiifHkwnischflr/Mhflgtlicher Seile in Agyp- 
len, Eritrea, Inn, land, Jemen, Joidanien, Libanon, MaraUoo, Pallstina, Syrien 
und I^mesien (aoiwie weiteren Sub wn tren auf europtisdier Seile: ujl Fkank- 
reich, Spanien, Slowenien oder Kroatien); 

- vier Insebi (mit Beziehungen nach Nofdafiilca/Nahost, die in untenchiedliGher 
Weise vom ofganisierten Verimchen lmnln>lliflrt sinl' KorsO^ 

lien and Zypern; 

- raien Haupt prodiirent an ^AuvUco) und drei nachgeotdnele Produamen von 
Drogen (Albanien, Libanon, Seririen); 



" Vgl. FOÜti, WäX)^ S. 436; Leider Übst sich hi den folgenden Ausftthrangen wegen der un- 
terschiedlichen Quellen ein variieiender geographischer Beaignihinen (Nord a ft fl a - Mit- 
tebneernuun ~ aiabisclie Stsalen) oidit vcnneiden* 
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- . vier H Mip t d ro g ffi i outen,'^ nimlkh 1. die AdantiiaoiilB (Kokain mit Zielland 

^Milien oder FtankmdiX 2. die BaBoonoote 01min ws der TDilceiX 3. die 
Roule Ubtnoo^kinlcieicii (Heroin) und 4. die aeatralMiatiaclMiiagiidie Roule 
(HeranX 

- ffinf zentoik Eimrittsstelkn ftr Drogen gemiß UNDCP: Inn, TOricei, Ittüien, 
Spanien und Runiand; 

- drei Hauptschmuggeliouten Ober See (Maroldco-Spamen; Tonesien-Italiea; Al- 
banien-ItalieB)bd 

- l undiiii ei id er Ptieeoz von CTiinniwi, Nigerianeni (zJB. in Libyen) und Kolum- 
Uanem im Dereich der oiyninierten KrinünaliUt im Mittelmeer (einidiüettiicli 
Nordaftiica/Naliost). 

Für die nordafrikanischen Staaten ist von einer jeweils internen geographisch unter- 
schiedlichen Häufung krimineller Delikte auszugehen. Offensichtlich ist die Kon- 
zentration von kriminellen Delikten in den nordafrikanischen Ballungszentren,^^ also 
in Ägypten Kairo und Alexandria, in Libyen Tripolis und Banghazi. in Tunesien 
primär Tunis, in Algerien Algier, Oran, Annaba und Constantine sowie in Marokko 
der Großraum Casablanca, Rabat-Salö, aber auch Meknes und Fes. 

Besonders ausgeprägt ist nach vorliegenden statistischen Angaben die Kriminali- 
tät derzeit in Algerien, wobei dies generell mit der Armut im Lande zu tun hat, aber 
auch mit dem Wandel des Terrorismus. Die Perspektivlos igkeit für terroristische 
Gruppen, mit ihren Aktionen politisch etwas zu erreichen, und die massive Repres- 
sion führten dazu, dass Jugendliche/junge Erwachsene nicht mehr den Weg in den 
bewaffneten islamistischen Untergrund gehen (können), sondern jetzt kriminelle 
Banden bilden oder den Anschluss an bereits bestehende kriminelle Banden su- 
chen.^' Die Folge ist ein seit 2000 feststellbarer und von den Statistiken der Directi- 
on Ginirale de Securite Nationale (DGSN) nachgewiesener Anstieg krimineller De- 
likte nicht nur in Algier" und Oran," sondern in nahezu allen nordalgerischen Städ- 
ten von Tizi-Ouzou über Blida, Chief, Böjaia, Tebessa bis zu Batna und Constanti- 
ne.^ Aber auch SQdalgerien ist von dieser Entwicklung erfasst, wobei Ouargla, 



Hauptschmuggelgut sind Cannabis» Heroin und iCokain sowie zunehmend kflnstliche Drogen. 
^ Vgl. exemplariidi m Waton» Algier, 3.d:Z003: U crimimtfitf 01^^ 
' W^L zum Hinteigniiid U QuotUieB dt)nHi, Of«^ 

criminalitd prend la reldve. 
^ Vgl. z.B. El Watan, Algier, 4.5.2003: Alger. Hausse inqui^tanteikkcriaunalit^. 

Vgl. Libertö, Algier, 6.6.2004: Banditisme urbain ä Oran. 
^ Vgl. als Überblick El Watan, Algier, 6.9.2004: Statistiques alarmantes sur la criminalitö. Le 

pays sombre dans finsdcuritd; Le QuotidieD d*OrBn, Oran, 18.4.2004: Recrudescencc des 

aclee de bndWsme 2003; L'Opiaioo, lüriMl; 27.112004: U oimM 

rie CO hiuwc de 14 
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Ghaidaia und vor aUem Tamanrasset ab Knotenpunkte des Drogen- und Zignelleii- 
•'^'""ffpe ls und dff Si^IfwwiiktivhtH'wi ftr ilhgri^ M i f ff -I " gp^f»"^ 

Lagt bild nach Deliktarttrf^ 

Nach Angeben der UNO aus dem Jahr 2000 sind in der Reihenfolge der jährlichen 
globalen Umsätze die wichtigsten Deliktarten Geldwlsche (1.000 Mrd. $), Korrupti- 
on (600 Mrd. $X Drogenhandel (500 Mrd. %\ Schmuggel (40 Mrd. $), Diebstahl 
geistigen Bgenliuns (20 Mrd. $) und Produktpiraterie (16 Mrd. $), gefolgt von ille- 
galer Migration mit 7 Mrd. $.^^ Diese überwiegend dem Bereich organisierter Kri- 
■nitiaiifft zoziirechnenden Delikte dominieren auch in den noidafrikamsciien Stat- 
ten. Legi man alletdiogs nicht die Umsatz-ZSchadensziffem zugrunde, sondern die 
abiohite Anadü dsr DeUklB, so venchiebt sich die Rangliste. Dies gilt auch f&r die 
Verteihmg von venirteilten Strafifltem nach Deliktarten; Beispiel: nadi Angrim des 
marokkanischen Jostizmhiisteriums ftr 2003 wurden 

- 21,52 % der mit Haftstrafen belegten Su^fUUer wegen Personendeiikten (Mord, 
Totschlag, Körperverletzung), 

- 28,70 % wegen Sachdelikten (Raub, Diebstahl, Einbruch usw.), 

- 27,22 % wegen Verstoßes gegen Sondergesetze (Drogengesetz, Gesetz zur Be- 
kämpfung der illegalen Migration), 

- 6,57 % wegen Delikten im Zusammenhang mit dem Familiengesetz und dem 
Gesetz zum Schutz der öfifentlichen Moral (Vergewaltigung; Ehebruch usw.) 
und 

- 4 % wegen Verwaltungsdelikten verurteilt" 

In Algerien veröffentliche die Polizeidirektion im Juni 2004 die Kriminalitätsstatis- 
tik für das Jahr 2003.^ Demnach wurden 10.781 Delikte gegen Personen (+12 % 
gegenüber 2002), 2.042 „Sittendelikte" (atteintcs au mocurs) (+23 %) und 206 Wirt- 
schaftsdelikte (+6 %) angezeigt. Zugleich gab die Polizeidirektion bekannt, dass seit 
2002 Banditentum (banditisme) drastisch angestiegen sei: 2002 +95,45 %, 2003 +58 % 
und ein bis dahin in Algerien unbekanntes Phänomen registriert wurde, nämlich al- 
lein im Zeitraum vom 1.1.-31.5^004 96 bewaffiiete RaubüberÜUle (taoki up) auf 



^ Vgl Dossier in: Deteetive. Algier, Nr. S22, 17J.20Q3: Tsoi» fecwidbur de tousks Helios. 
^ HimrfgMirfi <ier Jafaies»ttliGhen Verteilnag ist besooden wflucnd des FasleMnonsls Rih 
nadsn eine Deliktzunahme m ytoMami vgl El WbIbq. Algier. 9.11 J004: GrimiBaUl^ 

en Hausse durant Ramadan 

*^ Nach Angaben der Weltbank und des IWF bcüoigcn die UmsÄtzc 2003 bei Geldwäsche 500 
Mrd. $, bei Drogenhandel 300-500 Mrd., Produktpiraterie im IT-Sektor 200 Mrd., allge- 
meine Produktpiraterie 100 Mrd. $. 

^ Vgl. Details In: L'OpinioQ, Raba^ 12. 12.2004: Felitique pdnsle an Maroc. 

''Vgl. Details ia: L*BxpiessioQi Algier, 15.6.2004: Los diifftes elBnots du orime ergsaisd. 
lAi i w^ ^ f m ffl f d'i usfaifM s*iBSteile. 
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Banken und PostfiUalen, in die 242 Penonen verwickelt warea BeaclitUch waren 
2003 ancli dle SliaDal e o im Wawmchmuggel (ooolrebandeX wo allein 35.000 Per- 
aooen (+9i % gegenüber 2002) verinftet wurden. Warenadunoggel, dh. illegakr 
Warenim-Zexpoct mit dem Ziel, der Umgehung von Impoi t vei boleii und Import lo* 
Striktionen oder der Vermeidung von Zollabgaben, ist eines der am verbreitetsten» 
aber auch der spartenmfißig divecrifizierteslen und im Erscheimmgabild vielflU- 
tigsten I>elikte in der Region. Spartenmäßig wird nahezu alles geschmuggelt, was 
im Inland MögUclikeit zum Wieder-ZWeiterveilcauf bietet Allerdings bieten nur be- 
stimmte Warengruppen hohe Profite und erfocdem ein ausgeklügeltes Netzweric 
Hierzu ziblwi in gntw Iripie 

- der Zigarettwwchmuggftl (zA. in Algerien durch die betUchtigte in Sfidalgerien 

- (ler Alkolioladmmnd (VerrtoB gcgeo Zcrfl- md Pm ftffwi ffttimmwff g f?" ; Aügo- 
holvabot in Libyai); 

- derMedik am e B li wa c imi wggBl(|«marVfaigm,Cap^^ 

- der Goldscfamuggel, AntiquitStenacfamuggel; 

- der Schmuggel von LKW und HCW sowie von Mobiheleibnen. 



Der Schmuggel kann sich auf individueller Ebene oder als Gnippenphänomen (ge- 
steuert durch fan HbUeignmd agierende Spekulanten und „Affidristen*^ vollziehen; 
damit gekoppelt ist teihreiae auch der QuaiititHiaa pekt, der vom simplen Kofftr 
voller Ware, importieft auf der Basis zoU freier To u riste nm enge, bis hin zum 
Schmuggel ganzer Contahierladnngeo reichen kann. Die Schmuggehttigkeit voll- 
zieht sich hl der Regel gewaltfrei; große Netzwerke mit hohen in die Schmuggelinf- 
rastruktur in vestierten BeCrSgen s ch re cke n aUeidingB auch nicht vor Gewa lta kt en zu- 
lOck (Ermordung von sechs algerischen ZOUnem im Herbst 2002 durch Zigaretten- 
schmuggler). Trotz massiver polizeilicher Bekflmpfimgsmafinahmen wird von den 
Sicherheitsbehörden in zahlreichen Fällen eine schnelie Rekonstitution der Banden 
konstatiert; Erfolge dOrften sich erst mit Besserung der wirtschaftlichen Lage der 
Bevölkerung einstellen, eine Entwicklung, die in Noidafrika kaum in nächster Zeit 
zu erwarten ist. 

Im folgenden sollen abschließend zur Illustration der Einzelproblematik aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität fünf Deliktbereiche für den nordafrikanischen 
Raum kurz skizziert werden; 

Drogenanbau/- handelZ-konsim. Die Nachfrage nach Drogen in den nordafrikani- 
schen Gesellschaften ist in den letzten Jahren aus unterschiedlichen Gründen (in ers- 
ter Linie die vorherrschende Perspektivlosigkeit der Jugend und jungen Erwachse- 
nen; psychische Folgen des Terrorismus besonders in Algerien) kontinuierlich ange- 
stiegen. Damit sind alle Staaten Nordafrikas in der einen oder andern Form Teil des 
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sich vencharfendea globalm Drogieoprabkmi gewwden.'** Wahrend Mnokko (Rif* 
Qebnge) und Ägypten zu den Produzenten von Cannabis^' und in geringerem Um- 
fimg von Opium QMatn Anbauflächen von Schtofmohn auf dem Smai) zihlen, 
sind Staaten wie Algerien, Tunesien und Libyen sowohl Abnehmenteaten von mar 
roidcaniscfaem Cannabis ab auch Transitstaaten.'' Ägypten ist eine der Drehscheiben 
für aiSshanisches Opram und andere Drogen (Crack, Designerdrogen), die im uiler- 
narionalen Vertriebsnetz zirkulieren." Dabei ist Ägypten'* zugleich der grüßte Ab- 
nehmermarkt als Foige der höchsten Anzahl von Konsumenten hn nordafrikani- 
schen Raum. Augd^jchte' der hohen Profitraten waren weder die unter dem Drack 
der EU hl Nbnfanankfco (RiQ IniCüeiten Konversionsprogramme ehi Erfolg noch 
konnten die erlassenen Drogenbekfimpftmgsgesetze^^ die Händler zur Au%abe ihres 
profitablen Engagements bewegen. 

Produktpiraterit. Diese Form der organisierten Kriminalität besteht m der bewusa- 
ten Verletzung von Urheberrechten fan Bereich der fafonnatiomtechnotegle (illegale 
Kopie von Computefprognunmen) und dem Missbrauch von Warenschutzzei- 
chen/Handelsmaiken durch die Produktion minderwertiger Ware, die als Markenwa- 
re deklariert wird. EMe OewimmanneB sind enorm. In Algerien hnOt es, dass efai Ki- 
togramm illegal produzierter CDs (heimal soviel Gewinn brmgt wie em Küogrsmm 
Haschischharz.'* Produktpiraterie wird in den meisten Staaten Nordafiikas (mit 
Ausnahme Libyens und in nur geringem Maße in Tunesien) betrieben - hiufig be- 
giinfrtg t durch die massive Prisenz it ^fiff i' mel ler Mirkte — und wf«%ff f neben den 
Bereich der Infi)nnatiottstechnok>gie quasi alle Markenproduktsparten von Uhren 



Vgl, den nach wie vor gültigen Überblick von Mattes, Hanspctcr: Drogenanbau, Drogen- 
konsum und staatliche Drogenpolitik in den Ländern Nordairikas sowie des Nahen und 
Mittfenn Ostens, in: Nriwst JMiuch 1993, Opladen 1994, S. 207-212. 
Der.wettgrfl6te Cmmbhpfoduient mit rund 47.000 Tonnen ist Marokko. Vgl. hierzu den 

UN-Bericht: Morocco cannabis survey 2003. Executive summary unter www.unodc.ofg 
sowie Lc Monde, Paris, 17.12.2003: La culture de cannabis s'ötend dans le nord du Maioe. 
Un rapport de l'ONU rövdlc que le royaume serait le prcmier producteur mondial. 
" 70 % der europäischen Konsummengen an Cannabis stammen aus Marokko; davon wird 
der größte Teil über Ceuta und Melillia sowie Uber Häfen in Algerien und Tunesien nach 
Europa geschmuggelt 

" Wie im Falle von Felichgnidproduiction, Waffensdunuggd usw. sind die gi o fliitani gen 

Schmuggel netzwerke international besetzt. Der Detailhandel ¥or Ort erfolgt in NordafKka 
in der Regel durch nationale Nctzwedce. Annahme iit Libyen, wo Scfawanafrikaner (Ni- 
gerianer) den Handel kontrollieren. 
^ Vgl. zu allen Details des Drogenproblems Koop, Jochen: Drogenkonsum und Drogeniui- 
minalität in Ägypten, in: WuqüC Hamburg. Band 13, 2003, S. 27-50. 
Auch Stnftchirfbngn werden hier wenig Erfolg bringen. Vgl. El Watan, Algier, 2.2.2005: 
Nouvelle loi oontre Tusage des atupdfisutt. Les tiafiquants phs sMcatent rdprhnds. 
VgL El MoiMlIahidL Algier, 13.1J00S: 1 ksdeCDphates. 
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IIDCi KjCMBMIHEBb AlHOvBDBDa /^m^fffnBigfCTIBIi DU fUff ZOT flumUBpsmiB QBT UDIBi* 

hakungsindiistrie (MniilfIrwiffttBn; CD; DVD ww.).'' Die Vmlflße gegen den Mir- 

HBniGBwZ uDD flie KBCOBB «B flBHuHBOi BlBBDnnn SulO WIBIQniflBi HnOBnHni tIP V6r" 

iddeden. Nonfaifrikinischer MmktfllhrBr bei Pioduktn ms der mmflnihsdien Un- 
teriuiMimgsinduitrie ist Ägypten, wo 50 % der veriomflen PRKMde iOegBl kofM 
wonleD.^ Der hOdHle Antefl ülegri k a p i erter ComputcrprQgffmaiB findet sieh Idn- 
gegen in Atgerien (84 %) gefolgt von Tunesien (S2 %\ dem libnnon (74 S), Ma- 
rokko (73 H) und Ägypten (69 %).^ S dia de n ed ton weiden zwar eellen genannt, 
aber Microeoft hat im Jalar 2000 lefae Vcriuete im arabiachen Raum auf inindeatens 
100 Mto. $ heMmt Anf Dmck der USA, der EU, der etefluesreiciien Businen 
ScfiwQtt AHiancBf aber audi der nationalffn noidafl'ünMiicJien UntenteiMnerveriiln- 
de Skid kuEwiichen in allen Staaten Antiproduktpii elerlcigMietMi ve r abechi e det wor- 
den oder in p a i ' lwn fii tBrifftliff Beialong —mI tpfm^M I m Pinwirt ifflf zur Bekämpfung 
&ufgestelkwoiden.^DfeWkknngiwei8ewkddeanocfa wohl eher begrenzt bleiben. 
OMßMm, Sdt den Te imaB i ch Ugen von 11.9J001 üetat wegen der Fkianzie- 
nmg von Teifioniktlvitllen aui illegalen QddqoelleB die Uni e rt rf n dung der Qeklwt- 
ecke mit an obenter Stelle der intemationalen Tetroibek l inpfung; hinzu koaunen 
aber auch die negativen Auswirkungen auf die Wdtwirtschaft, die sich aus der 
Oddwfacfae der im Drogenhandel, ndt der Produktpinterie imd den anderen Ddik- 
ten der oigniaieiten Krindnalitlt verdienlen Gelder (2-5 % des gkM 
ben.^' Im nordafrikanisch und ndi Oa tlkh e n Raum ist Qeldwiache zwar em breiter 
amiareiBnidea PkoMens nnd steht in ymsBinaiii hang ndt dem ülegalen Drogenhan- 
del vor allem in Marokko, Ägypten, LAtanon und der TOrloei sowie der besonders fai 
EtdOlstaaten (Algerien, Libyen, Oolstasien) vindemen Komiptk», doch amd wegen 
der ii o tw e nd igen failemationalen Kapilatverfledmmg nidit alle Linder in (3eldwl- 
scheaktivitlten groflen Stüs involviert. Ems pte th end der ^schwarzen Listen** der 
OBCD Fbkmeial Actkm Tak Fent (PATF) lAllBn 2001 ki der Rcghm zu dieser 
Staalengruppe der UbcBon und brael sowie - hi geringerem Umfimg - einige der 



Zur umfangreichen Produktpiraterie in Algerien vgl. das Dossier in: EI Moudjahid, Algier, 
13.1.2005: Contrefacon. Le ph^nom^ne prend de plus en plus de proportion; in Teilberei- 
chen wird von „alarmierenden Ausmaßen" gesprochen. Zu Marokko vgl. Arabies, Paris, 
Februar 2004: Maroc. Contrefacteurs. 
" Vgl. L'Orient-Le Jour, Beirut, 28.7.2004: Piratage musical (größtes arabisches VerstuUland 
ist mit 70 Hder Ubenoo). 

VgL Details fai: L*OrienlHLe Jour, Betaut, 1S.7J004: Pinl^ des logiciels. 
^ Vgl. z.B. L*BeQnoniiste du Maroc, Casablanca, 1 1 5 2004: Contrefacon. Au Msrac, l'teu 
r^ressif se lessene; £1 Moucyihid, Algier, 16.3J003: Uue loi pour iirtier eootie laeonlfe- 

facon. 

** Zur prozentualen Aufteilung der aufgedeckten Geldwäschefölic nach Sparten (u.a. Pro- 
duktpiraterie 14,3 %; Drogen 12,9 %; Terrorakt! vitatcn 11,4 %; B^g 6,6 %, unklassifi- 
ziert 30^7 %) 2001 in Ndiost vgl. L^OrientnU Jour, Beirat, S J.2004: BtandUment 
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Oolfttaaten (VAE, Bahrain, Katar), Ägypten und Algerien. Insbeaoadwe nrngelnde 
Voncfariften erlauben m (foaen Stauen die (Bar-) Einzahhing von Sdnim^Boldbe- 
ti%n anf Baoldmrtn nid dem TnnfiBn, 80 dasi 

biadMD StMiBB, ifliidefil' andi m iijclinabiidiMi Drittstaaten angeisogen werden. 
Unter dem Dnid^derUSAundderEUhzw. derFATF haben inzwiichen mliezu al- 
le noidaftilcBniiclien und ndMUchen Staaten ein^ 

schiedet oder bertehende Gesetze verschirft,^ so dais nach der Streichung Ägyptens 

von der Schwarzen Liste der FATF am 27.2.2004 nach vorausgegangener Verab- 
icfaiedung von Geldwflschekontrollmaßnahmen kein arabischer Staat mehr auf der 
Liste steht.^ Zugleich haben die arabiachen Staaten im November 2004 eine eigene 
kiiddle East and North Afrika Financial Aktion Task Force (MENAFATF) mit Sitz 
in Bahrain geachaflen, die fortan die Standards der Geldwflschebekflmpfung Ober- 
wachen soll. Ana Noidafrika sind Algerien, Ägypten, Marokko und Tuneakn Mit- 
glieder.'' 

Illegale Migration (Menschenhandel). Die aus sozialer Not oder politischen Um- 
standen resulteende Migration in sichere DritHtaaten oder solche, die eine ökono- 
mische Lebensperspektive verheißen, ist im nordafrikaniachen Raum In dreiftcher 
Weise ein vinilemea ftoblem:'^ 

— ciBiens existieren m oer Kegion menrere neifoiHBnmgireicne tsmaenpeiaiioer 
(Marokko, Algerien, Ägypten). Bei Befragungen luBem in der Regel 51 H der 
jungen Erwac hi eiMn In «Haian Lindem den Wonsdi nach Migration (Europa. 
Kanada uaw.).^ 

- Zweitens sind die ErdObtaaten Libyen und Algerien selbst Zidlindar von Mig- 
ration. 



Algerien hat z.B. am 7.4.2002 eine erfolgreich aifoeitende Cellule de Traitement du Ren- 
seignement Financier (CTRF) eingerichtet; ein neues Geldwäschcgcsetz ist derzeit in par- 
lamentarischer Beratung. In Marokko wurde nach den Anschlagen vom Mai 2003 eng mit 
den USA zusammengearbeitet, die Marokko ein „äußerst kooperatives Verhalten" beschei- 
nigen (vgl. L*Opinkm, Rabat. 5 J.20M)c eki O e Mwürimas ete ist ki paihmeniariacfaer Be- 
lanng. 

*^ Gulf News, Abu Dhabi 12J.2004: Arab countries taken off list of money launders. Dort 
beifit es explizit* »Egypt was on the list until 27 February 2004 when it was taken off the 

list. There is no Arab countfy now on the list. The international pressure is paying off." 
^ Vgl. Gulf Daily News, Manama, 1.12J004: Mideast, North Afiica usk force to fight 
money laundring. 

^ Vgl. zu den Details Faath, Sigrid/Mattes, Hanspeter: Illegale Migration aus Nordafrika nach 
Europa. UoMhoßf FeiBMn, Wega und FraUema der Flndlwiniung, HaDdang 1999, 39 S. 

(WuqQMCuiBnal^pe. tV 
^ Vgl. El Wataa, Algier. 12.2005: Des chifflea accaUanta. 
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- DrittHis snid aUffrich e Sttam lYansülDOfridofe (iLa. MaraUGO und Libyen fOi 
SdiwarzafiikBner; Ägypten und Libyen fbr Sudaneien).^ 

Da sowohl die Zielländer von Migration außerhalb des nordafrikanisch-nahöstlichen 
Raumes (primär Europa) als auch jene innerhalb der Region nur eine begrenzte Auf- 
nahmcbereitschaft für legale Migration haben, erlebte die kriminelle Schleusung von 
Personen in die gewünschten Zielländer in den vergangenen Jahren einen steten 
Aufschwung (parallel zu Fälschungen von Pässen, Visa, Aufenthaltsgenehmigun- 
gen). Das lukrative Geschäft mit dem risikobehafteten Menschenschmuggel (immer 
wieder zahlreiche Tote z3, durch Schiffiungtticke beim Überqueren der StraiSe von 
Oibnllar; Tofls bd der Oberftihrt m deo Kanviadien buetai; Tom beim Okgnlett 
Einraiaen nach Libyen und Algerien in den WQMenragiooen) ist teila national, teib 
li amuiit i t inal ofginiiaiert. Durch gHh^yirfche neBtechiwg iit dai illcigialr „ Mfy t^« 
onigefdilflf* bÜang troti aller pft lW tf l iflp ff> d pftlizeiKclwn f Trg i fMMHaWw a hnww ^ in 
aeiner PtolrtimMflhi^it jedodi loum beefaiträchtigt und auch Beldbnpflaigmp- 
schlfige wie jener des deutschen Bundesinnenministers Schily zur Einrichtung von 
AsylaufTanglagem in Nordafrika sind juristisch umstritten und politisch vor Ort 
nicht durchsetzbar. So finden immer noch jährlich rund 15-18.000 Migranten auf 
illegale Weise den Weg von Marokko nach Spanien; wie hoch der Einwanderungs- 
druck auf Algerien als Transitland ist, zeigen die Daten der DGSN, denen zufolge 
zwischen 2000 und 2004 allein 25.000 illegal eingereiste Schwarzafrikaner in der 
Nähe der Grenze oder im Landesinnem verhaftet wurden (2004: 6.217 Personen)/*' 
Noch weitaus höher ist Jedoch die Zahl jener, die im Lande, überwiegend in den 
nordalgerischen Städten (Oran, M^ghnia usw.)> in der lUeg^ität leben. 

Korruption. In allen nordafrikanischen Staaten ist Korruption ein gesellschaftlich 
stark verwurzeltes virulentes und systematisch auffretendes Problem*" mit weiter zu- 
nehmender Tendenz.*' Der Global Corruption Perception Index von Transparenc}' 1n- 
temationai platziert denn auch auf seinem Index 2004 (146 Staaten)^ Tunesien als 



Vgl. Dossier in: El Watan, Algier, 13^.2005: Migfatioos africaines vers rEuiope: le Magh- 

reb une plaque tournante. 
*^ Vor allem Spanien hat inzwischen zahlreiche Kooperationsabkommen mit Marokko ge- 
schlossen; Italien vereinbarte 2004 die gf meini a nie Überwachung der Mittelmeeres mit Li- 
byen. Algerien engagiert eidh starte inuuludb der S^'S-OeepiSdia ftr die BeldhnptiiQg der 

ille^em Migration, zuletzt auf dtm 3. Ministeiticflbn im S ep tem b er 2004 in Algier. 
^ Vgl. L*Expression, Algier, 20.2.2005: Flux migratoire africain veis TEurope. 
^ Zu den Ursachen der Korruption, insbesondere der neopatrimonialen Struktur der Staaten. 

dem Patriarchalismus, der Bürokratie, der Armut vgl Hadja^j, Djillali; Corruption et 

dömocratic cn Algöric, Paris 1999, 3 10. S. 

Vgl. Maroc-hebdo imeniatiooal, Casablanca, 17.12.2004: Manie. La conruption gagne du 
tenain; Le Jeune Inddpendem, Algier, 21.10.2004: La conruption en Algdrie est endtaii<|ne. 
" Vgl Rangliste in: Tl Quarterly, Berihi, Deaenber 2004, S. 12: Surv^. 
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am wenigsten komiptet nofdafrikanisches Land auf Rang 50," gefolgt von Ägypten 
(Rang 78X Marokko (Rng 80), Algerien (Rang 97), Libyen (Rang 1 1 0) und Sudan 
(Rang 127). Unter internem Refonndnick insbasoodera von Seiten der Art>eitgebflr- 
ofgmisatiooen, aber auch als Folge massiver Anprangerung durah den IWF - auleM 
im Falle Algeriens'^ - haben die Regierungen in jitaigster Zeit verstärkt Gegenmaß- 
nahmen eig^rifibD. El Qhazali Haib von al-Ahram Weekfy bezweifelt aber nach dem 
Studium von nenn ägyptischen Gesetzesinitiativen, dass diese ihren Zweck erfül- 
len: „So deeply entrenched is comiption that its eradication requires radical and not 
topical lemedies.**'' In der Tat sind die eingeleiteten Schritte, z.B. der Aufruf zu et- 
iler „nationalen Strategie gegen Korruption** in Marokko durch das dortige Chapter 
von Trtmsparemcy ImtmatUmal, die Vorlage eines 101 Artikel umfassenden Anti- 
konuptioosgesetzes in Marakko Imlanuar 2004, ohne daas es bislang venlMchiedet 
worden w8re, oder die Unterzeichnung der UN-Konvention gegen Korruption durch 
die algerische Regierung im Mliz 2004 und die achwcrftllige Vorbwitung eines 
eigenstlndigea Antikmiuptionsgesetzes wenig flbeiaeugend Zumal wedfl^ 
ngen oeaiencnPBP geieiSKnen i^sini-iNQgBnmgEn nocn oer stuaiie leinessivB lun 
der libyscfaenRevohitfcmefthiung (1994 Binriciiftnjg 

fffinf^ gff*r^ ?f " if' W f" mit umfinutreichen Kompetenzen) eine Eindftninunc des Korrao- 
tionsphinomens gebndit haben. Komiptkm ist dabei nidit nur ein idn nationales 
Phlnomen, sondern ange^chts der umkimpfien Exportmlikfte vor allem Libyens 
und Algeriens auch ein Delikt, in das ausltodische Untemdunen tief verwickelt 
sind. Der Kampf gegen KoRuptkm hat ao andi dne extenie Din^ 

X Krlmlnalltitsnnaclwn ud TitergnippeB 

Die Uisadwn d« Kriminalitlt in Nordafrika wie auch m den anderen arabischen 
Staaten shid vielftlt^g und ent sp rec h en den von der Kriminologie definierten Eikli- 
ruQgsuiaachen fitar delinqpienles Veriudlen (u.a. soziale, wirtsdiaftliche, politische 
IftsBcfaen; situativB Unachen; Ursachen Im demogrsphisciNn Beralcli; individnal- 
psydiologisdie fjf iirlw i n) ** AUeidlngi weist die Krinilaalltit in der Unlersudrangi- 
fegiion cIdü ^pezifii^hi^ voo wMtU^hen QcsdhMlisftBD diitiDlEto ZuMHDDiBoaetDHig 
der einzel nen Ur sach en an^ was in erster Linie mit der ^M ifw i ^iiifgfiii^^pfft y^tt-m 
schädlichen Lage zusammenhingt. Insofern m allen Staaten Nordafrikas mit Aus- 



" Bester arabischer Rang: Oman auf Platz 29. 

** Vgl. hierzu Libcrtö, Algier, 21.2^005: Demier rapport du fonds. Corruption: Le FMl Rin- 
gle l'Algörie. 

^ Al-Ahim Weekly, Kano, 26:2.2004: ^ysleaiiccQiniptkiii. 
^ Zu den Theorien der KffawinalilllsenttrickhBig vgl Kaiser. OOathenKi^^ 
befg 1997, S. 219 III aüwie das BhileiluQgriapilBi dei Bandes. 
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nduM Tkmcricos und des EidOlitiiles Libyen die Ammt" ein weit vecbceitetes 
Phlnoiiien ist; ist zmnidliifig die tmditioiielle Nottorimimlidtt (Diebstshl; Ein- 
bmcfa; lUnb) eine der HuptunKben ftr Kriminalittt Kirikatatn in der lokalen 
Presse (vgl. Beispiele) spiegeln <toe Unadien wider. Nidine OottHmer meinte - 
mit OtUti^DBit Ober Stideftilai Unras - ine^ 
lidibleflMn.*^ Diese Nodcrimkiditai findet nicht 

stMt, sondern ist «ncfa auf die geographisdi abgrenzteen Wohlstandsinseln - wie 
den StIadlferil'Afdal in der assvoldGiBtedMO Haupstadt Rabats OaBsmaitii^La Ik/Csrsa m 
Tunis oder Hayy al-Andahis in der Iftyschen Haopstadt Tripolis - aus gerichtet Der 
Bau logenannter gattäeoHumuUttn seit den fitdien 1980er Jahren^ steUt eine direk* 
te KoBsequenz dieser KriminalllllseiH whiUung dar. 

Koueliert mit deoi AiBwtsaipeict Mt * BBbwi dem dadoipdi begjBnstigilBii Paictor 
«KURupDOBT^ — me Aosianoem iiainstnni zu newiew. Lne massive nasenz von 
Migrsnfeen aus Scfawarzafrfta in nAtan aiian nffrfiifrMranitfhtti Staaten*' lieB die 
Kriminal imtsraten ansteigen, weil die meist mittelloien Migranten hüuffg nur durdi 
DrogBolmdel oder Diebstshl, Binbrudi und Raub Uberieben können.*' 



Armut, oft gekoppelt an Arbeitslosigkeit, ist zwar schwierig statistisch genau zu ermitteln, 
aber tendenziell gelten z.B. in Marokko rund 5 Mio. Personen, in Ägypten rund 7 Mio. Per- 
sonen als extrem arm, vgl. z.B. L'Opinion, Rabat, 12.3.2003: La carte regionale de la pau- 
vnl6 nirate; Jeane Afrique/Llaleiligent. Paris, 30J J009: Egypte. Araait findet sich 
sudi aunduHnd in den oslBnMsGiien BnldlslsatoB; vgl. t M , n Saudi* AfiMeti dss Dossier 
in: al-Wasat, London, SJJOQI: d-sa*ud^ 300 alf muhl^ wa UmNa fanknmiya K- 
mukafaha al-faqr. 
" Zitiert nach; Die Welt, Berlin, 27.4.1998. 
Ägypten war in dieser Hinsicht Vorrciter; vgl. zur Entwicklung der gated communilies spe- 
ziell im arabischen Raum das entsprechende Forschungsprojekt des Geographischen insti- 

Die in allen n o wl s flfifcaBisrJMM ii HetlidiBn Stsalen fcibreitete Konuptien gPt nicht nor ab 
Ausflnss der Armut (BestechUdriDSit von Beaa tei /BehOrdenvertretem als Mittel zur An^ 

besserung des Familieneinkommens), sondern auch als Ursache fllr Armut. Literarisch ver- 
arbeitete der marokkanische Schriftsteller Tahar Ben Jelloim dlasFroblem der KonupCioii in 
seinem Roman Der korrumpierte Mann (Reinbek 1995). 
^' Marokko, Algerien, Libyen und auch Tunesien sind die am Mittelmeer gelegenen Staaten, 
von denen ein intensiver TVensfer schwanafriksnischcr Migranten nach Europa stattfindet 

9v mOBD olCH ID I^IHUIBSvKBQ ▼QU SGDWVSHunCBlBni Uu OW UOCVIWIR IM6D 

Buio|Maiiß Libyen ist sowohl Tnnsit- ab auch Zielfauid von Migi^^ 1999 wur- 
de von offizieller libyscher Seite die Anzahl von Schwanaftikanem im Lsnd mit 2 Mio. 

angegeben, davon sind die Mehrzahl illegale Migranten. 
" Viele Migranten finden außerhalb des kriminellen Milieus kein Einkommen; dies gilt nicht 
nur fllr schwarzafrikanischc Migranten in Nordairika, sondern auch tlir nordafrikanische 
Migranten in Sudeuropa, wenn z.B. der Sprung über die Straße von Gibraltar geglückt ist 
. apamen snoanen nna ^9 oer naannsnni /msasiasr aas RasroaBD* vgL nsaier 
WsndbR Rnsbnnoe der Roeonqui«^ ia: KaihBanMausdi, SUIprt^ 
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An anderen dominanten Kriminalitttsunacheii ist aimiiidest auf die Beschaf- 
fung^kriminalität" durch die große Anzahl von Drogenabhängigen in ÄgypCen, aber 
andi Algerien, Marokko und Libyen sowie auf die sozialpsychologischen Faktoren 
und die geseUachaftlichen Normen hinzu weisen. Die sooal^Mychologischen Fakto- 
reo haben im weiteren Sinne mit der Gesellschaftsstruktur zu tun, die eine hohe An- 
zahl junger Mbmer,^ denen das Geld tOr eine den geaeUachaftlichen Antprtlclien 
genügende Hochzeit ftiilt, dazu zwmgt, ihre Sexnalült zn unterdrOcken oder - ange- 
aichta dea Veifoots der ProstitutiQii in den meisten Staaten des Raumes^ - außerhalb 
tolerierter gesellschaftlicher Normen auszuldien. Die hohe Anzahl von Sexiiaklelik- 
ten ein schließlich der En tftUmmg junger Frauen Ahr nachtliche Gnippenveigewalti- 
gungen^ ist das Resultat dieser gesellschaftlichen Problemlage. 

Unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten ist analog der Situation in ande- 
ren Oeaellschaftea die Mehrzahl der Stiaftater jung und minnlich; diea Mast sieb 
zumindest aus der alters- und geschleditsspczifischen Verteilung der verurteilten 
Straftiter ableÜBn. In Marokko waren so nach Angaben der Gefibignisvenvalinng 
am 31.122002 von den 30.239 erwachsenen Gefilngnisinsassen 29.262 (96,77 %) 
männlich mid nur 977 (3,23 H) weiblicfa.^ Uniencfaiede gibt es allerdmga hinaicfat- 
lieh der begangenen Straftaten, wegen der mannlidie und weibliclie Oethogeoe fai 
Maroldm einaitM (einztga AnsnahflM aind Mord und Kfliperv^^ 



Die BeschafTungskriminalität ist fUr Algerien gesichert nachgewiesen und schließt selbst 
das illegale Fischen von Korallen ein; vgl. El Watan, Algier, 25.5.2Ü04; El Kala - le corail 
finance la drogue. In Marokico wurde im Februar 2005 ein junger französischer Tourist von 
einem Drogenabhängigen bei einem RaubOberftU cntociien; vgl. MAP, Rabat, 18^^005: 
Prag sdtHct H Mi rtei i lYgiich towrist 

Dw VmkemonieKperte Ounnar Hefaisoiui sIeUt die hohe Anzahl junger Erwacheener hi 

den Kontekt von Gewalt, Krieg und Demographie und sieht das Potential an jungen h/Uth 
nem, die nicht emigriert sind oder keine Arbeitsplätze gefunden haben, als jene Gruppe an, 
die „die Heimatländer destabilisicrt"; vgl. Heinsohn, Gunnar: Söhne und Weltmacht, Zü- 
rich 2003 sowie Die Welt, Berlin, 5.4.2003: ^ fight for lovc and glory". 
^ Das Prostitutionsverbot schafft damit zwangsläufig ein ganzes Feld von krimineller Betfiti- 
gung (auhMU von riomuMnennngBn; ucumd von oonMiieB, oeswcnung oer rousei 
usw.). In der Picaw von Marokko bis Iran finden sich l a M ieiche Meldungen der Alt 
„D6mantilement d*un redoutable r6seau de Prostitution" (Le Temps, Tunis, 9.2.2003). 
Die dokumentierte Anzahl von entsprechenden Delikten ist sehr aufschlussreich; mehr und 
mehr organisieren sich Frauenvereinigungen zum Kampf gegen die Gewalt gegen Frauen; 
vgl. Rdalit^ Tunis, November 1999: Fenunes viol^es: oser briser le silence. Zu zwei ak- 
tuellen Fallen von brattden Qruppenvergewaltigungen vgl. L Opinion, Rabat, 22.2.2003: 
Sept teolleis violent une fHlelte die 7 ans; Le Temps, Tiuda, 19.3.2003: La peipdtuit^ pour 
une bände de dAiiqu& 

TeiQuel, Ritet. Nr. 134. 2004: Enquete. Les criuUnelles. 
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Haf^gnind 


Weiblich in % 


Männlich in % 


Mord, Körperverletzung 


22,2 


22,6 


Diebstahl, Betrug 


18,9 


29,2 


Ehebruch, Prostitution 


27,1 


6,8 


Bandenbildung 


3.3 


8.4 


AlkoholVOioamliiiidel 


17,7 


27,4 


SlTtlttilBlft 


1(U 


5.6 



Quelle: TelQuel, Rabat. Nr. 134. 2004 



Die Daten ftlr Marokko sind cum grano salis auch für die anderen nordafrikanischen 
Staaten gültig. 

KriminalitätsbegUnstigend wirkt sich schließlich auch der leichte Zugang zu 
Waffen aus. Die hohe Verfügbarkeit von Schusswaffen insbesondere in Algerien, 
wo die transnational operierenden Schmugglerbanden im Sabel-Sahararaum den ho- 
hen Bedarf der islamlstitcben terroristischen Gruppen in den 1990er Jahreo dedcten 
und die Transportwege dementsprechend eingefahren sind, wird noch Qbcrtroflfen 
von der hohen Verfügbarkeit an allen Sorten von Hieb- und Stichwaffen, die lan- 
desweit u.a. von Straßenhflndlem angeboten werden, so dass selbst in der Presse für 
Eindämmungsmaßnahmen plädiert wird.^ 

Was die Tätergruppen anbelangt, so lassen die wenigen veröffentlichten DUeii 
nur grobe Züge erkennen; offensichtlich ist aber nach Angabe des algerischen Con- 
g€Ü National Economique et Social in den letzten Jahren der starke Anstieg der Ju- 
gendkriminalität^ in Veririndung mit Beichaffungskrimtnalität für Drogen, deren 
Konsum angestiegen ist, um der Perspekttvk)sigkeit und der alltäglichen Frustration 
zu entfliehen.^ Besonderes Rekrutierungspotential stellen hierbei die vielen Stra- 
Benkinder ni den beiden größten Maghrebstaaten Algerien und Marokko dar. Neues- 
te Entwicklung hierbei ist, dass die Jugendkriminalität nicht mehr nur ein männli- 
ches Phänomen ist. sondern mehr und mehr auch gemischte oder reine Mädchen- 
baoden (vor allem in Algerien und Marokko) operieren.^ 



Vgl. El WalBB, Algier. l2.2.2fXM: S66uril& Des ooolaux plei^ 

* Vgl. El Walan, Algier. 26.12 2004: Ddlinquance juvenile. Un Uta qui gagne du terrain; 
allgemein zur Problematik Zhili, Mohammed: Juvenile delioqueocy: causes and lemcdies, 

in: ISESCO. Islam today, Rabat, Band 8, 1990. S 13-35. 

* Vgl. El Walan, Algier, 4.3.2004: Alcool, drogue et mis6re. 

Vgl. als Beispiel L'Opinion. Rabat, 7.2.2005: Harhoura. Arrestation d'une bände criminelle 

TWTHnrfW TTT VTTr] JTvIWff TIIICT) iWIIT Wiff BlMtWlTi 
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4. ReaktioM der BcvMkmng dte lüriii^^ 

Die Reaktionen der Bevölkerung in den nordafrikanischen Staaten auf die zuneh- 
mende Kriminalität bzw, Verschlechtemnig der inneren Sicherheit ist jeweils phlp 
nomengebunden und von Land zu Land unterschiedlich. Während für die Gegenwvt 
z.B. Lynchjustiz nugends nachgewiesen iit, sind in allen Staaten die ,,gated comnm- 
nities** anzutrefifen» wenngleich die Ausprtgnng in SttMten wie Tunesien und Libyen 
am moderatesten und von der Ausgestaltung her am offensten ist. 

Die Selbstbewafihung der Bevölkerung ist ein Phänomen, das außer in Unter- 
igypten - wo es tnditionelie Gründe hat - bislang nur in Algerien seit Mitte der 
1990flr Jahre amolreffen ist; die vom Staat geförderte Bildung der Gardes Commu' 
nales und der Groupes de Defense Ugiiime (GDL)~ im Prinzip Bürgerwehren - mit 
Je bis zu 100.000 Mitgliedern disole zur Sicherung der Bevölkerung in den Undli^ 
eben Regionen und ar Unterstützung der Sü^itkrflfte in ihrem Kampf gegen die ter- 
roristischen Gruppen. Ihre Auflösung steht derzeit zur Debatte, weil die terroristi» 
sehen Gruppen inzwischen weitgehend liquidiert wurden und nur kleinere Enklaven 
weiterhin unter terroristischen Akten leiden. Nach Angaben von Innenmmisler 
Zerhouni waren im März 2004 rund 800.000 Zivilisten hl Algerien bewafibet 

Ein Novum im Kampf für mehr Sicherheit war ein spontaner Massendemonstra- 
tionsmarsch aufgebrachter Bürger von fast einem Kilometer Lange in der marokka- 
nischen Stadt Fes am 17.11.2004,^ nachdem Mitglieder einer bewaffoeten Bande 
verschiedene Geschäfte in der Medina von Fes überfielen, ohne dass die Polizei ein- 
schritt: ,J)ies ist eine Schande, die Medina ist in GtMif* (hada'ar, hada'ar - al- 
madina fi khatar) war folglich die Parole der au%ebraciiten BUiger. Dieser Manifes- 
tation gmg bereits am 27^.2003^ eme Uemere erste Demonstration voraus, deren 
Teilnehmer gegen die um sich greiftnde Unsicheiheit m der Stadt und Ar mehr Si- 
cherheitsmaßnahmen protestierten, ohne dass sich konkret etwas tat. 

in Libyen ist es ab 20.9.2000 vor allem in den westlibyschen Städten Zaw^ und 
Sunnan zu einwöchigen, teilweise auch rsssistisch motivierten, AusschreitUQgen der 
libyschen Wohnbevölkerung gegen schwarzafrikanische (illegale) Migranten vor al- 
lem aus Nigeria, Ghana, Niger, Mali und dem Tschad, denen Verwickhiog hi Dro- 
genhandel, Kleinkriminalität und Prostitution voigeworfen würde, gekommen; we- 
gen ihrer hohen Zahl wurden sie als Bedrohung empfunden. Die Ausschreitungen, 
denen fünf SchwarBdHkaner zum Opfer fielen, lösten umfangraiche repressive Si- 
cheiheitsm a fl n a hmen und eme politische D iskuss fon des Mi gnu Uenproblems aus.** 



Vgl. L'Opinion, Rabat, 18.1 1.2004: Suite ä une razzia perp6tr6e par une bände de malfai- 
teurs: Marche d*un milliers d'habitants sur la wilaya contrc l*ins6:uritö. 
^ Vgl. L'Opmlon, Rabat, 28^^003: U populitioo de Fte msBiftele oooM 
lavUle. 

^ Vgl delamicfler Libyen 2000. hi: Niiiost Jdubücfa 200(K Oph^ 
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S. Staatliche BeUbupftiBgnMaMkMi 

Der StBSt; zu dessen prünlrni Anheben die Aufrecfaleilialtiiiig der innerai Sidher- 
heit zlhlt, greift zur Beldmpfung der Kriininslitit auf versdiiedeiie Ansitze zurflck: 
Neben den repressiven M afl nahmen auf nsdonaler Ebene stehen hieibei seit den 
1990er Jahren und sthnuliert von der Notwendigkeit, den trsnsnational agierenden 
TeifOfisunis zu hdclmpfen, zunehmend audi die Infartende, regionale und intemsii- 
onale Koope r ation. 

KriminaliUUsbekampfung auf naHonältr Ebene 

Mk Rückendeckung durch die Stsatofbhnmg, die die Rolle der Polizei hn Kampf 
gegen Krimhialftlt, Tenorisnms und Unsicfaeilieit sei es behn Grflndung^datum der 
nationalen Polizei," sei es bei anderen Anllssen wie dem arabischen Polizeitag (A- 
rab Police Day, 18.12. ehies Jeden Ishres) wQrdigl, eriiilt der ftlr die innere Sicher- 
heit zustHndige i^iiparst in allen Staaten einen FkeArief fttar eine harte Vorgehens- 
weiae gegen die ,,ZerslOrer von Sichefhehf*.* Mit Repressk« aUem kt Krhnhu^ 
jedodi nidrt zu K i^ lf wt pft n und Slcheriiek zu produzieran. Ffanlderend sind i fffHuftf 
in aUen nofdaftflomisdien Staaten vier Maflnahmebegeidie in Angriff genommen 
worden: 

1) Die Reorganisation der Polizeistruktwen. In diese Kategorie fallen sowohl 
Maßnahmen tmt besseren Koordination der Polizeiarbeit zwischen den einzel- 
nen damit beauftragten Einrichtungen, die oftmals in einem Konkurrenzverhält- 
nis zueinander stehen und verschiedenen Ministerien zugeordnet sind (z.B. in 
Algehen die Gendarmerie Nationale dem Verteidigungsministerium; die Poli- 
zeien der Direction Ginirale de Securite Nationale dem Innenministerium), als 
auch die konzeptionelle Revision der Polizeiarbeit. Beispiele ftlr die Optimie- 
rung der Koordination sind die von Präsident Ben Ali im März 2004 in Tunesien 
eingefilhrte Haute Institution des Forces de Securite'^ oder die von König Mo- 
hammed VI. in Marokko gleichfalls 2004 durchgesetzte Reform der Direction 
de la Surveillance du Territoire.^* Beispiel für den zweiten Reformprozess ist 
die sowohl in Marokko als auch in Algerien eingeleitete Ausrichtung der Poli- 
zeiarbeit primflr in den städtischen Agglomerationen am neuen Konzept der 



Vgl. z.B. Rede von Präsident Mubarak zum ägyptischen Polizeitag am 3.2.2005, in: al- 
Hayat, London, 4.2.2005: Mubarak fi aid a!-shurta al-misriya oder die Rede von Präsident 
Ben Ali aus Anlass des 47. Gründungstagcs der tuaesischea Polizei, in: Röalitds, Tunis, 
24.4.2003: Ben Ali - L'instauraUon de la s6;uritd. 

^ Vgl. L*Expression, Algier, 10. 1 1.2004: Criminalit^. La police frappc fort. 

^ Vgl Details in: U Temps, 'Huiis, 3.4 J004: Cresdon de la polioe de hi police. 

" VgL TelQnei, Rabat, Nr. 137, 2004: L'M polioe la DST. 
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Mproximitö'* (^Orgernabe**),^ also der ventflrkten Präsenz der Polizei in den 
Stadtviflftelii inibesoodere zur Eindimmung der Kleinkriminalilit und des Dro- 
genhandels, was zwangsläufig eine Anfetockung des Polizeipersonals impliziert; 
so sollen in Algerien in den nächsten fünf Jahren nach Angriien der Polizeidi- 
rektion 40.000 Polizisten neu rekrutiert werden.*^ Hinzukommt die Neustruktu- 
rierung der bestehenden Polizeikräfte, um besser mit der zunehmenden Gewalt- 
kriminalität und organisierten Verbrechensi k t i vi tH en fertig zu werden. In Alge- 
rien wurden deiiiilb seit .Dezember 2002 neue, gut geschulte und ausgebildete 
«Alobile Gruppen zum Kampf gegen KriminaliUM!^ (OMLC) geschaffen/' und 
in Marokko 2004 die Au^ellung von 20 Grcu^ Urbains de Sdcwiti be- 
schlossen, von denen Ende 2004 bereits sechs aktiv waren (drei m Casablmoi, 
2wd hl Rabat und efaie hl Marrakesch).*' 
2) Die Umsetmg technischer Afqftmdimen. Neben der verstärkten Fortbildung der 
Polizisten wurde in der technischen Anfirflstung das zweite Standbein einer ver- 
besserten Kriminalitatsbekämpfimg gesehen. Allem das Beispiel Algsrien »igt 
sowohl die bis vor kurzem bestehenden Defizite ab auch die Anstrengungen 
au^ die Kriniinalilllsbeklmpfimg zn optimieren. Hierzu gehM 

- der Aufbau einer Verbrechenskartei seit Februar 2002; 

- der Bau eines Dokumentations- und Informationszentrums auf der Basis 
neuester Informationstechnologie (Einweihung am 18.12.2004); 

- die Einführung eines neuen Personenidentifikationssystems einschließlich 
Laboren ftlr DNA- Analysen im Januar 2005; 

- die Installierung von Kameras an neuralgischen Punkten zur Überwachung 
des öffentlichen Raumes ab November 2004; 

- der Erwerb von vier Polizeihubschraubem Ecureil AS 350 zum Stückpreis 
von 3 Mio. € im Juli 2003. 

Diese und weitere begleitende MaBnafamen wie die sidczessive Einfilfarang fiü- 
schungssicherer Personahmsweise sollen mittelfristig die Rate der Veibte ch ens- 
aufldärung*^ und damit das Sicheiheitsgefilhl der Bevölkerung steigern. Dabei 
hat die Polizei trotz der jährlichen Begehung des arabischen Polizeüsges und 
der Veranstaltung von Informatiooswochen in allen Staaten mit einem groOen 



"Für Marokko vgl Msrao-hebdo fartemaHonsl, Rabat, 29.102004: OtoyamM, praxhnh^ 

efficacitö: Le pari d'une police ä visagc hunurin; JDU Algerien vgl. El Moudjdikt Algier, 
21.6.2004: La süret6 de la wilaya d' Alger lance une campague de pradnulA. 
••Vgl, EI Moudjahid, Algier, 13.12.2004: 40.000 policicrs. 

" Teilweise auch Brigades Mobiles de la Police Judiciaire genannt. Die GM I C ergänzen die 
bestehenden Einheiten des Service Regionale du Repression du Banäitisme, vgi. £1 Watan, 

Algier, 18.112002: Lalle condefaicriniuialili. 

Vgl. L'Opinion, Rabat. 22.10.2004: Groupes ufbains de stairil« pour dlsmader et lassuicr. 
•' Daten Ober die AufldärangsquolevcmVerixecfaenwenieo nur sefa^ 
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Handicap himiditlidi dem Aufbni emer Vertianeoibasii zwisdien Polizei und 
Bevonoerung zu ktanpftn: dem idilecJiten Image dei PoliziMn in der BevODoe- 
roQg, die in üm wenigof efaien uPflfgcf in Unifbnn? denn tinen Vcrtraler des 
aulmiUien Slaafees (Polier auf PoHaeialaliooen) t^fM 

3) Die Rffom du g u tiMgtbirttehm bulnmimtartimu. Die ZuapitaQg der in- 
twwpolitiedien BniwiciduQg der noidafifikaiiiadien Staaten seil den 1990er Jali- 
len Int ifaren Niedendilag in den Qesedqgebungsgremien gründen und zur 
Vecabadiieduag neuer Gesetze oder zur Modifikatian l)estBiiende r Gesetze ge- 
fblnt I nsb e so n der e die S tr a fre clu aentwicklung hat unter dem Eindruck des Ter- 
lorisnuis und dsr zonehmendsn Gewaldcnminalittt m dHi letrtwn Jialifen deudi™ 
che EingHflb und McMfifikatiooen (ohne Ausnahme m Porm von Stn&chlrfim- 
gen)erfiJum'* Dies gilt menterUnieftr die Te iioi i snwsgBieta^^ 

hier MaroMoo nach den Anschlagen vom Mai 2003 als letzter notdafrikanischer 
sNUBK csn emspiemuuuus ueaemsaweiK YeraoecnieoeiB» s^iezieu oer cmaam? 
mung sporifischer KrhnhuiHtMsdelikte dienten mcxtifiTierte oder neue Einzeige- 
setze:"* z3. fan BeieiGh Drogenbeklmpfimg, mo Tteesien hn Mai 1992 em 
vollständig neues Gesetz verabschiedete, fan Bereich Gektwieche (mit dem Ziel 
der UntertrinduQg von FinanznansftcB an terroristische Vereinigungen)i wo am 
3.1 J200S die algerische NationalverBammhmg ein entsprechendes Gesetz verab- 
schiedete, Im Bereich Korraptionsbekampfimg. wo derzeit m Marokko und Al- 
gerien an SlnftdiirftMgBn** gearbeitet wird. 

4) Die bu m g rffndhm e von prOmtOven Mqßimhmen und Vmfddnfomtn, Die 
nekiMfifung der znlrthifKgen Krimlnamt durdi priventive Maßnahmen ist der 
Kriminalilltsbeklmpfinig, dem Jbnv enfimsemenf*, in allen novdafrikanisdien 
Staaten stets nachgrärdnet; sie ist kenie auf die Polizei-/Sicheriieit8beh(^^ 
schrankte Au^sbe, sondern bmdet andere Ministerien und die ZivUgesellschaft 
mit enL Zugleich ist es die umfinsendste und schwierigrte Au^abe, denn allein 
die Schaffimg von Aibeitqilitzen fllr Jogencfiiciie/Sm^ Erwachsene und die er- 
folgmiclie Ararotabeklinpifling Qbeilbrdert die meisten notüalrflMnischen Staa- 
ten. EiftilgB in dieoen beidsn Bereidien hillen aber signifikante Rflckwiilmn 
auf die Krimhuditltanlen. Die Regierungen und Sicheriieitsbehflfden sfaid sich 
wohl bewusst, dass es ehien Zus amnwnhan g zwischen der Jugandbinunalitit 



Vgl. als Überblick Tellenbach, Silvia: Gesellschaftliche Umbrüche in den Maghrebstaaten 
im Spiegel der Strafrechtsentwicklung, in: Wuqüf, Hamburg. Band 10-1 K 1997. S. 69-95, 
" Vgl. £1 Moudjahid, Algier, 24.12.2004: Lutte contre les fläiux sociaux. La lögislation se 
icnforoe. 

Vgl. z3. Deta ils in: El Mbocüshkl, 3.1200S: Lutle contie hi oonuptkn. U Mgistatfam va 
SlK icndbicfe» 
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von heute und der (Erwachsenen-)Kriiniiialitat von morgen gibt,*^ wenn das Le- 
beosuinfekl niclit dnslisch vcfbessert wM 

Kriminaiitatspiilvention an sich hat unterschiedliche Komponenten. Die erste Kom- 
ponente ist die Aufklärung der Bevölkerung über die Kriminaiitätsentwicklung, sei 
es in der Presse," sei es durch gesonderte Veranstaltungen der Sicherheitsbehörden, 
sowie deren Sensibilisierung für Personen- und Eigentumsschutz. Auf regionaler 
Ebene bildet der jeweils im Dezember begangene arabische Polizeitag die Möglich- 
keit, über die Arbeit der Polizei zu informieren, Nachwuchs zu werben und am 
Image der Polizei zu arbeiten. Die wichtigste Präventionsarbeit auf regionaler Ebene 
kommt derzeit zweifellos dem Rat der arabischen Innenminister (s.u.) zu. Die In- 
nenminister haben auf ihrer Jahressitzung im Januar 1998 einen langfristig angeleg- 
ten Ar ab Information Plan for Security Awareness and Crime Prevention verab- 
schiedet.** 

Die zweite Komponente sind die vom 9. UN Congress on the Prevention of Crime 
(Kairo, 29.4.-8.5.1995)'° vorgeschlagenen Ansätze, bei denen es von stadtplaneri- 
schen Ansätzen bis hin zur Bildung von Nachbarschaf^sgruppen und zivilgesell- 
schaftlichen Aktivitäten geht. Dieses Spektrum ist bislang in den nordafrikanischen 
Staaten wenig ausgeprägt; eine Ausnahme stellen die zivilgesellschaftlichen Verei- 
nigungen dar, die vor allem im Bereich Drogenprävention engagiert sind. Exempla- 
risch sei auf die von Saif al-Islam al-Qaddafi gegründete Nationale libysche Verei- 
nigung zum Kampf gegen Drogen hingewiesen, die Ende der 1990er Jahre eine bis 
heule laufende großangelegte Kampagne unter dem Motto „Nein zu Drogen, Ja zum 
Leben" (la lil-mukhaddirat, na'am lil-hayat) startete. 

Die dritte Komponente ist die Intensivierung von Umfeldretormen, die mittel- 
/langfristig kriminalpräventive Auswirkungen haben. Hierzu zählt neben der Justiz- 



" Vgl. Kommentar z.B. in: La Presse de Tunisic, Tunis, 1.11.2003: Association des malfai- 
teurs; dort heißt es: „La ddlinquance juvenile d'aujourd'hui est le viver. par excellencc, de 
la criminalit^ de demain. Son caracl^re end^mique impose de r^H^chir Speziell der Aus- 
und Fortbildung jugendlicher Strailäter wird deshalb vor allem iii Marokko und Tunesien 
große Aufinericsiinkeit gewidmet, um ihre Resoziaiintioo und Reintegration in die Oesell- 
schaft mOglichat erfolgreidi zu gestalten. VgL z.B. Mnoo-hebdo intcmetionel, Rabat, 
2.5J003: Ddlinquence. Operation « jeunes»; TetQuel, Rabat, Nr. 160, Januar 2005: Mi- 
neurs en prison. L'öcole pour s'en sortir 

" Dies geschieht inzwischen in der nordafrikanischen Presse relativ ausftihrlich; vgl. z.B. die 
Berichterstanung in der Egyptian Gazette oder die JCriminalitftfsseite" in der algerischen 
Tageszeitung £1 Moudjabid. 

•Zu DelaUs vgl Tbe Arab Interoir Ministers CouncU: Visions and aspintions, Tunis, Feb- 
ruar 2001, 31. S., hier & 27-21 

^ Vgl. die UN-DoIcumentation „The United Nations and Crime Prevention" zum 9. Kongress 
1995. 
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refiinii (RecfatsHaididikeit; Optmuening proiedurakr AbUhife)*' und der ZoUre- 
fimn (zÄ. Verihidenng voo Importvondiriften zur EntkrimiiMlisieniiig von Klein- 
sdniMiiggd) yof iUen die O^tagoiHelbniL Letilnv ist wegien der gpivierendeii 
Oberi wlggi mg unter dem Stichwort „Wahrung der Wflrde der Ge&ngenen*^ vor al- 
lem eine meterieUe Refenn, wenngleich die Veibesserung der Sicfaeriieh in den Ge- 
Ungninfn und AuibUdungsaspdde eine wlddige RoUe spielen. In Algerien, das 
über 127 GcfltagniieiiifiGhliiQgn vBiftgt und dessen Q^hignlslufiasliuktur nldit 
mir IfliendM,*^ sQiidsm a 300 % liieriMlegt ist,** wude des 
v sr s ba chi edet, demniib lge iwischen 2005 und 2009 42 neue Oeftngnisse gebaut 
werden sollen. In Marokko und Ägypten ist die Situatioo nidit besser. 

Krimtnalüatsbekamfffimg auf biUoeraler, regionaler und intemationaier Ebene 
AngesidilB des trsnsnslioiialen Te moiisui us und der transnational agierenden Krimi- 
nal i tatsn e tzw e i ' ke fa is b eso n ds ic in den Dereichen Drogenhandel, Menschenscfamng- 
gel/niegale Migratk», Waffenhandel, Produktpinterie und OekKvIscfae haben die 
Imenministerien und Sifhwiift i l ri wl ifffd ifn der nordafirikaniacfaen Staaten in den letz- 
ten Jahren .imehraend die Kooperation ndt ihren Cotiiiteipaila im subsahsrisdien 
Afrika, in Europa und dem Nahen Osten gesucht Aus der FQlle der Beispiele, die 
die enge Vernetzung und den jeweiligen Focus eikewncn hsseUt sei exewplaris^ 
auf folgende biblenle KooperatknisabkDmnien h ing ewi es en: 

Marotka AnlissUch des Besocfai des spanischen Justizministen fan Dezember 
2004 und des spanischen hnenmlnislerB hn Febniar 2005 wurde ein Abkommen zur 
Bekfenpfong der organisisrtett KrimfaiaMUt mit Scfawcipankt Drogen und illegale 
Migratknunteizekimet 

Aigertetr, Zwischen der algerischen PoUzekfirektkm und den ftalienischen Gara- 
binieri wurde anHislich des Besuchs des Carabfaiieri-Clie& Gottardo im Febraar 
12005 efaie Koo p ci ati o u svereinbaiung bezDtfich der BerelGhe illegale Migratkn, 
Drogenhandel, PKW- und Ztgsretlenschmuggel sowie allgemefaie oigsnisierte Kri- 
mfanJitat getroffen. Im Februar 2005 besuchte erstmals der iranische Sicherheitachef 
Rohanl Algler und Huschle richeilieitsrdevanlie Informatkmen aus. Intensiv ist seit 
den 1990er Jahren die algerisdi-imisdie Kooperation in BereiGh der Tenorisnnis* 



Hhiai konunt dss demk kl Algerien und Marokko dtskutieite Gesetz Inn Ve 
ter (av Erpressung von OeModaissenV 

^ Vgl. zur Humanisiening der Geftngnlsse die Ausfühniogen des algerischen Jusdinünislen 

Belaiz, in: El Moudjahid, Algier, 12.1.2005: La dignit^ du ddtenu. 
59 Gemngnisse wurden vor 1900 erbaut, 36 zwnscfaen 1900 und 1962; vgl £1 Moui^abid, 
Algier, 26. 12.2004: Les droits du dötenu. 
^ Dementsprechend verfügt jeder der 42.000 Gefangenen in Algerien nur über 1 .86 
Raum; Weltdurcbschnitt sind 12 m^; in Marokko entfallen auf 53.000 Gefangene nur 
32.000 HaOplilae (Kapszitit). 
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bekflmpfung; ein Kooperationsabkoimncn im Beraich der Poliaeiausbikfamg mit Inn 
wurde im Januar 2005 geschlossea 

DmesImK Neben Kooperationsabkommen mit Batten gereich illegale Migration) 



DiogBn-/W afftnh a n d Bl, Sdrieuaerrtraftaten, Sctannggel von Kunstwcrieen) geschlossen. 

Libyen: Wegen der Aktualität der Migrationsfrage standen 2004 Abkommen mit 
Italien zur Qrenztlberwachung und der gemeinsamen Bekfimpfimg der illegalen 
Migration an enler SleUe der bilateralen iüriinittalitatsbeklmpf^ 

AgypioK Naben dar Bcklmpllmg des Tcnorismus (Halbinsel Sinai) und des 
Waflfenschmuggels (nach Gaza) war 2004 die Schuhmg von palästinensischen Poli- 
zisten und von 400 sudanesischen Sicherheitsbeaniten in Ägypten für Einsitze in 
Darlhr das widitigsla Bi^^gpis. 

Die Krinünalilllibeklmpfimg auf (hitnh)ngk»a]er (arabischer) Ebene ist im 
Verfaihnis zur bUateralai kooperativen Gegienslratsgie jHqgeren Datums, hat aber 
ab Folg» der Antitenoibekampfbiig seit 2001 wesentliche Impulse erfthran. Zwar 
ist der arabische Raum - anders als die EU mit der Schaffimg von Europol - noch 
weit von der Qfflndung einer «Aiabpol" entfernt, doch gab es im Rahmen der Ko- 
operation der aiabisdien Innenminister und der Polizei- und Sicfaerheitschefi sicht- 
bare Fortschritte. Der Rat der arabischen Innenminister (RAIM), 1982 oflBzidl be- 
grfbidet, zahlt hierbei zu den er folgreichslen famerarabischen Kooperatmnsgremien 
und hat gemflß Statut die Au%abe „to promote and reinforce cooperatkm apd to 
coordinate eflforts among Arab stales m die field of inienial securiQr, crime controi, 
and tfae pursuit of crimhials**. Der RAIM, dessen Hauplsitz sidi m Ttanis befindet, 
wird von den Imienministem der 22 arabischen Mitgliedsstaaten gebildet (jihiticlie 
Tagungen; zuletzt 22. Jahrestagutg 4.-5.1.2005 in Ttanis), wflhrend die administrati- 
ve und tiyJmiiichft Arbeit eüiem OenerabekrOariat obliegt (Generalsdoetlr für eme 
dreijihrige Amtszeit ist ab 1.6.2001 der saudische Krimmotogiepfoftssor Ali Mu- 
hammad Kamun; VerttngeniQg 2004).^ Dem Qenefalsekietariat selbst unlentdien 
ftnf dezeotnl untergeibradite SpezialhQroa, deren Rxpertiie ^'^^^^^^^^^^'^q*'* abge- 
i^gl^ ^™^f I ih'^^pi^ ^ff Mt t l t et sidi vn dw 

- Arab Office for Crime Prevention in Bagdad, 

- das Arab Office of Criminal Police in Damaskus, 

- das Arab Office fotNareoHc Drug Affatrs m Amman, 

- dnAr^ Office for Civil Protection and ReseuemCiatbl^^ 

- dtaAridfSeeuritylrtformatlon Office inKako, 



^ Vgl. meine Kurzbiographie Kamuns in: Orient, Opladen, Nr. 4, 2001, S. 573-577. 



wunle am 7.4.2003 (latifizieft Mai 2004) ein Abk 
ren VcrivecfaenriMklnpAng QMventton md B 
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Der RAIM, dem in Riad mit der ffaif Ärab Acodemy for Security Sciences 
(NAASS)* ein wisaeoscfatfilidies Giemium zur Seite steht, reagierte auf die zu 
neomenoe Kiinunauni m ammpiMD siaawn m oen wifieii janren nie oer Ausaruei* 

tung einer arabischen Sicherheitsstrategie, die die Verabschiedung von bisher drei 
Sicherheitsplänen für die Jahre 1986-91, 1992-97, 1998-2002 nach sich zog. Wah- 
rend beim ersten Plan vor allem die Fortbildung von Polizeikräften und der Ausbau 
der Kooperation der arabischen Polizei untereinander im Mittelpunkt stand, wurden 
die Aktivitäten des zweiten Planes entsprechend dem immer dringlicher werdenden 
Problem des islamistischen Terrorismus von der Vereinheitlichung der Antiterror- 
maßnahmen bestimmt und diese Maßnah men mit der erfolgreichen Verabschiedung 
der arabischen Antiterrorismuskonvention durch die arabischen Innen- und Justizmi- 
nister am 22.4.1998 abgeschlossen. Im dritten Plan standen nach ersten Ansätzen im 
Vorgängerplan nun mehr verstärkt die alten und neuen (u.a. Computerkriminalität; 
Softwarepiraterie) Formen organisierter Kriminalität im Mittelpunkt; in diesem Zu- 
sammen hang gibt es derzeit Beratungen zur Formulierung einer arabischen Kon- 
vention zur Bekämpfimg von Geldwäsche. 

Parallel zu diesen Maßnahmen wird auf der Basis der 1986 verabschiedeten 
standardisierten Vereinigten Antidrogenrichtlinien seit 1987 ein Antidrogenplan um- 
gesetzt, um diesen lukrativen und prosperierenden Kriminalitätszweig zu mindest in 
Ansätzen in Schach zu halten. Die zu diesem Zweck vom RAIM 1994 verabschiede- 
te verbindliche Arab Convention against the Trqffic in Nar cotic Drugs and Psycho- 
trophic Substances war allerdings in ihrer Auswirkung bislang längst nicht so er- 
folgreich wie die Antiterrorismuskonvention. 

Im Bereich der koordinierten Kriminalitätsbekämpfung sind nicht nur die arabi- 
schen Innenminister (und Justizminister) aktiv geworden, sondern auch die arabi- 
schen Polizei- und Sicherheitschefs, die sich zuletzt im Oktober 2004 in Tunis zu ih- 
rer 28. Jahreskonferenz versammelten und dringend die Parlamente ihrer Heimat- 
länder aufi-iefen, die internationalen Abkommen zur Bekämpfting der organisierten 
Kriminalität zu unterzeichnen sowie in den Polizeischulen die Curricula an die Er- 
fordernisse der Zeit einschließlich der Themenkomplexe Rechtsstaat und Menschen- 
rechte anzupassen.'^ 

Im Bereich der interregionalen und internationalen Kooperation im Kampf ge- 
gen Kriminalität (im weitesten Sinne) ist es je nach Arbeitsebenc zu unter schiedlich 
intensiver Zusammenarbeit gekommen; im Unterschied zur relativ gut funktionie- 
renden bilateralen Kooperation besteht indes hier trotz verbaler Befürwortung einer 
imeosiven Koopefatkm das gvOOte AusbaupolHitial biw. die grOMni Defizite. Auf 



Vgl. zu Details www saudiembassy.nct/naass/index.html und www naass.edu.sa. Vgl. auch 
aus der Reihe der zahlreichen Publikationen der NAASS die SeibstdarsteUung Akadimiya 
nayil al-arabiya lil-ulum al-amniya, Riad 2000/1421 h, 137 S. 
*'AFP, 'Mf, 6.10.2004: Uh ooiipte de police pröconiie des lois eonlie le Uandiiment 
d'aigent. 
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Ebene des RAIM ist es bislang mit der EU-Kommissioii (Department for Home and 
Justice Affairs) nur in Ansätzen zu Kontakten gekonmien und auch die im Barcelo- 
na-Prozess (1995) postulierte Kooperadoii bei der Kriminalittttsbekfiiiipiung wurde 
nicht oder kaum mit Leben gefüllt. 

Ähnliches gilt für die Anstrengungen zur Bekämpfung der Kriminalität auf ge- 
samtafrikanischer Ebene. Hier ist es erst ab Ende der 1990er Jahre wegen der trans- 
national agierenden kriminellen Gruppen zu ersten Ansätzen einer Polizeikooperati- 
on gekommen ohne dass über Fortschritte groß berichtet wurde. Ausnahme ist die 
Drogenbekämpfung, die bereits mit Hilfe von Interpol stärker institutionalisiert ist. 
Ein konkretes Ergebnis der nordafrikanisch-subsaharischen Polizeikooperation ist 
immerhin die Vereinbarung zur Einrichtung einer Afrikanischen Polizeischule im 
südalgerischen Tamanrasset ab 2005.* 

Am erfolgreichsten und intensivsten ist immer noch die internationale Polizeiko- 
operation mit Einrichtungen der UNO und Interpol zu bezeichnen. Ausgehend von 
der Drogenkriminalität, die das erste Feld darstellte, in das sidi die nofdafiilcani- 
schen (sowie nah- und mittelOstlichen) Staaten in die Bcmflinmgwi der UNO zur 
FonuttlleniQg von gemeinsanMa Bddtanpfungsstrategien einklinktMi* dehnte sich 
bis heute die Z nsa mm e n aifaeit auf weitere Krindnaiititsfelder aus, dannHer vor al- 
lem die Bereiche Menschenhandel und Geldwische. Wie wichtig die noidaftikani- 
scfaen Staaten inzwischen die Krunlnalitatsbeldtan|iftmg nehmen, zeigt auch die 
Teilnahme an den einschlägigen großen UN-Km^renzen der letzten latee, darunter 
der 10. VN Congress on Crime Prevention andthe Treatment cf Offenders (Wien, 
I0.-17.4.2000)'" sowie der UN-Korferm mar BMmpfimg des organisierten 
Verbrechens (PalennOb 12.-15.12.2000), an der 140 Staaten, darunter alle nordafiri- 
kanischen Staaten einschliefilich Libyens teilnahmen, und die UN Convention o- 
gainst Transnational Organized Crime verabschiedeten. Diese Konvention trat am 
29.9.2004 in Kiafi, nachdem sie von 40 Staaten ratifizieft wurde (darunter der Su- 
dan; Ratifizierung am 18.7.2004). 

Der hohe Stellenwert der Terrorismus- und Kriminal itätsbekämpfimg zeigt sich 
auch in der intensiven Zusammenarbeit der nordafrikanischen Staaten mit Interpol 
vor allem seit Interpol im November 1999 den arabischen Staaten entgegenkam und 
Arabisch neben Englisch, Französisch und Spanisch zur offiziellen Arbeitssprache 
erhob. Derzeit laufen Verhandlungen, in Beirut ein regionales Büro von Interpol 
einzurichten, das vor allem die Drogenbekämpfungsmaßnahmen koordinieren soll. 
Aber auch einzelne Staaten sind dazu übergegangen, mit Hilfe von Interpol ihre ei- 



^' Vgl. Ankündigung von Ali Tounsi, GeneraldirdOor der DOSN, in: £1 Mou^jahid, Algier, 

12.10.2004: Une öcole de police africainc. 
^ Die meisten Staaten der Region sind folglich aktiv im UN Office on Drugs and Crime 
(UNODC) engagiert (www.unodc.org); gleiches gilt für die UN Commission on Narcotic 
Drugs (UNCND). 

11. UN-KiMigiess (Bangkok, 18.-25.4.2005) ist in Vortierdtung; die nofdafiikanladien 
Staaten t)cteUig|en sidi an den afiikanisdien Voibeieitiiiigstielfoi; vgl. www.unodcofg. 
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genen Pplizeikrltte fortzabüden und zu modenüsieren. Am wetolen ist hiert)ei AI- 
gorion fmiQgBD» dit dtriiiiBf boini Biwitch dM talcfpolpriiidfliilBD Jtdde ScMn iu 
Algier im November 2004 als dner der widitigsleo Mi tgUedsitaHen imeriialb der 
IntapolbezDidmet wurde."* 

& ScUwlMMrluuf 

Trotz der feststellbaren Forschungsdefizileb fdilender oder unvollständiger Krinüna- 
litfttsstatistiken und Viktimisationsanalysen zu den Staaten NordafrUcas lassen sich 
mehrere Entwickliingslülien jimaiditiich des Kriminalifitsphiinnmens und seiner 

— Id lUen StMiHi wdiBi — wenngleiGli In ^ i ftff i ff ^ ifTttlirhfMn Aunuß — in den letz- 
fen JiDWn Om üwiMMfnniBiiiu» VBa untuö wn übm aewicn oer ojgMmenen 
Kfiminalillt zu; SpitMiiwilBr lind Algeriei^ Marofcfco und AgyptMi> wlhrend in 
Timeiien und Ubyen der Ttod weniger rtirkiiiB^ 

— Anfdiese zu konstatierende OdIhidnQg der ionemSiGiieri^ 

ten mit flexiblen Maßnahmen reagiert, die die Restnikturienuig und Neuorien- 
tieiung der PolizeibebOrden und Sicberiieitsorgane ebenso umftssten wie den 
gesetzlichen Rahmen und die Einleitung von Umfeldreformen. 

— Die positiven Erfahrungen aus der verstärkten Antiterrorkooperation seit 2001 
haben auch zu einem Ausbau der Kooperation mit anderen arabischen, regiona- 
len und internationalen Polizeiorganisationen geführt; zugleich ist die Bereit- 
schaft zu erkennen, von ausiünriischen OrganisatioosmodeUen und Fahndungs- 
methoden zu lernen. 

Es ist jedoch ancfa fMtznstellen, dm trotz der Flexiliaitll der natkNuden Polizeibe- 
hörden und dem p ol i ti gcliBB ^R^Uen der StHtsflArungon, die innere Sicherheit zu gs- 
nmtieren, die sozfoOkonomischen Bodmgimgfffi der nordiflrikinischen (und nahOstli- 
chen) Ocienscfaafien alle Bemühungen zur KrimhuUtitibekimpftng ersdiweren. 

Dies liegt zum ehien an der ausgeprägten Armut in den nordafrikanischen Staaten 
und den negativen Globalisierungseffekten (z.B. Arbeitsplatzverluste); aber auch an 
der äußerst erfolgreichen Globalisierung des organisierten Verbrechens mit seinen 
schwierig zu bekämpfenden transnationalen Strukturen. Diese Auseinandersetzung 
zwischen Produzenten und Zerstörern von innerer Sicherheit gilt es nicht zuletzt 
wegen der transmediterranen ROckwiikungBn im Detail in Zukunft vanUikt zu beo- 
bachten und zu analysieren. 



'Vgl Rede SdeUa in: El Moudjahid, Algier, 24.11 J004: U polfee a]g6rienne est Tun des 
mearimi ks phis puiiBMlf an sein d'Inteipol. 



Copyrighted material 



Karikatur 1: Ursachen der Kriminalität 

QueUe: Arab News, Jidda, 5.6.2002 




Karikatur 2: Ursachen der Kriminalität 

Quelle: L'Opinion, Rabat, 12.12.2002 

_ = 




Karikatur 3: Zunahme der Gewaltkriminalität 

Quelle: El Watan, Algier, 25. 12.2003 




Karikatur 4: Begünstigung der Kriminalität 

Quelle: El Watan, Algier, 12.2.2004 



Sicherheit im Vorderen Orient 



ü^niinBeck 

1. EiDleitung' 

Von den drei Sachbereichen der Politikwissenschaft - Sicherheit, Herrschaft und 
Wohlfahrt - ist zu Beginn des 21. Jahrhunderts nur noch einer verblieben, bei dem 
staatliche Dominanz im allgemeinen sowohl normativ positiv besetzt als auch Dreh- 
und Angelpunkt der empirisch-analytischen Forschung ist.^ Im Sachbereich Herr- 
schaft ist spätestens mit der Implosion der Sowjetunion und der meisten nach ihrem 
Vorbild modellierten politischen Systeme staatliche Lenkung kein relevantes Ge- 
genmodell zu demokratischer Herrschaft als dem global gültigen, normativen Orien- 
tierungsrahmen ftlr die Bewertung politischer Systeme mehr. Aber nicht nur norma- 
tiv, sondern auch aus dem Blickwinkel empirisch-analytischer Forschungsinteressen 
stehen seit den letzten beiden Jahrzehnten Fragen der Demokratisierung im Vorder- 
grund. Mit der „Dritten Welle der Demokratisierung" (Huntington 1991) geht die 
Erforschung einer Herrschaftsform einher, für die die Beschneidung der Autonomie 
des Staates durch die Gesellschaft konstitutiv ist.' Fast zeitgleich hat sich im Sach- 
bereich Wohlfahrt weltweit der Trend der Globalisierung Bahn gebrochen, d.h. nati- 
onalstaatliche Grenzen Uberschreitende Interaktionen haben insbesondere im wirt- 
schaftlichen Bereich deutlich zugenommen.^ Damit einhergehend hat sich weitge- 
hend die Einsicht durchgesetzt, dass der Staat - sei es der Wohlfahrtsstaat europäi- 
scher Prägung oder der „bürokratische Entwicklungsstaat" (Elsenhans 1981) - nicht 
mehr jene umfassenden Kompetenzen wahrnehmen kann und soll, die ihm bis in die 
1980er Jahre des letzten Jahrhunderts aus empirischer Sicht tatsächlich zukamen oder 
aus normativer Perspektive zufallen sollten (Zürn 1 992). Einzig im Sachbereich der 
Sicherheit hat der Staat als normativ positiv besetzte Bezugsgröße nicht ausgiedieoL 
Nach wie vor ist er bei der Bereitstellung von Sicherheit geft-agt: Privatisierung von 
Sicherheit oder Zunahme von Kriminalität taugen im Unterschied zu Privatisierung 
von Staatsuntemehmen oder Zunahme gßseilschqftlicher Partizipation nictat als 
positive Schlagworte. 



Für hilfreiche Kommentare zur ersten Fassung des Manuskripts danke ich Muriel Asseburg 
sowie Hanspeter Mattes und Anika Oettler. 
' Zum Konzept der Aufteilung des OegffutandsdqrPolitifcw i w aw c h a ft In drei S ach bcici ch e 
siehe CkempieKmi). 

' Far die empirisch nachweisbare Ausbfeituqg demokratischer Hemchaft im globakn Kon- 
text siehe Freedomhouse (2004). 
* Für einen umfuseoden empirischen Beleg siehe Beisbeini/DrebeiyWalter/Zingl/ZQni 

(1999). 
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im Oeuematz zu ■tiitüchcin Monopolen im hemchafts- oder wohlfidirtspoliti- 

tmd zwar weH^ehend mHbhangig von der ideologischen Oriendening. Defizite im 
Bcreidi JmM* Sicheriieil, dJi. der QeflMung der physiadien imogrittt, weiden 
gemeinhin genau dann gesdien» wenn der Staat nicht mdv der (emzige) Aldeur ist, 
der über die Zuteilung von Werten in diesem Sachbereidi tieit immt Diese normst!* 
VC Perspektive prägt auch die empirisch-analytisdi orientierte Forschung Ober 
Phinomene wie warhnbtfatted Staigs, organisierte Kriminalimt, Temrisnnis, goroc/ 
eommmiüigg und Lynchjustiz, Ober die fan Elnleitungskapitel dieses Buches von 
Matthhn Basedau, Hanspeter Mattes und Anika Oettler efai OberbUdc gegeben wird. 
Aber nidit nur bei Problemen (Jharter" Sicherlieit, s onder n euch bei sogenannten 
ipWttchenl'' Sidieriieitrtwdwl i***^g fp**f die on Rahmen dsr m den letzten Jahren erfblgr 
ten Erweiterung des Sicheilieiteb^griflb verstirfcte Beachtung gefimden haben, ist 
der Staat normativer wie empirischer Dreh- und Angelpunkt So kOnnen etwa durch 
Migrationsprozesse oder UmwettzerstOnuig hervoigeniftne Bedrohung(swahmeh- 
muQg)en meist nur wirksam bearbeitet werden, wenn staatliche Institutionen akti- 
viert wenlen. muHg ist für die Kontrolle von FHlditlii^gsstrOmen oder die Durchset- 
zuog von Umweltstandards sogar die Kooperation von Staatengruppcn unerllsslich. 
Dies gilt auch tOr den faitemattonakn Terro rismu s als (einer) der zentralen Heraus- 
fiMderung(en) im Bereich Juvter^ Sidierhekspolitik. Im sicherheitspolitischen Be- 
reich ist also zu Beginn dm 21. Jahrhunderts allgemem im Gegensatz zu den Sach- 

Dem vorliegenden Beitrag li^jen zwei Hiesen zugrunde^ eine empirische und eine 
normative: Aus empirisch-analytiscfaer Perspektive soll herausgearbeitet werden, 
dass Privatisierung von Gewalt und ein damit efaihergehender sicherheitspolitischer 
Kimironverinat des Staates hn Vorderen Oriem fan Untanchied zu anderen En^ 
lungsregionen Mm starken "ncnds h o n s ti t ni e r erL Ans normativer Perspektive wird 
postuliert, dass die Qrundorisotisfttng am Staat als grundsitdidi positiv besetztem 
Akteur fan Sachbereich Sicherheit für den Vorderen Orient im Gegensatz zu den 
CMBCD-Llndem sowie vielen Lindem fai Ostasien, fan subsahariachen Afrika und in 
Lateinamerika nisofem pro M e m a H sc h ist, ab die Inhabe des staatlichen Gewaltino- 
nopols im Vordem Orient arribivalente Wirkungen zeitigt:' In dieser Wehrpgion 
n^ der Sliat an%rund sanier autoiilii e n Verftssdieit nimlich dazu, sefaie Kon- 
trollkapazltnen fan Bereich der SI c h ertie it s p olitik zur Bekimpfung potentieller Ge- 
genmacht zu missbrauchen, und zwar weilgdiend unabhSngig davon, ob die Opposi- 
tk» zn Mfateln der Gewalt greift oder fucht Diese fliesen gilt es fai Teil 2 zu quaK- 
fiziererk Auf dieser Basis soD darm fai Teil 3 efate empirische Bestandsaufinhme 
erfolgen, wobei hier auf nmtmaßlich abweichende FiUe von der These efaies rehtiv 
ausgeprägten Oewattmonopols im Vortieren Orient abgehoben wfard. Teil 4 untei^ 



Der Vordere Orient ist für die Zwecke dieses Beitrages als jene Wcitrcgion dclinicn, die 
die a r sbis c h e a Stmeo sowie Afghanistan, Iran, Israel und die Tüfkei umftst 
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nimmt den Versuch einer Erklärung der Besonderheiten des Vorderen Oients im 
Sadibcfeicfa Sichoteit Dar Auftatz flchlieat in Ab^ 

2. Das relativ anifeprftgte staatlkhe GewaltaMnopd im Vordcrca Orient 

2.1 Zur Stärke des Staates 

Der Vordere Orient ist jene Entwicklungsregion, deren Partizipation an den weltwei- 
ten Trends der Demokratisierung und der Globalisierung - bezogen auf deren Kem- 
bereiche der Ökonomie und Kommunikation - insgesamt am geringsten ist (Beck 
2003). Während das subsaharische Afrika, Ostasien und Lateinamerika mehr oder 
minder stark von der dritten Welle der I>emokratisierung erfasst worden sind, hat 
der Vordere Orient mit Ausnahme Israels, dessen ideologische Wurzeln in Europa 
liegen, keine einzige Demokratie hervorgebracht. Selbst die Liberalisierung autoritä- 
rer Herrschaft hat, nachdem sie in den 1980er Jahren in einigen Ländern einen signi- 
fikanten Aufschwung genommen hatte, seit den 1990er Jahren keine lineare Fort- 
entwicklung erfahren, vielmehr ist sie immer wieder durch Prozesse der De- 
Liberalisierung gebrochen worden. ^ Nicht nur im Vergleich zu den OECD-Ländern, 
sondern auch im Unterschied zu Ostasien und Lateinamerika ist die Teilhabe des 
Vorderen Orients an der Globalisierung im ökonomischen und kommunikativen Be- 
reich, gemessen an den zentralen Indikatoren „Zunahme der ausländischen Direktin- 
vestitionen*' und „Wachstum der Außenhandelsbeziehungen" bzw. MVert)feituig des 
Internet", seit den 1980er Jahren extrem gering (Beck 2003). 

Zwar sind auch gesellschaftliche Widerstände gegen Demokratisierung und Glo- 
balisierung in den muslimisch geprägten Gesellschaften zu beobachten (Hegasy 
2003), es ist aber vor allem der Staat im Vorderen Orient, der die entscheidenden 
Barrieren gegen die weltweit wirksamen Trends aufgebaut hat. Auch wenn es einige 
weiter unten zu diskutierende Ausnahmen gibt, so zeichnet sich der Vordere Orient 
gegenüber anderen Entwicklungsregionen insgesamt dadurch aus, dass der Staat ge* 
genOber seiner Gesellschaft nach wie vor relativ stark ist/' 

Diese relative Stärke des Staates im Vorderen Orient schlägt sich auch auf den 
Sachbereich Sicherheit nieder, und zwar in zweifacher Hinsicht: Erstens lässt sich — 
ungeachtet einiger signifikanter Ausnahmen, auf die weiter einzugehen sein wird - 
in der Gesamtschau auf den Vorderen Orient festhalten, dass ihm vor dem Hinter- 
grund des in Europa entwickelten Ideals des staatlichen Gewaltmonopols einer- 
seits und den zu beobachtenden Entwicklungen in Teilen Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas andererseits eine mittlere Position zukommt. Mit anderen Worten, 
das Gewahmonopol im Vorderen Orient ist relativ zu anderen Entwicklungsregionen 
ausgeprägt. Im Unterschied zu anderen Entwicklungsregionen nämlich lassen die 
Staaten im Vorderen Orient in der Regel keine Räume entstehen, in denen sie durch 



* An ägyptischen FaUbeispidbelegl dies Kienle (2^^ 

' FQr eine Diskussioo des Begrifib des staiken Staates siehe Beck (2002: 96-99). 
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privile Aldeme vtidritagt weiden und diese die Fähigkeit abeneliiiieii, Hneneils 
Ober die Z^iteilimg von Sichefhelt im Ofientüdien Raum zu enfttchriden. 

Zweitens Itinn es zwv Itnnn einen Zweiftl dmn gdien» dass die Perforuuuiz 
des Stutes im Vofderen Orient in allen drei Sacfabereicfaeo der Politik segenQber 
der OECX>>Welt und einigen dynanüsdien Undem und Subiegionen Asiens und La- 
teinamerikas schwadi ist Diese Schwlche» die von den beiden von der UNDP 
(2002, 2003) herausgegebenen Arab Human Development Reports scbonungskis 
au%edbrlgt wird, manifisstiert sidi aber primir in den Sacfabereidien Wohlfidut und 
Hemchaft, kaum äber bd innerer Sichcffaeit Der relative ökonomische Abstieg des 
Vorderen Orients, wie er am dnanafisdien Abfiül der meisten anMsdien Linder im 
Human Development Index der UHDP (2004) abzulesen ist, ist wesentlkh auf die 
ImiovationsfiBindlichkBit des Staates zurOckznfthren, wie sie sich beispielsweise fai 
seiner Resistenz msdrOckl; an den Chancen der Globalisierung teilzunehmen. 
Offi»ildidldi' Ist andi der Beitrag des Staates fan Vonkrn Oriem ftfr 
ProbkmlOsungskapazittt dieser Wehregion hn Sacfabereich Hemchaft: Wie m den 
Arab Human Development Reports, die ausschließlich von Autoren aus der Region 
selbst verfittst wuiden, heransBeariwitet wnd, ist die geringe bmovationsfldiigkeit 
des Vofderen Orients dessen autwlH ie n politischen Stnikturen geschuldet Auch 
wenn die sidieriieit^wlitische Perfonnanz des Staates im Vorderen Orient ebenfidb 
Defizite aufweist, so ist sie in diesem Sac h bereich der Politik doch mit Abstand am 
ausgeprägtesten. Dies gilt sowohl fltar Jene Staaten des Vorderen Orients, denen wie 
dem Jemen (Oknenteyw 2004) und Jordmlen (Aasdinig 2004) „firagile Staatiich- 
keitf (Schneckener 2004) zugeschrieben wfad, als auch fltar gefintigte Natkmalstaa- 
ten wie Syrieii und Agsiplen. Der seit mfaidwitens zwei JahnBefanlen nachweisbare 
Trend efaies gegenOber anderen Wehregionen relativen Niedeigangs des Vorderen 
Orients m den Sachbereichen Wohlfidut und Herrschaft korrespondieft also mit ver- 
gleichsweise hohen KoinroUkapaiititen im sidieriieitspolitischen Bereich. 

hl zweierid Hinsidit besitzt der Staat hn Vorderen Orient demnach retativ hohe 
Ko ny e l e nz Bnhn Sa ctbewichShaieriieit Er verfügt zum efaienhnV^^ 
Undem an dei er &itwicldimgsregiQnen Ober hohe Kontrtttapazillten. Zxnk anderen 
erMsbeinen diese auch vor dem Hintoignmd der extrem niedrigen Perfonnanz des 
Staates hn Vordem Orient in den De reic h en Wohlfidirt und Hemchaft bemer- 
kenswert Diese beiden Aspekte konstituieren zusanunen das relativ ausgeprägte 
Gewaltmonopol des Staates hn Vorderen Orient 

Aus normativer Sicht kann diesem Befimd einerseits zwar sicherlich eine positi- 
ve Kooponepte entnommen werden: Trotz des weitgehenden Veisagens in anderen 
Bereiche n sind die meisten Staaten des Vorderen Orients im großen und ganzen in 
der Lage, die Sicheriielt ihrer Stoslsburger zu gewIhrieislBn. Angesidils der anlori- 
taren Henschaftsstndduren im Vorderen Orient generiert die relativ hohe sicher- 
heityolitisclie Perfbrmanz des Staates im Vorderen Orient andererseits aber auch 
negative BflUcte: Zwar ist hi writen Teilen des Vorderen Orienta die Wahrscfaem- 
lichkeit, Opfer von andemorts alltaglicher Krimmalitlt wie Raub oder mafiaartig 
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ofigmiisierter Kriminalitfit zu wanden, vergleichsweise gering, und «s gibt nur wenigB 
Rfiume, in denen die Zuteilung von Sichcriwit durch gute B ezk i hiing eii m p r i v at en, 
mit dem Staat konkuifieraMkii oder dieien verdrSn^enden Akteuren teuer ericauft 
werden muss oder gar voUkommener privater Willkflr un t er wo r fe n ist. Diesem Vor- 
teil steht aber der Nachteil gegeaflber, dass der wloritSre Staat häufig lelbet die 
zentrale Sicherfaeitsgeftbnlung dantellt Da der Staat im Vofderan Okat nicht 
dmdi Demokradaivungiprozesse gebindigl wird, lomn er aein GewahnKmopol 
mitzen, um unUebsamen politiacfaen ProoDeasen und Akteuren mit Repression zu be- 
gegnen. 

Z2 Gr«uen der Reichweite des Staates im Bereieii SklMrMtspolitlk 

Gewalt im privaten Bereich 

Der Vordere Orient ist Schauplatz massiver Gewaltanwendung im privaten, insbe- 
sondere familiären Bereich. Opfier sind nicht nur, aber in erster Linie Frsnen und 
Mädchen.* Klitoralbeschneidungen, Ehrenmorde, Zwaogsverheiratungen und die 
Ausflixmg von Blutradie sind im Vorderen Orient zwar auf mehr oder minder Idar 
mnrissene lokale Riume und Subiegionen begrenzt, in dieser Weltregion aber ge- 
genüber den meisten anderen Entwicklungsregionen und erst redit den OECD- 
Lindem insgesamt verbreiteter.' 

Der scheinbare Widenpruch zwischen der These eines relativ ausgsprtlglen 
staatlichen Gewaltmonopols und der Tatsache vom Staat nicht unterbundener, pliy- 
sischer Gewaltanwendung im familiiren Bereich löst sich weitgehend aut wenn 
man das sicherheitspolitische Interesse des Staates im Vorderen Orient niher be- 
trachtet. Während der idealtypisdie demokratische Staat sein Gewaltmonopol nutzt, 
um die Sicherheit all seiner Bürger und Bürgerinnen zu gewihrleisten und auch Ge- 
walt im nicht-öffentlichen Raum nicht duldet, richtet der autoritäre Staat seinen Fo- 
kus auf Probleme der inneren Sicherheit. Gewalt innerhalb und zwischen Familien, 
die keine Bedrohung der staatlichen Rolle im öffentlichen Raum darstellt, kann von 
ihm deshalb toleriert werden. '° Aus zwei Gründen lässt sich sogar argumentieren, 
dass diese Art privater Gewalt eine systemstabilisierende Funktion aufweist: Da die 
autoritär-patriarchalischen Strukturen des Staates erstens die patriarchalisch- 
autoritären Strukturen der gesellschaftlichen Ebene gleichsam duplizieren, ninunt 
die gesellschaftliche Opposition gesenOber dem Staat ein sehr viel geringeres Aus- 
maß an, als dies zu erwarten wire, wenn in den Familien Werte der Freiheit und 



* Dass bis zu einem gewissen Grad auch Fnsien aktiver und Miansr passiver TeOpatrisrch^ 

lischer Ordnungen sind, arbeitet Memissi (1987) heraus. 
' Das Phänomen der Ehrenmorde ist besonders gut am jordanischen Fallbeispicl dokumen- 
tiert, wo sich eine Frauenbewegung formiert hat, der es gelungen ist, diese im Vorderen 
Orient mit einer exü-em hohen Dunkelziffer behaftete Form der Kriminalität zum Thema 
eines uansnaUonalen Diskurses m crtieben (siehe HRW 2004). 

Allgemein zur Bedeutung der Familie In den poUtisdien Pio a e iien des Vorderen Orieals 
siehe Bttl/Springboig (2000: Kap. 3). 
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GleiGlilieit ab Oi gmi w ttomp riii z i i i i ai domiiiieKn worden. Zweileiis legitmiiert der 
Staat gegenober patriaiclialitGlMn Kreiaen die VQfcnlliallene politiiGlie Partizipation, 
indem er dieeea gioBe Ot^llw^MiingtfciikMtBn in der FamiUeapoütilc Oberllsst 
Dies adilieBt H aat Bc iie Tolemz von finaililnn OewaKorinongen ein, die ab 
Scimlz tnditiooeOer Werte ¥eiMntf weiden liflnMn(K^^ 1997). Nur dam, wenn 
dudi fluniUlre StrulchiFen geprägte SicfceiiieitepoHtilr die UiMetnig itaatiictier Po- 
litik veriiindem oder ger auf staeliiGiie SicheriieileMte 
etaatüche Qewaltnionopol gefidandet Der Staat im Vordenn Orient iet aber in der 
Regel flhlg, fftMtp Entwiddungen effidctiv <»fc»iM*e« wwaii. 



Diskr^HmuH zwischef9 Zemntm undPviphtrU 

Wie in allen Entwiddungvegionen iet auch im Vorderen Orient die Tendenz beob- 
achtbar, dam die PHtoenz dm Staatm in den GeMeten nahe der po ii t iecl ien Zentren in 
der H au|rtiMa dt, den rt fhtt ii rJ ieii Zentren der Provinz eowie den fOr die Mcooooiische 
RqxDdüIctioB dm S3^team eeaenlirilen R e g io n en -> im Voideren Oriem insbeeonde- 
re den ErdOUMerrtMen - dentUdi hoher ausgeprägt ist ab m abgelegenen Regio- 
nen. fW« iiAMh» «Ml <iMik^ Am Hfe H afthr pfftMitiftll ir !wWli11Wfgfft hriftn*ffr ?t- 
vohen In den uibanen Zentren eefar viel hoher bt ab in UndMchen Riumen femeb 
von den SchaltsteUen der polhisGiien Hernchaft. DeotliGlier Ausdrock dessen ist im 
Vorderen Oriem die - nidit znbtm sfeheriiBitspoiitbch nmtivieite - refadve Privi^ 
gierang der Urbanen gegenflber der lindlichen Gemlbchaft bb hinunter zu den Un- 
te r mmcusen, oeren unane leue von emsuicnen lyonsumemensupveuiKiuen lur 
Gnindmlwmgsmitid auf Koeten der Baueni profitieren, hi der Reo^ gdit dm 
nue der imaiiicnen mienz zwncnen icemram una inipneiie mi voraeren unem 
aber nUbt so woii^ daas das alaadidie QewaltDunopol auf den Ri^giefuogssitz und 
sdne nwnittefcare Umgebung begrenzt wire. Die ealscheidende eoqiiirische Variab- 
b zur Obeqalllbqg dfeeer Tlieae bl die FlUgkait dm Staate^ 
teuren die dauerfaafle KontroDe Ober SIeheriieit auch fai en tl egenen Regkmen ver- 
wehren zu IcOmien, dJi. zu veriiindem, dam jeneeits dm Zenbabtasls Akteure eigene 
sifflmhftilBptflitiiffhft Riunie anftanen. Ik/fit anderen ^^oiten, dem SlsaC im Vorderen 
unem ist msomm eme (remiiv zu vielen ijwiem anderer cniwiciuungsr^Mnien 
au|geprt{gte) InheHie enms Oewatanonopob zu elleatierBn, ab er m der Lage ist^ sdne 
Henafhaftmniipilldie gefthrriende Auftlinde nicht nur im Zentrum» eondem auch in 
novmz nurcn Kepression meuei insrn wgpn. um ni nn voraeren unem m oer 
Regel der Fall, auch in notorisch von Anfttinden gepiigiten Regionen, etwa den 
knrdbdien Siedhrngsgebielen. 
JUSomblbeafte GeiMifr 

Bereits sek den 1970er Jahren ist der militante Isbmismus efai Phänomen, dm die 
SicheriieitsapparBte dm Vorderen Orients vor eine signifikante Henmsfiifderung 
stellt Das Ausmaß und dfe Anzshl btomistischer Anschlage hat zu Beginn des 21. 
Jahrinmdefts nicht nur fai der OECD-Weh, sondern auch hn Vorderen Oriem wlbst 
deudich zugenmnmen. ParadoKerweiw reflefctieit dieeer Tatbeelend Mlbst allerdmgs 
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gerade die Existenz eines relativ ausgeprtigleii Haatlichen Gewaltmonopols im Vor- 
deren Orient Die vom militanm Islamismus gewIhltB Fonn der Attentate offenbnt 
nlmlicii die Unfthigteit dieser politticfaen Bewegungen, sicherfaeitspolitische Räu- 
me zu erobern und dmeriiaft zu besetzen. Das staatliche Gewaltmonopol wird dufdi 
Anschlige in rein destruktiver Form herausgefordert, wihrand der Anfbaii einer 
eigenen Ordnung mit diesem Mittel nicht gelingen kann." 

Die sicher hei t ap olitiache Herausforderung durch den Islamismus ist kein Prob- 
lem, dessen Bearbeitung sich auf die Staaten des Vorderen Orients beschränkt. 
Grundsätzlich ist dies dadurch bedingt, dass Sicherheit der einzige der drei Sachbe- 
reiciie der Politik ist, bei dem der Voidere Orient in hohem MaBe an der Globalisie- 
rung teilnimmt Der islamistiscfae Temrisnms wird von den dominanten Akteuren 
fan internationalen System, allen voran den USA, ab dKe zentrale skheilieitspoUti- 
sehe Herausfbrdenmg zu Beginn des 21. Jahihunderts wahrgenommen. Deshalb 
wird seine Bektanpfimg nicht den Staaten des Vorderen Orients allein Obe rta ssen, 
viefanefar haben die USA Aatüenoipolitik m Form der im Oktober 2001 lancierten 
Operation Enduing Freedom fan globalen Maßstab gleichsam zur Cheftache er- 
Klart uememsprecneng wuroen oie staaien oer Kegion oes vomeren unens m oen 
Kriegen gegen Afjghanistan 2001 und den Irak 2003 fai eine Zuschauerrolle abge- 
drtogt. Jensehs dieser befakn großangelegten Kamp ^ jien benfliigt allenlings auch 
die euizig veri)lislMne Supennacfat für ihre Anti terwnpolitik Koalitkmspartner in der 
Regkjn, um die RjQcfczngsfelder iHid Nischen im Vonteren Orient, vm 
Akteure des mllhanten Islamismus operieren, einzuhegen oder gar zu beseitigen. 
Abgesehen vom Iran als Prolagonisten der »Achse des BOsen" und dem „Schnrken- 
staat" Syrien sowie dessen Vasall Libanon wurden die Staaten des Vorderen Orients 
nach den Anschlägen vom 11. SeplendMr 2001 de menispr echend ni die US- 
amerikanische Antite ti oi politik eingebunden. Ftlr einige der im regionalen Maßstab 
schwachen Staaten, so dem Jemen, war die von den USA veriangte engp Zusam- 
menarbeit mit der CIA und dem FBI zwar mit SouverSnitatseinbußen verixmden, 
dieser Nacfalefl wurde aber durch die Aufwertung Huer regionalpolitisGhen Bedeu- 
tung mehr als ausgeglichen. Die durch die Kriege 2001 und 2003 hmgfristig ver- 
stärkte Präsenz der USA in der Region des Vorderen Orients hat außerdem zwar die 
Pntfatam g smfl g llch lp ei iiBn po te n ti e l i er wgioaaier POhrun gsmlrhtB wie Ägypten und 
Saudi-Arsbieti efatgesdnlnkt, gteidmeitig sind sie aber fan Rahmen der Antfanrar- 
politik der USA schwer zu ersetzende Klienten der Supermacht (siehe Beck 2004: 
204-208, Perthes 2004). 

Abgesehen von jenen Regimen des Vorderen Orients, die von den USA direkt ins 
Visier ihrer Antitentxpolitik g enomm e n wurden, waren ftr die Staaten des Voideren 
Orients als Folge dn 1 1. Seplemben demnach faugesamt zwar - begienzte - 
Beschneidungen des Oewahroonopols verinrnden, diese wurden aber durch neue 



" Hier ist nicht der Plalz Ar euw normative Diskusskm von Temiaklen und ihrer Bekinip- 
flmg. Siehe hieizu die Beili4ge fan Teil 1 des Sammelbiiides von Maggie (2003). 
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MQgtfciikeiliBa kompconeit; den Kampf gegen unliebniiie VoMcr der Oppositioii 

an der QlobaUtiefimg im Sachberokfa der SicherfoeHspolitik stellt mithin keine 
mbslantiene Bedrohung fthr das fotativ ausgeprägte staallkfae Oewattmonopol Im 
Vofderai Orient dar, eher bieten die Bntwiddungen zu Beghm des 21. Jahriumdeits 
sogar Chancen, es weiter anszubnuen. 

X Bwphriecha BaetandannIbnhaM nnd Pi s k nas i o n ■■tasnBüch nh w ei ch e n der 
File 

Auf der Folie der drei faden voiam iiai^yaiBn Abschnitten geleisteten Qualifizie- 
lun^n llsst sich die These pfizisienn,dass der Staat hn Vorderen Orient m der 
gel efa rahtiv ausgepri^bes Ocwa ü monopol Innehat. Errtens flbertassen zwar viele 
Staaten fan Vorderen Orient tan Gegensatz zn jenen der OECD-Weh bestimmte 
Herrschafisaspekte, die nach westlichem VersUndnis von sic h ethe itsp olitischer 
Relevanz siiid, privaten Akteuren, hisbea o i ida w Familien(oberhiuptem) . Weil und 
insofern deren Politiken aber die staatliche Kontrolle aber nmere Sicheriieit nicht 
b ed ro heiit handelt es sich ans Sidit der HeRachafiseliten um keine substantielle 
Deschfi nknng dea staatlichen Gewahmonopob. Zweitens ist der Staat hn Vorde- 
ren Orient zwar in der Fer lp hei la meist weniger prisent als im Zentrum, weil und 
aolailSB er aber in der Lage Ist; Anfittnde fai semem gesamten Herrschaftsgebiet 
niede rmarhi a gwi, li^gl aus Sicht der politischen Elite auch hier keine wesentliche 
Beachilnkung dea ataatlichen Gewaltmonopols vor. Drittens steUt der militante 
blamismna die Staaten des Vorderen Orients zweifellos vor eine signifikante Her- 
■^-^f^^ ' TCt dem Niveau dantUch fiber jenem li^ mit dem sich seit den Terror- 
anschlagen fa den USA und Spanien selbst die OECD-Staaten konfrontiert sehen. 
AUenlinga ist die Bedrohung des staatHdrn Gewaltmonopols durch den militanten 
Islamismus rein destruktiv, die Erobefong und der Aufbau eigener sicherheitspoliti- 
scher Räume ist mit ihm nicht zu cnc i c h en. Der islamistische Terrorismus bietet den 
Regimen des Vorderen Orients, ao sie von den USA nicht wie A^anistan 2001 und 
Irak 2003 als Ziel der Antiterrorpolitik ausgewählt wurden, sogar Chancen auf eine 
Entfaltung dea staatlichen Gewaltmonopols im Smne der Legitimierung repiessiver 
Politik geganüber he mcha ftapolitiacfa unliebaamcn hdamisttachen Oppoeit i o nsb e- 
weguQgen. 

Vor dieaem HhHeignmd Hast sich fhathahwi, dass außer dem Irak, dessen Ent- 
widdnng In ffk h wh t i1 i |H Tl ^^ ff^^*r " Bcraidi mten elngeheiider zu didGuiieren ist; alle 
Staaten der Odtagion dn relativ aing g|i | g) tei Gcwi l i in o n c i pol fam e ha be n . Eme niher 
zu belenchtande Sonderrolle auf der arabischen HaDnnael konrnit freilich dem 
Jemen xbl bn Nahen Osten und In Novdafrika veifllgen Syrien, Israel" und Jorda- 



Isnel verfügt nicht nur in den international anerkannten Grenzen von 1948/49 über ein 
fhnktionicfgndes Gewakmonopol; sondern auch Ober efai lehaiv ausgeprägtes in jenen Ge- 
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nien bzw. Ägypten, Libyen, 'Dmesien und Marakko Ober ein relativ ausgeprägtos 
Oeiyatanonopol, als Kmididrtwi potentieiicr Ausnahmen eingehender zu diakmwwn 
sind alkidingB der Libanon imd Miftma bzw^ 

Algerien 

hl deutUdm Kontiast an einem fenarellen Tnnd Im Voideren Orient musste sich 
e i nsctaenden, blutigen Bdtefangrigiegcri Jtopfe ^ 

PQhnmg Mübe hatte, auf den TrOmmem des anden rigime ein s taa tlich es Oewalt- 
mopopol aufzubauen. Seit Mitte der 1980er Jahre sah sich das Regime durch den Is- 
lamismus beransgefbidert, der auch zu militanten Mittehi griff (Hasel 2002: 45-48). 
Freilich vermodite es die if/flwifc^/toig^?^ 

des Vorderen OrienH, eine von oben bmcierte Ubefalisierungspolitik der staatlichen 
KontioUe zu entrelBen und zur Bildung echter politischer Gegenmacht zu nutzen 
(Bed^/Schlunibeiger 1999: 71 £). Als es der FIS 1991 gelang, gegen die hemdbuh 
de Nationale Bifiehmg^front (FLN) den ersten Wahlgang der Pariamentswahlen zu 
gewinnen, kounte das Regniie sein Henrscfaafiamonopol nur nodi 
le Abkdir vom LiberaHsieningsOTptriment auf Kosten eines BQrgerkrieges retten, 
der von bekkn Seilen mit mivasOhnlicher Hflrte gefthrt wurde (Ruf 1997: 
siefae auch Faath 1992: 56 f^ 1993: 55-57). Im Jahre 2003 besaBen die miUlnten Is- 
lamisten - und bis zu einem gewissen Onal auch die BeAeriMweguqg - zwar noch 
die Flhigkeit, das slaallidie Qewaltmonopol herauszulbniem. Die HandluQgsqriel- 
rlume der mililanlen Islamisten sind vom R^ime aber soweit beschnitten worden, 
dass diese zwar weiteriiin die Fähigkeit besaßen, Attentate zu verOben, aber selbst hi 
peripheren Gebieten nicht mdir in der Lage waren, eigene si di e ili e itsp olitisciie 
Rlume zu besetzen (Faadi 2004: 61 f.). 

Sudan 

Der Sudan stellt insofern einen Grenzfidl der hier verfoditenen These dar, ab das 
Regime zwar im nOrdlidien Hefrsdudtszentrum mit der Hauptstadt Khartum ein re- 
lativ ausgeprägtes Gewahmonopol aufiechteifaaiL Im Slklen-seit 2002/03 auch im 
Westen (Derfinr) - hat das Reg^ sber trotz massiver MiUtanz die Herausbildung 
sicfaerfaeftspolitiscfa autonomer Rlume nicht efiBaktiv zu vetfahideni vermocht Der 
sudanesische Dualismus manifestierte sidi fai einem seit der Unri>hingigkeit 1956 
andauernden BOrgeriorieg, der nur durch efaie von 1972 bis 1983 wahrende Friedens- 



bicten, die es ohne internationale Anerkennung annektiert hat, nämlich in Ostjcrusalem und 
auf den Golanhöhen. Zu den besetzten palästinensischen Gebieten des Westjordanlandes 
und des Gaza^trcifcns siehe die Faildiskussion zu Palästina. 
*^ Zu Nordafrika siehe auch den Beitnig von Mattes in diesem Band, einen Vergleich der An- 
titerrorpolitik Ägyptens und Saudi-Arabiens idslet FOttig; fer Mauretanien siehe den Bei- 
trag von Basedau. 
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Periode untertirochep wuRle 04ittBt 2004).'* Um eiiieii Granzfidl zur These efaies 
veliliv tuigciMigton stMtlkfaBO Qewilliiioiiopob hn Voittenn Oiieiit handelt es sidi 
befan Süden milhhi dedudb^ weil der Staat ein Oewahmoiiopol nur in Teilen des 
Landes zn elriilieno vennochle. Dies ho ul i as ti B rt mit der sicheriieilspolitiaGheo Si- 
•luaiMm m qbb meisien anoenn swaaBii oes vonierai unens zum emen msoiBni, ais 
ueoninuQSBn oes snanicnen iiewaiununuiKiis cnatuaensuscnerweise oei audobi- 
den lokal und hei Attentaten sogar punktuell bogienzt sind, und zum anderen ihre 
UulBidiOcfcnng vom Staat in Obenchanbann Zeitfinmen durehgeftüift wiid. 

Ob der Nbfd-80d4Conflikt durah den im Januar 2005 besiegelten DnrchbniGfa un 
FHedenspROBSs zwischen der Regierung und der Sudamkehm VoUab^Mmigß' 
bgwegung und'onimißnMA) ehier daneriiaften kooperativen Bearbeitung zuge- 
ftthrt worden ist, blsilit abzuwarten. Wem sich dieses Szenario realisieren scrftte» 
wire dsn vorliaglidh einypiuynan VemifliditiBiyn der KonIlikIpartBien zufid^ 
auch das staatliche Oewaltmoiiopol durch eine institntkmalisierte ZusanMwna ib ei t 
zwischen Zentralstaat und (ehemaligen) Rebellen wiederhergestellt -sei es ab Ein- 
hefesstaat oder durch Seaesrion, Ober die der SOden im Jahre 2010 per Referendum 
entscheiden soll. 

Au^rund der israelischen Eroberung der palistmensischen Gebiete un Rahmen des 
SecfastafBkriegBS 1907 und der sehdem anhaltmden Besatznngssitualkn wurde hi 
PallstiiMi eine Sw i dwf^ ftfH^ gsschalfen.'' Alle Versuche Israels^ Ober eine Koope- 
ration mit Jordanien bzw. den mit der hascheraitisdMW Monarchie verimndenen pa- 
llstittsnsisdien ^lotsbdn zumindest eine rudimsntbv Legitimation zu e^wefben^ 
scheiterten in den ersten Jahren der Besatzung. Bereits Mitte der 1970er Jähre setzte 
sich in den paHirtinffn s ii w h fn Gebieten der von der PwlWwl ii i fti ii i iwlifw B e finpj w ig fO'^ ' 
ganisatifln(PIX>)propagierlepallsthiensisdieWstkmalisnMis,deraufdieErri^^ 
ehies anabhSngigen Staases Pallstina ziellB^ ab donunante Ideok^ durch (Beck 
2002: 279-291). Im Unterschied zu allen anderen arabischen Lindem gibt es fai Pa- 
llstina an^pimd der Bosalznqg ^hmnuirli keinen legitimen Staat Auif^rund sehier 
gi^enlfeer den pallstlnenaiadien GeMetan stark überlegenen ^ffliUgwienllale ge- 
lang Israel zwar der Anfban einet retativ ausgeprägten Gewakmonopols ui den be- 
setzten Gebietea, abermr qua pennanent md groOflIclug angelegter R ep re ssi o n . 

Mit der Emsetziing der PaHstkuwiiischen Auto n o mi e b ehflide hn Rahmen des 
Osloer Friedensprozesses von 1993 trat die israelische Besatzimgsmacht zwar Teile 
staatlichfir Kompetenzen an die pallstinensisdie Seile ab^ baute aber gleichzeitig die 
Kontrolle Ober die Mobilitit der Palästinenser zwischen den Städten und DOrfem 



Siehe auch Edgar Ü Ballance (2000). 

Zwischen dan ersten und dem dritten israelisch-arabischen Krieg 1948/49 bzw. 1967 herrsch- 
te lordaiiien Ober das Wes^oidsDlsiid inklusive Ostjerusalem (siehe hierzu Sahliyeh 1988: 
Ksp.2X and dsrOaaslieiibiwunte¥on Ägypten vcrwsliet (siehe Roy 1995: Kap. 3). 
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aus. Die Autonoiniebehörde verfügte somit von vornherein nur Ober eine begrenzte 
Kontrolle im Bereich SicherheMppolitik in den palMiDensischen Gebieten, hatte in 
den lS)90er Jahren aber in den voneinander isolierten palästinensischen Siedlunga- 
zentren im wesentlichen die Kontrolle Ober innere Sicherheit inne. Um ein Sicher- 
batamonopoi der AutonomiebehOrde handelte es sich dabei allerdings auch in den 
Autonomieinsefai mcfat Israel besitzt nämlich gemäß dem Osloer Vertragswerk für 
den Fall ein Interventioosrecht, dass die SicherheitsiniBressen seiner Bürger beü-of- 
fen sind. AuBerdem eislreckt sich die Jurisdiktionsggwalt der AmonomiebehOnle 
grundsatzlich nicht auf israelische StaatsbOrger. 

Au^rund der mühSrischen Reaktionen Israels auf die un September 2000 aus- 
geb ro chene Al-Aqsa Intifada verlor die Autonomiebehörde ihre sicherheitspolitische 
Position jenseits des ^Regierungssitzes** m RamalUüi ftktisch in vielen Städten und 
Subvegionfln, ohne dass Israel durch eine permanente» flachendeckende Truppenprä- 
senz hl den palistmensischen Gebieten den Status quo ante vor Beginn des Frie- 
densprozesses restauriert hätte. An einigen Orten - am ausgeprägtesten in Nablus - 
etabÜerten sich somit an Stelle der Autonomiebehörde bewaffnete Kräfte verschie- 
dener politischer Strihmmgm. Laut dem Bericht der UNSCO {Office of the United 
Natkm SpteUd CooHänetar fn Üm OocupM Tenitories) vom Juli 2004 ist Jericho 
die emzigB Stadt Falistinas, in der noch von emer voll fünktionsOhigen Polizei die 
Rede aem kann.'' Zu euMT landaswdien, von Kiiflen jensei^ 
de geprä g ten Qewallofdnnng aber kam es bisher nicht, weil hierfihr die in der Perio- 
de vor dem Oskier Prozess att%ebauten Stnikturen der PLO (noch) zu stark shid und 
sich politisch motivierte Gewalt in erster Lmle gegen die iaraeUscfae Besatzung rich- 
tet 

Libanon 

Au^rund tiefisr religiöser und sozkiOkonomischer Spaltungen zum euien und der Er- 
richtung efaies Konkofdanayslems zum anderen» das den Zugang zu politischen 
Henschaftspositionen enthmg der vorhandenen Konfliktlinien unter Festschreibung 
bestehender Privilegien und Diskriminierungen ausbalancieren sollte, war die 
Schwäche des Zentralstaats im Libanon schon mit der Unabhängigkeit 1943 ange- 
legt Bereits 1958 kam es zu euiem ersten kurzen Bflrgerkrieg, in dessen Verlauf die 
USA Truppen nach Beirut sudteiL Anfang der 1970er Jahre war u.a. aufgrund der 
Verlegung des PLO-Hamptquartiers nach Beirut eine weitere Schwächung des Zent- 
nüstaates zu verzeichnen, der 1975 im Rahmen eines langwierigen Bürgerkrieges 
kollabierte. 1989 wurde in Form des Abkonunens von Taif unter syrischer Schirm- 
herrschaft zwar em WafGnstiUstand erreicht, m dessen Rahmen das Gewaltmonopol 
des Staates qua Entwaffiiung der Milizen restauriert werden sollte. Nicht implemen- 
tiert wurde diese Politik alknimgs gegenOber jenen Milizen, die im Stklen ei^ 
riUakrieg gegen die BesalzuQg durch Israel bzw. dessen Klienten, die SßtBibanesische 



Ausschnitte des Berichts von Teije Roed-Laisen shul in ICO (2004: 1) zitiert 
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AFmte (SLAX lUiitn (Ptttfaes 1994: 24-29X bnei» das enIiiMili 1978 im Ubanoo 
einnundiierteund 1982 bis in dessen Hauptstadt vonOckte, beanspruchte auch nach 
dem neuerlichen Rflckzug seiner Tkuppen eine „ScfautzaDone**, die es erst im Jahre 
2000 aufgab (Luft 2000). Seitdem Obt hn SOdea wetlfeheiid die Hizbollah die 
«icheri iei tspolitische Konliolle aus. In den andenii Landesteüen wird das Gewalt- 
monopoi des npanesiscneu Staates onren coe m oen lemen janren zwar vemugefte, 
weüBfihin äber müshe TVuppenpiiiaiz Syriens gebrodieo. Ubenon ist somit auch 
nadi dem Ende des B Bi g iBfiEriBgBi ein Land» das von der Tliese eines rdativ anife- 
prflgten staatBciien Oewatlmoiiupuis im Voiderai Orient ausaiielunen bt. 

t/enien 

Im Jemen wurde die Bildung eines modernen Staates von Anfang an starte durch ex- 
terne Akteure heehiflitssr, die sich der Rivalitaien tribekr Strukturen flhr ihre Herr- 
schaiMniewsaen bedienten. In der 1839 emsetnnden Kdonhdim konzentrierten 
sich die britischen In te ressen auf Aden, das 1937 hi den Stand einer Kronkoknie er- 
hoben und unter Abechottmig des Hinterlands einer exten bestimmten Modernisie- 
rung umerzofen wurde. 1962 konnte sich der Norden mit Hilfe Ägyptens von Groß- 
britannien lOeen, um sofint zum ^pieftall der ^fstsmtamlnirwnz zwndwn den sei- 
nerzeit revohtfionlren Republiken des Nahen Ostens und den Monarchien der Golf- 
region luier FOhnmg Saudi-Aiabieos zu werden und bb 1970 im Bfligerkrieg zu 
verrinken. Die Entwidmung des StkQemen, dessen EntwickhingspoUtik ab 1969 - 
zwei Jidve nach seiner Unebhingiglcdt— unter fi»ffiftHf tiff ^ 4 ifff BtiMifr gestellt wurde, 
war besonders anftnglich durch fauensive, letztlich aber nicht erfolgreiche Veraicbe, 
die moaien SHiuKiureu zu crecnen, uns stanoe anraeiiiare Ktvainaien geicennzeicp- 
net, die teilweise mit ehiem hohen Maß an Gewalt ausgetragen wurden. Auch fan 
Norden gelang es der Zentra h e g ierang mch dem BOrgerioieg nicfat, die dort noch 
tiflftf venuloerte Dominuz tribaler Stnikturwi aof dem Lande zu bieGlien und üur 
Gewaltmonopol landesweit zu etablieren. Selbst nach dem Einigungsprozess 
1989/90 war der Nord-SlkMConflikt nicht gelflet, viefanehr verdk:htete sich die Riva- 
lität der beiden EI H e naegme nte bis 1994 zu ehiem Bthgerlcrieg, aus dem die politi- 
sche FOhrung des elieniuiligen Nordtjemen als Sieger hervorging. Auch diese Ent- 
wicklung änderte hidee nichts am sicherheitspolitischen Strukturmerkmal des 
Jemen, dass sich der Staat auch weiterhin die Kontrolle Ober den Sachbereich Si- 
c h erii ei t auf dem Lande Akteuren der fft<tmBKif| in i ifi ll ifh al l teilen muss (Kostiner 
1996: Kap. 4, A]bredit2002: 37-45). 

Ofafwolil die meisten Jenmilen au^nmd des wei tveriiwiteten Besitzes an Klein- 
wafflbn als „bewaflSiete ZiviBsterf* (Otoscmeyer 2004; 124) erscheinen, ist die Kri- 
minalltatsnae nn Jemen ausgesprodien niedrig. Abgesehen vom Problem der Ent- 
ehrungen erKheinen aus normativer Perqiektive die Kosten eines fehlenden zent- 
ralstaatiichen Gewaltmonopols dabd gerioger als Jene, die dadurch entstehen, dass 
der Zentralstaat periodisch durch WillkOrmafinahmen vemcfat, sich das Gewaltmo- 
nopol auf dem Lande zu enbem. Aus empirischer Warte wiederum Ist bemeikens- 
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wert, dass die LandbevöDcening die (auch in anderen Ländern des Vordem Orients 
als mehr oder minder ausgeprlgtof PhlnoiMa beobachtbare) Neigimg aufweist, 
Konflikte an den offiziell znaHnd^sn Dehlhdan yolbn asn re^faL Darai manifestieft 
sich zwar em ftMaadea aenHalstaatUches Oewaltmooopol, für das es aber aus Sicht 
der Betroffene n o£fenslchtlicfa besaeie Atenaliveo in Form traditioneller politischer 
Junriconnigen oer ocniicBtung giot. Bisgesamt sprecnen die sKuezseran sKaemenS' 
politischen Beaonderiieim im Jemen jedenfalls weniger flir ehie unkontrollierte, 
von außen an%ezwungene Privatisierung von Gewalt m der Peripherie als für die 
Existenz parastaatiicher Strukturen auf d«n Lande. 

Irak 

Im Irak hatte sich nach der Revohition 1958 und verstlikt hn Gefolge der Macfat- 
Obemahme Saddam Husains 1979 ein Regime entwickelt, das das staatliche Ge- 
wallmonopol mit einem HOdistmaB an Repression durchsetzte. So nachhaltig wur^ 
den alle Zentren potentieller Gegenmacht zerstört, dass das Regime selbst nach der 
verheerenden Niederlage fan Zweiten Oolflorieg 1 991 und der Veihflngung ehies mn- 
ftnglicheii, die ZivilbevOlkenmg hi hohem KfaB m Mitleidenschaft ziehenden Em- 
bargos duich den Slcheriie i t sfat der Vereinten Nationen noch m der Lage war, seine 
Henschaft aufiechlzueriialtai. Zwar konnte sich der kurdische Noiden und der 
schiitische SOden m den 1990er Jahren partiell von den staatlichen Angn^fef eman- 
zipieren und eigene, mehr oder minder klar innrissene Räume sicherheitspolitisch 
besetzen, aber dies war nur au^rund der 1991/92 von den USA und Groflbritannien 
veriiflngten Ftugverixitszonen und schliefllkh euies groflangeleglen Krieges mög- 
lich, dessen Vo tbere i t u ng und Durchführung die Supermacht USA Ober Monate 
höchste aufienpoUtische Prioiitlt ehigerinmt hatte (FOrtig 2003: Kap. 3). Erst mit 
dem Dritten Golflcrieg 2003, dessen eikUbles Ziel die Liquidienrng des Regimes von 
Saddam Husain war, wurde das Gewahmonopol des Staates auch hn Zentrum des 
Irak beseitigt Entgegen den Zielen Washingtons hat die Besatzungsmacht seitdem 
nicht enunal fai der Hauptstadt, geschweige denn hmdesweit eni Oewallmon o pol 
aufoibauen vermocht, und selbst die staatliche Integritit des Irak erscheint au^rund 

WIQBBIIVDCDOBII 1IHBIVBB6D QBT IUhUOD DD NUtuBD« QCT SUDDDBD DD g JCTHiiDD 

und der Schüten im Slkleo nicht eodgOltig gesichert 

Der Irak bildet somit unter den Ansnahmeftllen eme Ausnahme: Zwar ist m die- 
sem Land das staatüche Oewalümiupol zu Beghm des 21. Jahrhunderts so gering 
ausgeprägt wie fai kaum einem anderen Land des Vorderen Orients, dies ist aber das 
Resuhat dessen gezielter Zerstörung durch die USA. Bis 2003 war der Irak hhigegen 
geradezu em Extrembeispiel fllr die diesem Beitrag zngnmdeliegende Theae vom 
relativ ausge p rägten staatlichen Oewallmonopol hn Vorderen Orient, das ans nor- 
mativer Perspektive hi diesem FaU nicht nur, wie anfimgs vennerid, ambivalente, 
sondern eindeutig negative Effekte zeitigte. 
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In Aftlnnislin unleniilim te Staal seit der 

nehrare AnUiife, in Zuge von Lndrafimim und andflrar ReliMui|)oKriken lein 
Oewaltnionopol Ober Kabul (und andere orbane Zemren) hinaus auf das Land aus- 
zudehnei^ sclieilerte aber bnmar wieder an l atBrnftn WiderqprQdm und am Wider- 
stand der llndUchan OberKfaicfalea Nach einem Aimeeinitscii 1978 gm 
rim sB l einer radikalen, unter "^F^VF ^ f ***^ Voraeidien stehenden Landielbtui nif- 
gnund mfiwpnr fiftitllnrhaftliriiifr WMfmWIndft und intsnier Machtfdhiyfe der wnwn 
FQhfung rasch in eine subitantieUe Krise. Ais das R^tase bereits ms Wanlcen gen- 
tsn war, ndervenierte die Sowjetunioa 1979 miUtarisch (Rasuly 1997: 74). Damit 
wurde Afghanistan zu dem Schbcfatfeld dn Vonfertn Orients im Ost-West- 
gmiiiflrt^ das auch der iwSistMii» ftlimifHH is nnbtfe^ um sich aufimUslen. Mit Untei^ 
stQtxung der USA sammdlBn sidi in Ai^luuiistBn islanustisclie Kftnpftr aus vci^ 
schiedenen arabischen Lindem - die so ge nannten nAfghanen", deren prommenles- 
ter Vertreter Usama Ibo Ladin werden soOle. Diese I dto n pft en mit luBentor MUitanz 
gegen die B o safwing und das von der Sowjetunioo witersllHale Regime in Kabul, um 
sich nach dem Ahaig der So wj et a rmee 1989 fan Vorderen Orient und darllber hinaus 
neue AktionsfiBlder zu suchen (Rashid 2000: Kap. 10).NaGhdemW^^dersowje- 
tiscfaen UnterstOlzung konnte sich das Regime Muhammad N^ibuOahs nur noch in 
Kabul hatten, die es 1992 von den Mijahidhi auch dort gestflrzt wurde. Danach bra- 
chen denn aka RivaStttan wieder off» au( wovon die erst Ende 1994 in Erschei- 
nung getretenen KDlizen der Taliban profitierten (Rasuly 1997: Kap. 3, Rieck 1997: 
212 1), Sie eroberten 1996 Kabul, und bis 1998 gelang es ihnen, die vefbliebenen 
poUtischen Wklersacher militlrisch weitgehend m die Knie zu zwmgen (Samhny 
2003: TeO 6). 

Nach den Anschl«gen des 1 1 . Septomber 200 1 tthrte die Weigenn« der 
sich hl die von den USA emgeklagte Antitenoipolitik gegen die Al-<}aida ehiznglie- 
den^ npdi im saMwn lAr ami A^^ianiilaidLiiB^ der der HBBadiaft der TsBban ein jg» 
hes Ende bereitete (Rieck 2002). Im Rahmen der un November 2001 von den Ver- 
einlen Stationen ei ubenifenen PeSerrimger Konferenz gftang zwar die Etablierung 
ehier Interimsregierung, deren Henschaflagewatt blieb aber im wesentlichen auf die 
Hauptstadt beschrankt Alle Versuche, cm staatlichen Gewahmonopol landesweit 
durchzusetzen, erwiesen sidi hhigegen bisher als erfolglos. Der Ausbon der von den 
Taliban verbotenen DrogenOkonomie und die Entstehung von Räumen, in denen die 
Sicheriieit von Aktouran jenseits des Zentralstaates geflOudet oder audi zugeteik 
wurde, zeigt, dass die M0glicfakBitehies>2iii!fJjr<tfe in A^Shanist^ 
gradigsn Uribenz dsr taseroatioQalBn Oemeinschaft nadi dem Kri^g ibftbestdtf. Es 
bleibt abzuwarten, ob durch die PliskientsGhaflswahkn un Oktober 2004, m denen 
der Interimsprlskient Hamdi Karzai euien Uaren Sieg errang, eme daueihafie Kon- 
solidierung des Zentralstaales eingeleitet wurde. Bis dato gibt es aUenUngs keine 
si g nifikante n Hinweise darauf dass Al^h a n i stan sehe Sondeirolkhn Vorderen Orient 
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als StMt dme Gewattmoiiopol jenseilB der HiuptHadf in absehbarar Zeil abatreifim 
kDimte. 

Die dominante Berichterstattung in den Medien, aber auch der Mainstream in der 
Wissenschaft betradilet den Aufbau emes staiken Staates in Afghanistan als gnmd- 
slizliche Vofausselznng für eine nacUiallige Entwicklung des Landes. Umnissver* 
standlich formulieren Andreas Wimmer und Conrad Schetter (2002: 16 f ), dass die 
Bildung eines zentraistaatiichen Gewaltmonopols für Afghanistan absolute Priorittt 
besitzt. Allerdings gibt es auch abweichende, kritische Stimmen. So zeigt Ingeborg 
Baldauf (2005: 84-88, 100-102) am Beispiel der Sprachenpolitik in der afghanischen 
Nachkriiegsgesellschaft, dass einer der prominentesten Warlords in Afghanistan, Ra- 
schid Dostum, und die von ihm geführte politische Bewegung JunbisM MiUtyi Isla- 
miy§ A^^imUstm niciit nur auf den „Gewaltmärkten*' Nofda%hanistans präsent sind, 
sondern zugleich parastaatliche FUction insbesondere im sozialen und bikhmgs- 
politiscfaen Bereich wahnielmien. Dabei berOcksichtigt die Junbish dwcliius midi 
zivUgesellschaftlidie Interessen und soziale BedOrfiiisse der Bevölkerung, weU sie 
vor Ort konkreten L^gltimationazwingiBn unterli^ während es »Ich die fernab in 
und für Kabul agierende Regierung leisten kann, RegkmalpoUtik unter rein macht- 
politisGlien Aspekten zu betreiben.'^ 

Zwische/tfazit 

Die Disknssk» mutmaßlich abweichender Fälle vom empirischen Befund, dass die 
Staaten des Vorderen Orients Uber ein rehttiv ausgeprägtes Gewaltmanopol verfü- 
gen, hat f ünf AiMwahmew Tage befürdcrt: Paiästma, den iümmm«^ iien Jemen, den 
bak seit 2003 mid A^banislan. Aus notmativer Perspektive smd insbesondere im 
jemenitisciien und albanischen Fall starke bdizien ermittelt worden, die das Desi- 
derat des Aufbons eines staaflidien Gewahmonopols unter den im Vorderen Orient 
gegebmen Bedingungen als fiagwQrdig erscfaehien UaatsL Angesichts der autoritft- 

und tokaler Akteure zum Aufbau bzw. der Wahrung parastaatUcher Instüntionen 
zum anderen ist die Forderung nach einem starken Zentralstaat durchaus nicht un- 
problematisch: Es ist keinesfhlls sidier» nicht einmal wahrscheinlich, dass die 
Durchdringung der Peripherie durch den Zentralstaat den Bedllrfiiissen der be- 
troffenen Gesellsdiaftmi in wesentlich höherem Maße entgegenkommt als die 
bestehenden Strukturen, die fieilich ebenfiüls suboptfanal smd. Lässt sich un globa- 
len Maßstab von eüier Tendenz der „Globalisienmg privater Gewalt^ (Mair 2002) 
mit den damit verbundenen Trends der Entwicklung von Willktirsystemen tpndben, 
so führt diese. Beschreibung im Vorderen Orient insofern hi die Irre, als fai dieser 



Auch für frühere Phasen liegen Hinweise darauf vor, dass Warlords in „ihren" Regionen 
auch pai ast ea t l iche Ftoiktiooen edülilen, ohne dass sieh überaeogend argumeotieKn ließe, 
dass diese hn Falle der Durchsetzung efaies zentnlstaatUcfaen Oewaltmonopols aus Sicht 
der belroflfeDea Bevölkerung besm erftlH werden wäran (siehe Rasoly 1997: 90)^ 
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WeHvogloo der AnflMu eäws aeatfilgtartidieo Gewalliiioaopols nidit mit dem Ab- 
biu voo WilOdlniiiflnaliiiieo emhergeheo umss, selbit die O^gealnl knm der FaU 
sein. 

4. BrUInniirfkktorai 

AufflUUg ist, diss die meisten jener Systeme im Vorderen Orient, bei denen zu Be- 
ginn des 21. Jätutundefts efaie nicfalialtige Stfliung des staatUcfaen Gewahmonopob 
SBi dis^nottiiiefen ist^ sudi nidi der Eriangnnig Over nitioneten Unabhlngi^bBit suf 
tange Phnsen extenier militlkisclier InlBO^eotiooeu duiiJi miliUnsdi flUytrie^Bne 
KUdite BirticU)licioen and die a gn tril BB ^^ ttftlt ^fl roi t rs tt ftn im regiomlen Mifistib 
Ober geringe externe EinicQnfie verfingen: Vier von ftnf jener Fallbeispiele, deren 
Dtrimssioo die Ve timitin g einer Ausnihne vom gonevrilen Befünd frwturtgf hat, 
dass der Staat im Verden» Orient Ober ein relativ misgeprigtes Oewaltmonopol ver^ 
ftgt ~ Palistina, der Ubioon, der Jemen oid A^haaiitui - sind Linder, deiea poli- 
tisdie Entwiddnng starte durch müitlrische Interventionen tiberlegener internationa- 
ler und/oder regionaler Grafimlchte hfwinflwssf wurde und die Iceine bzw. - im je- 
menitischen FaU - bisher lonmi in Wert gesetzte EidOtvonite besitzen. " Dies weist 
darauf hin, dass die FMheit von externen Interventionen nnd Ressourcenreichtum 
mit der FdnglGBit des Staates im Vorderen Orient korrelieren, em Gewaltmonopol 
aiifnihanen. 

Unter den diricutierten FlUen gibt es lediglich ein Land, auf das keines der ermit- 
telten Merimale zuOriffb Algerien, das über signifikante ErdOfaessouroen vcrfllgt 
nndi der i t t f iiii a t^gH^wii» nicht mehr Sei ffl f fnwr miUttSriadier I nteffve n ttowen 
durch Qrofiralchte war. Das algerische Regfane acheint aber, wie oben ermittelt, 
nach Jahren des DBigBilLri^Bs das slastiidie Gewahmonopol insoweit wiedererlangt 
zu haben, ab es mittlerweile wieder fai der Lage ist. Versuche der Errichtung gegen- 
uDcr QBDi &mbb( amononisr sHCDsnieiismoBe KBPBeasiQD si wocKierBn. ua 
Algerien somit kehie Ausnahme büde^ I w k i l fl i g i^ dieses Fallbeiapiel die fiMrt g BstelllB 

Mit dem Indc erfüllt lediglich eines der als AusnahmeflUe diagnostizierten Lin- 
der nur eines der genamUen Merkmale: Der Irak gehOrt au^nmd seines Olretchtums 
zu den resiourcfinreichiten Lindem der Region. Er war zwar auch zweimal, 1991 

und 2003, das Ol^ekt wesilicfaer Krivflilira« 

ner fiirmalen Unabhingigkeit im Jahre 1932 6st sechzig Jahre von externen Inler- 
veotiooen verschonL Gleichwohl stellt es kaum em echtes wissenschaftliches RItsel 
dar, dass es den miUHrisch hoch überlegenen USA 2003 gelang, das staatliche Ge- 
wahmonopol des Regfanes von Saddam Husum zu a erstflren - wohl aber, dass dies 
nicht schon efaie Folge dessen k a t as t r op h aler N i ede r lage im Krieg 1991 und/oder des 



'"Auch im Sudan, der oben ibQreiizMeniyaBk winde, wird erst seit 1996 ErdOl geOnfeft 
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sich anschließenden Embargos der Vereinten Nationen wv. Auch die Analyse des 
Irak bekräftigt demnach die oboi festgestellte Korrelation. 

Auf fast alle SlMlea des Vonleren Orients wiederum, die Uber ein relativ ausge- 
prlgtes Gewaltmonopol verfügen, trifft keines der beiden oben ermittelten Merkma- 
le 2u: Die Golfttaaten inklusive Irak bis 1991 sowie Libyen'^ und Iran^ sind nicht 
nur ausgesprochen reich an Erdöhessourcen, sondsni waren nach der Unabhängig- 
keit auch nicht mehr Ziel militärischer Interventionen durch internationale oder re- 
gionale Großmächte. Aber selbst etüche der erdOlarmen Staaten des Vorderen Ori- 
ents, die Ober ein relativ ausgeprtgles Gewaltmonopol verfügen, haben andere ihnen 
zur Verflgnng siehende Ressourcen erfi>lgreich in Wert gesetzt, um ihre Ressour- 
cenbasis zu eihOhen: Insbesondere Ägypten, Syrien und Jordanien sind Empftngar 
von im interregionalen Vergleich exofbitant hohen, von aufien eingeworbenen poli- 
tischen Hilfszahlungen erdObeicher Staaten aus der Region und/oder westlicher Ge- . 
ber (siehe Beck/Schlumberger 1999).^' Zwar waren Jordanien, Ägypten und Syrien 
im Rahmen des Seclistagekrieges 1967 Ziel einer militärischen Intervention durch 
Israel, allerdings war diese zeitlich eng begrenzt. Außerdem waren die von Israel er- 
oberten Gebiete (Westjordanland einschließlich Os^enisalem, Gazastreifen, Sinai- 
halbinsel und Golanhöhen) nicht Teil des Zentrums, sondern befimden sich an der 
Peripherie der betrofGBnen Länder.^^ 

Vor dem Hintefgnmd der Diskussion der positiven wie der negativen Fälle 
drtngl es sich daher au( die beklea Faktoren j^ehlen externer Milittrinlerventio- 



Den US-amerikanischai LuftauigrifTen auf Lilien im April 1986 kam die Qualität emp- 
flndlicher Nadelstiche zu, sie stellten die sicherheitspolitische Autonomie des Regimes 
Muammar al-Oaddafis nach Innen aber nicht in Frage, 
^ Der vom CIA 1953 betriebene Sturz des Regimes unter Muhammad Mossadegh blieb un- 
terhalb der Schwelle einer militärischen Intervention. Es ist zum einen zwar fraglich, ob es 
1953 ohne US-amerikanisches Zutun zum poUtiscfaen Sturz des narionslistischea Regimes 
gokonuMn wiii^ zum andcien aber sidit fest, dass iranische Akleuie e nts c h eidend an der 

Beseitigung der Herrschaft Mossadaghs mitwirkten (Bill 1988: Kap. 2). 
^' Dies trifft auch auf die palästinensischen Gebiete zu. In der Tat war der Aufbau eines 
parastaatlichen sicherheitspolitischen Apparates in den 1990er Jahren der Unterstützung 
durch die Gebergemeinschait geschuldet. Dessen partielle Auflösung durch die militärische 
Interventionspolitik Israels ist ebenso wenig ein wissenschaftliches Ritsel wie die ZerrtÖ- 
rung des staatlicfaen Oewahmooopois im Ink durch die USA. Im mgionalen Maßstab ge- 
ring sind hingegen die RentenbeziQge der Regime "nmesiens md Marokkos» das altenlings 
der weltweit größte Phosphatproduaentist 

Nach der Ära der Dekolonisierung war im Nahen Osten bis zum Ende des Ost-Wcst- 
Konflikts außer dem Libanon lediglich Ägypten Ziel einer militärischen Interventionen 
durch regional fremde Großmächte. Aus dem britisch-französischen Angriff 1956 ging Ä- 
gypten aber sogar politisch gestfirkt hervor, weil die USA auf die europäischen Mächte 
massiven dikdomalischen Dnick ausübten, sich von der in Allianz mit Israel eroberten Si- 
naihalbinsel (sowie dem Oazastreifen) wieder vollstlndig zurOckzuziehen (Macher 199S: 
127-132). 
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nen** und JAeMourcenrncfatum** zum Ausgangspunkt einer EfUlrung des im Ver- 
gleicfa zu anderen BntwkkluQgvegionen starker entwickelten itaatltclien Qewah- 
monopob im Vofdeven Orient a Wüllen. 

Bei bekko Merionalen ist es efaiftch, aus der ermittelten Kcmtatk» eine plau- 
sible Hypodwse itaiMten: Jene Staaten des Vofderan OrientB, die nidit das Ziel 
HiiflBF anButBDder. eKtBHDer wiiilitar™^**^**^**^*^^***** waren» nsttan es leicliisr> ^iti 
fiiniffkMiiwfi^iiyiM OcwiltBionopol aiiftiflaiiien, und Gieidias (ilt ftr jene Staaten, die 
in Foim des Bnl51exports oder der Biuwcilmng pofitisGiier Hilfiial i lin i gBU Aber ein 
ve^gleiciisweise hohes Re sao o g cen a i iftnmmen verfügten. Oleidiwoid istdie Pwduk« 
thfilit der ecta Hypotfiese fivglkOi, weil das Veihl^ 
durchaus auch rnngekehrt plausibel «a ü i euiL Staaten mit einem relativ ausgepräg- 
ten Oewakmonopol waren ftr exteme Interventionen unattraktiv, weil diese auf effek- 
tiven Vi^dnitand getraflbn wiren. In der Ttfi deutet bei Jenen StHton des Voideren 
Orients» die nolorisch zun 23el ew t e m e r Interventionen wurden, vieles darauf hin, 
dass diese bereits vor den ext ernen Interventionen schwach waren. So wurde der Li- 
banon -und nidit etwa Syrien oder Ägypten -um das Jahr 19S0 zum Hauptssduni- 
platz des jsraelisch- pallHiiifinsi schBn Konflikts, weil die Regierung in Beirut auf- 
grund ihrer Scfawlcfae nicht ftUg war, die PLO und Israel von hmganhaMenden In- 
terventionen ahnhahan, und der NonQemen - und nicht etwa der hak - wurde in 
den 1960er Jahren zum Schlachtfeld eines Stellvertreterkrieges zwischen Ägypten 
und Saudi- Arsbien, weil der Staat noch nicht konsoUdiert war. Dass in bekien Fillen 
Qie ememen iniw^rBminnBn oen SHaat uno senie TTvH^oiffnsinfniWirnTnn ajooiiviubbiBi- 
zttiten weiter schwicfaten und gleichsam emen s k faei h e i l sp olitischen Teufehdoei»- 
lauf in Gang setzten, ist dabei unbenommen. Gleichwohl bietet sich ftr eine Eridl- 
rung auf der Basis der vorgelegten Befimde eine Konzentration auf die zweite Hypo- 
these an. 

Z>er Bezug externer Rtntm ais gkherheä^foliäscher Stabilisator 
Die Hypothese, dass die Staaten des Vorderen Orients deshalb ein relativ ausgeprfg- 
tes Gewaltmonopol Innehaben, wefl sie fiber em vergleichsweiae hohes Ressouroen- 
auflGommen verfllgeii, fttgt sidi in das Konzq)t vom Ren ti erst aat em (Bebhh 
wi/Luciani 1987). Eine Rente ist ein Einkommen, dem keine Investitkms- oder Ar- 
beitsleistung des EmpfiLngers gegenObentefat, womit Renten gnmdlegend von Loh- 
nen und Gewinnen (oder Profiten) unterschieden sind. Da der daneihafie Bezug von 
Renten nicht von produkttven Remvestttionen ahhBn^l^ stehen sie dem En^pfitaiger 
zur fineien poihiscfaen Verfügung." 

Der nn. Vonknu' Orient gegenflber allen anderen Wehv^iioiien hohe exteme 
Rentenfluss hilft sowohl den empirischen ab auch den normativen BefUnd dieses 
Beitrages zu erkliren. Die Staaten des Vorderen Orients konnten im Veiglekdi zu 



^ Für einen Obcfblick Ober das Rentierstaats-Konzept und die mit ihm verbundenen analyti- 
schen Chanoen und QienMi siehe Beck (2002: 103-161). 
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anderen EntwickhingaregioDen ein relativ ausgepr ä g te s Oewahmonopol aulbauen, 

wefl sie in besondeia ausgepitglan Mdle ab EMöleoqxxteu« ~ oder in 

Form als Bmpfltaiger poüliadier Ramen au^prund hoher Entwidduogahilfinahhmgen 

- Ober veigleichsweiae hohe Staatarinnahmen vcrftgten. Die non^ 

des relativ auageprilg>en OewaiüiMMiuiKJs eridart sich reateatheoff^^ 

der ideattypiacha EMOl-JRaotiflrrtaat nicht und der politiache Rentier hi signifikant 

g[ffimiBffni Ma0.aht dflr ftfl u t mtaal von iwiMir ftwtWiifilMift aHiBngf , 

Durch einen hohen Zufluss externer Renten wird die Entstehung eines Staates 
gefördert, der m den Sacfabereichen Sichertieit und Herrsduift relativ hohe KontroU- 
k a p a zitlten entwickelt Sicheiheitspolitisch kommt dies der Gesellschaft zwar zu 
Oute, herrschaftspolitisch werden dadurch aber autoritäre Strukturen gefiMert, die 
sowohl Partizipatk» ab aiicfa rechenschaftspflichtiges Regienn blockiefen. Gleich- 
zeitig ist au^pmd der fiden Diaponibilillt der Remenehdoommea die Ferfoimanz 
des SUurtes im Sachbereich WohlÄhrt schwach, weil der fehlende Zwang zu Investi- 
tiooen der von aufien einflieBenden Renten dazu fldut, dass audi nach innen eine 
Ökonomie entsteht, die auf dem Erwert) , und der Verteihmg von Renten basiert 
Selbst un Krisenfidl, dJt bd shikenden Renten, whd der Staat nur un Exli^^ 
dem AuflNUi ehier produktiven Ökonomie reagierBn, un Nonnalfidl aber die Renten- 
emkonunen zu steigern versuchen und/oder mit Austeritatspolitiken reagierten. Dies 
eikUit sich damit, dass ehie vom Staat unabhängige, produktive Ökonomie, die efaie 
Alternative weisen kOmtfe, in der Periode hoher RentenflOsse nicht entstehen konnte 
(Scfamid/Pawelka 1990). Die rebtiv hohe sicherliettspolitische PerfiMr msnz des Staa- 
tes im Vorderen Orient korrespondiert demnach mit aus g eprägter Inkompetenz hi 
den Sadibereichen Herrschaft und Wohlfidnt 

S.Fteit 

Der vertilgende Beitrag hat die These entfidtet, dass der Staat hn Vorderen Orient m 
emem doppehen Shme em relativ ausgeprägtes Gewahmonopol mnehat Zum ehien 
ist die sicherfaettspolitiache Situation in weiten Teilen des Vorderen Orients zu ei- 
nem wesentlich geringeren Grad als in vielen anderen Entwicklungsregkmen durch 
eine Privatisierung von Gewalt gekennzei c h net Zum anderen weist der Staat mi 
Vorderen Orient hn Sachbereich Sichertieit eme sehr viel hohem tafinnan^ 
m den BeroiGhen Hemchaft und Wohlfihit^ wo es zur HenmsbilduQg inflexibbr, 
autoritirer Strukturen bzw. zur fawflRzienten AUokatkm knapper Ressourcen konunt 
Der empirische Gehalt der These wurde durch eine normative Dimension ergflnzt: 
Au%rund der autoritären Strukturen im Vorderen Orient wurde dem relativ ausge- 
prffgten Gewahmonopol hn Vofderen Orient eine normative Ambivalenz ziige- 
schrieben: Der starke Staat gewahrt zwar Sicherheit, deren Produktion aber tenden- 
ziell von Willklinnafliiahmen begleitet wird. 

Die These vom retathf auageprlgten Gewaltmooopol des Staates im Vorderen 
Orient wurde durch die Diskussion einiger RinffdirW "k^?ü g*" und mutmaBlich ab- 
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weichender FiOe qualifiziat Dabei eigab sidi erstens, dass der vom Staat nicht 
konbnoUiflrte Bhuati! von Gewalt in nMit^ÜBniflichan Dereich die Theae von lelativ 
ansgigyHgten OewillBionopol inioftni nidit efaischrtnlo^ all dor Staat in Vorderai 
Orient prinir die KonliQlle Ober hmen Skheriwk 

eUen Sdratz seiner BUfipBr und BOtgsi innen vor SiclieriieilBbedraliungiBn in Rslunen 
padriarchaliscber Ordnungen. Zweitens ist der Staat in Vonleten Orient - wie in an- 
deren EntwicIchingsregioDen auch - in den Zentren in hOheran MaBe prBsent als in 
der Peripherie. Insofern er aber in der Lage ist, die dauerhafte Beaetzung sicher- 
heitipoiitiiciier Rinne durch .andere Aldeure zn veihlndeni bzw. durdi Repression 
«hwndihmn en, w i de np i i c h t dieses Fialdnn der Hwse von rebdv ausgeprägten Ge- 
waltnonopol nicht Drittens ist zn Beginn des 21. Jahifaunderta die Herausforderuug 
durch den nilltanlen Ishinisnus in Pom von Attentaten zwar besonders virulent. 
Dnü der Iihmiannis aber zu Miltefai des Tenorianus greift, ist paradoxerweiae ge- 
rade ein hidiz ftr das rdativ ariigBprtgte staatliche Oewaltmonopol, dem die daner- 
lüfte Beaetznng autt noner aidiertieityoHtiacher Rinne jensefts zantralstaadidier 
Kontrolle gelingt durch dieses Mittel gerade nicht In Zusammenhang mit der pro- 
noocierten Teilhabe des Vorderen Orients an der Gkihnlisienmg hn Bereich Sidier- 
heit (|ua transnafionalcn Terrorisnns haben aufgrund der Reaktionen der USA eitd- 
ge ssnann oes voraeren uneon zwar jouveraniiaisenoopen ninnennien müssen, 
diese wurden äber dnrdi die Chance kompensiert, Repression gegenOber islanisti- 
adien QppoaitionignipiiienMigBtt als Antiterrotpriitik zu l^itinlewn. 

Die Diskussion potentieller Ausnahmen hat ergeben, dass es msgesamt nur fltaf 
Filte gibt ~AW»«"i«»«"»hik seit 2003, der Jemen, 

eindeut^ aU abweichende Pilk von der These des relativ ausgeprfglen Gewähnt 
nopob fan Voideren Orient gehen kOmen. Die Diskusskm der abweichenden FUle 
erivadMe gleichzeitig weitere Indizien ihr die GOttigloeit der noim^ 
in jenen UbKlem des Vorderen Orients, in. denen kehl zentralstaatliches Gewahmo- 
nopol existiert, setzen sich tendenziell p ar a s taatliche Akteure durch, deren Ausmaß 
an WOIkOr kaum hoher, eher aogar geringer ist ala Jenea des Zentralstaales, weil sie 
s Hi k eien L^ itinaf ionszwlngwi vor Ort mterUegen. 

Aufder Basis der Diskusskm der potentiell abweichenden Pille wurden induktiv 
zwei a nwfchmrei che Kand i rtaiwn efaier Eridlrang dea relativ ausgeprägten Gewah- 
n o n opols in Vorderen Orient ermittelt: nPelilen externer Mmurinteivenlionen'* und 
JHessouroenreichtmn**. Da beun ersten FÜdor festgestellt wurde, dass sich die Frage 
nach Ursache und Wnkung schwerlich klaren liest, wurde lediglich der zweite Kan- 
didat ftr die Suche nach ehier EiklSrung weiterverfolgt Dabei konnte gezeigt wer- 
den, dasa sich der Flddor wReaso ur ce m e i c h t um ** theoretisch n das Rentierstaats- 
Konzept ehiftlgen lisst, dessen Mastiiche Hypothesen sich auf die Sachbereiche 
Hemchnft und Wohlfthrt bezidienr Der Rentierstaat eittwickelt autoritSre Herr* 
schiftaatmkturen und hieflBziente AUokationsniechaniamen. Die rehttiv höhn 
aiclieriieitapolitisGhen KoatroOkapazUllen dea Stntes crschemen vor dem Hmter- 
gnmd des Rentierstaats-Konzepts als Abfeilprodukt der Herausbildung autoritärer 
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Stnikturan imd des Aufixuis einer staatlich dominieften RentenOkonomie. Die meis- 
ten Bürger und Bürgerinnen im Vorderen Orient müssen sich demnach die vom 
Staat bereitgestellten Leistungen im Sachbereich Sicherheit teuer erkaufen, nämlich 
im Sachbereich HerrMhaft durch geringe Partiaaprtionschencen und im Sachbeieich 
Wohlfiüut durch eine unproduktive Ökonomie. 
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lanere Sickerheit im arabisckeB Kernstaaten - 
Die isbmistische Heraosfordeiiiiig 

Henner Fürtig 
LBtetoUng 

Ende der 1960er Jahre hat der blamismus damit begmea, in die arabische Welt 
importierte „•••inM" (Natfonalismus» Sozialismus» Kommunismus, Uberalismus 
usw.) als legitimiefeiide Ideologie fUr Aktionen und Haltungen gegen bestehende 
Ordnungssysteme abzulösen. TVotzdem blieb es ihm bisher - mit partieller Ausnah- 
me Sudans - m allen arabischen Lindem verwehrt, von der oppositionellen zur 
slaalstragenden Ideologie zu weiden. Islamistische MacfatObemafamen gelangen en- 
tens meist hi nichlmbiscfaen Undem, zweüens sehen und blieben drittens -bis auf 
die Ausnahme der MyiarfiiMi Rqndjlik fran- kmzkbig (Talibanr^gime fai Afgha- 

ttislBl). 

Vor diesem Hintergnmd stellt sich generell die Frage, ob der Islamismus im 
Kontext gegenwärtiger arabischer Herrschaftsstrukturen flberfaaupt Ober das - ihm 
hflufig routinemäßig zugeschriebene - destabilisierende und revolutionäre Potential 
verfügt, ob es möglicherweise zu einem bestimmten Zeitpunkt oder in einem be- 
stimmten Zeitraum bestand, aber seinen Zenith Oberschritten hat, oder ob - unter 
Bertlcksichtigung langer historischer Entwicklungsschritte - die „Zukunft noch vor 
ihm Uegt^. Die Fmage Usat sich kaum beantworten, bevor erioennbar wird, von wel- 
chem Jshunisnwu^ flberiunipt (fie Rede ist DiffennzieruQg inneriialb des bfaunis- 
mus wird tlberdies zur Voraussetzung jeglicher Untersuchung des Verhältnisses 
zwischen Islamismus und innerer Sicherheit. Letztere erfordert zwingend die Unter- 
scheidung von Islamismus und Terror. Zwischen beiden bestehen zweifellos Ver- 
bindungen, allerdings in einem hierarchischen, vertikalen Ordnungsverhältnis. 

Die flbergrofie Mehrheit islamistischer Ideologen und Organisationen strebt zwar 
die Errichtung einer „islamischen Ordnung (al-nizam al-islami)'' an, aber auf evolu- 
tionär-gewaltlosem und nicht auf revolutionär-gewaltsamem Weg. Gemäß des Credos 
der Mutterorganisation des Islamismus, der ägyptischen Muslimbruderschaft, liegt 
der Schlüssel des Erfolgs in Erziehung, Bildung und Überzeugung; die Etablierung 
der islamischen Ordnung setzt mithin zwingend die Schaffung einer „islamischen 
Gesellschaft (al-jami*a al-islamiyay* mit erzieherischen Mittebi voraus. Es sind im 
wesentlichen radikale Abspaltungen von der Muttcrorganisation, denen Geduld und 
Augenmaß für den evolutionären Weg fehlten, die auf Gewalt und Terror setzten, 
um die „islamische Ordnung'* sofort zu errichten und notfalls auch herbeizubomben. 
Dieser extremistische Isfannismus steht hn Folgenden im Mittelpunkt, weil er - im 
Vergleich mit anderen HerausfiMrdenmgen und GefilhrdungsMtoren - in den meisten 
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anbisciMii Lflndeni unstrittig die dgentüche Qefidur fUr die inoere Sidieriieit dar- 
stellt 

Die Definitioo von Jmierer Sidwriieil" bringt es zudem mit sich, dass der Isla- 
mismus nur in seiner gewaMMnilen Variante als UntersuciningiigBgBiisiaml henn- 
gMogen worden kann. Wenn „innere Sicberiieitf* im wesentlidien b edeute^ dass 
«der Staat seine Blliger vor ofgnisiflrter phyaisclier Qewak zn sdiOlaen (...) ver- 
mag,"* kann der Islamismus als Ideologie und poUtiscIie Bewegung nicht gemeint 
sein. Im arabischen U nt e rs nc hung s i i u m sind daiflber hinaus noch min de rtw is 
Besonderiieften zu beachten, die die HcrangfJiensweise gifundlegcnd beeinflnsswi. 

Zum ersten bealefat das Problem im Grundsatz hier nicfat in einem Staat, der un- 

ii M MUMi Sicheriieit — <^i>™i"T i n nfHi Mit Ausnahme des mflglichtn Simdf ff ^ftf Irak 
tritt in Nofdaftika und iu Nahen Oitsn das andsmoits snMhflMnd 91 beobndttsnde 
Phänomen des fi<«**f— » i Mh oder des «fidled state^ nicht taf. Im G ege n t ei l, den 
Staat« zrichoett eher stsrioe ZsotralisiewngstendBBBBn aos^ vcriMuden wiit deoi 
Beslrsbeu emer mft^hchst omnipritoentsn Purchdringung^Kontrolle der Gesellschaft 
(Jbig brottiei''-Syndrom). 

2^um zweiten handdlt es sidi aidem in ke i nem Fall um einen Staat, an den sdne 
Bthgeranfdeniokra ti schem Weg das Gewaltnwno|M)l delegiert haben. Seine Schutz- 
fimkdon, nddusiver dsr Gewihrieistung hmsnr Siefaeriwit, basiert also nkfat auf 
dem Konsens mk den bzw. der Zustimmung der zu Schnizenden. Der Staat existiert 

toder RmoI -ndienr seinen Bürgern. ^ fc er aaiert weitaehend miaMianoitf von 
ihnfflii Br ist primflr auf seinen eigBOBB Briudt fokusslsrt und hlk es bei ent^^r^ 
cnenoem innwen uno nunerai ixuck— msweuen rar a^gBBelg^ aicn seme ransmip' 
befschtjgwffg durch die Bthger fttmal bestttlgen zu lassen. Nidit setten stehen sidi 
Staat und Gesellscfaaft aber auch unverAnUch gsgentlher. In jedem Fall bedeutet 
Gewihrleistnng der hneren Sicherhek in diesem Kontext auch fanmer Schutz für 
den flutoritIrBtt Staat und Ps^petuiecui^^ der undeuokratischen HsRschaftsvBririttt* 
nisse. Diese Ambivalenz beefaiflnsst selbstveisttadlich auch die Beantwortung der 
Flng^ ob und inwiewek der eztremistische Islamismus die innere Sicheriieit in an- 
bischen IJndem beeiuUlrfatigt Gefthrdet er also nur die Sicheriieit des Staates und 
nicht die der OeseUschaft oder triffi gtaau das Gegenteil zu? Es darf jedenfidls nldtt 
^^f^^«M» |y^ ^feyffn aui^i^angiHi iwffdenj, dast er die SIcfaeriieit beider ghiehsnuaBen 
be e lulild gt^ti Die AionhMing bestimmter Perspektiven zelgi^^Rste Lflsungsansltze 
ftkr dieses Dilemma. 

Wenn m ehier schematisierten Zuonhnmg «Sicheriieit als Ofifentlichestollektives 
Gutf mit einer Pecspektive „von umenl", Jnnere Sicheriieil^ mit enier Per sp ek ti ve 
nvon oben^ und JntematkMiale Sicherirnttkoopentfon" mit ekier Perspektive „von 
auBen** assoziiert wild, bedM«t das <fo Einschrtbikung des Analysefekles ^ 
Penpektive „von oben**. Jnnera Skbähek" bedeutet jetzt also das Bestreben des 
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Staates, sich gegen oigmusieftB physische Gewalt zu behaupten, wobei zunächst 
zweitmigjlg bkibt, ob der Staat demokratisdi verfi^st ist oder nicht Mit dieser not- 
wendigen EinscfariniaiQg ftOt auch die Auswahl arabischer Reftranzbeispiele leichter. 

A ttfi ne chte riialtnag inienr Sieheifaeit ünpliziert in Ägypten und Saudi-Arabien 
zweifidloa die Bewahrung repressiver Herrschaftsmechaniänen. Die „islamistische 
Gefidu^ betrifft somit das Fortbestehen undcmokratischer Hemchaftsstrukturen und 
ist - zummdest in der Propaganda der Terroristen - nicht gegen die physische Si- 
cMieit deijenigen geridHet, in deren Namen sie zu handefai vorgibt Ishunische 
Extremisten bdumptan, die bestdienden Stnilcturai und ihre physischen Vertreter, 
die ihrer Vision eines islamisdicn Staates im Wege stehen, m bekämpfen und dar- 
Qber hmaus tKaichliche oder venneintliche westlicfae Hinlenninner kemesfiüls je- 
doch die eigenen Glanbensbrflder, Die Konzentration auf die Perspeictive „von 
oben" erlaubt JedenfeUs den Verzicfat auf eine jaoaMtdutf* Bewertung bzw. den 
stetigen Verweis auf den ambivalenten Charalder von uuMier Sicheriieit hi undemo- 
kratischsn Staaten. In dem angsföhrten Raster fiele mithhi die Flrage, ob und faiwie- 
weit der Extremismus unter den votfaenschenden kulturellen, konfessioneUen, poli- 
tiscfaen und sozialen Prtignngen bzw. Traditionen Ägyptens und Saudi-Arabiens von 
der Mdnheit der BevOIkenmg QbeAaupt als Beeintrichtigung ihrer SIdieffaeit 
wahrgenommen wird» in das Analyaefeld „SiGteheit als Offiaatliches/koUektives 
Gul^, dJL die Perspelttive „von unlen". 

Die Wahl Ägyiptens und Saudt-Arabiens fuflt aber noch auf anderen GrQndsn: 
Ägypten beheibe^gt die grOflIe BevIMkeruiig aller arelnaefaen li^^ 
Region als gesdiicfatatricfatiger Mittelpunkt und Treodsetter der vabischen Weh. 
Saudi-Arabien vecillgt dagegen Ober dfe g^OBten finanziellen Ressourcen und zeleb- 
riert sich gleichzeitig als Ausgangspunkt und Bewahrer der verbmdenden islami- 
schen Religion. Die Auswahl der Beispiele gewumt auch dadurch an Attraktivität, 
weil die Aktivitgten des islamistischen Untergrundes m Ägypten - von emem hohen 
Niveau ffiiiigifthfnd — abaafamen, wlhrend sie in Saudi-Arabien, zunindeit auf den 
ersten Blick, von der ftktiscJien NIdilexistenz Ms in die 1990er Jahre, nadi dem 
1 1.9. wdnmatiicfar zunahmen. 

2. Ägypten 

Parallel zu seiner herausragenden Stellung in der arabischen Welt, gehört Ägypten 
auch zu den UrspnmgaÜndein des Reformislam, der zu den Quellen des Islamismus 
zihtt Es war Ägypten» wo die verheerende Niederlage der Mamelucken gegen Na- 
poleon BonapaitB in der Schlacht bei den Pyramiden (179g) das Oberlegenheitsge- 
filhl der Muslüne - weil aus ihrer Sicht der finalen Offenbarung teilhaftig - nachhal- 
tig erschotterte. Schon damals gehörten die muslimischen Studenten der Kairoer al- 
Azhar-Universitflt zu den hartnäckigsten Gegnem der napoleonischen Eroberer 
(Lttbben/Fawzi 2000: 279). Ihr Widerstand war aber - genau wie der der regieren- 
den Mamelucken - zu adiwadi, um den jetzt bäumenden Vorstoß des Westens in 
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die ishunische Welt ai vcriiiildQnii, der sdiUeBlidi in PttmiiMnz. AinfrfCIndGniQg und 
Unterdiilckung mOndete. Des UnvermOgeii, den Westen in die Sdirmken zu weisen, 
ventMte das Geftthl einer „verioehiten Welt** Niclit zum ersten Mal in der islani- 
schen Gesdncfate rief diese ^^Anomalie** Reformer auf den Plan: ägyptiscfae Oelefarte 
wie Muhammad Abduh (1849-1903) oder der m Kairo wiriunde Utianese Raschid 
Rida (1865-1935) sahen die Ursache des Zurtickbfeibens nicht in ihrer Religion, 
soodem m doron fidscher iDtaupvetalion* Bs ^elie^ TBPfn Idam der „fl^ommen Vorfidi* 
len** (al-«alaf al-salih, daher Bezeichnung al-sakfiya) zuittckzukehren, um Abhln- 
gjgkeit und Unteroidming gegenober dem Westen zu überwinden. Abduh und Rida 
machten die Schwache des Islam in seiner Entanung, im Beharren auf flberiebler 
Thaiition aus. Sie sahen m der OberiqBBnheit des Westens ehe Ifa n M s fi ^ für 
den Islam, die nnatOrliche Ordnungf* durah Modemisienmg und Nutzung von Wis- 
senadiaft und Technik wiederiMmisldlen* Re fi M u ef wwbb dwr nidit nnr Mtaner 
des Ohmbens; Muhammad Abduh gehörte zu den wichti gs ten Impulsgebeni Ar den 
antikploniaten Unbi-Aufitand in seiner Hefanat (1879-1882). 

Die — insbesondeve nadi dem Zerfidl dea OsmanisGhen Rndiea — mk dem Kolo- 
nfailismua einhergehende Neuofdoung des anbischen Raums nach nationalstaatli- 
chen P rinzip ien fOhrte per Saldo zu einem nadbdnltigni Wedisel im Wesen des anti- 
kolonfaden Kampfes. Vordringliches Ziel war jetzt mcfat mehr die Befiehmg der is- 
hunischen (Welt)gemeinde (umma), sondern das AbachUttefai der Fkemdhemchaft m 
einem von eben Jener ficniden Madit umnsaenen Tetiiturnun. Die Jähradmte bis 
zmn Eirnchen der staatlichen Souverlnitit sahen «f^fM^K dier einen ttatiomiätn, als 
einen islamischen Befieiungskampf DerNationalisnnis wurde jedenfiüls zur beherr- 
schenden Ideologie der Emanzipationsbewegung. Auch m Ägypten nalnn der Natio- 
nalismus eme exemplarische Eatwiddung (m^Partei, MgloMrtei u4l). Gleich- 
seitig kristallisierte sich hier tbct auch eine wichtige Ausnahme heraus. 

So wirkte hi den 1920er Jahren eine Vielzahl von Verahwn an der Fortführung 
der islamiachen Erneuerung. Gruppen wie der ^Verein Mnslimischer Junger Minner 
(fim *iyat aMmban d-käuUmiHT verstMiden skh ab Erben Muhanunad Abduhs 
und semes Zeitgenossen Jamal ad4>in al-A%hanis, indem sie sich dem Ziel ver- 
schrieben, ihre GlaubensbfUder mit erzieherischen Mitteln in die Lage zu ve rs etzen, 
sich aus der Misere zu beMeo. Das Wirken dieser Verehie bereitete den Boden für 
das Entstehen der MusIhnbradenGfaaft (Lflbben/Fawzi 2000: 279X die 1928 von 
dem OrandschuUehrer (sie!) Hassn al-Banna ki Isma'iliya gegründet wurde. Al- 
Banna ging einen entscheidenden Schritt weiter, als die bisherigen Reformer Rück- 
kehr zum Ursprung des Glanbens bedeutete ftr ihn auch Oberwindung der Trennung 
von politischer und religiöser Macht Sowohl Staat als aoch Qeaenschaft mllssten 
wieder unter die Kjoptwrfle Gottes g eb f ic fa t werden» Nur dadurch werde es mBglich, 
religkSse Erneuerung und überftUige soziale Reformen mitefaiander zu verbinden. 
Am Ende dieser Emwicklimg stehe ein „ishmiiachna System (al-nizam al-ishuni)** 
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Mit der Zielstellung eines ngnecliteii imd cfdillraii islamischen SyMemi** achon 
im Diesseits Obencliritt al-Bamia die Orenze von der Religioii zur Ideologie: die 
Qelmrtsitiinde des Uamismiis. Jetzt Inonte sich der islimisclie Refixnidiskiin. Bin 
Teil rfldde wBÜeriiin die Bmeuemog und VinUsismog der ReljgioB Id den Mittel- 
punk^ wlhwnd ftr den dmdi die MusUmbradenchaft verioOtperten TtH Refbnn des 
Islun ndh inmirr und untrennbar Refbnn seines gesellsdiiftlichen UwiiMds war. 
Ini Sinoe der eingangs postulierten Fngesleliung stellt der luletil genannte Tefl in 
VoidefgniBd. 

Weil er die geflttudele islamiadie Identität zu bewahren versprach und gleichzei- 
tig f&r ehie Verflnderung der bestehenden Verfaihnisse eintrat, besaß der Islamismus 
eil eriwbliches politisches Potential bi den 1930er und 1940er Jahren wurde die 
MusUndMudsrsGiMft fai Ägypten zu efaier Massenbewegung, nach dem 2. WeMorieg 
bnÜelB sie sich fiot in der g e sam te n arsbiscfaen Wdt aus und überstand auch die 
Ermofthmg ihres QfOnders am 122.1949. Sie war jedenfiüls so staric, dass die FOh- 
ver des njtinnalistischen Un tei gmn ds (fide OffiziereX nach der Devise: dsr Fehid 
mrinm Feindes ist mehi Freund handelnd, den Kontakt zur M^ !ffHf" f?T ^ ' 4 pff'r * *^^ 
suchten. Die Revohilion vom JuH 1952, die Abschaflftmg der MoMrefaie und die 
Ausnifimg der Repoblik Ägypten geschahm Jedenflills mit Zusthnmung und Unter- 
stfltzung der Muslimbraderschaft. Nachdem mit dem Ende der britischen Fremd- 
hemofaall das gemefaisame Sei ahhanrtm gekommen war, entzweiten sich MiisUm- 
brOder und NatknaUstenjedodi. Die an die Macht g ^^mim«! ! „Freien Offiziere" 
unter dem bekennenden panarabiachen Natkmalisten Jamal Abd al-Nasir (Gamal 
Abdel Naiaer) ituUfftwi loehie oigsnisiertB ideologisdie Kookunenz vom Rang der 
Mwf Ihwtfr iHl f nir h tft * 

Der hn gklGhea Jshr aD die Spitze der NAislfanbrudenchaft gerückte Hasan al- 
Hudafiri stand vor einer schw ere n EntsdieiduQg. Sollte er den Nationalisten kämpf* 
k» das Pekl überisssen? Das fan Vorjahr (I9S1) angencmimene Statut der Bnider- 
sdiaft lieft GewahinweBduQg zu, aber mir unter bestimmten Umstünden. Der Bil- 
dungs- und Erzieimngsgedanke stand jedenfiüls auch bei al-Hudaibi weüeriün efai- 
dentig fall Voide^gn m dBr Stelita ehiessehier Bücher sogar unler den p rogr amma ti^ 
acoeB Ji hbi ijneu^BBTf mcDK Kicnmn udq wanom sicn oarm venemeoK gegen oen 
MAnstsnsdi von O ewehd m gste statt AigpmHiitsn.''' Jüngere htaUmlifüder wollten 
ihm darin jedoch oidit wwffimiftiiTh fiiitf fi^gon. Nassen Nationülisonis ersdiien 
ihnen genanso vecwaiflich» wie westliehe Fkemdhenadialt Ob ea 1954 latsüchlich 

wuBD IMORmwIBGIIhK OST MnUllUIUIIlUBlBIJUBD HU FNHNs BBHBDOD OBL UHOUH iDIHIin* 

ten (Hunter 198$: 30X Immeffafai wurde die BniderMhaft mit dieser Begründung 
umgehend veiboten, ihre Miti^leder verfolgte Uve Führer eingdoerioert oder hloge- 
richtet (Abd alOadfrAnda, 1955). 



^ Al-Hayat (London), 19.5.1999: Die Julirevolution und die Muslimbrüder in Ägypten 
(anb.). 

* Akhli«ai-Yauma^X14.1.19Ü9:Plediger,okfatIUchler(»*.). 
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Die RfiprasskNieii ließeo mmier meiir MiBÜmbrOder an der Richtigkeit des fried- 
licfaen Weges zweifeln. Ihr Woftfthrer wmde der 1966 von Nasser hingericlitale 
Sayyid Qiitf»» der in idiwiii HanpCwak „W^gvekfaeor (laa'aliBi fi'l-lHiq) die Ge- 
genwHt ndt der «Baibarai* (jahiliya) vor dem Wifkea MhhMmmiriB vagliclMii hit- 
te. Zu dem Überwindung eitybrte er alte Mittel ftrlegtt^ 
somit den Beginn eines Schismas tan Mamtiumis Dte M u tterotg s nisation der Mus- 
limbniderKhaft hielt an ihrem Erziehungsideal fest, wahrend sich in den Folgejah- 
ren immer mdur extremistisdie Gruppen ab^Mdlelen, dte SiQfyid QutfM Credo folg- 
ten. Dte ente bedeutendere dieser Onippjetungen, dte wGeseUsdiafi zur Exloommu- 
nizienmg und zum Auszug" (janii*a akakfir wa'l-hifiaX fennieite sich niefat von 
ungettr 1968, find ste doch oach dem Debakel des arabiadien Nattemdiimiis' im 
SeclistagQkrieg von 1967 auf ein ä h w a rt eode s» Jedoch nicht feindltehes UmfekL 
. Nadi JäfanD der Separieraog griff dte O^gmisalion iddteBlich n TeRomielliodBn 
und ennoidete 1977 den damaligen wo^Mfaiister Muhammad al-Dhahalri (FOrtig 
1993: 234). Der Gegenschlag der Regierung zerstörte dte Oiganisation Ms auf Ru- 
dimente, andere Qiuppen traten jedoch an ihre Stelle. 

Mit dem Tod Nassers, 1970, schien der personifizierte Ha u ptfe in d des Islamts- 
mus hl Ägypten ans dem Wog gertnmt and dte vom Nattenalismus enttäuschten 
Massen aufhahmebereiter ftr neue bzw. revitaBsierte Ideologien wte den Islamismus 
zu sein* btemiateoi eiliieitan sber audi von unveiAofiter Seite UntarsliltziB^r der 
AmtsnarJifblgsr Nassere, Anwar al-Sadat, macte keinen Helil ms seiDer AMehl, 
mit dem psotoBodaliitiaGbett )]iaiionali8ffliis aeinea ^^oigbigBcs zu biodien, und 
Ägypten imkifffffiv f dem weatfidien Lager ^ i B ^ |tiiyf n, Um nnaalv gogen dte piriiti- 
Bvnffn uno soznuen iia&sr oes SQrSiems sffweii /umsvoiHamen vosnenen zu Bonnen, 
versidierte er ddi der UDteMHIttUQg deiiJenigen Kfflfta^ ^He Nasser nnlordrtldtt halle 
" dte Islamisten, ff iiat Intgiiain, dfft tfattfriifHi ah w MitwffiHttif ^^ t«vi ftthtiitfisdi zii 

OQBHGUOBDi BB OTlIBIBQr wmUOf QBHBDBuBKvBD OPIBQQB Bl uBv QVHBHUNfll HHIBIIKIB 

g qpfg g l Mi igypiiadien Oeackidile. Bt endieB fthraMte Mosümfarllder ans der Ifaft 
umi gifirti i fff^iff and ein H dte RBddoehr aus dem ExiL Allerdings vermied Sadat eine 
Uare Fiiieim« ihres joitelteGlNn SMus' (Plk^ 

^^la flbi^BttadisaBVHr crwtea sidt jadodt dia BEnurtigong tstamutiscliBr T^midemen 
an den Uttive iBltH B n und Ifoc h s chute n. Ificfat zu unrecht galt der ak a d e mis d i e Bo» 
reidi ab S^viqgqnall UidoBr, sowte t»f**»« * *g Ideen und dganisationen. Mit 
^altertiOchstei^' UulB i stlltiM UgbiktetensicfasnderUniversilltK^ 
ten Jslamiaclien Qrappen (aHaM*at al-islamfyar» dte Sayyid Quib zum I^ 
ben mid dte sofertigD ElabÜerang dm fTlintifffrwi Staatea ftvdertan. 1974 überfielen 
yoNia'ai^MitgUeder einen FOUzeiposlen im Kairoer StaddeO HdiopoUs, der Vorfell 
blieb aber Episode. Der Mehifaeit der Islamislen war das Wohlwollen des Staates 
vtel zu wichtig, um es durch Tenor zu venptelen. Trotzdem wite der jugendUche 
Alodonianiiia dvy^asffVtf nMilsni^ so aoilscton^ dM 
ren zar stlri a te n Knft unter der S tu de n tens chaft wurden und 1976, sowte hn Folge- 
jahr, dte Wahlen zur zentrekn Studentenunten dm Landm gewannen (Kepel 19S4: 
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129>144). MusliniibnKfenGli^ und Jama'at waren sich in ihren Forderungen in die- 
sen icfrorannBn Jahm idir ttmlich. Ab 1976 durfte die Zeitung der Bruderschaft 
(ai-DnSva) wieder eracheinen; sie wunle von einer FOlle «ndenr Publikationen flan- 
kiert, die sidi mehilieitlicli «if Snyyld Quib beriefen und eine sofortige Iskunisie- 
lung des Slattes und sdner Politik finderien. in das Zentrum der Wünsche rOckie 
die umgebende Binfllbrung der skart'a als alleiniger Quelle der Rechtsprechung. 
Sndat rea^ertie dsiauf 1980 mit dner VerftssuqgsSnderung, die die shari'a als 
HauptqneUe der Rechtsprechung bezeichnete, und die weiteihin verfügte, dass kein 
agyptisdies Oeaetz hn Widesspruch zur shari'a stehen dürfe (Forstner 1988: 392-3). 
Damit kmntt er dtti fimdamealalen Wandel in sehiem Veriilhnis zu den Islamisten 
Jedoch nicht mehr lückgVngig machen. 

Ab Nfine der 1970er Jahre bekam die vor allem jugendliche Anhängerschaft der 
Jama'at ^blamfya die Auswirkungen der wirtschaftlichen Liberalisierungspolitik 
Sadats besooden negativ zu qMrai. Es benicherte sich ehie kleine Schicht von 
Spekulanten (flt catsX die Mehrheit der Bevölkerung ghg leer aus. Entscheidend Ahr 

^ fif{mtiMm£«nm«i»Ki»iiti£ war ah<ir Aam TWtrrfv« Priteiitonten, Prittden mit f a- 

rael zu sdiUefieo. Sebe Reise nadi Jenisalem fan November 1 977, die Friedensver- 
handlungen in Camp Davki fan September 1978 undderAbschhiss eines Igyptiach- 
isneUscfaen FriedensveMngi hn Mfez 1979 erschien denymnff'of-MilgUedeni als 
Vertat bzw. fareparabkr Vertranensbiuch. Über die richtige Reaktkn darauf ent- 
zweiten sich dieyomaVtf d^/om^ Ab besonders unversOhnlidi gerierte 
Gruppe, die sich 1978 unter dem Namen Jslamischer Heiliger Krieg (al-jihad al- 
ishuniy abspaltete. Dur Führer, der Kahoer Elektriker Abd al-Sahun Fany, eridirte 
schien Anhingem aus den Elendsviertefai Shobn und Bulij, dass alle Versudw, den 
Staat auf fiMUcfaem Wieg zu Abkehr von der Baitarei Qahüiyn) hn aUgemefaien 
und vom VersOhmmpknrs mit Israel hn besonderen abzubringen, geec h e H e rt seien; 
mhiim müsse sich nun der Staat todem. Der eher studentische Kern ä&tjama 'ai al' 
iglamfya tM» die. Ansicht z«rar grundsitzlich, sehie Wortftihrer N^lb Ibrslrim 
Abdallah Sayykl und Karam Zuhdi, wollten allerdhigs nicht ausschlteMteh auf Ge- 
waft setzen. Unterscfanwdlig spidte auch der Düidoel eme 
aus den Kahoer Shnns untennordnen. Fo Vieh gfaig Fang schien eigBoen Wog: 
KhalM aMdanMi, ehi junger Offizier aus sehier Zelle, ermorde 
wllraidehierMililüqNnMleamd.10.1981 (Kepel 1984: 193-205). 

Hnsni Mubarak, Sadats Nachft^lger, ging mit aller HIrte gegen die Attentater 
vor. Sie wurden bb Ende 1982 ausnahmslos hingerichtet Führer der Jama'at 
islanfya, wie AbdaUah Sayyid und Karam Zuhdi, wurden der Mitwisserschaft be- 
zichtigt und zu jebfnshtgwr Haft verurteilt Außerdem endete der wSchmusekurs" 
mitblamistenjegUdier OMleur abrupt, auch mit der Musln^ Mubaraks 
Kurs des ^entweder - odei^ zwang die MusUmbruderschaft nachzuweisen, dass sie 
Ideen und Methoden der Verschwörer fernstand. Sie distanzierte sich Ofifontlich und 
wiederiiott von der Qewahanwendung als Mittel des politischen Kämpfte (KhaUd 
1985: 117). Gleichzeitig rückte sie m ihrer Propaganda schrittweise von der Foide- 
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nmg nach der lofiMtlgieo und inmiigeMhi^^ Sie kon- 

zedierte fllr die Elfeiclinng dieses Zielt einen tt^ 

und demolntisdien Refiirnien iwielle von BlutveiigieBcn. Die Mehrteit der Agyptnr 
^f y l rtlf ^ ^ f img j^^i^j p q f4ff ff%! ffi uud sowohl ihr Handebi als auch das gpitigp 
Recfalssyslan seien bereits weitgehend von der jAor/'a geprägt Der FQhrar der Bni- 
derK ha ft ; *llDur at Tilmliaiii, ver l e g t e aidi auf F o r d er un gen lUMh einen ^friedli- 
chen Dialog, geduldigem Vorgehen und nadi der Kiaft dea persUnlidien Bdspieb 
(...) efaie wirididie Ishaniaiwung des Rechtssystems benOCiitZeit (...) ehi Aufewingen 
der jto^'a wie m Pddstan» Sudan oder bau ist zu verfahidenr 

Die IDfanrloaen Reste der Jama'at al-^sUniifya sanundlen sidi dngffff*^ um den 
islamischen Rechtsgelehrten Omar Abd al-Rahman von der Universitit Asiut. Der 
bUnde Absolvent der tfaeok)gi8clienFakn]tflt der al-Azhar-Universit^ 
seiner eBtreuwn ^mdjfjten seit 1969 mehrfiidi in Haft feweaen^ aeine neue PosUion 
schtttzle ihn Jedoch zunichst p a i adoaBsr w uise vor Verfi^lgungeiL Mit Umar Abd al- 
Rahman war aus den „islamischen Gruppen** (Phnal) eine „ishunisdift Gruppe" - 
Jama'a tMamiya (Smguhur) gewoiden, dJi. die Id e n ti fi ai ertu ig und Oberwachung 
der FUhtungsperson vetluefi den SidiwhftitBiErtjftBH beasAe ZugrtfifimiSglidilceifeen 
auf die Oiganisation, als deren voUstandiges Abtauchen in die AnonymitiL Deshalb 
lieflen sie den Prediger sdbstdsnn gewiinen, als er die Ägypter ob ihierlnaktivittt 
ab MUf^gHublgBP' beschimpfte/ oder sidi seIhBt als «Zeloten und Tenoristen un 
Namen Gkitlea^ bezeichnete. Rahmen wmde jedenftlh hi den 19t0er Jahicn aun 
unaQgafiwhlenen gsist^gen FOhnr des extiemen Itlamiflimiif in Agj^ptsUi dem auch 
die venqmoglea AidiIngBr desyiM oMiiM 

jener Deicade aber von gtüOerai TenoransdiUlgen verschont. Daflbr aoigton der 
Zwaog flir die. EJUmuislSB^ sidi wler RepwssioiMi)edh|gMH|gBii neu ftwfmiewn zu 
tnils s cn genauso, wie euie lange Phaae juteriumfessioneller Kimpfe mit der kopti- 
scfaen Mnideriieit, die den S taatsap p arat aus der wSclHiwIinie'* nahm, oder der 
Kampf gegen die sowjetischen Besatzungstnippen in Afjtlianistan, an dem sich etwa 
300 ägyptische fslamistHi beteiligten.* Erst die Ermordung des ägyptischen Paria- 
mentspräsidenten 1990 durch ein Mitglied der jama'a td^iüamtya beendete diese le- 
faüviuhige Periode. 

Dmar Abd al~RaiuiisB eeitaQg si^h der dvohssdeo VeriHiftiRig duch die Phtcht 

nach Snrfm vmA «patir in <Hg IISA, um ilmi itU fHiftiljgWPg ff l ffff^ AlMW^hlg 

.das World IMe Ceoler, 1993, n achg e wies en werden koante. Seitdem sitzt er hi 
US4]aft. Die vakante FOhnmgipositai nahm ehi »Weisnugsnl" Jama'a ehi, 
dem Mnstafr Hamza, Rifii'i Ahmad Taha, Rifii'i Tsha Muse, Usama Rushdi und 
Yasb al-Sirri angehörten.^ Unter ihrer A^ds begann jetzt der ,JCrieg^ gegen den 



* Al-Ahrar (Kairo), 16. 1 .1989: Missachtung der shari 'a (arab.). 

' Al-Watan (Kuwait), 232.1989: Terroristen im Namen Gottes (arab.). 

* htt|i://i»ww 4 8ftBCfr < ietde/i wft/h^ 
^ Vgl. ebenda. 
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Igyptiachca Staat, an dem sich auch der jihad al-islami unter seinem neuen Führer 
Aynm al-j&nvahtri beteUigHe. 1993 scheiterten die Anschlage auf Infonnationsmi- 
nister SalWat al-Shtri( bmemninister Hasan al-Alfi und Premkniimister Atif Sidqi 
zwar genniiOb wie der auf Präsident Mubarak 1995 und den ägyptischen Nobel- 
pceistrlgar Nijib Mdifii^ aber vieteo AnecUiigiopfem war weniger OlAck beschie- 
den. Der bekunle Uberale Intellektuelle Fang Fiida gehörte z.B. zu den etwa 1 .300 
Menschen, die dem TciTor ishnniacher Extremisten bis 1997 zum Opfer fielen (Oer- 
ges 2000: 592). Der Staat begegnete der Herausforderung auf zweierlei Weise. 

Zum ersten ging Präsident Mubarak daran, den Islamisten ihr eigenes Terrain 
streitig zu machen. Die Regierung bereicherte ihre Verlautbarungen und Pamphlete 
durch zahlreiche islamische Begriffe und Symbole, der offizielle politische Diskurs 
wurde „islamiirhfii*'» die Minister befleiBiglen sich, den Wert der Religkn zu prei- 
sen (Sii^yid 1993: 241-2). Außerdem veipllidMe Mubarak die rqgienmgitiuue 
Qeisdidikeit (ulania) noch nadidrflcldidier, sich in den Dienst des Staates zu stel- 
len. Im MIrz 1996 ernannte er wKinen Mann**, den bisherigen GroOmufti Muham- 
mad Sayyid Tanlawi, zum neuen Rektor der al-Azhar-Universitat (Moustafh 2000: 
16). Zum zweilen wandte er unter dem Vorwand der Jslamistischen Gefthi^ die 
ven ihm 1981 in Kraft gesetzten Notstandsgesetze rigoros geien alle tatsicfalidien 
oder vennehrtlicben Oppositkmelkn an und ergänzte sie zudem durdi eine Reihe 
weiterer Gesetze. 

Das Notstandegesetz schilnkt viele verfiosungsmflBige Rechte, wie Versamm- 
htege- und Demonstrationsfreiheit, Rnssefreiheit, fieie Wahl dea Aufenthaltsortes, 
Sdmtz der Privat^ihlre usw. eriieblidi ein* , Aufierdem entstanden sogenannte 
StaatssicfaeflieilsgerichlB^ die der Exekutive unterstehen und die schnelle Aburtei- 
hmg von „Terroristen** garanti e r e n sollen. Die Verfehren der Staatssicheriiefts- 
gericfate verlaufen nicht nach den Normen der sonstigen Gericfatsbariteit, gegen ihre 
Urteile snid zA. kerne Beraftmesn mOglicfa. Generell verKhaflIan die Notstandsge- 
setze dem PriskieniBn die MOglichlKit,Jederaeit legal - und ttotzdem an de^ 
sung vorbei -repressiv zu regieren; er nuiss es aber nicht Daraus ergibt sich ein ho- 
hes Mafi an Rechtnmsicherfaeit und damit Unberechenbarkeit Die Noirtandsgesetze 
wurden durch eme VendiMiug des Poiizejgesetees begleitet; das efaizehien PoUzis- 
ten die Gewaltanwandung Im algsnen Bnnesaen erianbt' Aitf das Anschwellen der 
Terrorwelle zu Beginn der 1990er Jahre hatte die Regierung 1992 durdi die Verab- 
sdiiedung ehies speziellen AiUiterrotgesetzes (27/1992) reagiert. Es regehe Teile 
des Strafrechts, des StraQuozessrecfats, des Bankgehemmisses, des Waflbnbesttzes 
usw. neu, ftlhrte eme sehr vige Definitkm des Teirorismus eui und erlelchtertB die 
Verhlngung der Todesstrafe bzw. von hohen Haftstnfen.* in sporadiscfaer Folge 
kamen in den nlphwfwi Jähren weitere Gesetze zur Beklmplhng des Terrorismus 
hinzu. Zu den widitlgeren zlhlen z.B. das Gesetz (238/1996) zur Unterbhidung 



* Vgl. http://www.eohr.or^report/2003/eniergea^.hteL 

* Vf^ al-Ahiam WeeUy (Kaho), I6.-217.2002. 
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des Missbnuichs von Mowheen und GebeCBhiusem durch Extremisten (Kienle 
2001 : 104-5) oder das «GeUwiachQseset^ Nr. 80 von 2002.*** 

Viele säkulare und liberale Intellektuelle sahen sehr rasch die Kehrseite des Oe- 
sefzespakflts. Durch die bewusst vage Formulierung von StraMbestanden und das 
Emriumen eines eiheblichen Ennessenss|Nefa«ums für Sicheriieitsbeamte und Rich- 
ter war der WiUkOr TQr und Tor geöffiiet Per Sakk> filhrten die Antiterrorges^ zu 
einer drastischen Verengung der geistigen und poUtiscfaea IWrihmie. Die MusUm- 
bruderachaft sah sich unter den Bedingungen der seit 1981 gesdiafiBmen Rechtsrea- 
iiHt mit den Terroristen Jfai efaien Topf geworfen**. Ihre wiaderimhen Friedensange- 
bote finden jedenfidls kefai OehOr. Wie Oberiiaupt die Weigerung, innerhalb des i>- 
hwnistischen Spektrums zu differenzieren, zu den Konstanten der Politik Husni Mu- 
bandagehfift Schon 1995 antwortete er auf die Fhige, warum er iiicfat mit gemlBig- 
ten Islamisten kooperiere, unmissvasllndHch: ^Wer sfaid die OerngBigten? Niemand 
war bisher In der Lage, sie mir zu benennen:"" angesichts der deutUcfaen Präsenz 
der Muslimbrtkier in legalen Oppositkmsparteien und inriiesondere den machtvollen 
Deruft verbanden eine rrine Zweckbehauptung. Der Tentmschlag darjama'a <ü- 
islamfya im Tal der Kflnige am 17.11.1997, bei dem 58 Tonristen, vier einheimische 
Wachleute und alte sechs Terroristen getötet wurden,*' markierte den Höhepunkt des 
terroristischen Feldzuges gegen den Staat und beendete ihn gleichzeitig. DnfÖr exis- 
tteiQo moluwe ^Srflnde. 

Die Erklärung dnes Wmlfllhteis der Extremisten, dte Ansdilige von Luxor hat- 
ten dem Tourismus gegolten und nicht den Touristen, erhellt - unfreiwillig - die 
folgende Reaktk» des Ägyptischen Staatsapparates. Die zynische und gleichzeitig 
unbeholfene Proidamatten war als JUtmtMmf ftr dte entsetzt reagierende ägyp- 
tische Öffentlichkeit gedacht Für Präsident Mubarak bedeutete der Angriff gegen 
den Tourismus dagegen eine Attacke auf einen der vier wichtigsten Devisenbringer 
des Ijürtaa (zusamoMO mit OWOasexporten, Oberweisungen von Auslandsägyptem 
und Einnahmen der ^*ft—%M* ^V^*^) Er htelt Schwere und Ztehichtung des 
Anschlags jedenfeUs ftr so gefthrlfch, dass er jetzt jede Zmflckhalnmg bei der Ver- 
folgung der ifl f ipi ^tfftn «i^ ip^ Der gsaamte Sicherheits- m»kI Repre asl on sappa iat des 
Staates wurde in den Dienst des Kampfes gegen den ishunlstiscfaen Terror gestellt 
^ch widersetzende Tenwisten wurden gcMHct, ka|ritulierende zu Tausenden tnha^ 
tiert und von Sondertribunalen zum Tode oder zu langen Hafistrafen verurteilt 
Schon 1998 war dte Jama*a <d-4Mlamtya im noch zu kMneren hü-and-nm Aktionen 
mOberl g ypte n flhIg." 

Vtete Aktivisten setzten steh ins Ausfamd ab, andere haderten mit der „Apadue** 
der bzw. Zurückweisung durch dte ägyptisdien Muslime, tan Land verbleibende 



Vgl. http://www.uncjin.org/Documents/Crtoc/egy.htm. 
" Al-Hayat (London), 27.9.1995: Die Brüder praktizieren Terror (arab.). 
' ^ ht^://www.defence-netde/info/index.php?al-gama. 

" Al-Hayat (LondonX 4J.I999: 1999; Das Jahr der Überwindung der Tourismuskrise (arab.). 
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Jama'a-FüYureT suchten ihr Heil zunehmend in der Abkehr von der biaherigien Praxis. 
Luxor habe gezeigt, dass der Kampf und seine Methoden irrational geworden seien, 
okUbte mit Ri&'i Ahmad Taha ein amir der jama'a, und distanzierte sich bei glei- 
cher Gelegenheit audi von den Anschllgen auf die US-Botschaften in Nairobi und 
Dsressalam.'^ Im Mflrz 1999 erklärte die Jama'a al-islamiya schließlich einseitig die 
Einstellung aller Kanq>fliandlungen im In- und Ausland (Oerges 2000: 595). Der 
Jihad al'ialami schloss sich der Erklftrung nicht an und versprach, das Erbe der 
Sadat-Attentäter zu bewahren. Damit verband sich indes kein besonderes Risiko, 
denn die Organisation war kaum noch im Inland prflsent. Ihr Führer al-Zawahiri 
scMoss sich im afghanischen Exil Usama Ibn Ladins Organisation al-qa'ida an. 

Die Igyptisdie Regierung beeilte sich, die Kluft zwischen den Extremistengrup- 
pen zu vertiefa. Nach der einseitigen Eddirung der Waffenruhe entließ sich suk- 
zessive 8000 „reuige** Anhänger der jama'a, nicht des Jihad}^ Das vermittehe der 
OffiantlkiikBit adem die Oewisslieit des PiflskleiitoD» den Krieg gogm den Tenor 
gewonnen zu haben. Die Kapitulatiooseridirang der Jama'a war das eme, der Staat 
benötigte jedoch noch eine Zusicfasiung, dass der Gewaltverzicht kern Ausdruck 
pngmatisdien Taictierens, sondern von Diner war. Außerdem bestand große Unsip 
cheiMt Ober das Verhalten der Basis. Auf Giund der jahrekuigen Indoktrinlerung 
der Anhangerschaft war die FQhruQg jetzt gehalten, mit einer theotogiscben Begrün- 
dung des Oewaltverziclits aufeiwaiten, die mindestens ebenso flbarzeugend sein 
mOsste, wie die frohere Recfatfotiguqg der Gewalt Die Anhinger dm Jama'a haben 
sich nicht au^srund pragmatisdiiwlitiscfaer Erwägungen und Interessen mobilisie- 
ren lassen und Opkr gebradit» soodem auf der Basis ebes strikt textorientierten is- 
lamischcn DisioaRMi. Deshalb musste die Kapitulation vor dem bisher als unglfiubig 
bwMchniitm StMt nid>e^^ 

2M}, Die/flM'a^lUiraQg benOtige vier, Ai^ng 2002 ersdilenene BOcher (Zuhdi 
2002) tk Huen neuen LegStimatkauvefsudi. Um eine grOfiere Massenwurksamkeit 
zu erzieieo, ersduen im Soomier des gleichen Jahres ehie Interviewserie mit üihaf- 
tierten MügUedeni des «Weisungnates'' der Jama'a im renommierten Kahoer Wo- 
cfaennuigazfai at-Masanmart in der jenen ausführlich Gelegenheit eingeräumt wurde, 
ihren Gewaltverzicht zu erneuern und zu b^grOnden (Rogler 2002: 14-16). 2003 
wurde die nach Umar Abd al-Rahman bekannteste Symbolfigur der Jama'a, Kamm 
Zuhdi, auf freien Fuß gesetzt Der todkranke und gebrochene Mann verieOrpcrte wie 
kein anderer das Scheitern des miUlanten Islamismus in Ägypten. Es war dieser ra- 
sante Niedergang seit 1997,** der praminente Islamismusexperten wie Olivier Roy, 
Gilles Kepel vlm. Veranlasste, allgemem von ehiem Scheitern des islamistischen Mo- 
dells zu spndien (Kepel 2002: 27, Takeyh/Gvosdev 2004: 86). Ob das voreilig war, 



Al-Hayat London), 28.12.1998: Die Gewalt des Jihaä kehrt sich nach außen... (arab.) 
Al-Hi^ LondonX 27.4.1999: Ägypten cntttsst Oefingene der jama'a al-islamiya (arab.). 
Der Anschlag von TU», 2004, hatte ehwn spezifischen, auf Israel fokussieften Hinteigrund 
und beahtfigchligt die Kenuussage ni^fat. 
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ob Ägypten die Ausnalime oder die Regel mmiftstiert, kann nur der Vergleich er- 
geben. 

3. Saodl-AniMen 

Auch ab es der Familie Sa*iid unter fluem Oberiunipt Abd al-Aziz (genannt Iba 
Sa'ud) 1932 znm dritten Mal seit der Mitte des 18. Jahiliunderts gelang» auf der 
Arabischen Halbinsel einen Zentrabtaat unter Quer FOhning zu enricfaten, fiisste die 
Gründung auf einem nahezu symbiotisclien Veriilltnis mit der QeistUchlceit Die 
Allianz gellt auf das Jahr 1744 znriick, als der Dynastiegrflnder Muhammad Ihn 
Sa*ad dem hanbaHtitrhen Refimier Muhammad ihn Abd al-WsUnb aniGfaeclB» 
dessen ReUgionsauslegung nicht nur als die allein gültige a namehm e n , sondern sie 
auch zu schOtaen und vertreHen. Im Gegenzug veriprach Abd al-Wahhab - audi ftr 
seine Nachkommen, die AI Shaikh - die Henachaft der AI SaHid ab emzig rechtmi- 
ilige zu pnldamienn. Auf dbser Qrandhgs kann-die FamiUe Sn*ud seit jeher auf 
die UntentOtzung der hohen Geistlichkeit bauen, die zwar kaum Alltagspolitik be> 
tieilit, aly^r wichtige Inhalte der Geseft^gehung bestimmt und aufinericsam über die 
EmhaHung der waWiahitischen Wonnen wacht (Yasshd 1985; 129). 

Die Symbiose begflnstigte nicht nur eine außergewöhnliche »weltliche**, soodeni 
auch geistUcfae MacfatAlb des Königs; unmeriihi verioBf^ 
HMUgen SlMBn'' hl Mekka und Msdhia dte höchste religiöse Aulürittt 
In der Person des KOoigs manifestiert sich somit die strikte Ablehnung Jeder Tren- 
nung von Staat und Rdigk». Kenn und Sünna gehen ofBziell ab Verftssung. IVolz 
dieser homenasn ItiCacht hestsbt jedodi ^ifi fludattiBOtabr lAiteKNfaied zu den emo— 
|iaif<4Miq Mbnardien des AbsolutisnHis. nsiidi infsbischci Kflnigo Hh r ifft nidit IQr 
sich m Anspruch ndunen, durdi gOttlicliBS Recht zu herrsdien. Sie unteriiegsn dem 
islamischen Recht wie ihre Unt e rt a n e n . Da sich aus dem Anspruch, in Ober eiustim - 
Hwii>g inrt dsfls ishmischen Redit zu hens^hen, der Kern ihrer Legitimitlt abbitet^ 
find «II* Kflnige tutilHfih darauf an gewies e n , dass nicht nur db Geisdichen, tft n dffn 
aUe gUnUgsn Unt e rt a n e n db Oberrinsthnmung bestätigen oder sb Tumindimt nicht 
fai Abrede stellen. 

Db faihlrente Ambivalenz b der DoppeUfanktbn des KOnip wurde berehs im 
ProsMs dsr eneotan SlaalsUklimg bb 1932 sbhibar. Db ndlMrisdie Brobeiung 
großer Tetb der arabischen Halbhisel gelang Ihn Sa*ud vor albm deduüb, weil er 
sKn semen von rowionBnsciHwuiBapwscnBBi msokh gemeoenen Annvgeni (luiwani 
primlr hi sefaier RoOe ab ^fiVltnf der ge cht^gU te b igen (amir al-nni*nihiin)" präsen- 
tierte. lAn 1932 einen NüUonoblMi girOnden n können, musste er sich dieser Eife- 
rer entledigen, db sich ausschUeOUch der Bikhmg efaies isUmUschen Staates aller 
Muslune (ununa) v en ch r b ben hatten. Zwar konnte ihn Sa*ud db militariscfae 
Madit dsr lUbMii aerscbbgen ^chhKhl hei Sib^ 
jedodi vfanbnt lifit der Ausfefinteg des SlaatBB und bdieiondere dem Mo^ 
rungsschnb hu Gefolg» der Bntwiddnng Sandt-Aiabiens ann weltgröfiten BniOl- 
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exporteur kamen in den folgenden Jahrzehnten weitere WidenprOche hinzu. Der 
gravierendstB boteht darin, dass einem Teil der immer heterogeneren BevOlkeruQg 
die Veränderungen der Gesellschaft viel zu langsam und halbherzig voofiitten ge- 
hen» wlhiend ein anderer Teil die rasante Zunahme der Vertadenngen moniert 
WIhrend alio Privatunternehmer, Intellektuelle, Manager und Spezialisten eine Ei^ 
flPf»™^ der Wirtscfaaftsrefonnen durch politische Reformen - sprich die Implemen- 
tiemng Mligerlicher Freiheiten - fordern, ftirchlan viele Glaubige, nicht nnr Geiitli- 
die, eme nachhaltige Eioiion der wahhabitiscfaen Gnmdlagen des Staates (bma- 
el/lamad 1991: 391). 

Am 19.11.1979 erwuchs aus diesen Widenprflchen zum enten Mal eine reale 
Oefiüir filr die hmere Sicheriwit Sandi-Anhiens. Die Oegeosttae manifesd^ 
nicht langer hi Debatten und Pamphleten, sondern in physisdier Gewalt. Etwa 200 
Islamisten besetzten an diesem Tag unter ihrem Fflhrer Juhaiman al-Utaibi die Gro- 
fie Moachee von Mekka. Die Herausforderung für das Königshaus war dreifiKher 
Natun erstens personifudeite Juhaiman ab Enkel des 1929 unterlegenen Heerführers 
der ikhwm das Foftleben dieser Tradition, zwehens forderten die Rebellen während 
der drehwdchigen Beaelamg per Laulipfecher und Flugblättern nicht etwa den Sturz 
der AI Sa*ud, sondern nur deien kooieciuenle Absage an jede Abimmg von der rei- 
nen wahhaUtiaGlien Ldu^ und dfiuens hatte die Kflnigsfiunilie ab mHUbt der Helll* 
gen Statten" versa|^ Der Angriff auf ihren Legitmiitä^im«pnich war so acfawerwie- 
gen^daas die ana c mtjto eiieraufAuegkicfa bedachten AI Sa*uddbBflaete^ 
Einsatz aller zur Verfügung stehenden Gewaltmittel und unter Hinnahme efaies hohen 
BhdzoUs beendeten (Niblock 19S2: 122). 

Die AI Sa*ud lentn aus dem Ereipiis» dass Qefiduen für die hmere Sieheriieit 
vor allem von jenen Kiiften ausgmg, denen die Veritaiderungen w admefl gfai^ 
weiter sidi die KfldgBlhndlte von den von ihr veildDndeten und verire^^ 
Uliadien QraidlQgaoden und Oiundziden entftnil^ je achwlcher wurde ihre 
tfanaloriadie Baria» Im UndGehndhluaa hiefi das, die reljgiflte Basis zu sUrioen. So 
kamen die AI Sa*ud den wahhabitischen BedenkentiCgem m den 1980er Jahren 
durch eme besonders peiiible Einhaltung der Glaubensnonnen im Inland entgegen. 
Im Ausland betätigten sie sich als Beifiül heischender Initiator und/oder Finanzier 
IslawiscJwr Wohlfahrts- und Missionienmgsleistungen. Außerdem ermutigten und 
finanzierten die AI Sa'ud den Kampf der mujahidin gegen die sowjetischen Besatzer 
m A^lbanislan. An der Spitze des saudi-arabischen Kontingents stand der SprOssling 
efaier der reichsten Familien des Landes: Usama Ibn Ladin. Dessen eigentliche 
„Stunde** schh^jedoch erst später. Am Ende der 1980er Jahre konnten die AI Sa*ud 
jedenftlls nur ein „gemischtes" Resümee ziehen. Obwohl ihre Religionsofifensive 
efaie Wiederiiohnig der Ereignisse von Mekka veilündert hatten steod gensuBO ununi- 
sldfllich Ibsl^ dass Snndi*Aidrien seine Rolle ab wichtiger r 
naler i/aoi/^cAer Akteur nur spielen konnte, wenn das rasante Moderalsieruqgs- und 
verhaltene Reformprogramm fort g esetz t wurde. Das Dilemma dauerte also an. 
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Zu Begnm der 1990ar Jahn tnt em Bragpis eiii, das die Sefesdegitimieniiig der 
AI Sa'vd noch itlite in Finge siellle, ab die BeaelaiQg der Qrofien Moadiee von 
Mekka, die doch pTfanfr ein imeriilmniiichfr Kampf um die ricfatige Ghmbenapnpds 
gewesen war. Die mit dem inddedien Einmandi in den NacUbanlait Kuwait am 
2.S.1990 veriiundene Gcfidur wuide vom landiaciien KiOnigeiiant ofibnticlitlicfa als 
so ft B H rt wi i tll fin gfti ' f ^Wf lx dass es der f^ügunwi Veiteidigungsfittiig^ceit nidit traute 
und fiemde, westlklie» Mungliubige** Truppen rie( um das Uiapnmgdand des Islam 
zu adillt»n. Dieses ifiUbsnudien wurde von vielen fionmen Blkgon Siudi> 
Arabiens als Offisnbanmgseid bewertet, zumal die fremden, namentlich US-Tnippen 
auch nach dem Ende des 2. OoUkriegs stationiert blieben. Warum mussten ausge- 
rechnet die USA am militärische HiUe gebeten werden? Wanun umfinste die Armee 
eines so ftoBen Landes wie Saudi-ArBiMn nur 50.000 bis 65.000 SoMaton und war 
ofiteicfallidi unfiUug, das Land allein zu verteidigen? Waren dk Ab^ 
ttn«tnna<ii np i>f ^ UBSOOSt? Ist dss mwmHipi^ Schwsrt ffi rti l ff ff «b"* den amerikani- 
schen Schüd (Morrison 1991: 21)7 JedenftOs waren Amsrikaner und nicht die AI 
Sa'ud die HÖlBr Mekkas und Medinas: eine Wahmelunung» die ihren Legitimims- 
an^mdi ins Hsrz tra^ 

Im Zuge der KrisenbewaMgung veranbssten die AI Sa'ud bis 1992 die Verab- 
schiedung ehies On md ges e tz e s (al-nizsm al-esasi U'l-hnkmX das nur aus fiarmalen 
QrOnden nicht nVorftssungT heiBt (Verftssung bleibt der Korsn) und die Emrich- 
tUQg eines Konsuhativrstes (miyiis aMrara) ^ einer Institution wiminrtest 
embiyonakr' politischer MitwMmng. Letzterer wudis von zumchst 60 auf 
gqgenwiitig 120 Mitglieder und gehflrt heute zu den etd^Uerten politischen 
i t ft ii »ii << im i des Landes.'^ Außer einer kuiian Atempause fltr das Hemdieihaus 
lösten dk beklen RefbrmscMtte die I^ l hiii til shi ise nkhL Als fan JuU 1992 105 
Geistliche ein uMemorsndum dsr Bnnalinuugf* an dsn KBnig ridileten^ deuteten sie 
dsnitt einen Bm^h im poWtisdiBn Geftge des I«andes an. Nicht as^hr alle 
Geistlichen, sondern nur noch die höchsten ishmlschen Wflrdentrlger standen 
unerschlMerlidli zum Palast Wi ede wan gige Reditagriehrte, oft im Verimnd mit 
intelMfitnellen f^wi^i sahen ^Tgff p fff^ die dringende VeipllidiiHng, die AI Sa*ud 
wieder zur iPi nh t^ ' n g des jnechlen W^es^ zu mnhnwi Des Memorsndmn gplOehe 
denn auch die Komiptkn und ftuderte die Annullierung aller M Hitlrv ert rl ge mit 
wesdidien Staaten, raifiknie VcritaderangBn in der ptriWtrhfn, QkonomisGfaen und 
f^ ffj ftl fi i Ltigs des I Jittfff, ^e vtrfl s M todIgs Itammig von Bifflti''i1i vf «-mI ludücadve 
md iflft Fffffitigwng dir rtnatWchtn Kftnirftllff Uber iWt Inhalfft thri4ffgifffhfflr I .fhrff , " 
Des tiMeMprandnm dsr EtaBshnung^ kann als Geburtamkunde etusr heterogenen 
geistigen Bewegung m Sandl-ArBbien gehen, dk unter dem Ssmmelbegriff 
»islamisches Erwachen (al-sahwa al-islamiya)^ bekannt wurde. 



" Countiy Reports on Human Rights Practices 2001; Saudi Arabia, Washington D.C., 2002, 
S.10. 

** Al-Qnds al-«aW.(LQodonX 1 A1992: Memoiandnm der Enmhmwg (srtb.). 
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Ihr orthodoxer Flügel war in erster Linie von dem Bestreben getrieben, die 
wahhabitische Lehre ,/ein" zu haheo und das Herrscherhaus zur Abkehr von Neue- 
rungen zu bewegen. Insofern zeigte er fleh Hpi|Mtlkher als der Papal!^ und rigider als 
die hohe Geistlichkeit, die gelernt hatte, aus Staatsräson Kompromisse einzugehen. 
Die Orthodoxen beriefen sich auf den syrischen Rechtsgelehrten Nasr al-Din al- 
Albani (1909^1999X der in den 1970er Jdiren in Medina gelehrt hatte. Al-Albanis 
Oberzeugung nach waren schon die unterschiedlichen islamischen Rechtsschulen 
und damit Rechtsauslegungen (fiqh) Abirrungen vom rechten Glauben und natürlich 
auch jede Form von ReUglonsinterpretation auf Vemunftbasis (ijtihad). Geltung 
verdienten allein Konm und swma. Ihr Puritanismus galt aber allein dem Glauben 
und nicht der Politik. Insofern erwuchs daraus keine unmittelbare Gefidv f&r die in- 
nere Sicherheit (Saudi Arabia 2004: 3). 

Piigender f&r die 1990er Jahre wurde der „politische*' Flügel der sahwa. Im Ge- 
gensatz zu bisherigen abstrakten theologischen Debatten stelhe er aktuelle politische 
und soziale Ragen in dnen religiösen KoetaxL Zu den Aktivisten der ersten Stunde 
geborten z.B. Shaikfa Safir al-Hawali, der Dekan der theologischen Fakuhit der 
Umm al-Qurt-Univenillt in Mekka, die Prediger Safanan al-Auda, Ayidh al-Qami, 
Nasir aHAnar und - nicht zuletzt - der Richter am Obersten Gerichtshof Shaikh 
Abd al-Aziz al-Qashn. Im Mai 1993 tiberzeugte sie der zu ihnen gestoßene Pfaysik- 
professor Muhammad al-Massari, ehie Oiganisation zu gründen: das „Committee for 
tfae Defenoe of Legitimate Rigbts/CDLR" (Lacroix 2004: 345-347). Mit dieser 

f Jt fMillMMJfWl w^F nBnBoiin^r Qm DlBl^nflBn l^IIMBSIBl VDD duZBIIIBnonflD — — » 

QualiUt cneidit. Sie verfllgle über ecMe Wewnswie ilmM il^ einer Pttlei wurde 
^fftffflfr rnnge ^ Mi q d .vB i bo l B U . Die Regierung enthob alle lufiigjUeder ihrer Posten und 
veriiingte Hafistraftn Über al-Hawali und al-Auda. Muhammad al-Massari wurde hn 
April 1994 nach London abgeschoben. Er, Sehl Nachfolger Sa*dal^aqih, und ande- 
re Sympathisanten des CDLR nutzten zwar die britischen FreiheitBn, um sich per 
Telefon, Fax, E-mail oder IntanMt an ihre Lands leute zu wenden, Mitte der 1990er 
Jahre hattM die AI Sa*ud diese friedliche islmnistMicheOppo 
numdtot gemacht: bisweilen buchstäblich, denn 1995 wurden mehrere CDLR- 
SympatUsanten hl Soidi-Aidiieo hingerichtet OCechkliian 2001: 113). 

Der Kontext ist viel zu unterachiedlidi ftr ehien dhekten Vetgleich der Oigani- 
satknen, aber hi Bezug anf die famere Sicherheit nahm die sahwa tMamfya hi 
Saudi-Arabien efaie IhnttchB Positk» efai, wie die MosUmbnidenchaft ki Ägypten. 
GlekhzeitigllUh-zunihidestbisMitteder 1990er Jahre -die Parallelhit der Re^ 
tknen des Staates au£ In beiden Pillen wurden Kompromiss- bzw. bkorporienmgs- 
chancen ausgeschlagen und die Konfrootatk« gesucht Dabei kam auch m Saudi- 
Anbien die Oefthr ffir die hmere Sicheriieit von anderer Seite. 

Wie bereite envifant, hatte Usama R» Ladm mit Billigung und UnteretOtzung der 
AI Sa'ud die Beteiligung vornehmlich saudi-arabischer Fireiwilliger am Kampf der 
mufahUÜn in A^^umlstan oigmisiert Die eigentliche Leitung des „OrdnungsbOros 
(maktab al4diadhna)", dJL der Anlaufitelle ftr alle nkht-a^hanischen KAmpftr, tag 
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in den Hlndeo des Palistiiiensen AbdaUih Jusuf Azzam. Ibo Ladin sofgle vomehm- 
Ikh fOr Logistik and Geld. Als Amm 1989 getötet wmde, HMe sich das „Ord- 
nungsbOro** au£ Ibn Ladin sammelte seine Landsleute, d>cr auch Reiwilligc anderer 

* Natitinaliff, in einer neuen Oignisatai, der er den Namen „die Basis (al-qa*ida)" 
gab. in dieser Rigensdiaft knhrte er 1989 nach Saudi-Arabien zurtlck, nur um dort 
mit geschifftem Bück fisstzustellen, dass die Veriilltnisse in der Heimat so gar nidit 
den Idealen entsprachen, ftr die er hi AfjijhanistBn gekämpft hatte. Dort war die 
fremde Armee vertrieben worden, wfhrend die AI Sa*ud gende ehie andere in das 
Land der Heiligen Stitten geruftn hatte. TVo tz dem ve ratan d sidi Ibn Ladin dam a ls in 
erster Linie als Sachwalter gesamtisbmischer Int er es se n und nicht ab Todfisind der 
AI Sa'ud; die Hdrscfaerfinnilie hatte immeriiin seinen Feldzug u i Hw i mnirt Um ei- 
nem i niw i MM nifWMiMr» ZU w rt g riw i it wich Ihn Ladin 1991 nadi Sudan aus. Dort er- 

' reicfate ihn 1994 - fUr ihn llbeiiasdiend- die Nachridit, dass ihm sefaie Regierung, 
ofifensichtlich amerikanischem Druck nach dem ersten Anschlag auf das World Tra- 
de Center nachgebend, die Staatbürgeisduift entzogen habe. Trotzdem dauerte es bis 
zu sehier Ausweisung aus Sudan hn Gefolge des Anschlags auf den ägyptischen 
Präsidenten Mubarak in Khartum, bis Ihn Ladin in dhnktcTKonfinontation zu den AI 
Sa'ud gmg (Cofdesman/ObakI 2005: 2-7). 

Am 3.8.1995 ftiderte er Kflnig Pähd hi efaiem offiaen Brief «i( zu den ur- 
sprOngUchen Lehren Abd al-Wshhabs zurftekzukehren und die westUchen Soldaten 
aus dem Land zu weisen. Als er daiauf kekie Antwort erideh; eridlrte er den AI 
Sa'ud deil Krieg, weil ite JwlBlGkig gegen dfe Gebote Gottes ve^ 
2001: 19). Der MKrieg** begnm am 13.11.1995 mit der Escptoskm efaier Autobombe 
vor efaiem AusbiUlungslager der NaCUnalgside m Riad, bei der sieben Menschen 
(davon ftnf Amerikaner) geUMet und 60 verletzt wurden und erreichte am 25.6. 1 996 
ehien vorläufigen Höhepunkt, als einer Bombenexploslon m al-Khobar bei Dofann 
19 Amerikaner zum Opftr Meo und mehr als 500 RinhehniBche verletzt wurden 
(Fandyl999: l-3).Dasdeuflkhe Abflauen der Anschlage danach Oberraschte die AI 
Sa'ud. Sie eikUrten sidi den Si^ fan kurzen Krieg gegen den Tenor mit ihrer be- 
wihrten FoUtlk von MZuckeibiot und Mtschei". Obwohl sie gegen ehizehie ishuni- 
sche Aktivisten weiteihin mit aller HIrte vorgfaigen, nahmen sie ihr mit der 
ten Rllckbesnmung auf und Durchsetzung von reli|^0se(n) Vorschriften «den Whid 
aus den Segeh." Im Gegensatz zu Mobarsk, wechselte der anerioamt Jtaaauf* 
Kronprinz und R^ent Abdallah von Koofixmtation zu In kia p o i atk m und begann, 
mit mhaftierten Islamisten zu ko n fe ri ere n (Novo 1998: 41). Die famere Sicherheit 
schien danach soweit wiedeifaefgestellt, dass die Regierung ab 1997 mit der Entho- 
sung von CDLR-Mitgliedem und CDLR-Anhingem aus der Haft begann. Im Juni 
1999 gelangten sogar Safer al-Hawali und Safananal-Auda hl Freiheit (Hertog 2001: 
117). 

Die AI Sa'ud verkan nt en, dass sie die «Ruhe* nur emem Strategiewechsel Usa- 
ma Ibn Ladhis zu verdanken hatten. Dieser war zu der Oberzeugung gelangt, dass es 
wenig Sfam mache, die Markmette anzugreifen und den Puppenspieler zu vencho- 
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nen. Wenn die USA besiegt wtlrden, wäre auch das Regime der AI Sa*iid verkmi." 
Die Strategie mOndelB dirakt m den 1 1 . September 2001 . 

Die Terroraiischlage gegen das World Trade Center in New York und das PenlA- 
gon in Washington D.C. betrafen die innere Sicherheit Saudi-Arabiens zunächst nur 
indirekt. Du-ekt belrofini wurde das Verhältnis zu den USA, wo sich Politik und 
öflBBntiiichkeit fiigleo, wie zuverUtasig ein veibQndetes Land sein kann, das 15 der 
19 Attenttlsr stellte. Schon auf Grund gemeinsamer Wiitscfaafisinteressen waren die 
Regienmgon dor USA waä Saudi-Anbiens aber daran tnlerassiert, kein weiteres 
Pofzellan zu zerschlagen. Washington und Riad versicherten sich wiederholt der 
gpfonseititen Weitadilliong und des festen Willens, das jahrzehntelange Bündnis 
fbrtzusetzen.* TYotzdem machte Washington unmissventandlich klar, dass klare 
und nachhahige Schritte im Kampf gegen den Tenor von Saudi-Arabien erwartet 
wurden: Bekimpftmg, Featsetamg, ggf, Auslieferung von Terrorislen und Unterbin- 
duQg jeglidier finanzieller Untersttttzuig für wdubiose** Empfitaiger. 

Beduigl durch die Ridie zwiadiea 1996 und 2001, sahen die AI Sa'ud auch nach 
dem 11* September krine unmitteibflra Gefiüir für ctte Imeie Sicheriieit in ihrem 
Land. Saudische BlIfgBr hatten Ihre Tctrondde im Ausland vertib^ HaupCau^abe 
schien jetzt zu sein, die USA zu beschwicfatigen. Die FinanzstrOme des Tcf ioi Ism us 
trockenzulegen» bot sich dafür ab gute Methode an. Immerhin hatten die USA pn>- 
mlnentoi Kreisen der saiidischen Hochfinanz vorgeworfen, ai-qa'lda zu umerstot- 
zen bzw. unterstOtzt zu haben.'* Der Verdacht eigab sich aus der Bxtrapollerung der 
unstrittigen Tatncfae^ daas Saudi-Arabien seit Begmn der 1960er Jähre weltweit is- 
lamische und islamistische Organisationen, namentlich ihre FQhnmgspersonen, un- 
terstützt. Nicht aiktzt dafitar wir 1961 die ,Jsfauyschen WettUg»** 
al-Istami) g^grOndet worden, hi den fi>)gBnden Jahren entstand hi Saudi-Arabien eui 
r^dredhlBS NeiLweik von WoMfidwIsorganisatkiiien. Dazu gehörten zA. die ^Jof 
temational bhmic Relief Organization'' (ÜROX eine Unterofganisatk» der Weltli- 
ga, oder auch nil-Haramein**, die »Saudi IQgh Commission Ihr Aid to Boania", die 
J^ifuwafi^Charity Foundation'' oder die ,,al-WafiiHumad 
SpendengaMer m hedthiHge Mnslhne weüerieiteten, sowie religiöse Bau- und Eil- 
Mww^nmen finanzierten iLevitt 20imj. 

Angesichla der saudischen Hemcfanftsveriilltnisse gmg Washmgton zu kemem 
Zeitpunkt davon ans, dasa die genannten Organisationen als NGOs, d Ji. unabhängig 
von der Regierang wirken. Diese hat die i lo mm en Stiftungen emerseits grofizOgig 
unterstützt und andereisehi - wie bereits angeführt - selbst erhebliche Summen ftlr 
dne „islamische Außenpolitik" au%ewendet Die als MEutwiddungshilfiS" deklarier- 
ten Leistungen erreichten zwischen 1975 und 2002 die enorme Summe von 70 Mrd. 
US4 (Akadev 2004: 74). Die Spezifik der saudischen Hmchafisveriilltnisae be- 



hnp://www.8attdhoiiae.of»iiMGMnud/070420Q2. 
^ Al-Ukaz (RiadX 22.1 J002: Kn»|irinz Abdaihdi fllr Rfkddc^ 
'Wgl. The Ouaidian (LondcMO^ 26.9.2001 : Yasste al-Qadi in the crass^ 
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dingle aber auch, dass die Regknmg keinesfidls die Kontrolle Ober alle Oeldbewe- 
gungen hotte, die im Gewuntiahmen der Wolilfidirtsleistiiiigeii eitradit wurden. 
Trotz gegenteiliger Behauptungen in der US-Piene existieren biiher keine Beweise 
dafilr, dass die sandisdie Regiennig die Finanzienmg von terroristiadien Organisati- 
onen betrieh, oder wissentlich duldete. 

Sie hat allerdings offtnsichtHch die zur Verfügung stehenden KontroUmaflnah- 
men nicht voll ausgeschöpft. Oende hier bot sich Selbslkritik und ein Entgegen- 
kommen an die Amerikaner an. Mehrere hochrangige Regierungsmitglieder gestan- 
den ein, dass die Stiftungen Qekl oft an die fidschen Adre ssaten weiteigeleitet hat- 
ten. Jetzt eigriffdaa Kabfaiett Mafinahmen gegen Geklwische und ließ Konten ein- 
frieren, die mit Tenoristen des 11. September in Zusammenhang gebracht werden 
kooDlen. Im Sommer 2002 eriieB die Rjogienng Dekrete, die das private Sammeln 
von Spenden regehePi Die BQiger winden ermahnt, nnr noch seichen CXganisatiiH 
neo zu jpBpdBBij, die uttv der dsektaD Kfltitfrile der HerndMrfiunilie sttuidBo* 
September 2002 richtete Saudi-Arabien die Jfi^ier Saudi Aaaociatkn ftr Relief 
and Charit/' efai, die die FiuauiatoOiue der Wohlfidurtsvert>lnde kontrollieren sollte 
(SteiDberg2003: 38-9)l Im Dezember 2002 steOe der Benrii* von Kna^rinzAbdalUi, 
Adil al- Jubair, auf «ner Pressekonferenz eine Broechtire vor, in der aDe Maflnahmen 
der Regierung Wf % wilBi H waren, die ffly g u li» Ocldferansfers fcnwftlg vahindeni soll- 
ten. Außerdem meldete er die Spentng von bereits 33 zweifelhaften Konten und die 
Festnahme von mehr als 100 Venttcfatigen. Nicht zuletzt sollten ftMrten die Familien 
von AttfwiMWiCTii nidit mdip uotoRtQtBBO woidcii» Sliittitewwi wllidoii die OcMcr tti 
anenf anme numamiare mgBinwMnen wwwgeieiieL 

Parallel zu den Maflnahmen gegen die Terrorfinanzierung musste die saudische 
Ra gi a ni ng tugfttifhf f das gpiw i nte Jahr 2002 wi^ ^ n'^ — wenn audi kleinerer — 
Ten oransch lige zugeben, dass ä^'ida im Inland aktiv ist, und dass damit ein er- 
hebliches Problem flir die innere Sicfaeriiett besteht Die Reaktkn fitigte erprobten 
MustmL Zum einen wurde der erfiduene Repressions^jparat «ingwfa#gf^ zum ande- 
ren geistliche VeriMtaidete mobilisiert. Am 14.11.2002 hid Regent Abdallah die 
höchsten geistlichen Wthdentrlger zu einer Audienz und verpflichtete sie, sich Öf- 
fentlich vom Extremismus zu distanTieren, keine Hasegefllhle zu schüren und alle 
Worte bzw. Taten zu unteriassen, die dem Königshaus schaden könnten.^ Prediger, 
die sich nicht an die Abmachung h i elten , wurden zu Hunderten gemaflregelt und er- 
hielten Redevertwt** Kaum veriiohlen waren die AI Sa'ud allerdings wetteriun davon 



Vgl http://www.saudicinbassy.net/press_relea5e/stmcmcnts/02-ST-Ad eH liie ss -l203Jitm. 

" Neue Zürcher Zeitung (Zürich), 16.1 1 .2002: Geistliche bei Abdallah. 

Bis Fnde 2004 entließ die Regierung offiziell 44 Freitagsprediger, 160 Vorbeter (Imame), 
und 149 Muezzinc wegen „Inkompetenz". 1,357 religiöse Würdenträger wurden gemaßrc- 
gelt und zu Lehrgängen verptlichtel, darunter 517 Imame, 90 Freitagsprediger und 750 
Moezzme. Anb News (DscUdda), 5.1.2005: Kingdom has no plans to close down chari- 
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nbcfzengt» nidit das PrSm iw Mi voo ti-qa*ida m lein. Mit mindestens ebensoviel 
Zyniamns wie bodiwOraiikr HdfBmQg cridlitB VertddigUQgiBninister Suittn Ibn 
Abd al-Aziz, der Tenor von d^'ida richte licfa nicht gpgen saudische Büiger mid 
Institutioaen, sondern auascfaließUcfa gegen Ausländer.'* 

Der variiacwDdc Anachlag vom 12.5.2003 schien ihm Radit angeben. Er richte- 
te sich gegen UberaFiagBiMl von AasUndem bewohnte Appartemcntanlagen m Riad 
imdlbfderte35Todeso|ifiy,s(nvieetwaSOVerletzle(CkN^^ 105). 
Gleichzeitig kOiidete der Anschhig aber auch vom Scheita 
den JPnppensiiielef^ m besiegen. Das Ausweichen auf die Marionette** muss als 
Schwlche fadeqpietiat weiden. Ehie am 5.1.2004 voüffimtiichte Tonbandbotschaft 
Usama Ibn Ladhis venehafile Gewissheit: Ziel von ed-qa'ida sei ab jetzt nicht nur 
der Westen, namendicfa die USA, sondern Helfosheiitar wie die AI Sa*ud, die wdm 
wahren Glauben abgeschworen haben und unfthig snid, die Muslime zu verteidi- 
gen**^ hiefl es darin. Ibn Ladin hatte aber auch die ^^farionette** unterschätzt Zum 
Zeitponlct des AnaoUap vom Mai 2003 operierten in Sandi-And>ien vier o^ui 'Ida- 
Zellen unter der Obhut von Ibn Ladins EmissSr, Yusuf al-Ayiri, unabhängig vonein- 
ander. Al-Ayiri wurde schon im Juni 2003 an einer Strafiensperre enchossen, der 
Chef der ersten ZeDe, Ali Abd al-Rahman al-Hamdi, ergab sich im September 2003 
(Coidesman/Obaid 2005: 5-7). 

Zuvor hallen weüeie RegienmgsmaBnahmen zur Unteriihidung der Tenorfinan- 
zienmg gegriffen. Im Mai 2003 waren AusfamdbOros der unter besonderer Kritik ste- 
henden «^Hanunein^-Stidung geschlossen woiden," im JttU wurden jegliche Bar- 
geldspenden hl lyfoacfaeen veriwlen und die entsprechenden SammelbQchsen abge- 
baut'* Im Folgemonat HUelen die Fhianzmmislerien Saudi-Arabiens und de^ 
efaie gemefaisame Sotiderioanmission zur Beklnipftnng der Te ti o ifluau zienmg, die 
ihren Silz m Riad nahm.* Angesichts der deodich konsequenler und erfolgteicher 
gewordenen Antitenoip olitilc der Regienmg, fihnehe der Selbstmordanschlag vom 
9.1 1.2003, der hi efaem vorwiegend von Rmhehnischen bewohnten Viertel von Riad 
1 7 arabiscfae Opftr fixderte, schon emer Vemveiibhmgstat Wie solHe der Anschhig 
auf muslimische Qhmbensbrilder g ere chtfertig t werden? Der Terror hatte sich ver- 
selbständigt. 

Musihne nicht langer als MKoUalerslopfeif^ von Ansdillgen gegen Ausländer im 
allgemehien und US-Bttger fan besonderen, liefien die Sthnmung in Saudi-Arabien 



Gulf News (Dschidda), 23.6.2002: Sultan*s assessment. In diesem Zusammenhang wurden 
in den Medien wiederholt Meldungen kolportiert, die Herrscher Saudi-Arabiens kauften 
sich bei al-qa 'ida mit FinanzObenveisungen frei. Die Zeit (HambuigX 15.1 1.2001, Dossier 

47: Die Saud-Conncction. 

Al-Quds al-arabi (London), 6.1.2004: Ibn Ladins neue Botschaft (arab.). 
^ Vgl. Al-Sharq al-Ausat (LondonX 15.5.2003: AI-Hanunein schliefit BOros (arab.). 
" Vgl. Arab News (DsehiddaX 2g.7 J003 : Spcndfa« stop in Mosques. 
^ Vgl. Washington Post (WasUngloa D.CX 26JUim: Jont Saudi-U.S. Taaic Forae. 
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kippen. Wurde den Fonknmgen Iba Ladint Msweflen heimHche Sympathie entge- 
gengebiadit, andi wenn nun die Metfioden nidit bifügto» so sdihig die voiter- 
tdmde Mdnung jelit in AlMnuqg uhl'* Von dieeem Stimnnmgiumscliwung 
tugen, arte Imwnminiitwr Nustf Ihn Abd il-Aiiz AI Sa*nd am 5.10.2004 die ^Al- 
HanBiiein**-Slifiimg enatzloe Sdioo zu Jahresaofing hatte er die Sidieilieili- 
bdiOnlen in konwittMleoi Dovdlgiraiftn gegen TetrofistBn mi^iBfbfdeft. Tatsldir- 
Uch gelangen fan Frfll^alir 2004 apddakniln Erfolge. Zwiidien 16 J. und 18.6. alar- 
beoTkridal43widari«iauüidAfiHayundAbdal-Am 

littBUiebenen Zelten, bei Ffti eraefech ten mit Polizei und Nationalflvde. Von den 
urspfltaiglidi 500 bis 600 MitgUedem der Zellen wunkn bis September 2004 zwi- 
schen 400 md 500 gsfimgengoMMnuNn oder g stOte t. Bis ann giridien Zeitpunkt 
wmn 20 der 26 Meistgsm^lHi Mtf der FisiHMfinifiiflitfft gurftiSBl oder ciithosiicii 
Versprengte sammehen sich fai ekier neuen, fitaftn Zellen die äber bis auf weiteras 
kaum zu grOBerai Aktkmen in der Lage scheint Chef dieser Zelle wurde mit Sa'ud 
Ibn Hanmd al-Utaibi bezeichnenderweise ein weiteres Mal ein Mhi^ied des Uttdbi- 
Clans (Cordesnum^Obaid 2005: 6, 20, 23). 

Der Jblhidei" Tenor von al-^'Ula ariieitele den AI Sn*6d auch auf andere Weise 
m die Ittnde. AMhim (Mkaniya spaltete skh oinerse h s wafer auf (Champk» 
2002: 138-141X und iflckle anderarwits gemeinsam niher an das Königshaus. Aus 
der Haft en tlMse ae Raformer wie al-Auda, al-Ifawali oder al-Qami Anetten fai 
flssBcnen iniwr BnuafiumBn DeveiB dsB iBMBDRBflBDdflD unsaitf immi vencnaiUBn ubd 
AI SaHid damit einen ******"*^*^*"i**'*'**f'*f I ^ngllinilMIlsgsnfimL Sdbst Veitieter des 
orthodoxen joAifa-Flflgels wie Maasur aMnqaMao, Mishari al-Zakli oder Khalid 
al-Ohunnami suchten das Oesprach nüt Kionpraiz AbdalfaA (San^ 
AbdaOah räumte ihnen im unmittelbar nach den Anschlägen vom Mai 2003 bis Le- 
ben gBi ufc nen «Konvent zum nsrtonakn Dialog" sogar prominenten Platz eni, weil 
die OrtfiodoKan die Situation flir politiscfae Refixmen noch nicht vjnSf* gnuig hallen 
und skOi auf soziale und knitnpelle Fragen hfisrhrankfii (Sandi Assbia 2004: 7-9). 

Das bedeutet kehiealMls, dam Umfang und Scharfe der Kritik an der angeblich 
laxen und hendderiscfaen Anwendung waUnMäsdier daubenslehran durdi das 
üMMi^pnana aone^^DBo* sonac waien floe Swonsn aaanreiBHPiHBn amsasBiHBr t^eoi* 
ger und Rechtagekhrter uonOtig. Diese KritikBr rafen allerdings nicht zur Anwen- 
dung physischer OewattauflIVotzdembeatfannit ihr Wirken (fie innere Silusl^ 
reits so starlc, da» den AI Sa*ud UnterstOtzung von unerwarteter Seite zuteil wird. 



* Ein hn w v iew trpb in didem Ziiwmmfiili sng eine s ynipftntn a tlschft MefaMmg: „Wbea we 
beer btai Laden railing against the West; pofaäng out tlie huniüialion of the Anb Peoples 

and the sufifering of the Palestinians. it is transported to a dream . (but) when we see Im- 
ages of innocent people munkred £Dr this ideology, it's as if we've entoed a nightmaie" 

(Cordcsman/Obaid: 13). 

Vgl. Neue Zürcher Zeitung (Zürich), 13.10.2004: Saudisches Hilfswerk unter Terrorankla- 
ge. 
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Ubofii^ RefiKmer, in den lS>60er und 1970er Jahren noch die veme huü n n tea Op- 
poritionelten und Schiiten, nach der inniachcn Revoliition bisweilen sogar in offe- 
ner Rebellion g^gen das Herrscherhaus, suchen gegenwartig den SchialtanGhluit mit 
den AI Sa'ud, weil eme iikmiistische Altemtive ihren Ansichten und Interessen 
noch mehr zuwiderlaufen würde, als der Status quo. Zur Zeit bestehen die „Libera- 
len'* nicht einmal mehr auf freien Wahlen» weil lie emen Erfiolg der lehimitrten be> 
fürchten." 

Obwohl die WidenprOche zwischen den gmamtan Kiiften also fortbestehen, 
hat es der Terror von äl-qa'ida immeriiin vermochl, sie zumindest in der Abwehr 
und Ablehnung dieses Terrorismus* m vereinen. Usama Ibn Ladin scheint aus dieser 
Konstellation eine wehere Änderung sehier Taktik abgeleitet zu haben. In einer 
Tonbendbotschaft vom 17.12.2004 erkUite er ehi weheres Mal die AI Sa*udzuUn- 
gUhihignn und rechtfertigte damit physische Angriffe auf Angehörige der Familie 
und deren HeUenhelftr." Diesmal woUIb er sdne BolsdMifl aber als Auffianderung 
verbanden wissen, sich nach Auslflndem und diffüsen Zielen auf die Herrscher zu 
beschrtnken - de fiM Cfsimab seit 1991. Em Angriff auf das buM^^ 
29.12.2004 schhig zwar fehl, kann aber als erste Manifestation der neuen Taktik 
ventanden werden. Zkl des Ansdü^ war Muhammad Ibn Nayif AI Sa'ud, Leiter 
der An Ht tmn hMung ^ qod Sohn dcs laoenmlnislBn.^ Bm steht zu bezweifein, ob 
die deutUch dezfanierten Teniorislni fai Saudi-Aiablen mit dieser Taktik mehr ^Er- 
folg" heben. 

4.Paiit 

Weder in Saudi-Arabien, noch in Ägypten hat der Islamismus als politische Ideolo- 
gie sein Potential ausgereizt. Ohne Verlcennung sigpiifikanter Niveauunterschiede 
zwischen beiden Staaten, sind ihren meisten BQrgem - bis auf Teile der Eliten — 
westliche, slkulare Ideologien, wie Sozialismus, Nationalismus, Liberalismus oder 
gar der gegenwärtige Diskurs über zivilgesellschaftliche Strukturen, «food giDver- 
nance** oder Globalisierung fremd geblieben. Begriffe und Parolen wurden zwar se- 
lektiv in die Alltagssprache Übernommen, aber Denken, Erkennlniskategorien und 
Weitesysteme bliebea davon weitgehend unberührt. Noch hnmer werden Denkmus- 
ter und Wahrnehmung der Realität über soziale Grenzen hinweg vor allem durch 
den Ishun geprflgt (Labben/Fawzi 2000: 279). Vor diesem Hmtergrund besteht die 
Hauptgefahr, die vom Islamismus für die jeweiligen Regime nach wie vor ausgeht, 
in seiner Taktik, Schwichen des Staates, Korruption, Repression, Nepotismus, Wiit- 
schafisrpgressk» usw. mit aus der RdigioQ g ebo t gtem tmd dadurch verständlichem 



" hltp;//www.aljazcera.nel (Zugriff am 22.4.2004). 

^ The Washington Post (Washington D.C.), 19.12.2004: AI Qaeda shifts its sü-ategy in Saudi 
Aiabia. 

Arab News (DschkUa), 1.L2005: hiterior Ministiy under attack. 
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Vokabul» zu gsiBeln. Die Igyptische Rogmung hlk sich audi nach dem 11. Sep- 
tenber durch die im Angertellteiiveflilitiitt so den Stut grimndone hohe Oeifdidi- 
keit ausreichend getchOttl, um dem hhmiwmit in Oesmk der Nfutümbnidenchaft 
den Dialog zu verwetgem. Lediglich in S Hu a rio aen dariar Gefidu; wie bei den Mas- 
seopmeaten gegen den baUoieg im FrOhjafar 2003, gawlhrte aie der Mnafimhiudei^ 
«ehaft iiMtipnrflr poliliidMa ^? fttfil!iTWgyfi'e i raiBB, um üm aofiiit »■■ < igit4MM ii> iM i<«i^ §|g 
die OefiAr g^baout sddeo* 

Die AI SaU befiaden aidi in dieaer Hiulcht in einer exponiertenn Foaltion, 
wefl sie einen zenlialen Teil ihres L^gitimimnupnidis ans der Behauptung ablei- 
ten, den Islam (in wahlu^bitisdier Lesart) zu boten und zu verbreiten. Islamistisclie 
Vofwthfe, diesen Ansprachen nicht zu genügen, tieflbn deshalb hirter. Das veran- 
lasste die KOnigsfiunilie, msbesondere den unzweifebaft tie^iubigen Regenten 
undKronpTHizen Abdallah, sich -vor allem nach dem 11. Septeinber-demDMlog 
mif den Iflamifftfn nidit zu vendilieBea und die Grenze der Tolenmz erst beim Tetv 

lUromDB zu ZIBDBO« 

Ungeachtet dieaer Untewcfaiede kam sowohl Ägypten, als auch Sandi-AraUen 
entgegen, dass die tibergroße BevOMceru ngsm e hifaei t Gewdt ablehnt Das Bemdhen 
beider Regierungen, hmere Sichaifaeit gegenüber physischer Oewak isfaunistischer 
Extremisten lierzustidlen bzw. zu bewahren, traf deshalb auf brete Ahwptanz. In 
Ägypten paart sich eme kompiomissorieotierte, h a nafitia c he Rechtschule des Sun- 
nisnius mit lebendigem Volk^slam und Suisams» denen Gewalt chi Qreuel ist Den 
AI Sa'ud tonunt letztUcfa entgegen, dass die Ociscillschafl nuticfH konservativ efay- 
stellt ist und Dastand dem Wandel vorziidit, zumal wann diese r mit dem Vergiefien 
mu^Uauschett ^Uutes einhsrgrirt* 

Auch die s c h e h Aa r dismetrsl unterschiedliche Entwicklung des Oefieduenpoten- 
tials von isl a mistisrliem Baiwiisnwis ftr die hmere Sicheriieithi Ägypten und Saa» 
di-Aiabien findet fai der Realität kefaie Entsprechung. Auf den ersten Blick konnte 
der Emdnicfc entstehen, die ishwiistische Terrotgeft h r habe fai Ägypten - wie m 
k ommunizi erenden Röhren - in gleichem Maße abgenonunen, wie sie m Saudi- 
Aiabien zugenon u nen habe. Faktisch ist jedoch nur eme zeitliche VerKhiebung an- 
sonsten ftniicher Entwicklungen zu beob ach ten. Die Zerschlagung der ishnnisti- 
schen Tenornene, fllr die der ägyptischen Staat ca. vier Jähre benötigte (1997- 
2000X ist hl Saudi-Arsbien seit 2003 un Gange. Ehi ZwischeoresOmee macht ehwn 
Mhnlidien Ausgang wie in Ägypten wahwchehilich. 

Allerdings sollten ans diesem Ana^yaaeqgsbnls kerne voreiligen SchMsse gezo- 
gen werden. Ob die angezeigte Perapeküve des Terrorisnms In Ägypten imd Sandi- 
Aiabien auch für andere oder alle arsbischeo Uhider gilt; kann nur die konkrete 
Fallanalyse ergeben. AuBeidem bedeutet selbst eine Abnahme der Gefidv ishunisti- 
schen Terrorismus* im mn e rstaatli che n Maßstab einzelner oder aller arabischer Lin- 
der nicht, dass er auf IntenMlIonaler Ebene seine Geflhrlichloeit eingebOfit hat Viel- 
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Sicherheitsprobleme im siibMluirischeH Afrika - Ein 

Überblick' 

Matthias Basedau 

In der Öffentlichkeit und Wissenschaft gih das subsaharische Afrika als eine der un- 
sichersten Regionen der Welt. Scheinbar mit beängstigender Regelmäßigkeit errei- 
chen uns Berichte von kriegerischen Konflikten, ethnischen Massakern, Militärput- 
schen und Gewaltkriminalität. In der Tat gibt es enorme Sicherheitsdefizite südlich 
der Sahara. Als Pauschalurteil ist ein entsprechender Befund aber bemerkenswert 
undifferenziert. Im Mittelpunkt des folgenden Beitrags steht so das Bemühen, die re- 
levanten Unterschiede, Gemeinsamkeiten und Entwicklungstrends zwischen ver- 
schiedenen Formen von Sicherheitsdefiziten, Regionen und Ländern herauszuarbei- 
ten. Zunächst muss Sicherheit präzise detmiert und nach verschiedenen Formen von 
sicherheitsrelevanten Gewah- und Kriminalitätsformen unterschieden werden. Eine 
Reflexion der Datenlage stellt die Grundlage für eine Einschätzung von Belastungen 
nach Form, Region und Land bereit, die in eine Taisammenfiissende Qesamtscbau 
mündet 

l. Zur Definition von Sicherheit und Sicherheitsdefiziten 

Im Einleitimgskapitel des vorliegenden Sammelbandes wurden verschiedene Defini- 
tionen von Sicherheit angeboten. Engere Definitionen von „innerer Sicherheit" um- 
fassen vor allem Phänomene, welche die Sicherheit der Regierung und die physische 
bzw. materielle Unversehrtheit ihrer Bürger bedrohen. Das weite BegrifFsverständ- 
nis des Konzepts „menschliche Sicherheit** hat den Vorteil, alle Bedrohungen oder 
Einschränkungen menschlicher Existenz zu integrieren, allerdings werden sozioöko- 
nomische, institutionelle und ökologische Disparitäten eingeschlossen, die auch als 
Ursachen von Sicherheitsdefiziten im engeren Sinne anzusehen sind. Im Grunde in- 
kludiert „menschliche Sicherheit* alle Elemente, die Gegenstand menschlicher Eru- 
wicklung sein sollten. 

Um die Gefahr einer geringen Trennschärfe zu allgemeinen Entwicklungsdefizi- 
ten zu vermeiden, wird den folgenden Ausführungen ein enges Sicherheitsverständ- 
nis zugrunde gelegt, das „Sicherheit" auf die weitgehende Abwesenheit von ver- 
schiedenen Gewalt- und Kriminalitätsformen eingrenzt. Entsprechend werden als 
Sicherheitsdefizite nur uimiittelbar wirksame Phänomene von Gewalt und Krimina- 
lität betrachtet, nicht aber Bedingungen wie Staatszerfall oder Armut, welche deren 



* Der Autor dankt Ariane Moos imd Christian Mahnlce Ar ihre wertvolle Hilfe bd der Erstel- 
lung des Beitrags. 
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Auftreten begftmtigen. Demit sei flnv Relevanz aber krineswegB bestritten. Solche 
uwlcfalichen Bedingungen von S i e h erteitsdefizilBn im subsaharisehen Afrika ver- 
dienen eine eigenaHndige Behandlung; auf sie kann daher ledigUcfa kursorisch em- 
gegangen werden. 

2. Sidwi hei tsi ie l e v ante Gewalt- — d KriurinaMtHiiMrMen 

Sidieriieitsrelevante Gewalt« und KrinünalitllsfinHien bedllffeu auch im definieiten 
Sinne der Diflbrenzieruiig. Eine entspiediende l^ypologle kam seBMCverstlndlich 
zahlreiche Merionale wie zA. 'aktiv wie passiv bdraffime PersouBOgruppen, ver- 
wandte Techniken, Oiganisatinnsgrad, MoCtvatioiien oder auch strukturelle Ursa- 
chen einschliefien. Im fi>lgenden aollen sicheriieilsrBlevante Krimmalitlts- und Ge- 
waltfinmen zunichst nach der zugnmde liegenden Molivalioo der die Sid 
fttffdenden Akteure unterschieden werden: Diese Motivation kann einerseits primflr 
politisdi snn und auf MaAtbetBiHgiaig oder Machteriialt abzielen, oder anderer* 
seits vorwiagend materielle Ziele zum Inhalt haben. 

Obgleich sich beide Motivationen bisweilen mischen,.la8scn sich die hauptsich- 
lieh maieriidl HKrtivIflftwi Formen in oigsnisierto und AUtagsk^fanuHdiltt w^f^^iffilwix 
wihnnd die poHtisdien Phlnomene in kriegerische Konflikte^ gewallsanie Umr 
st l l r zB^ gBwahtitigB MenschenrechtsverietMUgen der R^ienng und Terrariannis 
durch nichtstaatliche Akteure zu dIfl Ga e nzi e ien sfaid (siehe Tabelle 1): 

Kriggß sind Massenkonflikle, bei denen mmdestens zwei Sehen beteiligt sind, 
wovon die eine aus staatlichen Si cherii ei ts k igflBn besteht, und ein Mmdestmaß an 
Orgsnisathm und Dtuerimfti^Deit der kriegerischen Ak ti vitäten auf beiden Seiten 
vorUegt (vgl AKUF 2004, KuileobaGh/Mehler20(n). 

Bewqffhete Kmfilku efttUen nkht alle Mericmale dieser Kriegsdefinitioo; zu- 
meist handelt es sich um die fiphlfndft PftriHgimg von staatlfrhirn Sicfaeriieitskriften 
oder um efaien geringen OiganissrionB- odsr DaueriiaftigMtsgrad Sowohl Kriage 
als audi bewafhete Konflikte bed ro hen die physisdie Sicheriieit von Kombattanlen 
und der 23vilbev0lkennig — insbesondere wenn es zu Massakern, Veriirechen gegen 
die Menschlichkeit wie Jttagst fan Sudan oder Genoziden wie fai Rwanda 1994 
konmit*-, stellen aber auch eme Bedrohung ftr die Regfane und Regienai^ 
Nachbarilnder C^piU ovei^ dar. 

Geivotoame C^ulflpxi; zuD^ 
kehlen daneriiaften, sondern efaien zeitiidi punktnellen Charakler. Sie shid nicht 
notwendigerweise mit B lut vei gi e B en veriwnden - und wenn dann ist der Bhitzoll 
gering hn Vergleich ai Massenknifflklen. Im Idaalflill erfirilgl der intendierte Umr 
Sturz handstreichartig und pri n zipiell, nicht notwendigerweise, «wi*ang»c von ge- 



Aus Genoziden, Massakern und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ließe sich eine eigene 
Kategorie bilden. Aufgrund ihres regeihaften Zusammenliangs mit Kriegen und bewaffiie- 
ten Konflikt«! wenko sie jedodidraler abgehandelt 
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waksamen Masaeokoiiflikten. luoftni tUtt bei gewaltsamen UmstQizen tut aus- 
idiliefilich die Sicberlieit des R^gfanet bzw. der Ragierang auf dem Spiel. Davon 
unbertlhrt bleibt freUidi, dass aus gewaltsamen UnutOraen bisweilen Kriege oder 
bewaffiMle AuseinandefBetflMi^gBn CBlilBlieD. 

Gewahaamt JiUmektnrtdUMvtHßixwtgm dnrefa den Staat bzw. die Regjeimg ~ 
wffWffft durdi Sichetheitioffgaue oder PaiteiiuiHnen — stdlen ein wissenschaMich 
wenig erfbficfatet, aber in der Region durchaus bedeutendes Phänomen dar. Sie fin- 
den hinfig wttrend bewaiBieler KonflilDte statt, IcOnnen aber gnmdsttzUcfa unab- 
hängig davon anflrelen. Nicht zu verwechseln sind sie mit der Verweigerung demo- 
Indscher Teübaberechle. Zu ifttiitliflifn Gewaltakten gehören zJB, „extn^udicial 
külings", Folter und andere Gewakakte, die, wenn im politisdieo Kanq)f verwandt, 
aodi als nStMtrteovi^ basBeidyMt wsfdeii kflmitwii 

Dio Dsfiflitiott dss^ Id dtosoDH SiiMW oiditrtMtli^heD T^wiof Ammcs ist g^undslbB- 
Uch proWwwHidi (MitaiUer 2003: 175, Ctapham 2003: 13). Hervorrtecfaendstes 
Merkmal ist sehi Charakter ab Technik bzw. Art und Weise des (zumeist) pollti- 
schen Kämpfte. Die Veriireitung von Angst und Schrecken (jtmnf^ durch An- 
griffe auf die Zivilbevölkerung ist das bevorzugte Mittel von Konflfktparteien, die 
im konventionellen Sinne ihren Gegnern weit unterlegen sind. Da sie deshalb in 
eiiMQi von dieseii kootiolliecteik Territoriutt agieren mOsseUf gpwiftn sie auf diese 
schwer zu unterbindenden Akte zuüdc, um damit ihre Forderungen zu ,Joommuni- 
zieren** (siehe MOnkler 20Ö3: 175 £). Zur miUtirisdMnUitfBrlegenheit tritt dne aus- 

tich um religiöae MotivatioDen - auch Bttulare Ideokigien wie Mandsmus, Faschis- 
mus und Natio nali s mu s sind mit Terrarismus verinmden. 

Auch nichtstasdidie Tenondde tfW*""T" im Rahmen von MaMenlGODflüden statt- 
finden» so dass eine deflnilonadiB TYmnttrhirfr nidit völlig gegeben ist. Da Teno- 
rismus realiter äber einen weniger daueriuiften, s ondern eher punktueU-seriellen 
Charakter hat imd das Phtoomen infolge des 11. September 2001 ehe evidente Re- 
levanz - gerade filr die Wahrnehmung der Sicheriieit in den westlichen Industrio- 
stsatBo ~" besitzt) soüle deu duidi eme geaoiideite Beton^htuog Rec^ouB^ getnifBo 
wenHUy ■uenvgs tis|iiiiii m ronn emaa von cRisiiBrenoen MassenKonniKiBn unao- 

ft. M ■ . - f - - - M t mttt m m 

UHHunBB Ulm flKDBHHHDEDBD arUBIO^DBnS» 

wvKMNn aiwtt jicnvnBDUB UHl BMmBwu QSDnNR wsQ» nBoeo piinBr niBSOiieu 
motivierte Kfimhiillllta- ind 

kusiion an JQntA and Oiioväuse^t wKriegsöfconoiBienf* und MOcwatanMcte^ maie- 
rieUe MMive als Umcfaen flk* Gewahkonflikte gerade filr das subsaharische Afiika 
herausgestellt Diese theoretischen Ansitze ver a nOgsn jedoch vor allem die Voün- 
gewBig von Kriegen ai eridlren. Der enipitisdia Nachweis flwsr vorwiigigen Be 
tuQg g^BnOber poUtiidien Motiven^ ndt denen sie W ff j g g ^ » f In ^^f f —MM m hang ste- 
hen, ist äber Usliaig nicht ttamigend gehngea Anftni^ 
kemitnisse scheint «Greed" nicht das Hauptmotiv fai gewahsameo Ausetoandenwt- 

zungen zu Sehl (GoiUer et aL 2003: 63 £). 
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Die ofBsniichtlich unpolitisdien Gewalt- und K rimin i liM l Uft ir iii eu sind sinnvoll 
mdi flwan Oigpj Mlk»ngii d zn mlBncMdn: OrgatMttU Krimtntdhöt sldit zu* 
mfliit in VcfMbdiiiig mit MBmdioii-» Dro^BS- mid.WtfflMhiiidfli odv ofgjBnlBkitein 
Bdmg niMl wild ¥0B mdv od« miigar dneriiata 

der „f?iThii1tff * fliP*?^*m wwB|^ ist sie efc*pM«* wie «rf^^wf Fonnen des Tcnorisnnis 
häufig ti iuHM i licuM i t ov^kim Qiocic 2004: 166 C). (XgeniiialB Kriminalillt be- 
drolit dnrit nidit nur die BevOlkeningen der nWirtsÜndfif" und ihre Regierungon» 
sonder nch den Weilen. Gewalt iit allerdings eüi notwendtger Bei^^ 
forimnsi wifanod das oigHdsierle Verimchen Gewalt nur insoweit einaetat, als 
dass sie zur D u r chs etzung der mwtffitllw i — nicht pfliitischfl n — 23de unabdiQ|||bar 
erNheint. 

Oiganisierte KrinünaUHt und AlllagMndnalillt shid schwer zu trennen: Von 
Ofgsnisierter Gewalt wird bereits gesprochen, wenn nur windeiiwis zwei Penonen 
an der Pfaunmg fazw. Ausfiihrang entspr ec hen d er Tslen beteiligt snid (Kodi 2004). 
Die rebliv miofgniisierte oder illb^gdbMpi^^ abgesehen von der Bedro- 
hung wesdidher Toortsten kaum ein GrtMmfcngipotHifisI filr den Neiden anC Plrimlr 
beMg shid die BevflOoenmgen der Linder selbst fm beson d s re reidierB (weiBe) 
Sthidihin in Lindem wie SOdsfrika oder Nsndbia haben su%rund der wetten 
Verbreitung efaie r e g s hn c his K rimhudUMip a ian oia entwidBelt Obwohl physische 
Gewalt nur als Mittel zur Erreichnng des materiellen Zwecks dient, ist Gewalt bei 
RaubOberflUen eine hlufige Begletlerscheinimg. Zur Bedrohung der Regierung wird 
^^Otsgdoriminsilillt'nnr daaUf ^vsun sie soldi endsmlsdie ^^usmsSe annhiHDlf dsss 
die Legitimitit der Regierung darunter leklet 



Tabelle 1: Sichethe i tsderizite hn sid)-sahsrisch6n Afrika 





Pnmar potkucli 010(1 


viert 


Pranlr wiHriell moüvKit 




tMflSiMMliei 




aMHMGt- 






MdMorgan- 

isiertc 

KnnunaliUU 


Prinfcbfr* 
Qnif« 


BovOSiMWie 
KonbMMiM 

Regientng 
NachbarlliKkr 


atficfunf 


BavOiccnnig 

(politische 

OiSP«). 


nfKiflSn— n 

Regienne 

Westliche 

Under 


BcvOikening 
Regierang 
WestliohtLte- 
der 


Bevölkerung 



* außerhalb von Massenkonflikten 



3. Aamarknngen zur Dalenbige 

Em Obeririidc Ober die SichcrheilBlagB im tuhisharisdien Afrika erfordert mdir als 
nur efaie anekdotisdie empir is che Gfundbge. Die VerllsslkUDeit und Valklidtt von 
fihwdiUgignn natMisainiHlimgrii wini aber durch eh» Reihe von Defiziten einge- 
schsritf* 
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Grundsätzlich sind subjektive und objektive Inriikiiwtn zu unterscheiden. ,,Ob- 
jektivitac" ist jedoch nicht im kndUhifigen Sinne zu verstehen, sondern bezieht sich 
auf den Rfldq^ff auf zw» von Dritten beobacfatele, aber prinzipieU nachprüfbare 
Ereignisse bzw. Evidenzen, zumeist und bevoratgt In Fofin von wissenschaftlichen 
und offiziellen Statistiken. Als quasi-objektive Daten werden mitunter Expertenui^ 
teile angesehen (Pickel 2001: 246), hier ist aber zweifellos ein starkes subjektivts 
Elemeitt enthallan. Sulgektive Daten im engeren Sinne sind an die Wahrnehmungen 
und Einsteihmgen von Betroffenen bzw. Befragten gebunden und smd daher in Be- 
zug auf den Aussagegegenstand mcht naclipfOflMr (z.B. Wahmelunung der Krimina- 
linisentwicklung). Bei Wahrnehmungen muss zudem unterschieden werden, ob sie 
von aufieriuüb oder inneriialb des Unte n m dmn gi g B g e n et a ndes bzw. des Landes er- 
folgen. 

Ein Index wie der Conruption Perception Index (CPI) von Trampareney InUnuh 
tkmal greift ausschließlich auf subjektive Daten zurOdc, wahrend ffir die Oovemanoe- 
MikaHorsn der Weltbank eine Misdnmg aus subjektiven Wahrnehmungen Belrof- 
fbner und externen Expeitenuiteilen, die wiederum teilweise auf otijeictiven Daten 
fbBen, typisch ist Objektive Indflcatoren sind jedoch keineswegs immer zu bevorzu- 
gen. Ziioi ffinen Uft^wi diesff gerade ioi subMbirisdien Afiflca sdtm in der ge* 
wttnscfaten Qusntitgt und QuaMtlt vor und zmn anderen gibt die Wahmehnn^ 
ne weitaus besser Auskunft Aber die lebensweltliche Relevanz von Problemen, die 
daher auch oder sogar bevorzugt im Mittelpunkt der Sicherheitsforschung stehen 
soUlen. 

Wie bereits angrdwitot ist die DMenlage ftlr die betrachtete Regk» generell 
problematisch. AUenUngs sind dabei verschiedene Formen und Typen von Sicher- 
nenaoenznen sncn nui uniHicnieQnGnen fjannfleiUBnn vernunoe^ 

Ob giiiaalCMM JMtemAoPi^^ 
los foststeUbar zu sein, in s ofe rn lisst sidi auf entqxediende Pf'itnnH nF*'"h«'^c^ wie 
die der AKUF (AiMtB0Bmdnadiaft Kiiagsiv^^ 
deOM^gBr lilitlint iihr fitfenatknafe Konfliktft^ 

die Intensitit der Konflüda» gfsnciiifin an Opferzshln und verursaditeni nateriellen 
Sdiaden, jedoch schon nkhtniehr zu, da genereOuiid besonders hn subsaharischen 
Kontext OpAmUen nnfntlsdt unanverilsslg sind und gBm wft f auf gioben SdA^ 
Zungen beruhen. Plft TYpiii^^niiit f Inifflntf iriMiiHifte nath iciMifiiittgpjf«f^aii«fafi ^ft 
einem gewissen Anteil suljektivei Ekisdiltzung unterwoilen» und in der Tat ist es 
nidit immer ain^hdif eindautigB Zuofdomigen zu trefflbn. Teilweise eigflyt sidi dies 
aber audi aus unkfanen Kriegsdefinitkmen bzw. deren Anwendung: Ob es sich be- 
rrits um JCri^ oder ,,nuir um bewaflbete Konfus 

— 

Ffür Staatssir&ickt und hßUtärputB^ kOonen ebenfidb offenskJitliche Ereignis- 
se herangezogien werden. Umstflrae im dirdden Zusammenhang mit gewaltsamen 
Massenkonflikten wurden bereits ansgescMossen. Zuordnmgsscliwieri^o^ten cige* 
ben sich jedoch aus der Frage, ob der Pntscfaversudi aus den Reihen des Militärs 
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bzw. des Sicheiiieitsapparates, sowie von Teikn bzw. ehemaUgen AngdiOrigeii oder 
prinzipiell von nißerlMlb erfolgl. Die grOflIe Umidieriieit ist bei Putscfavenucben 
gegeben, da g i esdie i terte SttMliilitiGfae mitiiiiler ab RepmsioiismwiDde von Re- 
gjemngea sdbst insiwiiart weidsB. 

Staaükfm GSfwoAkite Ir ff n pH Tft dnreli einsdilflgige Menwlwii i ffiililirt^HiiiiT ffn ein- 
gefimgen wenien. NsheUoBonde bdizBS wie Fl^itim Hörnt sind aber mdit nur 
teihveise sidjeictiver Natur, sondern iclil^ 

Mcnschcnrechteni insbesondere dsniolu'atisdie Fiwilieitswclile ein, dersn Binsi'Jifliih' 
Ining im defltaiemn Sinne nici< ab Sicheriie i tadefizitgewerlBt weiden 
Itann Gewalt pundsatzlicfa auf mchtsfairtlkfae Verarsadnmg zmUdczafthren sein. 
Dieses Zurecfanungsproblem kann jedoch gemildert weiden, indm intematioDale 
Menschenwc lusb e r i cl ne hersogezogen wenkn. Zwar wiren Quellen wie Htmum 
Rigkti IFotefc und ii ew i aiO yJhllsrwatfowrf 

s cheMe chUb cricfaten des US-AuBen mini steri u ms sind sie aber weniger standanü- 
Sien UD0 OBQDBn ukh aue soDeananecnen Manoer aoL ao oase qib leiz^BBniBDw 
CJueDe die voDsUndigsle Dat c n gn wMtiflgp danteUl; andi wenn iw a n i ni n g Mi . 
oie BencasB mögen moBi nw von ponDscnen ADSMann senp^mG» geieupiec wenien. 
Verbr eit ung ™**^ IiiltiniilH des nidditaadidien Ttfrorisnmt kann vor » an- 

Risenz und AanviiBt von i error giuppen Kann ourcn JüEXpeifeourietie ooer oie imot 
nnfw von iwOsrnnmeneiDDen f"™ SHGBwnieiwBiaDBn iiPeeuaDnen, HazBeni msiBBeiBui 
werden. Für letzteres Merimal Hegen jedodi keine konsolidierten Daten für Afiika 
fft^fllffi der Sahara vor. Die umfineendste Pfilf Wfw iHiihwiiig ftr Attantete Grup- 
pen stellt die Tmroiism Kno¥fUdgß Bote des National Mmortal ImtUtät for im 
Pnvtntkm qf TenrüHm (MIPl) dar, db ite auch kehie VoHstlndigkeit bean- 
ennidi^ DanebeB "i**^ nur neiDMle EinsQMBBmaen verflIaDap icB. uocedemar 
Bodul 2005, USIP 2004, HObeGfab 2004). Dss Potential terrorbtiedier Gruppen bt 
besonders sdiwer einsc^iltibar, da sb fthr gewBimlicii im UnlemnBd agieren, db le- 
bvenSen na^bridnettdiensdiGben BriDei^Dtnisse eingsaduftailot zugflnglich sind und 
tfeeidies mcht frei von FehbinsdiBtHmgBn oderpolitbdiBn Abricbten sein dürften. 

Das verbundene ivmip^fci'^pw^^>i— befiift nattribh vor allem Brschei" 
nungilbnnen von XHMPMTIfdr. OflMrib KrlmlnalimsilertstikeB erfinsen nur db 

stdit nicdit im Qfslematisdien 2teamnienliang dsmit (Amebng 1986: 56 £)■ Kfilun- 
tprrlDOHnen'eriiflhte ICrimJnaUtHsnitBn sudt auf eiiMi vsrstlriEfeB ^^ofldliiHigwbeit dsr 
Polizei zurOckzuflUven sein. VlktfanobgisGiie Untersucfaungen und Eiliehungen zur 
selbstbflri ffhtBtftn Ddincpienz bedflifisn erheblidiw itftrialwiHfftnitfhaftliglwf An- 
strenewne und unfeerliBnen *'**tMii anderen ^'**t'^aia<toiBMfti>n /j^R. Renrleentativittt. 
imerviewenenBi. uer gione tsmwana oesieK aueramgs m umr genügen una se* 
bktiven Zahl Dbi betrift äber priniipbO auch db offizblbn Kriminal^ 
ken in Sub-Saham-AMa, db oft lediglkfa wenige große Städte betrefißbu (UNIV/ 
HIHt 2002X und darflber Unans auch alb anderen offiziellen Datensawunlungen. 
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Die Zeitschrift SA Crime Quarterly, in der die meisten relevanten Bereiche krimino- 
logischer Forschmig abgedeckt weiden, behandelt fast ausschließlich Südafrika. 
Auch andeie vikdnaologische Erhebungen bzw. Umfragen, wie in Teilen des Afro- 
barom0§r (Biatton et al. 2004) und zA. dsi United Nations Dtvtlopment Pro- 
gramm (UNDP) und des World Economic Forum (2004) uiiifittseo nur IS bzw. sie- 
ben bzw. fünf subsaharische Staaten. 

Eine annfihrend repritoentative Untersuchung der KriminalitStsbelastung leistet 
möglicherweise ein Govemance-Index der Weltbank. Das hieibei verwandte Kon- 
zept MRuie of Law** sollte Jedoch nicht mit dem deutschen B^ff »JlechtstaatliGh- 
kdT verwechselt werden, sondern umfiust neben der Funktionalitat des Rechtssys- 
tems (vor allem der Justiz) eine Reihe von subjektivai und objektiven Indikalofen 
der Krhninalitaisbetostuaig (vgl. Kaufinann et al. 1999: 59f. Die Mischung von 
IMnrinaHflltBnetkmalen und.FunktkxuUitit des Rechtsstaales ist für unsere Zwecke 
zwar nicht optimal, angesichts der Abwesenheit anderer Daten für alle subsahari- 
schen Lflnder jedoch eine gangbare Altemative. 

Ein amüog konstruierter Index zu „PoUtkad Stability and Violence** (vgl. Kauf- 
nuumetal 1999: 5 5) hat ttmUche Vor- und NadileUe\ und kann - vorsichtig - zu 
einer allgemeiDeD Binsdittzing potitisdier Sicherfaeitsrisiken tenogezogen werden. 
Er beruht u.a. auf kommerzieUen Risikoanalysen von Standard A Poor^ der Econo- 
mist Inteüigence Unit (EIU) und den Pdüical Risk Services (PRS). Diese konnten 
natflrlich auch für sich heraogezogen werden, ihre exklusive Verwendung scheint 
jedodi nicht my t i fW wwaliifi'hj, da Our mindestens fcwpt*»** proguostisdier Oiandder 
sich prinz^yiell lediglich auf vergangene Entwickhmgen sttttzt 

Dezklierte Prognosen werden im Rahmen der Entwicklungszusammetugfaeit ab- 
gegeben, wie im Rahmen der KrisenfiUhwamung des Bmtdeministeritim fir wirf- 
schafiüdm Imammenarbeit und Entwicklung (BMZ) oder der Country Indicators 
for For^gjn Polky (CIFP) für das subsaharische Afrika des kanadischen Außenmi- 
nisteriums (Carment et aL 2002). Besonderheit ist, dass von der Ausprägung gewis- 
ser konfliküelevantar Merkmale wie vergangene KonfliktbehaUmg, gesellschaftli- 
che und ffiyyjftflkirr*^^***^ Disoarittten' auf die w ilriiwIH gff KonfliktentwicUuns ce- 



Kriminalitätsrelevante repräsentative Merkmale sind: "losses and costs of crime", "kidnap- 
ping of foreigncrs*', "comiption in hanking "crime", 'Hheft and crime (now)", "crime and 

jln^ as öbstades to bushwsi^. 

* Umftsst 80 venchiedene Ph ä no m e ne wie: malor urbtn riot, nM^or insuigency/rebellioa, 
military coup, political terrorism, poUtical assasination, terrariam as an obstacle lo busioess 

development, likelihood of unconstitutional govemmcnt changes. 

* Die Analysesektoren der Indikatoren der KrisenfrOhwamung des BMZ sind: I. Strukturelle 
Disparitäten; 2. Formen gesellschaftlicher Konfliktaustragung; 3. FunlctionsfMhigkeit und 
Legitimität staatlicher Institutionen; 4. Tansformations- und Modemisierungsprozesse; 
5. Bxtame Rinflflsafr; 6. Kolleklhw Bediohungsvorstellungen und Gewafterfidmingen; 
7. Tcndcnaen I wtt ff ii f f fW ff f h i Wifhff Pohvisieruag; 8. Verttaderui^ der Sti i li ^ g ift gi ng d nCT 
Akleuie; 9. Zunefaniender Efaisalz von Zwang und Oewah; 10. Kiisenpolenziale fai Nacb- 
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adikwien wiid. Die Pmgmweflhjgkek dieser RiimchatiiimBii irt natflrikh nur so gut 
wie die angeno mm enen Zusammenhinge zwischen potentiellen Ursachen (sowie 
deren Oewicfatung) und gewattsamen Konflikten auch zutreffend ist AngesiditB ei- 
ner Icemeswegs ^^ffKfiw^*jp** wnpifMdiflB ^^fftflf igHiitf^/p f 'fiM^^**^* m der mtenMitioiialen 
FHedens- und KcnfliktfiHM^ 

Alle diese Einschränkungen machen die Einschttzung von Sicherheit im sub- 
saharisdwn Afrika nicht unmOgUcfa. Man sollte sich jedodi dieabezDgliclier Daten- 
defizite stets bewusst bleiben. Von der Annahme auch nur anuBhrender mathemati- 
scher Prizision ist daher nadidrflddidi zu u ' w nenx Die fi^genden Ausflihmngen 
. vermnden daher dezkherte Prognoaai weitgehend und shid ab retrospektive bzw. 
aKiuamBBDezoflBDe i eDoenzBussaBeD «i vensBOBn. 

4 Zw PrIvnIciB VM Gewalt ud lüMMdl^ 

4.1 Kriege und bewslfiiete Konflikte 

QemSß der Datensammlung der Arbeitsgemeimchqfi Kriegstirsachenforsckung 
(AKUF) waren seit 1990 nicht weniger als 60,4% aller subsaharischen Länder von 
Kriegen oder bewafiheten Konflikten betroffen (vgl. Tabelle 2). Ende 2004 verteil- 
ten sich insgesamt fünf Kriege^ und acht bewaf&ete Konflikte^ auf elf Länder. Wflb- 
reod 2004 die Kriege in Liberia und der Zentralafrikanischen Republik (ZAR) been- 
det werden konnten, wurden in Nigeria und Äthiopien 2004 neue bewaffnete Kon- 
flikte beobaclilBt Fllr einen Lichtblick sorgte am 9.1.2005 die Unterzeichnung eines 
Friedensabkommens zwischen der Regierung in Khartum und den Rebellen der 
SPLA. Allerdings gelang es dem UN-Sicherheitsrat nicht, zur Deeskalation des 
Konflikts im Westsudan, in Darfur, zu sorgen. Die genozidalen Massaker und Ver^ 
trefimnien schwarzafrikanischer Bauern durch arabische Reitermilizen gingen kaum 
gebremst weiter und weckten ungute Erinnerungen an den Völkermord in Rwanda 
im Jahr 1994, bei der eine weitgehend tatenloae inteniationale „Gemeinschaft** den 
Tod von ca. 800.000 Tutsi nicht zu verhindern vermochte. 

In einer langfristigen Perspektive fällt die deutlich unterschiedliche Belastung 
der Subregionen auf*: Seit 1990 lagen die Kriegsbelastung^quoten für die Regionen 
West,- Zentral,- und Ostafrika bei deutlich Uber 60 Prozent, wflhmid das südliche 
Afrika lediglich bei der Hälfte aller Staaten Kriege oder gewaltsame Konflikte auf- 
wies. Besonders aufOUlig ist, dass Insel- und Kleinstaaten mit einer Bevölkerung 



bariMem. Die Countries IhdicBtors for Foreign Polic> (CIFP) umfassen 1. History of 
amied conflict; 2. Govemanoe snd political stability; 3. Militari7ation; 4. Demognvilie 
Stress; S. Economic Performance, 6. Human Development; 7. Eavironmentai Stress. 

* Burundi, Cöte d' Ivoirc, Somalia, Sudan und Uganda. 

^ Angola, ÄÜiiopien, Kongo-Kinshasa (2), Nigeria (2), Senegal und Tschad. 

* Dem Einteilu« ist niete inaner eindeallg. Die Danldhmg folgt d« 
IshriNicfaes (siehe TSbeile 2). 
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von weniger oder ca. einer Million Einvfoliner von gewaltsamen Masaenkonflikten 
verschont blieben. 

Der r^gimiil amerschiedliclie TVend verstärkte und differenzierte sich im Laufe 
der Jahre. Nach dem Ende des Apartheid-Konflikts 1994 und des BOrgerkriegs in 
Angola 2002 sank die Konflikihrtasfnng fan stkMicfaen Afrika «if 10% der Lander. 
Lediglich hi Angok schwelt trotz des Frieden a pioaesses im Hauptland der bewaff- 
nalB Konflikt hi der BxUava CaUnda auf niedrigem Niveau und mit der Aussicht 
auf ein bakUges Ende weiter. West- und Zentralafiika weisen eine rehttiv durch- 
schnittHche Konfliktbelastung au£ wahrend m der aktuell am staiksten hehngosnch- 
ten Regkm Ostafrika Ende 2004 mehr ab ein Drittel der Staaten betroffen war.* 

Welche besonderen Merkmale weisen die Kriege und bewaffneten Konflikte im 
subsaharischen Afrika auf? Zunächst ist aufBUlig, dass es sich vorwiegend um inner- 
staatliche Kriege handelt Angeaichli der willkflilichen Grenzziehungen des Koloni- 
alisnuis ist jedodi einigennaBen entaimlich, dais es relativ wenige Autonomie- und 
Sezessionskonflikte gibt: Von den gegenwärtigen 13 Konflikten haben nur Cabinda 
(AqgolaX Casamanoe (Sanegal) und Niger-Paha (Nigeria) euien adchen Aspekt; 
MiiiaenkfiniBikto in der Rflgkm haben tttwwiagiBnd Antiregunecharakter. 

Emap rec hen d der internationalen Entwicklung sind reine zwischenstaatliche 
Kri^ die Auanahme. Seit 1990 gßb ea davon lediglich zwei, und zwar zwiachen 
Kameran und Nigeria (1996) sowie zwischen Eritrea und ÄMoplm (1998-2000). 
Letzterer Konflikt entwickelte sich aus ehiem Sezessionskonflikt, der m die Unab- 
hängigkeit Erüreos 1993 gemündet war. 

Dennocfa sind Kriege und bewaflhete Konflikte flberwiegiend hrtomarionallsieft 
Das deutlichste, Beispiel ist der Krieg m der Demokratischen Republik Kongo 
(DRKX wo tavaamt sieben Nachbaralaalen talervenieften.'* Stellle man zusätzlich 
verdedde oder finanzielle und k)gistiache externe Unterstützung m Rechnung, wire 
der Anteil zweifellos hoher. 

Ein weheres Merkmal ist die Komplexität des Konfliktgeschehens. Die Anzahl 
der Kriegspai tei en bzw. Oewahakteure ist oftmals hoher als das Mhidestmaß von 
zwei Konfliktparteien. Die Proliftration von Rebellengruppen war und ist typisch 
flir Burandi, DRK, Nigeria, Somalia, Sudan und Tschad. Nicht selten bestehen auch 
mehrere Konfliktebenen, woHk erneut der ^afrikanische Weltkrieg" m der DRK an- 
geflttartaei. 

Die Dauer der Konflikte variiert slaric: Von den bei AKUF flir 2003 au%eftlhrten 
14 Oewahknnfliktwi stod sechs weniger als drei Jahre ah, drei bcgsBnm fa der Periode 



^ Freilich gehören zu dieser Region auch die Konfliktf^lle Burundi und Uganda. Zahlte man 

diese zu Zentralafrilca, wäre diese Region am stärksten belastet. 
'° Zusätzlich zu den fünf Kriegstypen, die mit A-E bezeichnet werden, wird eine „1" (direkte 

fanemalkNiBle Beteiligung) oder JT (kefaie dtackte hileniatkioale Beteiligung) hinzugefOgt 

(sidieTäbeile2). 
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1995-1997» vkr wstoe besnnim zwiidMn 1988 und 1993. Die Ifing^ten Kooflikle 
sind im Sudan (seit 1983) und im TMliad (seil 1^ 

Obwohl die Folgen selbst fai ihrer InMraphalen Wiriomg kaum abosuschllan 
sfakt-weism die meislen Konflikle die MHfcnwle von hw imgnsity warfart au£ 
QroMumige Operationen mit meduDiis^^ 

sowie Bntacheidimgwditofihtwi sind sehen und Opfer sind weniger unter den iCom- 
battaoten als unter der ZivifbevODoeniag zu beidagon. Rollen bedienen sich hlufig 
Ouerina-Taktfloen und o p ei i e im hauptsächlich mit hühmeriewafftn (vor allem die 
unvermeidliche AK 47). Wie in solchen Konflikten üblich, whd das humanitäre 
Kriegsvldkenecht nicht beachtet. Nicht sdten kommt es zu Massskem an der Zivil- 
bevOfioenmg, bisweilen zu sy st e matisch en Ventitanmehmgen von Zivilisten wie m 
Sienm Leone. 

Bddeo Kriegsparteien handdt es skhhiufig um diszipttnkiae Milizen und Ban- 
den unter Drogenemfluss, denen trotz UaogvoUer Namen wie J^fa^asf , nCobrsS** 
oder JSohiS" (Koogo^iazzBvilleX nWest-Me BoyS" oder Bevcimkmary UnSteä 
Frmti (RUF, Siem LeoneX nur mit Wohheolien dezidierte politische Programme 
unterateUt weiden kOnnen. Bin Sonderfidl ist die Lord*a Ktsigtanog Army (LRA) in 
Uganda, die ebe cfaristUcfa-extrenistische Prognunmatik voigjbL Diese Qmppie- 
rang ist ndien ihrer Grausamlceit auch durch die Zwangsreknitierung von Kinder- 
Soldaten au%Bfidlen, die auch fai einigen anderen Kriegen ein wac h sendes Phäno- 
men danlBU(t)en. 

Yid Anflnerioamkat haben auch dm Aktivititen von SOkhiem bmv. 
iUmy Companies (PMGs) ethahen. Executive Omeomes splehe ehie Rolle fan BOr- 
geikrieg hi Siem Leone, hi der COto d'Ivoire werden Hnbodinnber und die weni- 
gen KampfiBugzeuge von osteuropüschen SOMnem geflogen. Ob otgsnisierte Ge- 
watt hn subsaharisclien Afrika generell emem Prozess der Privatisicnmg unterliegt, 
sei wMiiiifliwtiMig Kiniaes windp» lur eiiie UDersdifllzunft nieses riiannmfflis 
Zweübllos ist die Bedentimg privater Qewshakleure nicht unerheblich, mit 
möglichen (und zeitweiligen) Ausnahmen wie Somalia und der DRK shid staadkhe 
Akteure aber Überall vertrelBn und durchaus akdv. 

Die damit veriwndene Frage, ob es sich bd den meisten oder allen Konflikten nn 
subaaharischen Afrika um ,41000 Kriege** handelt, steht nicht fan Vofdergnmd des 
vorliegenden Bdtrags* Gewiss untersdieiden rie sich vom euiopMiscfaen Kabmetts- 
krieg Clausewitzscher Pv^guag und weisen auch zum Tefl neben der PrivaHsienoig 
diebeklen anderen IMmiate,,neuer Kriege" auC die HM^ 10 f.) 

benannt hat Die fehlenden EntscheidungsscMachten und die bevorzugte wechselsei- 
tige wBekampfimg" der Zivilbevölkerung kann als Asymmetrie g ew er tet werden. 
Von ehier VersdbstliMUgjHQg und ÄKkmomisitnmg des Krieges, der sich selbst ei^ 
nlfaiFt und jens^ite unprtl^^jttcher politischer ^Siiiliü als liebensftwfn oder elgenstlhiidi— 
ge Kultur qceegna 1997) f ortbes teh t , kian jedoch flicht oh^ 
Die ||t!oBe AnäU der Kihg^wutelen und die mawgehide Kontrolle Uber die Mnfih 
chen Kombattanten und Untericomnumdeure bleiben zwar ein Grand, weshalb FHe- 
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deosabkommen häufig niclit nachhaltig tmigeaeCzt werden können. Die Friedenspro- 
zesse in Angola, Sima Leone und anderswo zeigen jedoch, dass veraUgemeinernde 
Austtgen nur mit Vorsicht zu treffen sind. 

Dies gilt im llbrigen auch für holzschnittartige Ursachenanalysen, die einen ein- 
zigen Faldor ab Hauplunache in den Blick nehmen. Ethnizitat, Ungleichheit und 
Reaaowoenieicfalum etc. sind nicht jeweils die einzigen Ursachen; es ist das kom- 
plexe Zusanunen^riel von historischen Erfiduungsn, stmkturdlen Oegrttenheiien, 
Akteurshanddn und politischen Prozessen, die ftreinzefaieKonfliktverliufe zu ana- 
lysieren ist 



Tabelle 2: Militftrputsche, Kriege und bewaffoete Konflikte seit 1990* 





flehe 


ucjuMuinio rix* 
flcfae 


Kfiflie 


BewiHhfllB 
KonfliktB 


Ostafrika 










Äthiopien 


0 


0 


4 




Burundi 


1 


6 




0 


Diibouli 


0 


1 


1 


0 


Eritrea 


0 


0 


1 


0 


Kcoya 


0 


0 


0 


0 


Komoren 


• 

1 


4 • 


0 


0 


MadsR&skv 


0 


0 


0 


1 


Mauritius 


0 


0 


0 


0 


Ruanda 


0 


0 




Ü 


ScyolicUcn 


0 


0 


0 


0 


Somalia 


0 


0 




0 


Sudan 


0 


1 




0 


Tanzania 


0 


0 


0 


0 


Uganda 


0 


0 


2** 


0 








KrttmAKonßikiettt.:64J% 


Angola 


0 


0 


2 


2*» 


Botswana 


0 


0 


0 


0 


Lesotho 


1 


1 


0 


1 


Maliwi 


0 


0 


0 


0 


Mosambik 


0 


0 


1 


0 


Namibia 


0 


0 


0 


1 


Südafrika 


0 


0 


1 


0 


Swaziland 


0 


0 


0 


0 


Zambia 


0 


2 


0 


0 


ZUbäbmt 


0 


0 


0 


0 


Betroffen sädL Afrika 


Putxhfvmud») au.: 20% 


Kriege AKonflUue Jta.: S0H 


Bcnki 


0 


1 


0 


0 


Burkina Faso 


0 


0 


0 


0 


Cdte d* Ivone 


1 


2 




0 


Gambia 


1 


1 


0 


0 




0 


0 


0 


0 


Guinea 


0 


l 


1 


0 


Guinea-Bissau 


1 


2 


1 


0 


Kao Verde 


0 


0 


0 


0 
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1 tlwis 

L>IUvIIB 


0 

V 


1 

1 


2 
• 


0 

V 


Mali 

Moll 


1 
1 




1 


n 
U 




0 


1 


1 


0 


Niger 


2 


1 


1 


1 




I 


1 


2 




aCliCgal 


0 


0 


1 




Sierra Leone 


3 




1 




liiBD 


0 


5 


0 


0 


DcIrOJJCn rTKSlOJriKu 


P%ttxkN&nmekti maaaiL 68JS% 




/\l|U<UUllal VjUIHMI 


0 


0 


0 


0 




I 


0 


2 


2** 


LlaOUn 


0 


0 


0 


0 




0 


0 


1 


0 


Kon ?n-RraTznnllA 


0 


0 


1 


1 


Sao Tom6 


0 


2 


0 


0 


Tschad 


0 


1 


1 




Zfloinliflr RamAHc 


1 


2 


1 


1 






KrtemitKmmiimu.: 615% 









Stand: 1.1. 2004; Quellen: Militärputsche, McGowan 2003; ab f .l. 2002 eigene ErgjnilimirM 
nach Afrika-Jahrbuch 2002; 2003 (Putschpläne nicht berücksichtigt). 41,7 % betroffen seit 
1990; Kriege und bewafthete Konflikte (Stand 13.12.2004): http://www.sozialwiss.uni- 
hamburg.dc/publish/Ipw/AkuC^indcx.htm, • Prozentzahlen beziehen sich auf regionalen Anteil 
betroffener Lfinder, nidit am Gesamtaufkommen; ^* Aktuelle Kriege und Gewaltkonflikte, 
2004; 22,9H alkr Undor bMllBii» AiM MoilMiBr LM« wdi Region: Ostoftika 35,7%; 
SOdfidMAftikK lOH; WeMdHka: lMHsZailnldHkft2SH. 

4,2 GcwaUHUM Unstfim ud TTIiililiiiihi 

oot^pffB^hBodoDK V^triutf stobt Jodoch Midi dis Obcri^bflB dof Riq^^btoos wd des po* 

Utischen Regfanes auf dem SpieL Doch gswaltsniie Ihnslllno sM nidit auf Kri^ 

folgen wie m der DMC im Mai 1997 bcsciutnltt. Slai^^ 

nem eine inimiHBlbaw Hndwiiwmig flta* ReglemngBD dar. Sie eifolgeo zumeist aus 

ICreiseo des SidieriieilsapparBtos iMraus^ oft siud alMr su^h audere GhuppeD betei* 

HgL Im Kfltiimt von fftaatiriTff fcW «iw^ bisweilen ftaatlirlwr Sidwibttlsofsane und 

NBoeiHn ooer anoera uoivauuem urapnen suiwer ai unnfscnoMien» moer^AKOi^ 

gsuisiette der eheuudige ^3enoiailstBbo^liof ^^ran^ois ^)0Bi86 na^b oioem nes^faeitBitBn 

Putsch eine bewaflhele RMlion und erobeito bandslre^^ 

Itaqplsladl Bai^ Dv SiBBiHlieidi in der Gte 

unter Botdligmg von aivor von PMtaident iMcnt Obogb^ 

ducfagefthit Wie in Bunmdi 1993 lllfarte das Sdieiteni am Ausbrach efaies Bflr- 

En t sp re ch end efaier DalensammluQg von MoOowan (2003) und eigenen EkgPn> 
angen bis ehisGhlielUich Januar 2004 fiaiden tan n IS 
erib|0Peiche und 43 g ea ch eharte Putachvermcfae sMt» die nimi ndes t teilweise ans 
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dem Sicherfaehsappint hemis verfibt wuiden. Insgesamt waren knapp 42% aller 
siaann aar r^no von ^vanucniani coupa ocnomen. ^wou rümawai ooar lyim er- 
M)len gdimgena Umsmryn, Siem Leone md der Niger mdnftdi. Der lebsle erfiiri^ 
reidia Sfaatwtreidi (StlSut vom September 2003 in Ouinen-Bissin. Die Pntuchislwi 
stellten jedodi bald die Wcdcbem ai einer Rjftdffmft fc fifi t t ff "''gi die audi in Wahlen 
im Mte 2004 mllndele. AlMiqgs komite eine Meutert 
res, bei weldier der PwiadifllhrBf erschlagen wurde, nur mflhsam wieder einge- 
dämmt werden. wenBre» wenngieicii gescnenene t^jucnvenmcne lancien etwa un 
Tschad (Mai 2004X anf San Tom6 e Principe (Juli 2003) und Mauretanien (Juni 
2003) statt Dazu kommen Beridrte Ober Putschversuche in der IHUC Oittz 2004X 
m Sienrn Leone (Januar 2003) und Ober Pline m Durkma Faso (Oktober 2003). Be- 
sondere Aufineffcsaadnit eiieglB die FesliHdune von SO 

\rnTWniiiiijnmK 8u8 uroooiuauuien uno onenoar SHsanien emen nmcn m AQuasonai 
Gmnaa geplant hMen (Miiz 2004). 

Ungeächlet dessen ist die langfristige Entwicklung rOckUufig. Zwar ist die Regi- 
on nach wie vor hilernationaler ^litzenreiler, aber PutMhe werden auch 
riachen Afrika aehmer und sie scheiteln hfluüfiger (vgl. McCiowan 2003). Da¥^ 
geaehen besteh en in tene gk male Unterschiede frxt Die am wenigsten belroflbne Re> 
gion ist abermals das sOdüche Afrika. In Lesodio war 1998 ein Umsturz erfolgreich, 
ein weiterer schlug ftfal und m Zambia scheitelten zwei ominOse Coups 1990 und 
1997. In Oitafirika wwen vier Staaten von Staat8slreidi(verBuch)en betraflbn (fixt' 
nmdi, Komoren, Sudan, und Djibouti). Die Gesamtbehutung veri>leibt aber deutlich 
unter dem DurchadmitL in Zentndafrika erlebten im mgriifai die Hilfie aller Linder 
ein> oder melmnals erfolgreiche oder crfbigloae Intemiitionen des MiUtlrs." Die 
höchste Piivalenz weist Westafrika wai, wo mehr als zwei Drittel aller Linder be- 
Iroffim war» und auch die nwisten Putsche, nimlich zehn m sieben Lindent**, erfi>^^ 
reich waren. Müiliiputache sind am häufigsten fai Siena Leone: Hier kommen zu 
den drei gefang e n e n UmstOrzen noch iltaif Fehlversuche. Togo stellt einen Sonder- 
fidl dar; fan Jahr 1991 kam es im Rahmen der Auseinandersetzungen um die letztlicfa 
geedieitsrte ^)eniokralisienuig zu nicht ^vsniger als frtanf gescheiterten Staatsstrei* 
dien. Wie andi oflbnbar nadi dem Tod des hn^jilutgen Prisidenten Onassini^bÖ 
Eyadtea fan Febniar erwies sich das Milidb-atezentrateStatze des Regnnes. 

Die Mgriönale der Mii l i iipu i ach efcBHnBnm Anlehnung an SamM 
der diesbezOgliGh die nach wie vor umfassendste Analyse von Formen, Ursachen 
und Auswirkungen vofgelegt hat, typisiert werden, womit zugleich Etnflnssfaktoren 
hl den Blick geraten: Das Loyalititoveriiahen des MOittts wird neben der histori» 



" Dazu werden neben gescheiterten Versuchen im Tschad (1990; und, nicht in Tabelle 2, 
2004) und auf Sao Tom6 (1995; 2003) nach McGowan freilich auch die Ermordung Lau- 
rent Kabilas im Januar 2001 und die Machtübernahme General Bozizös in der ZAR gezählt. 
NimUcfa Gambia 19994; Guinea Bissau 2003; ElfcnbeinkOste 1999; Malil991; Niger 1996 
und 1999; Nigeria 1999 nüd SiHia Leone 1992; 1996 und 1997. 
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sehen PolitisienmgrtrKiitioii akmell durdi die Jeweiligen Intnesaen und Mottvatio- 

nBD 06r MieHIMDB mil IHD IITOIWH KflflH» OeWiHlliiI \VgL tSMeaW MOSl 4^1 L|. 

OfundsatzUcfa lind «if der Motivitions- und Intertaiencbciie vier vtracfaiedene Mo- 
tivatknskigen mOglicli: 

Bin korporaügtisdm htm. organisationupa^iseha Inteiesie des Militirs bo- 
sidit vor ^flffft in tSuBf zuftiedoD drilcDdoo imiwidlBO AunlBttiiQ^ und Zukonfti* 
Perspektive (regefanSßige Sokfaddaqgon, QueUtlt von Venorgung und Geilt de). 
Die autjgj nmd sttsbleibendcr ffftMuhh-^p-t drohender Demobflitiennig oder nd^ 
ler initifielki' DefizilD erfolgte Meulenit ws der UsweUen StiMrtiifreidie tervorg^ 
iieOy IcHui flb subHihHriidie S^^ediliUt beoeidHiet ^ivordoB und ist uonuttetber nut 

OBDDPIDIBGDBD l^vwNDIBD OQBs IGDlVe^WIBHBDDBD WHODHIBBGH QBT HmKIBimBK BI 

Zmiimmfinhin g zu bringen." Auf San Tomt (19g5 und 2003) und in Oimbia (I9»l) 
spiellcn Mkdw k»K|MiniäitiiGhe Molivttionile^ 

Ein Oefthl der VerantwortUcfakeit ftr die gesamte Natk» kmn als lamkorponh 
tistüchti Interesse bankAnet werden. Dazu gohöftdie Wahrung der tenitorialen In- 

ner PolitikBr. Die „ Wacfaf Ober eine spezifische nafinnale Ideokigie apieh im sufasa- 
harischen Afrika Jedoch kann efae Rolle. Zu dieser natkmaMttwkorpoiatistiachen 




lifotivatioQslagB kOooen duichaos muh prodemokfatisGlia Bcw^girik^^^^ gezflilt 
werden. Diese lassen sich am besten erioennen, wenn die Militirs ihr Venprechen, 
umnittelbir wieder m De iu o kiidia artckadpehren oder diese einatföhrai» efailO- 
sen, wie das etwa hl Mau 1991, in Niger 1999 oder in OdneaBiesan 2003 gesdiah. 

O b e ikuipoiati s tis c h es Interesse ist auch m enier poMtdartgtUelmn Variante 
möglich, fidls sich das MifiHr oder TeOe daveo als InterBssenvertreter eines Seg- 
flMflls der OeaeOsdiaft bogpeiftn. ^Vcon es sich dibei udb eine cOiiiiBdie Gruppe oder 
Mfaideffaetthandett wie hl Burundi oder mhidestensteihveise Togo, bhgt dies eriieb- 

II illl ■»«fcHilr-* Q^^MkdM^kiAr 1 n —18 nfc , *-* gl ^ - — * J mtm\'ikmmaJitm 

IKDSn pomBGUBD opieB^pIDfl* vvCHBIV ^DODKUB SOKDB 8W^nWBB HUB DOlHBGnB 

Paiteien und BeweguQgen, rsQgiOse Gruppen und soKuda Ktassen biw. Schkfatea 
Dsss dies audi auswOitige Aktaun sein kUnnen, wurde beim ftiiIgPiriilsigBnfwi 
Putsch hl Aquaterial-Oufaiea tak MIrz 2003 deutüch. Sir Marie Thatcher, der Sohn 
der ehemaligen britischen Premienniniaterin, hat seine Beteiligung An&ng 2005 vor 
einem sQdaftüouiisGhett Goii^fat efi^^erflumt* Auch beim geachetterten Potsdiveraudi 
in der COte d'lvcnre 2002 spricht ^fdges für eine venleckte externe UntentQtiuQg 
aus Buridna Faso. 

Schließlich shid penMiche AmbUkmm von efaizefaien Angehörigen der Streit- 
krifte — meist höheren Offizieren — in Afrika die walascheinHdi hiiifigste Motivati- 
on (Macht, Reichtum, Ansehen). Zwar stellen auch afrikanische Putschisten tOr ge- 
wöhnlich Ihre Beweggründe als moralisch hiteger dar, möglicherweise kann man 



DarOber hinaus ist ein organisationsspezifisches Interesse der Vorrang des Militlirs bei der 
AnsObung ureigener Aul|pta ( La ndesve rt e i digung) gegenOber mflgüchen Kenkuntos- 
gnippen (psnnülitliiselie OwppenX 
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aber penOnliche AmbitkHien durch das Verhalten nach der Intervention erkennen. 
Kommt es zur Selbstfaefordenmg - auch dies eine bewährte Übung - oder wird trotz 
ursprflnglich anderer AliasfgB an der Macht festgehalten wie im Niger 1996 und der 
CfliB d*Ivoiie 1999, kann von einer peraOoliGii induzieMi InteresscnlagB ausgegan- 
gen wenkn. 

Motive sind keine hinreiGhende Bedingungen für Militärputsche. Zusätzlich 
mflsseo Situationen gegeben sein, welche entsprechende Motivationen hervorrufen 
und entq^Nrechendes Handebi begünstigen. Wie ftir gewahsame Konflikte gilt, dass 
ein komplexes Zusanmienspiel im Einzelfiül beachtet werden sollte. Besondere Be- 
deutung haben die PolitisiefmigMradition, die soztoOkonomische Lage und das 
Elitenveihalten. Ober den Erfolg «hies Putschversuches entscheiden die Reaktionen 
von mOgUcherweiae loyalen Teilen des Sicherheitsapparates, anderer hitemer und 
exlemer Akteure ^ivOgeaellschaft, Gewerkschaften, NacMNu-Utaider, (kibu). Die 
allgemeine Sicherheitslage nach versuchten oder gelungenen UmstOrzen ist eine 
Variable. Wie fal Mali 1991 kann ehi Pulsch(vef8uch) den Beghm einer Periode von 
relativer demokratischer Stabilitit bedeuten oder aber zum Bürgerkrieg ftlhren (Bu- 
rundi, Cöte d'Ivoke). 

4.3 Staatliche Gewaltakte 

Loyale und im Sinne Huntingtons (1957) professionelle Sicherheitskräftc bleiben 
ceteris paribus eine wichtige Voraussetzung fUr Sicherheit - nicht nur für das 
Regime und die Regierung selbst. Auch unterhalb der Putschschwelle und außerhalb 
von Massenkonflikten sind SicherheitskrSfte in Afrika und anderswo hAufig in er- 
hebliche Menschenrechtsverletamgen verwickelt und stellen eine - schwer quantifi- 
zierbare - Gefahr für ihre Btirger dar. Eine Transkription der Menschenrechtsberich- 
te des US-Außenministeriums von 2004, die allerdings wenig über die politische 
Motivation der vom Autor „herausgelesenen" Gewaltakte der Regierung aussagt, 
deutet aber auf gravierende Probleme hm (siehe Tabelle 3). Lediglich 20 Regierun- 
gen wird 2003 eine generelle Achtung vor den Menschenrechten zugestanden, und 
jeweils mit dem Zusatz, dass es in einigen Bereichen (zumeist bei Polizei und in Ge- 
ftngnissen) gewisse Ehisciirankungen gibt. In den Fallen Ghana, Malawi, Namibia 
und Südafrika sogar mit „ernsten** Einschränkungen. Hier handelt es sich meist um 
übermißige Polizeibrutalität oder wie m Malawi um Attacken der Jugendmiliz der 
Regierungsparlei, der Young Democrats. auf Regierungsgegner. 

28 Regierungen oder über 58% wird generell ein schlechte („pooi^') Menschen- 
rechtsbilanz attestiert. Vier Ländern werden zahlreiche gravierende Verstöße vor- 
geworfen. Während in Liberia und dem Sudan auch die damalige Bürgerkriegssitua- 
tion verantwortlich sein dürfte, sind es in Äquatorial-Guinea und Zimbabwe poli- 
tisch motivierte Gewaltakte gegen Oppositionelle. Zentralafrika weist die größte Be- 
lastung auf, gefolgt von Ost- und Westafrika. Das südliche Afrika scheint in dieser 
Hin^idit die enieut unproblennatischste R^ion zu sein* hisgosamt stellen Gewahtalen 
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durch Angehörige der Regkning in Afrika ein gravieraodes Problem dar, das hin 
und wieder den politischen Kanipfl)^iriff „StielBlcf ror isnrog** rechtfisrtigMi kflnnte. 



Tabelle 3: Menschenrechtevgtletamyn durch Regienmgeo 2003 



Land 


Mcnschcnrcchtsblianz der 

Regierung 2003 


Land (Foris ) 


Mcnschcnrcchtsblianz der 
Regierung 2003 






Ohna 


General respocl»ioows^ 

rious Problems 


Buiundi 


Senous problems 


Benin 


General respect, sevaal 
Problems 


Cüiboali 


Seriotn pcobtems 


COted* Ivoire 


Serious Problems 


cima 




GaMa 


General respecl,faaw 

Problems 


Kenya 


Senous Problems 


Guinea 


Serious Problems 




OCBflll BHpfft, lOflIO 

orMmbi 


Baridmfmo 

• 


Sflrious proUflOM 




General iMped^ fCMne 

Problems 


CMaeaMMi 


SsrioBi prablBBM 


Mauritius 


General respcct, somc 
Problems 


Kap Verde 


General respcct, somc 

problems 


Rwindhi 


ScriooipiobleBM 


Liberia 


NuBHnw icrioui pnb* 

lems* 


Seychellen 


General respoct, some 

Problems 


Maü 


Goieral resped, some 
problems 


Somalia 


(senous problems)** 


Maunlania 


Senous problems 


Swhn 


lems 


wm 




Tanzania . 


Serious Problems 


Nigeria 


Serious problons 


Uganda 


Serious Problems 


Senegal 


General respect, some 
ppoManf 


"seriotts pr^bm" 

Ostafrika 


64JH 


SInaUoM 


General respect, some Sfr- 

rious problems 


Angola 


Senous Problems 


TOKO 


Serious Problems 




Oeneni lespect, some 

Problems 




S€H 


LtMllKI 


Genera] respec^ioaw 

Problems 




NuBWoai Mrioui piob* 

lems 


Malawi 


General respcct, somc se- 
nous Problems 


DR Kongo 


Serious Problems 


Mosambic 


Serious proMsBi 




Serious Problems 




General resped, tOHB M- 

rious Problems 




fifrinm iwohbiai 


Sudafrika 


General respect, scmie se- 
rious Problems 


Kongo-Brazzaville 


Serious problems 


Swniiad 




Smlont 


General mped^iOBK 

Problems 


Zambia 


S^ious Problems 


Tschad 


Serious Problems 


ZiiwhatiwB 


Numerous serious prob- 
lems 


Zentralafrikanische 


Serious problems 
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"sehous probhmt" 
südLAfrika 


4m 


"serious probkm" 
Zentraktfrika 


87J% 


„striata probkms ge- 
samt 


58,3% 







Quelle: U.S. Department of State (2004): „serious problems" bedeutet i.d.R., dass Sicher- 
heitskräüe außerrechtliche l ölungen vornehmen, .^umerous serious problems" eine Steigerung, 
ngeneral respect, some probkBri" eine lebtthr gnle Le0e^ und ngenend respect, some serious 
pnblcni^ eine lelaliv goie Lese mit Einsdirttalnniten; littp'7Avww.8lnle.80v/i^drlMs/lu^ 
20Q3/C1 1080.iilni| Jsnuer 200S; ^ Tayloi4tegienmg Iceine Zeatnliegiennig. 



44 TerrorisDius 

Gemäß der hier verwandten Deflnitioo ist das wesentliche Merkmal des Terrorismus 
seine Kampftecliiiik - Verbreituqg von Schrecken durch Angriffe auf die Zivilbe- 
völkerung die typischerweise von nichtstaatlichen Akteuren angewandt wird, 
wenn konventionellere Mittel, selbst Guerrilla-Taktiken, im poUtiscben Kampf we> 
nig erfolgversprechend lind (Clapham 2003: 15). 

Wie oben bereits angeftlhrt, bedarf es in der Regel darüber hinaus einer ausge- 
prägten ideologischen Grundlage. Diese kann jedoch variieren: Terrorismus wird 
derzeit in der Öffentlichkeit tendenziell mit isiamistischem Terrorismus gleichge- 
setzt, aber auch silailare Weltanschauungen können diesen Zweck erfüllen. Histo- 
risch waren entsprechende ideologische Grundlagen im subsaharischen Afrika die 
Befieiung von der weißen Vorherrschaft im Kolonialismus und divene 
linksrevolutionare Vorstellungen. In beiden Fällen führte das aber recht selten zu 
Terrorakten, da Guerilla- und herkflmmliche Rebellenaktivitäten angesichts der 
mangelhaften Kontrolle der Regierungen Uber weite Teile des Territoriunis weitaus 
vorleilhafier erschienen. Neben einigen entqHechenden Akten während des Mau- 
Matt-Au6tandes in Kenia m den 19S0er Jahren nennt OtfUum (2003: 22-25) Atten- 
tate des ANC im Kampf gegen das Afiartfaekhegime, das dnrdi seine milftarische 
Stäike - anden als die meisten anderen subeaharischen Regienmgen - Ouerillaidcti- 
vitaten auf dem Staatsgebiet verhindern konnte. Weitere Terrorakte wurden vor al- 
lem im Rahmen von Antiregimekriegen vei1ibt'\ die aber deshalb nicht unter die 
hier angelegte Terrorismusde&iition fidka 

Wenn wir von einigen rechtsextremen Umtrieben in Südafrika absehen 
(vgl. Hübschle 2004)," ist das derzeit einzig relevante Terrorismusphänomen im 
subsaharischen Afrika tatsächlich in Verbindung mit islamistischen Extremisten zu 



Dazu zählten vor allem Massaker und Verstflmmelungen an der ZiviHMvOOnnBlg und Ent- 
führungen von UN-Personal. Die RUF wurde von den USA als Terrororganisation geführt. 
In Angola entOhrteo CabindarRebeUen westliche Ausländer, die UNITA schoss ein UN- 
Flugzeug ab. 

" In Südafrika kam es aber im Oktober 2002 zu mehreren simultanen Bombenanschlägen gegen 
den Benifrnshverioehr (I Tote) einer bis dato unbekannten lechtsexnemen Gruppe namens 
M l»0Cf«iMv (Hübschle 2004). 



Copyrighted material 



180 



Multiple iMdMriieit 



briqgeiL Manifeste Atteatale von al-Qa*ida ffb es im subtaharisdien Afrika zwei: 
Die syndion ausgefUntcn Ansciittge anf 

bei denen insgesamt ca. 300 Tote und 5.000 Verletzte zu beklagen waren, sowie der 
Bombenanschlag auf ein flberwiegend von isnelischen Touristen frequentiertes Ho- 
tel in Mombasa/Kenia mit 15 Toten und Verletzten. 

&wlfanung venUenen aus ^witt thw r Sictat ein mutnuiBlidb gqdanles Attsotat auf 
den damaligBa BnndesiMisidenlBn JohanneB Ran in Djibouti - weswegen dieser sei- 
ne Afrika-Reise im Mfez 2004 vorzeitig abbrach - und die EatfUmmg von 32 euro- 
plischen (zumeist deutschen) Touristen durch die algerische Groupt SaUfisie pour 
la pMloiatkm tt U combat (GSPC). 14 Geisehi wurden hn August 2003 nach 
mehrmonatiger Gefangenschaft hl Mrii freigelassen. Bhie deutsche Geisel war zuvor 
gestofben, weitere 17 waren durch algerische SicheiheitBkitfle bereits im Mai 2003 
oenen woraen. 



Tabelle 4; Operationsgebiete i s l a mistis c h f r Te iior g rupp en seit 1990 





Westafrika 


Ostafrika 


Zentraiafrika 


Südliches Afrika 


Und . 


MwiraiHiair 

Niger^ 
Nigeria' 


Atfaiopisii" 

Djibouti* 
Eritrea" 

SooMHiT' 

Tanzania* 




sadiftfluT* 



Queue: MIPT Tenmism Knowledge Base Oilt|K/Mww.tkli.oig; Staad: I J.2005); DanleUuQg 

beansprucht weder Vollständigkeit noch Aktualität und umfinstaach Potenziale; a. al-QuMdi; 
b. GSPC; c. Hisba, d. a! Ittihaad al-Islami (AIAI); c. Ergflnzung nach USIP (2004: 70, ohne 
Nennung von Gruppe; f. nach Kennan (2004: 481); g. Muslims Assiost Global OppCCSSk» 
(Mi^); People Ag^inst Gangstfjism and Dnig» (Pagad). 



Neben manifesten Aktivitäten stellen filr die Vorbereitung von Anschlägen wohlge- 
sonnene „Wirtsregierungen" oder staatsfreie Gebiete eine wichtige Ressource dar. 
Mutmaßliche Operationsgebiete von islamistischen Terroristen werden aufgrund der 
MIPT Terrorism Knowledge Base (ergänzend: Kennan 2004, USIP 2004, Gorede- 
ma/Botha 2005, Faath 2005, International Crisis Group 2005) vor allem in einem 
Bogen verortet, der sich von Nordwestafrika Ober Nordostafrika und das Horn von 
Afrika bis hinunter zur ostafrikanischen Ktlste spannt Die mutmaßlichen Operati- 
onsgebielp befinden sich fiut ausschüefilich m direkter Nachbarschaft zu den islami- 
schen Kan^griiielBB Mifdsr atritiachen Halbhi^ 

groOenlsib den historischen Aurineitungsgebieten des bhnn un subsaharischen Afr 

Salafistische Gruppen operieren vor allem in den Ländern der Sabelzone. Tscha- 
dische und nigrische Truppen lieferten sich un März 2004 ein blutiges Gefecht mit 
der GSPC Dessen FOhrer (,^1 Para"), der Verantwortliche fdr die Entführung der 
europlischen Touristen, wurde hn Mai von tiner Rebellengruppe hn Nordtschad 
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gefiu^gcngcselit und schließlich im Oktober 2004 an Algerien ausgeliefert. Angesichts 
des BedroinHig ypo tent M ds arbeiten die USA im Rahmen der Pan-Sahel InitistivD mit 
den Regienmgoi von Mmretanien, Mali, Niger imd Tschad militärisch zusammen 
und bilden Anti-Teiranondereinheilni aus (vgl Faatti 200S, Intmational Crisis 
Group 2005, Bachmann 2004).*^ 

Wttmnd in Nigeria mit Ausnahme der eher unbedeutenden Hisba wenig konkre- 
te Hinweise auf organisierte islamistische Terroraktivitaten vorliegen, war der Sudan 
jahrelang ein klassischer ^jmfc haven** für mehrere Islamistengruppen. Osama Bin 
Laden und ai-Qa*ida hatten von 1991 bis 1996 ihre Hauptbasis im Sudan Seit des- 
sen Ausweisung 1996 distanziert sich die R^ierung zumindest verbal vom Terro- 
risnnis. Auch um die sdilediten Beziehungen zu den USA zu entspannen", ist der 
islamiitiichB Mjasionsaspekt des Regimes immer mehr m den Hintergrund getreten. 

Bhie grundsitadiche Bereitschaft zur mtemationalen Zusammenarbeit in der 
TernnbekimpfiBig li^ auch bei den meisten Staaten am Horn von Afrika vor 
(vgl. USIP 2004X am dentlidisiBn fai pjOxrad, wo nach dem 11. September 2001 
wM^afrfipji zur franzOsisdien PMsenz eine westliche Militärbasis eingerichtet wurde, 
die audi mit einem deutschen Kontingent bestockt ist Oefthr besteht hier m den 
Unteygrundakt iv iUlen von zahlreichen Islamistengruppen. Das benachbarte Somalia 
gilt au^rund des fortgeschrittenen Staatszerftlls als wertvolles ROckzugsgebiet für 
Gruppen wie a^^'Afennd oMMAootf aMriSanl(AIAl). In Mahnvi, das gemehihhi 
kfnm im Vw^lm^^ng mit Ifflwiw^^i# gfWcJf ^ »"d J"" «" 

emer Affltae um die (illegale) Auslieferung von Terrorismusventtcfatigen an die 
USA, gegen die skfa der Veniacht jedoch nicht besMttigle. 

Neben lUegalea FinaisiaraiginBflilklrioeiien tlir den Tenrarismus (vgl. HQbschle 
2004) besteht die Gefidhr fan subaahariachen Afrika un Potentud von solchen „safe 
haven^mstaaisfieienRIumen (vgl Mair 2003: 109). Mit einem substantiellen Er- 
staiken des Islamistischen Tenorisnms m Afrika durch Afrikaner oder ehie bitegra- 
tfam hl bestehende Netzwefke ist Jedoch kaum zu rechnen. Die Ge&hr zahbeicher 
AnschUge m der nahen Zukunft ist relativ germg (vgl. Chqiham 2003; Mair 2003). 
Bishmg war der ishunistiscfae Tenorismus fai Afrika sOdlich der Sahara besonders im 
Vergleich zu NonkdHka und dem Nahen und Mittleran Osten eine Randeiacfaei- 
mmg. 

. ^ffflfmg gfling^ ^Mfflftmg iftff Tä>^nrtwicn%M im «ihmhftriarlw^n Afril« mtmht 

im Gegsnsatz zur Annahme, Armut und Ungleichheit seien dessen Hauptursachen: 
Wettweit gibt es kernen Kontinent mit derart vielen armen Staaten, es fehlen aber 
weitgehend die anderen dargeleglen ideohigischen und militärischen Bedingungen 



'^Die selben Quellen stellen das islamistische Bedrohungspotential allerdings infrage. Faath 
bezeichnet den Islamismus als Vorwand zur Stärkung der miiitArischcn, nachrichtendicnst- 
lichen und politischen Prfisenz (Faadi 2005: 24). 

" Höhepunkt der Spannungen war der Angriff auf eine vermeintliche CbemiewaffenfiMc im 
Sudan im Anschhiss an die Bembenanschllge auf US-Botschaften 199S. 
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ftlr das Auftreten des Temmnus. Politisdier miltenter Dineos ist zumeist imideolo- 
gisch und der afifflcMiiacfae M— i hst seit jeher einen eher modwKm Ru£ Sdnmdm 
StMlBDi stMlifinrie Rlimie und. offene OmuMi BiByn flir CBde r ne Terrargn^ipen 
VQfteUhaft sein, für einheimische Dissidenten erOflhen sie die Möglichkeit erfolg- 
versprecfaendeier bewafbeter Rebelliooen im heikOmmlichen Sfam. 

4^ Orgnnislertes Verbrechen 

Gemeinsam ist Teirarismiis und ofganisieitem Vetfaechen, dass sie als kriminelle 
Hindlnngen definiert werden und gdi^ne Netzwerice und Stnikturen zumindest p<H 
tentiell transnational agieren. Obwohl sich beide veibinden kflnnen — es li^en bei- 
^>ielsweise einige Hinweise anf die Finanriwung von td-Qa'hki dnrdi otgjwiisiertBs 
Verbrachen tan tubsahariidien Atta vor (vgl. HObadile 2004)**-, geht dem oiga- 
niBwiien verorecnen oie pranar potnisciie ^fcieinciinmg zwmgena una cne ^emrunai 
der Oewallanwendung in der Regsl idK 

Auch beim organisierten Vertre ch en sind wir für das subsahariache Afrika mit 
einem Dunkelfokiproblem konfrontiert, vieles spricht aber ftr eine wesentlich grö- 
flera Bedewnmg ab Ihr den Terrori smu s. Da In Afrika agtorende Netzwerke bevor- 
z^gt auch im Ausland titig sind, ist eine unmittelbare GefrUndung vor allem mate- 
rieller Sicherhett im Molden gegeben. Im Rahmen der jSchatteoglobalisierung" ko- 
operieren Kfimhielle transnational (Lock 2004: 166 f.X so dass es hlufig schwierig 
i«t» Ifoecfaaupt von afrikanischer organisierter Krimhialitat zu sprechen. 

Eme böondeie AnftUigkeit für organisiertes Verixechen ergibt sich aus der 
Staatsschwlche vieler Linder der Region. Die Abwesenheit staatlldier Kontrollin- 
stanzen begOnstigl entsprechende Tendenzen, zumal staatliche Akteure bisweilen 
selbst an organisierter Kriminalitit beteiligt sind. Hinsichttich der organisierten 
Kriminalität smd fllr die Regkm besonders sechs Bereiche zu nennen (Kodi 2004, 
Goradema/Boiha 200S): 

• Menschenhandel: eine Art modener Sklavenhandel, der etwa in Westafrika und 

dem Sudan stattfindet; 

- Drogenhandel: Westafrika, insbesondere Nigeria, dient als Drehkreuz für den 
Kokainhandel aus Südamerika nach Europa, zudem befinden sich Anbaugebiete 
für Cannabisgewächse fast überall im aubsaharischen Afrika; 

- Illegaler Handel mit natOrüchen Ressourcen wie Tropenholz, Diamanten oder 
Coitan, der häufig im Zusammenhang mit gewaltsamen Konflikten wie in Sierra 
Leone, Angola oder der DRK steht und in den zahlreiche afrikanische wie west- 
liche Akteure verwickelt sind bzw. waren (vgl United Nations 2002); 



" Hübschle (2004) nennt Falle in Tanzania und Südafrika, dazu gab es Gerüchte um die 
Finanzierung von Terroristen durch illegalen Diamantenhandel in Westafrika. Sie nennt 
aber auch Fme in Mauridas uad SOdaftfloib wo ishmisHsche Qrappen wie z.B. der PAQAD 
gegen das oiganisiefle VcAiedien YOtgcheo. 
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- Illegaler Waffenhandel, der sich vor aikm aus orteiiroplischeii Berlinden speiit 
und in die Krisenregioiien strOmt; 

- Geldwäsche und syitomatiacher Betrug'^ woftlr vor allem nigerianische Grup- 
pen bekannt sind, w^en derer eigens Sondereinlieilen ki europiisdien Lindem 
eingerichtet werden mussten; 

- Systematische Koiiiiption in Staatsbetrieben sowie Veruntreuung von Geldern 
durch Regierungsangehörige (vgl. Kodi 2004), für die es deutliche Hinweise vor 
allem in Angola, der DRK und Nigeria oder auch dem Tschad gibt 

Aus Gründen der Datenlage soll eine umfassende Darstellung nach geograpliischen 
Kriterien und spezifischen Formen unterbletbeo, wenigstens für das Phlnomen der 
Korruption lassen sich jedoch zwei Indikatoren für eine Trendaussage heranziehen 
(siehe Tabelle 5). Der CPI-Index - allerdtngB 2004 nur für 28 Staat» verfügbar - 
weist im subsahsrischen Durchschnitt efaien Wert von 2,9 auf, der auffiUlig nahe 
dem Minimum von 1,0 liegt (Maximum 10). Der mh dem CPI hochkorrelierende 
„CoDUfol of Corruption**-Index der Weltbank zeigt einen ähnlich schlechten Wert 
von -OjSO (Skala zwischen -2,5 bis +2,5). Die komipteste Region nach beiden Indi- 
zes ist Zentralafiflca, gefolgt von Westafrika. Vor Ostafrika liegl das sOdliehe Afrika 
an der Spitze, ohne freilich besonders gute Werte au&uweisen. 

Als positive Lflnderbeispiele seien vor allem Botswana, Mauritius, die Seychellen, 
Namibia und Südafrika genannt Wahrscheinlich ist es kein Zufall, dass diese 
zqgleich die entwickeilenn Gesellschaften im subsaharischen Afrika shid, in denen 
audi slaittliche Strukturen efaiigermaßen intakt sind. Die schlechtesten Werte weisen 
Lander wie Burundi, Somalia, Angohi, Nigeria, die DRK und Tschad md, in denen 
gewaltsame Konflikte erheblich zum ZerfiUl des Staates beigetragen haben. Der Zu- 
sammenhang ist allenthigs keinesfidls determhilstisdi. Auch wenig von Massenkon« 
flikten betrofifene Linder wie Aquatorial-Guinea und Kamerun haben eine hohe 
Komiptkmsbelastung. Möglicherweise besteht bei vielen solcher Linder auch ein 
Zusammenhang mit der Ausbeutung natürlicher Ressourcen, deren VokaufterlOse 
skh bescMiden gut in dk Taschen der Elilai leiten hosen (Baaedw/Mehte 

Besmidere Aufmerksamkeit erregen Ritual- oder Hexemnorde hmerhalb der 
afrikanisdien Bevölkerung, die - darauf soUte hmgewiesen werden - tatsachlich 
stattfinden, wie wissenschaftlidie Arbeiten (Kohnert 2003) und jüngste Medienbe- 
richte aus Nigeria und Liberia ausweisen. Möglicherweise handelt es sich dabei um 
ehie besondere Form von organisiert-ü^ditioneller Gewaltkriminalitat Angesichts 
ihres Charakters, ist eine annahrende^ statistisdie Brftssnng jedoch kaum mOgllcfa. 



Hiermit sind Offerten angesprochen, bei denen den avisierten Opfern hohe Anteile zugesi- 
diert wefdea, wenn sie ihre Bnkkooten zeitweilig für angebUche Tkansficrs von Korrupti- 
OMg eMem zur Verfllgung stellen. Die Opftr mOssen dum voiab gewisse ffannzieile Vor» 
leistungen criiringcn, wählend die Gelder und Anteile niemals einireffisn. 



Copyrighted material 



184 Multiple Uosichertieit 

AhnUches gilt für die OenilalveiitOiniiieliiQg von jungen Fraufln, die in zdikeichen 
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AquatO<MDM 
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Quellen: a. WeMMDk-Govenmoe Indilcünfea, die das outoome auf Grundlage einer Reihe 
¥00 Merianalen menen wollen: von -24 bis 4- 2^ (beste Wertung) 

http://www.wor1dbank.org/wbi/govcmancc/govdata2002/indcx.htinl. Zur Zusammcnsctanig 
der Indizes vgl. Kaufmann, Kraay, Zoido-Lobatön 1999, Appendix 1.1, S. 54 tT; d Transpa- 
rency International: Comiption Pcroeplioa Index 2004 (CPl), Maximum an Transparenz 10; 
www.transparency.org. 

4.6 Alltagskriminalität 

Die Bürger der Länder, „Expatriates" aus Entwicklungszusammenarbeit und Wirt- 
schaft sowie Touristen im subsaharischen Afrika werden nicht nur von mafiösen 
Netzwerken und anderer organisierter Kriminalität bedroht, sondern auch von 
Kleinkriminellen, deren Organisationsgrad sehr viel geringer ausgeprägt ist. Reisen- 
de' im subsaharischen Afrika werden von Einheimischen - insbesondere von weißen 
communities wie in Südafrika oder Namibia - regelmäßig auf bestimmte Risiken 
hingewiesen, insbesondere auf Gegenden („no go areas") und I agcszeiten, die aus 
Sicherheitsgründen strikt zu meiden sind.^ Werden europäische Touristen im Laufe 
von Raubüberfilllen ermordet, finden entsprechende Notizen auch ihren Weg in 
europäische und nordamerikanische Zeitungen. 

Auf die insgesamt prekäre Datenlage muss nicht noch einmal gesondert hinge- 
wiesen werden. Für eine ansatzweise repräsentative Einschätzung der Kriminalitäts- 
bclastung wurde oben bereits der Weltbankindikator „Rule of Law" vorgeschlagen 
(vgl. Tabelle 5). Daran gemessen ist die kriminalitätsrelevante Sicherheitslage im 
subsaharischen Afrika insgesamt gravierend negativ und auch negativer einzuschät- 
zen als Probleme der politischen Stabilität und der Korruptionskontrolle. 

Das schon für die Korruptionsbelastung beobachtete regionale Ranking reprodu- 
ziert sich: Das südliche Afrika ist am geringsten belastet, darauf folgen Ost-, West,- 
und Zentralafrika. Besondere Negativexempel sind abermals Äquatorial Guinea, 
Angola und der Sudan. Im Positivbereich der Skala (von -2,5 bis + 2,5) befinden 
sich wieder Länder wie Mauritius, Botswana, Namibia und die Seychellen sowie die 
Kapverden. Dazu gehört auch Südafrika, in dem doch gemeinhin ein besonderes 
Kriminalitfltsproblem koHstatieit wird. Dessen Relevanz soll nicht geleugnet wer- 



^ Der Autor hat sich trotz Vonkfat auch bcrdts am unfia willigen Tecl^ 
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den. Oe metten an dn BmadiHTimgen sind einidilägige Probleme m den meielen 
endfiien subsehenflcliMi Lflndoni ebef weilius siwieiendcr« 

Onmd diftr sind mOtfkJiarwciae Diveigenzen zwiadien objektiven BeUwftmgran 
und Wefamehimmgen der BevOlnung; insbeso n d a c ol||ektive Veilndsrangn Ober 
die Zeit wetdcn von polsntiell Betroflenon Intensiver wihigononunen, zumal wenn 
Mccuep <ne irooicinanif vtisum auigreiwn« 

^yfltfjfH ^ iftgiscbfP ^Jntersurihunjen und sut^jdctive EinsdiltzuQiBn der pbysudien 
und materiellen Sicheriieit Hegen nieht ftr das gesamte Sub-Sahan-Aftik* vor. Die 
umfimgreidMiie Untersudumg wurde bn Ridnnen des Afiobaramelers aogesteUt 
(Bratton et al. 2004: 2SX die fanmeihm IS Staaten umftsst» aOenUqgs ist daiunler 
kern zeotnüafiikanisGbes Land. Weniger als ein Drittel aller Staaten und der nmt- 
maBHcfae Blas, dass vor allem Umfingen in Lindem dnrchgefthrt wurden, die ein 
gewisses, für die prsktische Durchführung der BeAagungen notwendiges Sicfaer- 
heitsBMB aulVreisen, entwerten die Refjraaeuüttivfttt ertieMidL Dennoch lassen sich 
einige Eikenntnisse gewümen: 

Die Krindnaliutsfinpcht (tai der eigenen Wohnun^dem eigenen Haus) Hegt bei 
zusammen .44%. Diebelttie aus der eigenen Wohnung mnssten hn Zehnum des 
Jahres vor der Duft^gwjg 29M hfanehnien) einer kOrperlidien Altadce waren un* 
meifatn 12H der Befinsgjtenausgesetat (vgl. Tabelle 6). 

Die hehlen Linder mit ehiem hOlKren Niveau hmerstaatücher Massenkonflikte 
Nigeria und Uganda - un Senegsl ist das Casamanoe-^roblem strikt regkmal be- 
grenzt -sind auch mit höherer Oewahkriminatitlt betestet Da aUerdiogsaiic^ 
wicitf betroffene i- fr^w «»io i r^^ ^ ^ umA fu^Amften^ j^i 4fet— ^ Qwppf »aM*«t ist ptiysi« 
scne ijewaii onenoar em oavon iMMmfiieu unaonaugiges irnanonien. 



Tabelle 6; Viktomoloyscher Selbstbericht in 15 snhsaharischcn Lindem 
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Been phyticaly 
ütackad 


Never 


88% 


89,2% 


85.3% 


88,7% 


Once or 

twice/several 

times 


10% 


8,4% 


13.3% 


9,9% 




Many 

times/always 


2% 


2.4% 


1.7% 


1,3% 




Don't know 


0% 


0.2% 


0.3% 


0.3% 



Botswana, Kap Venle» (Hubm, Keoya, Lesolbo, Malawi, Mali, Momnbik, Namibia, Nigeria, 
Senepl, SOdalHb, Iteania, l^nda, ZMa, QueilK 



Ein Bliclc auf den diachronen Vergleich der Befragten mit dem vorhergehenden Re- 
gierungssystem bzw. der Regierung (der je nach Lage einen Zeitraum von 5-10 Jahren 
umfasst) weist kein einheitliches Bild auf. Eine relative Mehrheit sieht vor allem 
Verbesserungen hinsichtlich der Kontrolle von Kriminalität und Gewalt, während 
ein knappes Drittel eine Verschlechterung beobachtet. Zum guten Teil wird das auf 
die spezifische politische und gesellschaftliche Entwicklung der Länder zurückzu- 
führen sein: Verbesserungen werden überdurchschnittlich etwa in Kenia (63%), 
Namibia (65%) und Uganda (68%) wahrgenommen, während eine verschlechterte 
Sicherheitslage vor allem in Malawi (66%) und Südafrika (60%) empfunden wird.^' 
Tabelle 7: Wahrnehmung der Sicherheitsentwicklung in 15 subsaharischen Ländern 
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Qudle: AftobwofiMlar (BnMm et al. 2004: 2SX s. au^ 



Dm aUgBineiiie KrimmaUtltiiiiveni im anhMiharinchen Afrika IMit zwrifellos be- 
8Qi9iiieRC0Bnd und vlelo mmmaßlidie Unachen ftr Kriminalitlt in dar Rogioii, 
wie die mhihande Annut und Ungi oi d ihri i ; die Anflflwng k rimfwJimiiliiimniMdfr 
Milieus hn RalunHi widiNnder UriMoiiiennig, die Pen g d tei vloeigltoit ¥on Ihr 
KriniinaUtflt besonders nnfHIHgen jungen Nfaimeni (vgl. Lock 2004: 166 f.), das 
Versagen des Staates im Govemance-Beieicli und der Kriminalitfltsbearbeitung» ja 
der Ver> und Zer&U des Staates sowie eine wachsende inteniationale Verflechtung 



Bin Zusanmwahsng mitt dem viktimologisciien S clb s th a l dit botelit nur adir bedingL Zu* 
oacfasimun man die diveigieienden Ausgangsnivews in Rechnung sieikn. In Malawi hatte 
das aulwilMie Einparteiregime unter Hastings Kamuzu Banda fUr ein hohes Maß an innerer 
Sicherheit gesorgt. Gerade der ungünstige Vergleich mit der aktuellen Entwicklung ftlhrt 
zur verstflikten Problemwahmehmung. Dies trifft wahrscheinlich verstärkt auf Südafrika 
zu. Wenngleich das selbstberichtcte Gcwaitniveau - nicht die Eigentumsdelikte - auch abso- 
lut aber dem subsaharischen Schnitt liegt, nennen sOdafrikaniscfae Befr^ ataric Ober- 
dunhsdndttÜGh Hfirime und security" ab wichtige gesellscfaaftliche ProMeme (Biatton et 
aL2004:2^ 
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auch von KrimineUen im Rahmen der Schittenglobalisienmg werden weiter foitbe- 

8HIHD* 

AIMfaigii hat tidi dnigen Staaten die Kriminal^^ 
fimsichtlich entspannt und wird von den Beftilgleo auch kein 

woDiem angeaenen; Mit Aumanme soonnKai neuen an cht spuse maqgeiDGnnn 
sozialeProbleme wie Arbeitsloiigjkdt, Armut imd Gesundheit, wIhrendKrimm 
und Sicfacrfieit sowie politische Gewalt, Instdrilitit und Korraption nur von wenigen 
BefiR^ |en genannt weiden (BnMon et aL 2004: 29). 

5. Zttsaflunenfusnnf nnd SeUnssbctaehtuig 

liwgBMmt sind' auf Gnmdlage der aktnaHtttsnahen Retrapenpektive etwa sleidnan- 
gig ab die gravienndilen sifji^tiigifyMi«h^ veiidiiedene Kriminalitttofonnen und 
Korruption anwisfhen Bewaflhete MassenknnlBIdB fidlen dagegen leicht äb, stellen 
aber au%nnid ihrer intemiven Auswiikungsn ein etwa gleSchnuigiges Problem dar. 
Die Bedrohung dnrdi gswaUaanie UmstOn^ beaonden Afilitliputsdie^ besdvlnkt 
sich aufefaie zwar nicht nneriiebiiche, aber t)egrenrte Zahl von Staaten. Tenorismus, 
to sbeso nd ere derjenige is la mistiiirhfr PllgB^ 

tan Definition und DalsahigD 0lr das gsringHlgigste Sicheriieitsdefizit im subsahari- 
schen Afrika versntwoitlidt Nennenswerte Fotenzhde bestellen in relstiv wenigen 
SiMtsnhi N ow h w e a t und Ostafrika. Die MendeSicherfieit in Afrika ist aber zu einem 
eifaeblichen Anteil das Efgebnia aktiver Vendchtung von Sicheifaeit durch staatliche 
SidherlieilskriAe und RegiensQgsn. 

Die msgesamt uundwrslB Subngion ist Zentralafrika, gefolgt von West- und 
Ostafrika. Die eindeutig am wenigsten belastete Region ist durchgingig das sOdliche 
Afrika. Relativ hoch ist grundsätzlich die Sicheriieit in Botswana und Namibia. In 
den anderen Regionen ragen Klein- und Inselstaaten wie Mauritius, die Kapverden 
und die Seychellen heraus. Dies trifft selbst auf Zentralafrika zu, woauf Sao Tomö 
und in Gdmn die Sjcharheitalaga relativ am bealen Ist. Die grOBlen Sjchsriieiiadefi* 
züe mOaaen fai Smalen wie AngDl^i Bonndi. CMe dlvoire, DRK, Liberia» Nigeria» 

Bei den betraffiaen Peiaonengi'Mppan sieht umat die gesamte BevOllGeraog im 
Vor d ergr un d, die auch indirekt von Si ch e r fa ei t sp roblemen erftsst wird, indem Krieg» 
Krimmalitit und Komiption die sozioOkonomische Bntwickhnig schwer beschidi- 
gen. Des Weiteren dOrfte davon ausgegangoi werden» dass Frauen und sozial 
Schwache von SIcheiheitiprobleuiBn besonders betroffim sind, wihrend vor allem 
junge Minner in Urbanen Zentren die grOßte aktive Problemgruppe für die Sicher- 
heit darstellen. EbenfiiUs mittel- und unmittelbar smd Regierungen und Reghne be- 
droht, jedoch lediglich in zweiter Ordnung. Die geriogsten Gefthrdungen und Her- 
ausfbrdmagen sind für westliche Industriestaaten gegeben. Insbesondere Masaeup 
konflikte und Krimmalitit vor Ort haben rnnhnaBKch sehr mhtelbare Auswvfcungen. 
Der oft beschworene „Marsch nach Europa** von Millionen von FlOchtlingen hat 
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sich bislang nur in Obendiuibflrai Dimensioncp nialeriaUsiert Vofbandene Potm- 
liateffirdeniiiliimiiitigcheaTemi^^ 

pnkMm Staaten, soUten weiter scharf beobachtet und gpgebcne a fclls beseitigt wer- 
den, eracfaeinea dengait jedoch von b c gi e nit e r VMeoz zn sein. Efaie ebenso limi- 
tierte wie behenschbaie Hera usfo rderung wird die Stabilität von Ländern sein, aus 
dam wlcfat^ Kohilaflb In den ,,htoiden** exportiert wer 
die international veiuelilB organisierte KiimlDalitit mit Stflti|Nnkten im subsahari- 
schen Afifika die gpWie Sl d isriie il aheMusforderung fllr den Westen» die au^pund 
des tnmsnationaleiL Charakters jedoch nur teilweise afrikanischer Provenienz ist 

Der vorlaufige Befund efaies begrenzten Bedrahungspotanzials ftlr den Westen 
aus dem subsaharischen Afrika ist kein Pl&doyer gegen verstärkte Forschungsan- 
strengungen in der Afrika bezogenen „Sidicriieilsfixscfauiigf . nB^grenzlf* bedeu t e t 
nicht ^abwesend". Die wiederholt beUagte, prekire Dalenhig» gestaltet nur Ten- 
denzaussagen ftr die Anafyse von Gefthrdungspotenzialen, die au^snmd verti eft er 
Kenntnisse gsg ehene nf hUs zu korrigieren ist Zudem kann die problemorientierte 
Afrika bezogene Sozialwissenschaft ihre Existenz mühelos durch die unbestreitbare 
Bedeutung ftlr Afrika selbst recfatftrtiginLEnie bessere Dolenhige ist unerilsslich^ 
Kausalanalysen» welche die Voraussetzung ftr die Entwickfamg von hderventkms- 
und Prlventionsmaflnahmea darstellen. Insbesondere der Znsammenhang von Go- 
vemance, histitutkmen, Staatlichkeit, der soztoOkonomischen Entwickhmg, Res- 
souroenreichtum und externen Einflflssen einerseits und Sicheriieit andeierseils be- 
darf versliikter konasptianeller» theoretischer und empirischer Duithdringung. In 
vielerlei Hinskht steht die Afrika bezogene SicheifaeitÄnschuQg hier noch am An- 
flog. 
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^Gewaltoligopole'' und „Sicherheit als kollektives Gut^ 
Konzeptionelle Überlegungen (mit Illustnitionen aus 
Westnfrikn) 

Andreas Mehler 



Die Diskussioo um 0 AntliGfae Glller Int sich seit einigeii Jahren - weltweit - inten- 
sfviert Sieherheit ist im Kontext adiheidier Dritte-Welt-Geaellachaften aus Kon- 
sumenleuperspdctKfe hlufig ein weder ttflfeadidi, nodi dnicii Maflrtnmarnmenhinge 
auateidiend produziarles, gleichzeitig aber efai besonders nachgefrsgies Gut Es ist 
auch die Frage, in w i e fe r n es Oberiiaupt als (tffkntliches Out umapndtm ist Zu 
frobfc uM ti si ere n ist also zunicfast, wie sich Maikt und Offe^^ 
und Angebot rtwin a n d er veriniten. HlerBi wird der Begriff des Oewidloligopols 
vQigeschbtgen, der bewusst dem des Oewaltmonopols ge g e nfl beig e slBBt wird. Aus- 
gelotet wild ebenfidls der Begriff des ,^llektiven OuleS^ mit Blick auf Slcheifaeit 
im regioiuden KoiMext WestaIHkas. Mit Hilfe dieser Begriffe s^^ 
t a i slc hl i ch ett Ldstungen und der Perae ptfcme o von SIcfaeifaeit Idaier daigesient wer» 
den und zwar in ehiem Spektram zwischen a) der „security fbr diose who can pay'* 
(Musah^i^emi 2000), b) „spill-<yvei^'4B!fekten piivat finanziefter Sicheiheitsleis- 
tungen, c) SicfaeriieitsgBmcinschaffcen Jenseits oder nVBotahM* des Staates und d) 
veniraoeDQen sncneraenBangBooien oes jUHiyiawaws. 

1. Primiisen nnd Begriffe 

Meine PMmisse lautet: Der europllsch geprfigle Staatsgedanke mit Fiskslhoheit und 
legitimem Gewakmonopo! hat in Westaifrika wenig Realitit, ist von den Amts- 
trigem höchst unvollkommen verinnerlicfat, besteht aber sehr wohl als Anspruch ge- 
rade im Diskun der Eliten feil In der Realitit finden sich mehr und mehr Gewalt- 
oligopoU, die der BevOHcenmg oder Teilen derselben einen variierenden Grad an 
E^vartungsskAeriwit sowie varüsNnde OrieutienHigmdiiiioQ bieten« Sie umsdiUe- 
fien eine sdhwudoHide ^Eahl ^loo teilweise iDOtdoonfietendeo^ teilweise loooperieren* 
den Oewakakleuiali uwletichiedHciicf QnaUHL Regierai bendit in diesem KoiMcxt 
rnnf tAimr Miarfmu g tatiiBcliHfiiflr BffpTffiwiffn uffd pwiHanwitef Autfiandhmgiibfr' 
reitadiaft (fan Untersdiied zu symbolischer Prisenz der Repressionsofgane und 



' Olcidneitig idnim dieser Beilisg eine Reihe von iCiitilqiynlcten und AnicgHBgtn die 
auf der diesem Band vorausgegangenen Tagung im Januar 2004 und später geäußert wur- 
den. Hierfbr dnlcbar bin ich Tobias Debiel, Jörg Faust, Till Förster. Peter Lock, Klaus 
Schlichte und Thitz von TroUia. Weitere AmegMOgn veidaolce ich Matthias Rawidan und 
Anika Octtler. 
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Regelamvcndmig im Jäetkef* earopabchen StMt). Dies gilt auch ftr dm Bereich 
der Skilicriieiligewtfii'leiitmg» dof hUaß^ eis Kcmelment der SfiiluMi^ibflD vciv 
ttanden wird. In Jüngster Zeit wmde der Bef^der nMcurity govenmeei^ voif»> 
achlagen. Der aeiiillenide Qovennnoe-B^Sriff wird gemeinhiii mit Regvlieniig 
assoziiert, die nicht nur von iitaetlirihiwlnrtanaM^^ 

nur ein Aldeur m be tr Mfa t en. Privatisierung von Sicheriieit ist ehi immer hlufiger zu 
beobachtendes Phinomen. Dennoch geht es m zafaJreicfaen Anstrengungen auf afri- 
InmisrJirm Boden eben nicht nur um die Sicheriieit der wenigen, die dafür ganz leal 
bezahlett kOam; Sicheriieit ist nicht voUsUndig zum privaten Out geworden, von 
dem Persooenlcreise beliebig ausgeachloesen werden (kOoneo). 

Des Oligopol ist em Begriff ans der Wktschafiswisseoschaft und bedeutet: es gibt 
wenige Anbieter ^nes bestimmten Produkts.^ Des Produkt» das im folgend en inte- 
ressiert, ist Sicheriieit Ab Definition bietet skhaboan: 

Das Gewaltoligopol ist eine Aufteilung der Gewaltmittel auf wenige 
Gewaltakteure bzw. „Schutzgeber", die voraussichtlich überwiegend 
partikulare Zielsetzungen verfolgen. Gewaltoligopole reduzieren die 
Gewaltanwendung im Vergleich zu Gewaltpolypolen in einer „ anomi- 
schen sozialen Situation" (Waldmann 2002). Gewaltoligopole neigen 
aber zur Vermehrung von Gewaltanwendung im Vergleich zu (legiti- 
men) Gewaltmonopolen, da Regeln weniger eindeutig sind (oder in 
Konkurrenz stehen) und weil leicht eine Rivalität zwischen den Gc- 
waüoiigqpoiisten entstehen kann (Mehler 2003a). 

2. Der JBUbeMtamuW - AMJogk« « Maiaiaf kei MIricten 

Ökonomen gdien nun von versdiiedenen Unterfonnen von Oligopolen aus, «ewifafc 
zunldist einmal von bomogBUcn odor hetsrogsnen ^^Bgopolan* 

wenige Anbieter, die efai identisches Produkt herstellen ■ homogms Oligopol 
wenige Anbieter, die diffierenziefte Produkte herstellen * htlmrogems Oligijpol 

ZiB« trfi— iM diveEBB AldBure ^^"'^ w inSBnchiedlichBn CSefthrsn oder Anereifini 
f^ffpf ^nf^^h Schulz fllr bestifflffltB soKiale Gfuppeo aobiBtso* So mag es VigilaotaB ge* 
ben, die allehi Kaufleote an Mariottagen scUttzen und dann auch MaridpoUzei spie- 
len - wie »mtitnffMi die h e r flc hti glen Bakassi Boys im nigerianischen Onitsha 
wihrend ethnische Milizen „ihre" Leute verteidigen - zum Teil ist das auch die 



Im folgenden werden ohne Detail verweis ökonomische Definitionen und Prämissen aus 
einigen Handbüchern herangezogen, wie etwa Albers et al. 1977-1983, GiU>ler 2004, 
Demmler 1997. 
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Geschiclite der lolokn Jeunes pttakM* wenigstens in den ländlichen Gemeinden 
im SOdeo der Cte d'Ivoiie (Bdcer 2002, Hamisclili^ 2003, Gore/Pndoi 2003, 
Chauveaii/Bobo2003). 

Des Weiteren Ueftrt die Wiitscliaftswissenscfaaft noch Aussagen Aber den variieren- 
den Charakter des OUgopob. Hier nur zwei Varianten, die sich nicht widersprechen, 
aber auf etwas Unterschiedliches fokussieren: 

Dai aufAbtpraehe benihende OHgopoli Auf GewaMakteure flhertragen, ist denkbar, 
dass es genaue temtoriale Absprachen gibt und somit inneifaalb eines Staates oder 
eines abgrenzbaren Territoriums wieder kleinere klar definierte Bereidie bestdien, 
die im Grande als Gewaltmonopole «ganisieft sind. Es bleiben aber entscheidende 
Unterschiede zum Oewaltmonopol: Es fehleii nämlich andere Attribute der Staat- 
lichkeit, vor allem die von außen verliehene Anerkennung. Die friedlicheren Phasen 
der jüngeren Geschichte Somalias können so beschrieben werden, oder - klein- 
rluniiger - die gegenseitige Zuericennung von Einflusszonen fttr und durch krimi- 
nelle Banden in GroflsOdten der Region. Die Spaltung der COte d'Ivohe Ende 2004 
m zwei separate Tefle ist demgegenOber zB. nicht mit einem auf Absprache be- 
ruhenden Oligopol zu verwechseln. Die MacfatansprOche von Regierung und Rebel- 
len sind größer als ihr derzeitiges Hensdiaftsgebiet Es gibt keine klaren Ab- 
sprachn, sondern nur einen von außen durch J^eacekeepei^ (mehr oder minder) ga- 
nuttierten Waffenstülsland. Innerhalb der beiden großen Teile hat aber sebr wohl ei- 
ne Vermehrung der Oewaltakteure statt gefunden (s.u.). 

Dann kennen die Wirtschaftswissenschafien noch das Oligopol mit dominierendem 
J^aritfilhrer. Der MarktfOhrer dominieit 60-80 % eines JMOur, den Rest Ober- 
Hsst er anderen. I^y P^ w u pfttfttf*, i*fr **** HwupWiKk einem giftw is i if i i PffinwitTT 
um dieselbe durch seine direkten Vertreter die vollständige Macht ausQbt, sucht so- 
zusagen Subunternehmer ftr die Zonen, die er nicht permanent kontrolliert, tlber die 
er aber ehie gewisse KootroUe hat Stillschweigend galt dies in den 1990er Jahren in 
der Cdte d*Ivoire an der Grenze zu Liberia und auch fan Norden, wo der Staat eine 
nur misgedtHmteMsenz aufwies. In Nigeria kannte der Zentralstaat, vertreten du^ 
seine Ordnungdorlfie als «dominierender Sicfaeriieitsuntemehmei** angesehen wer- 
den. 

Nun können OligopoUsten unterscfaiedlicfae Strategien verfolgen, und Nischen 
fOr bestnnmte Angebote kOnnen ebenso gesucht werden wie Oberiegenheit Ab- 
sprachen oder eine permanente Konkurrenz können den Zustand charakterisiemL 
Das, was sich dabei konstituiert, ist ein „unvollkommener Sidierheitsmarkt^, der 



Es handelt sich um einen „Sichertieitsmarkf' (nicht um einen Gewaltmarkt; s.u.) und er ist 
insofern unvollkonunen, als es keine ,>f aricttransparenz*' gibt (die ,J*reise" sind nicht im- 
mer bekannt, sie sind auch nicbt fDr jeden gleich) und die QOter nicfat homogen sind. Ober- 
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keinesfidls reibungslos funktioniert. Die Analogien zum Markt im Oknnomiiiclien 
Sinne -> efai Ziisainincntwflfen von Angebot und NMdifiiigB — sind lidMfücli ttber diese 
Bemeriamgen hinaus vofhanden, haben aber auch ihre Grenzen. Aus heuristischen 
Gründen sollen noch emige weitere Oberlegungen unter Anwendung der flkonomi- 
sehen Tenninologie erfolgen: 

Es handelt sich mit wenigen Ausnahmen um einen niekt-<irganisltrten Markt: 
Das helBt unvenUckbare, ObenÜes schiifUich Ifeslyslegte Regehi beitefaen nicfat und 
nur in den seltensten Fallen dOrfie man efai PRMokoll solcher Regefai zwischen Ge- 
waitoligopoliatm oder die Figur dnea «Makkrt^ zwischen dieaen Akteuren finden. 
Der Zugang zum Markt ist nicfat für alle Anbieter ofibn, er man viebnehr Unfig 
mmhidiwif von den Jk^mommt* efUbnpft werden. Es herrscht aber auch umge- 
kehrt kein gifltdilftWBnflr Markt, der durch utaatHrliff Verftgungen oder basierend 
auf rftfliitliijh'ftH ZogaogfbedingDOgBn ^Pafeenle) starte eingeadirttafct wgre» bi dieaeas 
Sinne wire von einem halboflbien Markt oder einem Markt mit badaränkiem 
Zi^fou^ u ^predieUa^ motemefamerische Bnlsdieidoi^ptt sind dordnos fbstzostel* 
len: Preise, Quantitit und Qualität der Scfautzleistnngen lassen sich varfieren^ 
die Gewinmnaximienmg inmindest eine der ^gpittwUHwjwrMUti Rationalitllen ist 
Dies ist jedoch em Bereich, wo man unterstellen kann, dasa es Idars Grenzen der 

tat, sondern sehr oft btofie Eadstenaichenmg - lucfat nur bd den MfCnnden**, sondern 
audi bri den Anbietern der SIc l iw ft ff f t r Hf^m gi 

Daneben wird der Begri£f des ^kollektiven Gutes** zu einer weiteren Emscintn- 
kung fi«ien Marktveihallens ftthnni mOasen. Auf der NacfafiagaseilB shid nicfat- 
materidl motivierte Priftrenzen für b e stimmte Anbieter wahrscheinlich, wenn z3. 
kollektive IdenliUUen und cmoCkmale Veibmdungan zwischen Anbieter und Nach- 
fiager konstruiert werden. 

Der Begriff des Marktvertagem Ist demgegenOber von vornherein pnb- 
lematiacfa. Aus europHscher (viel weniger US amerikanischer) Sicht ist der Sicher- 
heitsmarict schon als n^giiff gewOfanungsbedOrfti^ lylan geht davon aus, dass der 
Staat für Sicherheit «wi^ igt; gibt es zu wenig Sicherheit, hat der Staat versagt. 
Eine MAbweichnng (...) von der voDawirtiGhaftliGh optfanalan Allokation von 
Gütern und Ressourcen hn Modell der vollkommenen Konkurrent (Gabler 2004) 
liqgt vor, werm physische Sicherheit den volkswirtschaftlichen Produktivkräften 0n 
Westafrika typiscfaerweise agrariacbe Produzenten und Hindler, nur wenige indus- 
trielle EnUaven) als Voraussetzung von Produktion und Erwirtschaftung von 
Mehrwert nicht mehr gewihrt werden kann. Soweit reicht erneut die Analogie. 



dies muss mit Prftferenzea beim »Kuiidai" goecboet werden, die oidu aiiein zweckratiooal 

sind. 

^ Im Unterschied zu Lehrbuchvorstellungen wird der Zugang nicht durch rechtlich- 
faistitutioaeUe oder wirtschaftliche Faktofco, sondern eben vor allem durch miUtarische, 

lleS^ffc m ^ -* — ^M.m — ^^^^^ * J — a — * — * — BWlflA^^MA a * — *■ 
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Problemati siert werden muss aber das Referenzmodell: Wie schoo enwihnt, ist so- 
wohl das ModeU einer vollkommeneQ Konkurrenz als auch das gegenteilige Modell 
einer vollkommenen Gewährleistung von Sicheriieit durch den Staat tinrealistisch. 

Die Veriialtensweisen der Anbieter auf dem unvollkommenen Sicherheitsmarkt 
können variieren. Eine „wirtschitftsfriedliche Verhaltensweise'' ist in Phasen ge- 
ringer Dynamik durchaus plausibel.^ Nur in diesen Phasen konstituiert sich ein 
Marktzusammenhang, den man ab Gewaitoligopol bezeidmen kann. Im Übrigen 
sind aber Kampf- und Verfaandlungsstrategien auf einem erst einmal oligopolistisch 
verfiissten Sicheifaeitmiaikt durchaus gleichzeitig üblich. Hier sind Monopoli- 
sienmgsbestiebungen einerseits, oder eine Unterbrechung des Marktgeschehens an- 
dererseits - nämlich nicht durch Streik oder Boykott, sondern durch Gewalt- 
anwendung und breitflichige Zerstörung mögliche Strategien. Zerstört wird nicht 
nur Sicherheit, sondern auch die für dieses Gut notwendigen Produktionsmittel 
(Wafifen, Befestigungen, JiumaakapitäV*: Kämpfer, Anfilhrer). Das heifit auch, dass 
GewahDiigopole Dynamiken unteili^en, sich tnnsfermieren und auch auflOeen 
können. Die beiden Grundformen der „GewahordnuQgen** nach von TYolha (Ge- 
wahmonopol und gewateame Selbsthilfe) sind nicht unbedingt die einigen 
,>Aggregatzustände", tfeer die es ück nachzudenken lohnt Nidit ganz von der Hand 
zu weisen ist außerdem die Möglichkeit, „Unordnung" als politisches Instrument 
ehizttsetzen (Chabal/Daloz 1999). Mit dem Gewaltoligopol-Begriff kann versucht 
werden, das .groBe.Feld der . Sicheihehaprodukdon und Sicbeifaeitszerstörung zwi- 
sdien den beiden vorgenarmten Polen besser zu bestimmen. 

3. »Die Nachfrage^: Sicherheit als unterproduziertes Gut in Westafrika 

Sicherheit ist aus „Konsiunenten"-Perspektive - wie schon eingangs postuliert - ein 
weder öffentlich, noch durch Markzusammenhange ausreichend produziertes Gut in 
Westafrika. Die Nachfrage bleibt aber hoch. Kaul et. al. (2003) haben angesichts 
solcher Varianten und entsprechender Kritik vorgeschlagen, öffentliche Güter als 
„Guter im öffentlichen Bereich** und nicht als staatlich bereitgestellte Güter anzu- 
seh«i.^ Sicherheil wird aus dem hier vertretenen Blickwinkel als stets wertvolles Gut 
angesehen, das von unterschiedlichen (staatlichen, gemeinschaftlichen und privaten) 
Akteuren gleichzeitig produziert und vernichtet wird, und somit häufig den auf Si- 
cheriieit angewiesenen Bür^gem nicht ausreichend zur Verfilgung steht Vom Cha- 



' Variationen zwisdieii „autonomen Strategien** und MOberlegenheitsstrategien", insbesond^ 
re .Jconjekturale Strategien**, die für Oligopole aus ökonomischer Warte als typisch darge- 
stellt werden, sind denkbar. Im letzten Fall rechnet der Marktteilnehmer bei seinen Aktionen 
mit Reaktionen seiner Konkurrenten und kalkuliert ebensolche mutmaßlichen Reaktionen mit 
ein. 

' Inge Kaul. Pedro Cooed^ao, KateU Le Goulven, Rooakl U. Mendoza 2003. Bereitsteüung 
globaler ößkntltdwr Güter. Globalisierung gestalten (Zusammenfassung), New York, 
Oxford: UNDP. S. 17. 
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• rakter her kmm es ein OlBfendicfaes, ein privites, aber auch ein koDdctives Out sein 
(siebe UDlen). 

Hier soU noch einmal die Perspektive der BevOlkening, des Opfisrs von Gewalt, 
gleichzeitig des Konsumenten oder NutznieBers von SicfaerfaeüsleistungBn, also des 
Scfautznehmers dargestellt werden: Es stellt sidi die Frage, wie die beschriebenen 
und anderen Akteare von der Masse der Btkger bzw. der BevOfloerung gesehen wer- 
den.' Es ist davon auszugehen, dass dies eine höchst ambivalente Angelegenheit ist 
(SdMuUldl). 

Wie sehr die Bevölkerung nun efaiihch„Opftir der scfalecfalenSi 
oder doch auch gestattend eingrrifen kann, bedarf nflheier UnliHnwifJHinig Insofism es 
sich bei Polizisten wie auch Müizkxiaren um „Spezialisten** handelt, aber nicht um 
Angehörige von Distanz wahrenden ^Kasten**» muss aber mindwifffni davon ausge- 
gangen werden, dass sie ki ihren sozülen Müiea emgebettet und somit bis zu «nem 
gewissen Qnd auch lecheusrhaftspfHchtig IMmb. Es mag nun hi den Augen der 
BevOlkenmg voUsOndig legitim sein (in den wunigilfin westafrikanisdien Staaten 
ist es jedoch legalX wenn diese Schutzgeber ki der AusObung ihrer Ad^sabe syste- 
matiach körperiidie Gewalt anwenden, also beispielsweile Verdicfatige schlagen 
und fohem.' Es ist zudem gar nicht sehen, dass die Schutzgebcr von den Schutz- 
liehmefB zur Gewaltanwendung gegen Zerstörer von Slcheriwit au%efixdett wer- 
den. Allerdings ist davon auszugehen, dass eine zunichst als legitfan befundene 
Gewaltanwendung leicht kippen und einen allgemehien Zustand der Unsicheriieit 
heriieifthren kann. 



Noch weitgehend unerforscht sind femer die genderspezifischen (Un-)Sicherhcitslagen 
(vgl. Schroeder/Farr/Schnabel 2005). Genderanalytische Untersuchungen zur Rolle von 
jungen Frviea als Schitffgpbflrinnen and SthulmelHiwihMicn fai Siena Leone haben die 

llOBnH UlJllIVBICDiB ItmTIIÜ tvD CDHDHIIHBD lUHHBBnDBBD Bl l^n"wQBDI0i"UCI6U9GuHiBD 

hervoigehoben und dabei uute i iüi chen, dass für Frauen sowohl während, als auch nach der 
bewaffneten Auseinandersetzung eine besondere Unsicheriwitiailuation bestand (Denov/ 

Maclure 2005). Diesen Hinweis verdanke ich Anika Oettler. 

Oder noch sehr viel mehr. Vergewaltigungen sind ein integraler Bestandteil der (Un) 
Sicherheitssysteme und gewissermaßen auch ,^ohn" für Schutzgeber. Diesen Hinweis 
verdanke ich Anika Oettkr. 
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Sdiaubild 1: Anriyivalenz Schutz^ Qewall 




Copyrighted material 



200 



Multiple Uosktaeriieit 



4. Jhw A tri la y dT S ciB tupIw ii — d Steiwr ht H w r My r 

Zur Eriiulcniiig des Sdtmbilds sind weitere DofinitioiiBn ttcboriicfa ftfdcftich: 

ÖmMbakt&m Pttson / Grappe / Ois»nisation, die Ober Gewaltmittel verfttgt und zu 
flnem Einsatz bereit ist, um in enter Linie ihre ptikuieren (Maclit-)intere8sen zu 
verfolgen. 

i (oszillierend) t 

Schutzgeher. Person / Gruppe / Organisation, die über Gewaltmittel verfügt und die- 
se zum Sduitz bestimmter Personen, Griq^ien und Ot^jUii^ 

Schutznehmer: Person / Gruppe / Organisation, die Nutznießer einer Leistung eines 
Scfautzgebers / mehrerer Schutzgeber ist 

UnmHtelbarer Schutz (punktuelle Leistung) kann in Sicherheit (temporär tragfähiger 
Zustand) überführt werden. Nicht alle Gewaltakteure/Schutzgeber sind hierzu aber 
Oberhaupt in der Lage. Daher soll hier noch eine weitere DiiTerenzienmg vorge- 
nommen werden: 

* Sicherheitserzeuger: Person / Gruppe / Organisation, die Ober den unmittettMien 
Nutzen bestimmter Scliiil mehmci hinaus Sidieriwit als Of BMi l lidiei oder min* 
deilnB InlkIdivBi Oit (te WebeiMlMn SIdil' »Or^^ 

S^^wtliritfVrifttBlgiHi iwrfflD in vielen wffiifwftnnwp*ffH** Slaaieo von vbt" 
whiffdmrtwi stmitfidi, priwt und ^sBieiHaduftlidi ^^lyHtiffiBrtBH Afcfeeupsn ertundit* 
Das Panoii a i B der SidiaMtiaiGteoie beiidialtet sowohl private Sicheriie i t sa nbietBr 
filr den - dem Ansprach nach - Ofifentüclien Kunden, als auch gemeinschaftlich or- 
ganisierte Gewalt- und Sicherheitsakteure wie Jugendbanden, bei denen das Ge- 
winnstreben nidit immer alleiniges Motiv ist Nicht unwichtig erscheint, dass privn- 
te Sicherheitserzeuger eben nicht nur das private Out Sicberiwit herstellen können 
(dies würde bedeuten, dass Menschen beliebig von seinem Genuas ausgeschlossen 
werden könnten), sondern mehr. Von den Sicherheitsleistungen der Firma „Executive 
Outcomes" profitierten bei ihrem konmierziellen Einsatz in Sierra Leone nicht nur 
• diejenigen, die dafür bezahlt hatten (Howe 1998). Diese Bemerkung geschieht nicht 
in apologetischer Absicht, es wird durchaus konzediert, dass private Sicheiheits- imd 
Militflrfuinen ernsthafte Probleme schaffen (Lock 2004).* 



' Lock (2004) verweist u.a. auf den Umstand, dass viele Unternehmen durch den Einsatz von 
demobilisierten Soldaten mit öffentlichen Geldern gebildetes Humankapital vereinnahmen, 
aber auch auf mangelhafte Prüfung der moralischen Eignung und Vertuschung. Es fehle an 
der Bemessung der Leistungsf^igkeit und insbesonda« der Nachhaltigkeit der erbrachten 
Leistungen. Nachhaltigkeit ist olE. aber kein e nts c h e i dendes Kriterium, wenn uiyuitlelbaie 
Siflwf heit i rtmlW i Mtw gwtillf wwikn iftWw, 
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Wichtig ist vor allem, dass man alle AldBUR in den Blick bekonunt, die Sicherheit 
als kollektivea oder öfifentliches Gut erzeugen können. Die ZusanuMOsetzung diewr 
Akteure kann sich lokal stark unterscheiden. In früheren Ausführungen habe ich eine 
systematische Tabelle angeboten, die naturgemäß sehr viele Akteure enthielt (z.B. 
Mehler 2003a, 2004). Hier sollen die nachweisbar vorhandeneo Oewiltakteiiie in 
einem Staat zu einem bestimmten Zeitt H inkt w ft ji ffl lii tfff werden^ 



Tabelle 1: Gewaltakteure /Sicheriieitserzeuger in der Cöte d*lvoire (Stand: Ende 
2004) 





Frinlre SidMbeili- 
/Oewahffanktionen 


Sckmdm SiclwfiieitB- Oe- 
wahftmktionen 


SlMdich ofgni- 
siert 


• Regvlire Sicher- 
hcitricrtlftc " zuneh* 
mendfiaktioiiiflrt 

• Internatiopale 

xOsiaclie und todere 


• UhkontioUiflflB lo- 
kale Vcftmer des 
ZeolnbtBilBS 


Privat ofganisiert 


• PtivM» WacUienile 

• PMC-indMct: 
muwaruge muveu 
der zerstörten natio- 
nalen Luftwaffe 

• Uberianische SOM- 
nor 

• Banditen 


• Jqgend- 
MgenlMlkMien von 
ranewD 

• Studenten- 
Organisationen 

• „BigMen'^-lokide 
Pürane 


Gemeinschaftlich 
oder „traditiooeU** 
ofginisiat 


. • V^Oamm 
• Traditioodle I4ger - 

DOKO 


• Religiöse Orgamaa- 
tionen/ Sekten 

• Traditionelle 
Autorititen 



S. Sicherheit alt kollektives Gut'*" 

Ein offantlidiet Out i g tehnet ridi dadurdi aus, das es allen zur Verfügung slsht wM i 
kein Teil der Geadlicfaaft ausgsscMossen wenkn kann, bei einem privaten Gut ist 
genau dies der FalL Wenn Sicfaeriwlt ab ftfftnriichti Out niehf ausrakfaeod produ- 
zieit wild, aber nidht nur privüe Kunden von privaten Sieheriietlsdiensten talsich- 



" DieMo Gedanken vodanke ich einer Anmokung voo Jorg Faust 
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lieh SiciMflieit gwieBea - d» ist dk Silaalm 
sich die Fhige, welclie Alcteure nodb Siclieffae^ 

hMridwcn kann. Es gibt so etwas wie TeilOfifisntlichkeilBii; loabesoiidere IdentitSts- 
gnippen ethnischer, clan-basierter oder religiöser Art spieko eine große Rolle im 
sozialen Leben Westafrilcas. Diei gilt auch flir dai hier M> gBH» to ch ene Thema. Die 
Zugehörigkeit zu einer solchen Gruppe - oder zu mehreren Gruppen (multiple Iden- 
titäten sind nicht selten) - bestimmt in hohem Maße, welche Sicherheitsleistungen 
der einzelne erwarten kann. Sicherheit wird zu einem koUelctiven Gut, wenn nicht- 
staatliche „Spezialisten", z.B. Bürgerwehren, dafür sorgen, dass die Bestandteile der 
Gruppe (und im wesentlichen nur diese) ihre Schutzbedürfhisse mittelfristig gesi- 
chert sehen. Sicherheit als kollektives Gut ist damit mehr als eine käufliche Ware, 
auch wenn sie mehr oder minder direkt zu fmanzieren ist. Der Zugang zu ihr ist 
nicht beliebig, sondern von der „richtigen" Zugehörigkeit abhängig. 

6. Dynamiicen der Produktion von Sicherheit und Unsicherlidt 

Am ivorischen Beispiel lässt sich die allmähliche Vermehrung und der Bedeutungs- 
zuwacfas von Gewahakteuren zeigen. 

Sdiott in den 1990ar labran hatten die «jlraditionellen'' $enoufi>-Jäger, die Dozo, 
an Bedeutung gewonnen, oft ab Stadttefl-Sicheriieitadienste sogar in Abidjan, später 
immer deiitl k her als eine Art Ordnungsdienst ftr die Oppo s ition s parte i RDR. Die 
mythisch-magische OberhOfaung oder das os t en ta tive Tragen von Amuletten soUte 
kemesfidls mit „lYaditionalitit" und RAcksündiglceit vcnvechaelt wenlen, zumal 
sich eine Art ^JntematMnale^ der tra d ition ell en Jilgsr in der gesamtun Region zu 
h ü tislitui e i en be^mt Wh* haben hier also Gewattakteure, die tief fai der Traditioo 
wurzeln, aber sehr modern reagieren und sich schon längst grenzüberschreitend 
organisiert haben (die VeriMingslinien leidien nach Libena» Siena Leone» Mali 
und Burkina Faso). 

Die Feddraiion Estudiantine de la Cöie d'lvoif (FESCI), die ursprünglich ein 
wichtiger Bestandteil der Demokratiebewegung war, radikalisierte sich m den 
1990er Jahren zusehends und wurde de facto zu einem Gewaltakteur ersten Ranges 

in Abidjan. Schutzgelderpressung und Mordaktionen häuften sich in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre. Verschiedene Flügel entstanden und arbeiteten FUhrungs- 
gestalten und politischen Parteien zu. 

Junge arbeitslose Männer sind die wichtigsten Gefolgsleute politischer Unter- 
nehmer, bereit, ftir vage Schlagworte („Patriotismus", „Gerechtigkeit") zu kämpfen 
und zu sterben, aber einmal organisiert durchaus auch ihre materiellen Interessen 
verfolgen. Die anhaltende Krise der Universitäten des Landes, aber auch der lange 
unterschätzte Konflikt der Generationen spielt eine wenig beachtete Rolle in der 
vorherrschenden Situation. Es gibt nur wenige, aber aufschlussreiche Schilderungen, 
was Junge Männer, die eine Straßensperre errichten, bewegt - es ist eine Mischung 
aus Verteidigung einer Gemeinschaft und Wegzollerpressung (Chauveau/Bobo 
2003). 
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Durch die Rebellion sind weitere bewaffnete Gruppierungen auf den Plan getre- 
ten. Schon mit den ersten milittriiclMa Mitaerfolgen der Rebellen wurde deutlich, 
da» et ticfa oiclit um eine homogene Bewegung handelt. Zumindest die Loyalitäten 
gegenüber dem militärischen Rebellenführer „IB"" und dem einstigen Studen- 
tenfbhrer und politischen Unternehmer Guillaume Soro scheinen kaum kompatibel 
zu sein, eine Tendenz zur Fraktionierung wird sichtbar. Auf Seiten der Regierungs- 
truppen wird zudem immer deutlicher, dass auch in der Armee Spaltungen entstehen. 
Dafür spricht die Entmachtung des Generalstabschefs Dou6 im November 2004 und 
die Beförderung des Hardliners Mangou an seiner Stelle. Ende 2004 musste damit 
gerechnet werden, dass sich das Gewaltoligopol eher weiter ausdifferenziert, zum 
Schaden der Bevölkerung, die immer weniger weiß, woran sie bei wem ist: „On ne 
sait plus qui est qui" (Förster 2002). 

7. Jenseits der Marktlogik - die politischen, kulturellen, ökonomischen und 
miliUrischen Grenzen der Handlungsfreiheit auf dem Sicherheitsmarkt 

Die hier vertretene Argumentation deckt sich in weiten Teilen mit der Argumen- 
tation in alteren Beiträgen. Kritisiert wird sie im wesentlichen ni zwei Punkten: 

1 . Die Tragweite der ökonomischen Analogie wird angezweifelt. 

2. Der fiegri£fder„Sicheifaeit als öfiGmtlidiesGur' wird probkmatisieft 

So fiagiB efai Kritfloen Wenn Skheriieit als physische UnverletzlichlDeit definiert 
wird, kann diese fäbeümapt -wie es die Konzeptk» von Sldieriioit als OffiatUcfaes 
oder Kollektivgut nahe legt - ,4>rodiizierf" werden? Bin Teil der Antwort VIßgjt in der 
Definition von Sidieifaeil; die mehr tet als punktneller Schutz vor physischer Ver- 
letzuQg und schon veiglekhbar ist mit anderen nicfat-privalen GOtem wie Bildungs- 
cfaancen oder Baids^Sesundheitivenofgung. 

Als problematiach gekennzeichnet wird auch die Vermischung der Gewah- 
fbimen» so sei die Alltagsgewalt etwas anderes als politische Gewalt und Krieg. 
Gewaltformen zu unterscheiden ist sicherlich hilfieich, eher die Opftr voo Krieg, 
politischer und AlUagsgewalt sind z u nehmend nicht mehr ausgesnchle BevOlke- 
lung^katagorien wie SoldaiBn oder S pit ze n p o lltilBBr, aondem eben hrehara Gruppen 
der ZiyilbevOllBeniiig. losolbni vermischen sich hi vielen Qewahfconfliklen Wott- 
afrikas auch die Oewaitfiarmen und -motivationen. 

Dennoch ist hl beiden Pudclea die Kritik bis zu ehiem gewissen Qmd berechtigt. 
Es ist richtig» dass nach flkoDomischer Teiminologie hier von euiem mUovoII- 
kommenen Maricf die Rode sein mOsste, dm heifit die Schutibedörfligen shid m ih- 
rer Wahl des Sicfacriieitsproduzenten nicfat vollständig frei, wobei dies hi der Regel 
auch fiirbdiebige Oligopole hu wht id MiiHichen ^nne gilt. 

Die Grenzen der MarictlQglk eigeben sich sehr deutlich an zwei Stellen: 



" Eigndich IbiiliimGoulibaty, ein ehemaliger Hauptfeldwebel, aber gemeiiiiihi unter diesen 
KQredbciuuuiL 
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1. Niehl alle OewaUakleiie / S cliut^ y te / SidMilieilMrzeuger haben aua- 
schHeflücfa' ote wwlegand (Mmmmliche Motive oder hasdetai nur zwock- 
retionali KuUuelle, habituelle oder auf Identität bemhende Handhmgynotive 
sind gerade Im Hfaiblick auf Qewaltanweiidiiiig bede rt i am . 

2. Auf der Nachfifageaeite sind ebenfidb nidit nur zwecicrationale Erwägungen 
(woher bekmume idi Sidieili^ ai etnem amehmbaien Pinris?) aussdilag- 
gebend, flondein auch Priferenzen, die auf kutturelle und politische Disposi- 
tionen zmUckgehen. 

Mit diesen Einschränkungen scheint der Begriff des OewaHotigopols dennoch kon- 
zeptionelle Vorteile gegenüber dem Begriff des wOcwa Ha i aikles ** zu haben, denn er 
ermöglicht durch die unterschiedlichen Perspektiven auf Strategien der OHgo- 
polisten, Koalen-Natan-Analyaen des Sc hul aie lmi en und Subtypen von Oligopo- 
len enie komplexeie Akteurs- und Systemanalyse. Es ist simvoller davon zu spre- 
chen, dassshÄ diese Oewaholigopole auf dem „Si ch e rii e it a m aria!" ematellen - damit 
rOckt der Begriff des nachgesuchten Gutes in den Zusammenhang mit dem Marict- 
begriff- während bei dem von Ehwrt geprägten wOewakmarid" die Bedingimg, unter 
der Ta!iBfthbf 7 i ft t^fTigi ffff stattfindet; eher unflMfchM »wite die hauplsidiliche Promi- 
nenz eihllt 

Die Verwandtschaft des hier vertieteueu Ansatzes mit verschiedenen Denk- 
ansttzen und Termhiologien von Trothas ist unbeitreitbar. Wihrend sich von TVotfaa 
aber zunächst mit zwei Grandtypen von Ordnungsibrmen der Gewalt beschäftigt 
(nSmlich der Ordnung der gewaklltigen Selbsthilfe sowie den Staat mh seinem An- 
sprach auf das GewaltmonopoO und dann mit vier Typen der gesamt- 
gesellschaftlichen Ordnungen der Gewalt (die neo-despotiscIiB, parastaatliche, 
pofltakepiial-konstitutionelle und l m nititiitift'Ht-« w*ifctw*ft**«f<'*** Ordnung), geht 
es beim Fokus auf Gewaltoligopole um Funktionskigilcwi der Beziehungen zwiadien 
den OUgopolisten emerseite und zwisdien Gewattoligopollsten und BevOlkeraqgs- 
gfuppcn andererseits. Nfit Blidc Afrr lfli wird man feststellen müssen, dass die un* 
tamhiedenen »Ordmn^'* von Trothas in der Realillt hniiier wenige^ 
aufweisen. 

SchlieBIich snid die wehreichendere kuttursoziokigisclie Kritik (ua an von 
Tkodia, Elwert ete.) oder auch psydioki^sche Ansttze, die ehien hn wesentlichen 
zweckfieien Ehisatz von Gewalt postulieren und mit Symbolik, Gewahdispoaitkm 
von Individualtitera o«l. aigwuMiitieren, zur Bildlrang von sozialen Phlnomenen 
der beschriebenen Reichweite kaum tauglich. Solche Gegenvorschläge verlieren 
sich hl Aussagen allefai ktehulhwriger Qflitigiceit Für die Politikwissenschaft steht 
ohnedies die Flage nach dem Systemischen im Vordergrand. 

Die TanglichkBit des BepiOb des „Pfftadichen Gutes" m Assozuttum mit Si- 
cheiheit steht hi^ssamt nicht zur Debatte. In den meisten OECD-Geselbchaften 
werden innere wie SuBere Sicherheit genau so behandelt: Als unteilbares, inkhisives 
Gut, wahlweise zum Schutz von Volk. Nation oder Allgemeinheit Allerdings zeigt 
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die Empirie - auch in den OECD-Llndeni - deutliche Brüche. Daher ist zu begrQ- 
fien, wenn mit dem JuMkti^m Ouf* eine wiikliclikeitsnahe KlassifUcationsstufe 
entildit Wo liegt der Mehrwert einer eolchen Betraditung? Aus der Diskussion um 
OfifontUche Güter Übst sich eine Perspektive „von unten" ibldten, welche die Si- 
cherheit nicht nur als Sicherheit der Herrschenden vor ihren Untertanen verstdit 
Dies ist nimlich eine vorwiegend kokmiale Prflgung von Polizei und Armee in zahl- 
reichen afrikanischen Staaten (und keineswegs efaie neuere Entwickhmg der Ab- 
schottung vom Volk im Zuge der Privatisierung von Gewalt). Aus dieser Diskussion 
laut sich mithin auch ein breiter Anspruch auf physisdie Sicheriieit formulieren, der 
bei Funktioostrflgem gar nicht verinnerlicht ist Nun ist - wie nicht weiter gezeigt 
werden muss - Sicherheit in vielen Gesellschaften „unterproduziert^, das heißt» die 
Nachfrage kann nicht erfüllt werden. Es bleibt dennoch von Interesse, errt einmal 
auszuleuchten, wie viel Sicheiheit denn produziert whd und von wem. Hieraus er- 
gibt sich die Notwendigkeit der Darstellung und Analyse des genauen Zusammen- 
spiels zwischen verschiedenen Gewahakteuren/Schutzgebem, zwischen komple- 
mentärer Au^gabenerftlhmg, aktiven Absprachen und Widerqsruch/ Konkurrenz. 
Hier wird aller Vonussidit nach tatsSchlich eine »Patdiworicstniktui^ (Lock 2004) 
von -allerdings nicht allein privater -Sicherheit entstehen. Als von besonderem po- 
litikwissensdaftlichen Interesse ist die etwaige Routinisierung der Beziehungen 
zwischen Gewaltakteuren und damit letzdicfa auch der Frage eines über Gewaltoli- 
gopole vollzogenen „Staatsaufbaus von unten** zu kennzeichnen. Daneben erscheint 
die Frage nach der eaapirischen LegitimitSt der so entstehenden „Ordnung" von Be- 
deutung, die sich letztlich nur durdi empirische Umfrageforschung seriOs beantwor- 
ten liefie. 

8t Fazit 

Gewahakteure können, mOssen aber nicht „SchutzgebeT" sein. In ein und derselben 
Figur oder Struktur kann für unterKhiedliche Pertoneiignippen zur gleichen Zeit (o- 
der im Laufe der Zeit fOr die selbe Gruppe) beides zutreffen: die Kujooieruqg mit 
gewaltsamen Mittehi/Repression und die Ausübung von Schutzfimktkmen - der 
„Wohl-Httei^ in seiner ganzen Ambivalenz, dessen Wahrnehmung mithin zwischen 
Gewaltakteur und Scfautzgeber oszilliert Es ergibt durchaus Sinn, sich von allzu vie- 
len normativen Setzungen frei zu machen und wissenschaftlich sauber sowohl nach 
Leistung als auch nach der Legitimität der Akteure zu fragen, ohne die es noch we- 
niger Sicherheit in weiten Teilen Afrikas gäbe. Diese beiden Fragen ergänzen sich: 
Hier wird sowohl nach objektivierbaren Ratkmalüflten, als auch nach deren Wahr- 
nehmung durch bestimmte Kollektive gefragt. 

Schließlich werfen diese Überlegungen aber auch neue Fragen in Bezug auf den 
suprastaatlichen Rahmen auf: Ein Teil der Gewaltakleure ist transnational organi- 
siert (und mitunter Bestandteil der „Schattenglobalisierung**, Reno 2001), afnkani- 
sche oder französische Peaoekaeper sind sowohl Bestandteile des lokalen Gewak- 
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oligopob ab auch dea i n te rna ti ona le n Systems, die Kooliolie von KMiwafiEbn als 
J^odidctkns^- und ZentOnmgsmitfeel von Sicheriieit stellt auf der „Global Oover- 
nano^-Agenda und wkkt auf das lokale Fdd ein, wie auch das Venagen oligopolis- 
tischer HenteUimg von Sicheilieit AnreizB ftr externe Akteure zum Engagement 
gegen den gqni absolut geseteten Staatszerfiril acbafli» (Mair 1999, Kassi» 
mif/Latham 2001, Engel/MeUer 200S). Die Zngeharigkelt zu globalen NeCzwerican 
wild inslmm e nteii s i e rt , am die Oleicbgewicfate zwisdien den OewaHoligopolistan 

Diese Festetelhngsn dOfilen in unterachiedlidiem MaBe auch für andere Weh- 
regiooen gehen. Dem Ansprach nach soOtan mtt „OewaltoUgopolen** und „Sicher- 
heit als kirfldctivem Qutf* auch ReaUtaien zumindest m Teilen L a te inam eftos und 
Asiens emwifiMigHi semi 
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Gewalt, Kriminalität und Krieg in Lateinamerika - Zur 
symbiotischen Verbindung verschiedener Gewalt- 
formen und den Problemen ihrer Einhegung 

Sabine Kurienbach 

Die Analyse Öffentlicher Sicherheit in lateinamerika hängt maßgeblich davon 
ab, iroklui Pliänoniene man hier in den Vordergrund rückt. Galt in den 1970er und 
1980er Jahren das Hauptaugenmerk den zahb-eichen Guerillabewegungen, die die 
hcRsdiendea Rogteningen bewaffiiet stürzen weihen, so dominiot seit den 1990er 
lahm das Umomi KiinünaUMt die Oflfentliche Agenda. Denn trotz der - mit Aus- 
nahme KohmiUem - beendeten hilBmea Kriege na^ 
hl Lalenmnerika nicht ab, sondern tlber die ehemaKgen Kriegshtoder hinaus vor al- 
lem ni den Stadien zn (v|J. MMlte). Dieser Wandd der Gewalt sd^ 
eoMT VerthMknmg der Didoissiim tlber deren Uhachen 

rer Dckiuyftuig wider. Dominierte gegenüber der bewaffiielen politiscfaen ppimai- 
tion der Diskurs Ober den Emfluss des Ost-West-Konflikts und die mangefaiden 
Möglichkeiten der politisdien Partizipation, so standen bei der Diskussion der Kri- 
nunaUHt Fragen der sozialen Un^eichheit und der PoUzeirefbrm hn Vordergrund. 
Auch wenn die aktuelle Debatte' verschiedene Facetten und Schwerpunkte hat, so 
gibt es doch einen breiten Konsens bezOglich der strukturellen Ursachen des hoben 
Qewalhiiveans: LalBhMmerika ist weltweit nicht nur die Region, 
der gehflwn, die einen Spiinwiplatz in der wettweiten Rugoidnung der Gewaimtig- 
keit ehuwimMD, sondern auch die mit der höchsten sozialen Ungleichheit (hierzu 
yjtuVtjßo^totrxLtL 199l|).inaota hingt diese Gewalt eng init den der Bntwiddung 
zugrundeliegenden Henschafts- und Machtverhältnissen zusammen, auch wenn sie 
kerne unmittelbm politisdie ZSebricfahmg aufweist' 

Weder Ungleichheit noch Gewalt sind neue Phänomene in Lateinamerika; was 
im Zeitverlauf wechselt, ist die Organisationsform (individuelle versus kollektive 
Gewalt) sowie die Legitimation der Gewalt (politische versus sozioökonomische). 
Insofern Ifisst sich am Beispiel Lateinamerikas analysieren, unter welchen Bedin- 



* Mittlerwrile gibt es hienu ahbeiche PubUkatioiien: vgl. v.a. Fajn^lber (u-a.) 1998, Bo- 

demer/Kurtenbach/Meschkat 2001, Briceflo-Leön 2002, Rico/Chinchilla 2002, Ssndoval 

Forero/Salazar Pdrcz 2003, Frühling/Tulchin 2003 und Bobea 2003. 
^ Zum Gewaltbcgriff allgemein vgl. Numicr-Winkler 2004. In diesem Beitrag beschränkt 
sich der Gewaltbcgriff dort, wo es nicht explizit anders erwähnt ist, auf die personale 
Gewalt; allerdings fokussiert sich die Analyse dann aber auf die Verbindung zwischen per- 
sonaler Oewah und stniktureUem Kontext 
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gungen fltniktiireile und persomle Fonn« (kr Gewalt auanmieiililqsBii. Ao^encto 
dv deraelt voriwnmitoden „unpoUtiaclieii^ 

winiok die Gewak Iwiile mir in AmwIiiUBfmtii cino poMriidie I^ngMimition citthil 
ind unter wdclionBedtegungeatkfadiet Indem kOn^ 

Beftngs Hellt dedudb die Frage necli der Vefbindung und Verimüpfung der ver- 
ecMedenen GewalipiiliiomBiie. IXet ist vor dem HitrteiVnnd Aber dk DUoinm 
um alte und wPeue" Kriege und dk Bedeutung von KricgsOkonomkn Ober dk Regt- 
on hinauf von Interesae.' Denn vkk der aktuellen OewaHphanomene weken Cha- 
mklerktika au^ dk in anderen legknalen Kontearten in dkaen Beiflgen dkkutkit 
werden: wirtadiaMiciie Qler ab Gewaiiiiiollv» Fi'ivalisiemng von Skherheit und eine 
Vklahl von Oewahaklencn. 

In FolgBoden fofl iiwnlfiiit ^ne kurze enpiriidie TkMtandiaiifhahme der vor- 
iciliedeiien Facetten von Gewalt* In Latriaamerika vorgenommen weiden, bevor 
dann der itnikturelk Kontext der Gewalt sek den 1990er Jabrendkkntkftwi^ 
ftr dk EikUrung des Fonnwandeb der Gewalt weaendich ist Drei zusammenhan- 
gende regionak und globak Bntwiddungen spielen hlertiei eine RoUe: dk Krise des 
inuner noch weitgehend auch den Export agvariacher und mhieraliacher Rohaloffe 
ausgerichteten EntwickhmgsmodeUs, dk Defizite der Demokratiaienmg und der 
wachsende EmfluM der Scfaattenglobaliskcung (vgl Lock 2003, 2004). Im dritten 
Abschnitt wird dann an Beispklen ans Kohnnbien und Guatemala gezeigt, wk kri- 
minelk und politische Fonnen der Gewalt ehie Symbiose eingehen und sich wecfa- 
sekden politischen Konterten anpassen, bevor abachlkBend der Umgang mit der 
Gewalt und dkD^zite bei deiQBnEhihegung analysiert weiden. 



Tiriiielka Homtzidialen m Ijafftm^ffinffTf*^ 



Land 


um 1980 


um 1990 


90er Jahre* 


Argentinien 


3,9 


4,8 


4,7 


Brasilien 


11,5 


19.7 


23,0 


Chile 


2,6 


3.0 


3,0 


Costa Rica 


5,7 


4,1 


5,4 


Ekuador 


6A 


103 


15,3 


Kuba 






6,2 


El Salvador 




139,2 


55,6 


Guatemala 






77,0 


Kolumbien 


20J$ 




65.0 



' Vgl. hierzu Kaldor 200 1 , Kalyvas 2001 , Epplcr 2002 und MQokier 2002; zur ÖkODOmie der 

Kriege Jcan/Rufin 1999, Kccn 1998, Collier et al. 2003 
* Der Problembereich der hflusUcheo Gewalt wird im folgenden nicht einbczugen; vgl. hierzu 
MdnjeüoOieU 1999. 
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* * ^ 

MexiKO 




I7,* 


ICO 

*5|9 


Nicaragua 






9 A 


Panama 






IAA 

10,9 


Parat' uav 

1 






12,0 


Unmuav 






4,4 


USA 


10,7 


10,1 


6,9 


Venezuela 


11,7 


15,2 


16,0 










Quellen: Ayres 1998; Arriagsda/Qodoy 2000, ^letzte verfUgbore 

Angabe nach WHO 2002 



1. Gewillt fai LiltliuiMrllai -cfai cmplrliclif r ObcrUick 



Auch wenn sich die Sicheriieitslage in Lateunmerika sigmfikmt von der u nndeven 
WehnglMien mtendieidet, so ist es doch wichtig such die imraregionalen Unter> 
schiede zu betrachten. Hieihei lassen sich ehierseits subregionale Pioblemlagen 
düBüeuzfcien (vgl hierai Bodemer 2003X inderBraeits lassen sich entlang der Rage 
nadi dem AnsmaS, den heiwiHgleii Aldeuien und Opfern, dem Ort, den Zielen und 
den Konsequenan der Gewalt verachiedene ProMemlagen tron sl iif IfW B, die sich - 
ohne Ansprach auf VoUstlndigkeit - folgendennaflen darstellen: 

1.1 Die Abnahase der politischen Gewalt 

Der grOflte Wandel fan Vergleich znr zweiten HUfte des 20. Jahihundefts besteht in 
der Abnahme der politisch motivierten Gewalt Einzig fai Kohmibien kann noch von 
einem Krieg' gesprochen wenien; dort eriidien die Querillagruppen FARC mid ELN 
den Ansprodi, poUtiscIie ^^ f^ * ^ '" fl r* zu verfolgen, was ihnen von Reglsrang und 
gfo6en Teikn der <1fiselltchall altenfings abgesprochen wini* in Mexikp besteht das 
ZapatistUdm B^r eh m gßh eer zwar nach wie vor, gewaltsam waren deren Aktionen 
aber nur m den ersten Wochen 1994. In Pera ist iauner wieder von sporadiachen 
Akt i vitMen Möhler Obeweste von Smdm> iMmbtoso (SL) und der Rtvolmionatm 
Bewegfmg T^ipae Ämari (MRTA) die Rede. In der Folge des 11. Septente 2001 
henicht auf Seiten der regierenden Eliten dnn vielfiKfa der Didnirs Ober Mterroristi* 
sehe" Aktivitllen vor. 



' Im Folgenden wird der Kriegsdefinition der Arbeitsgemeinschaft Krie^rsachenforschung 
(AKUF) an der Universität Hamburg gefolgt, wonach Krieg die kontinuierliche, organisier- 
te bcwaffiniete Auseinandersetzung zwischen mindestens zwei Akteuren ist, von denen einer 
meist einen Staat oder mit ihm kooperierende Gruppen repräsentiert (vgl. Gantzel/ 
Schwinghammer 1995). 

* Ifierai gibt es vor illem fai Kohmibiai eine gmBe Mwtl^ vgl. nn ÜbabUck Piano 
(2004: 33 £) und Piano 2003. 
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IMe Btilmiig ftr die Bndiegung der kriflgerisdien Gewilt in l-ffffTffffWT TiVff Üsit 
sidi Bnn einoo bk dv Ansdoliiiiiiig der zivüeD ptriitifdien PMizipitioiiniOgliciilcei* 
ten im Rahmen der DemcAiiriitkning finden 

Hdielien Gewalt der 1970er md 1910er lalue fnigBiemt gegen die I te mc l i ell lulori- 
tlier Regime oder offlbner MüiHrdiktrtiMcn geridiiBt wer» ftUt mit der Demokrali- 
eierung die LegitimetloipgmndUige. Auenelnnen von dieeer ,Jlegel* sind KoloBi» 
Dien una nra. m KoioBwien wieiiniiiere ene nunnaeeE nnwr engen nmeiaemo* 
loratiidien Kriterien etablierte «»DemolQratfi^ beraiti aeit 40 Jduen mit einem imer-' 
nen Krieg wecliaehidar lUanalOtt. Der ailBBnieina 

lumbien inaoftm als die QueriHt aeit der demoloHieGiien Offlnmg mit der neuen 
Verftaanng 1991 ktftimamri acfa slaric nmer Druck feriet Auch in Peru bagnn der 
Krieg von Semk ro Umlnoao und der RgvchakmOnn Bewegung Tupac Amaru ent 
nach der Abkteimg der MUitinfflctatur, was sich nwiinrtn a t im Falle von Sendero 
fjwifM« mit e iner fötalen SjyileBKifipfl ii t l fln be g iü n dHi Witt.^ 

Eine zweite kwieipondiewnde Bridkunig ftr die Abnahme der poUtiadien Ge- 
walt atdit daa Fdilen efner die Gewalt und^oder den Umstoca legitimiBrettdBtt Idoo* 
logie dar wie sie hn Rahmen der anaialiBtierii en RevotationsvorrteDuQgen vorhan- 
den war. Seibat diejenigen, die sich auch am Beginn dea 21. Jafarhunderta noch ala 
Revo lu t i oM lw VB iilBiMMi — wlo der ^fft t^mUfflif Prisideiit Hugo Chivez — halten 
sich zumindest an demokral jache Mindeetstandards« Sporadiadi ist der polltiache 
Protest aber durchaus gawahtitig: beispielsweise bei DemonsUationen gegen die 
neoliberale SHuktunupaasungspoUtlk und den IWhandei wk/Ut Anfimg 2005 hi 
Gualenuda oder hn Koninxt bei KMfiikln um dfo Tätigkeit nad^^ 
tlonaler Nfinengesellachallen in Peru. Ea lutai aich aber kefaie organisierlen Fennen 
bewafflMler Opposition entwickelt' Im Grofien und Gennn verlauft der poMtiadi 
moth^ierta Fraleat ta der Region weitgehend gawallloa. Diea wrigt akli b ei spie l a w el- 
se in Ekuador und Bolivien, wo die P rt tf denten durch SaraBenbkxkaden und die 
MobOlaierang großer Gruppen aua dem Amt gejagt wurden, ohne daaa dies zu Ge- 
walt gefllirt hMe. Auch in Venaaete flbia fan Z usammenh ang mit dem missglück- 
ten Putschversuch gegen Hugo Chftvez 2002 die Opposition kehie Gewalt aus, ob- 
wohl die Sklierheilskrifb fan VorlbU auf Demonstranten schössen. Waren die staat- 



Zum Legitimationsdiskurs von Sendero Luminoso vgl. Degregori 1997. 
In Peru sind außerdem in den vergangenen Jahren einige politische Auseinandersetzungen 
aaf der iel Mleo Ebene gs wah iini erialkrt. Wach VotwOrfen Ober Korruption und Amts- 
Biis s hraBPh weide der Ba rgenne irt Br von Bave ha April 200» von einem au ^ efar a c h ten 
Mob gelyncht, in vier weiteren Fallen wovden BOrgermeisler ermoidet, ohne den die Moti- 
ve vollständig aufgeklärt werden konnten. Neben Defiziten im Zunmmenhang mit der 
noch fragilen peruanischen Dezentralisierung - in deren Rahmen es beispielsweise Rlr einen 
angeklagten Amtsinhaber keine Möglichkeit gibt zurück zu treten - spielten hierbei often- 
bar auch persönliche Streitigkeiten zwischen BOrgomeister und Stellvertreter eine Rolle 
(vgl. Degregori 2004). 
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liehen Sicherheitskrfifte in Lateinamerika lange Zeit einer der zentralen Aktcure po- 
litischer Gewalt, so ist eine direkte politische Motivation ihres Handelns heute nicht 
erkennbar, auch wenn es nach wie vor selektive Gewalt gegen Menschenrechtsver- 
teidiger, Journalisten und Gewerkschafter gibt Die Streitkrtfte bleiben in weiten 
Teilen ein Akteur mit Vetomacht gegenüber grundlegenden Veränderungen des Sta- 
tus quo, sind aber kein autonomer Akteur.' Die Debatte um die Gewalt der staatli- 
chen Sicherheitskräfte dreht sich eher um die Frage von Kompetenzen und 
Kapazitäten sowie die Verhältoismäßigkeit des Mitteleinsatzes. In Brasilien gibt es 
beispielsweise eine umfassende Diskussion tiber den massiven Schusswaffeneinsatz 
der Polizei (vgl. Cano 1998). 

Insgesamt haben Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit trotz der vielen gut 
dokumentierten Defizite doch einen Rahmen geschaffen, der die Gewalt aus dem 
politischen Raum der Gesellschaft weitgehend verdrängt. Eine Politisierung des in 
der gesamten Region in großem Ausmaß vorhandenen sozialen Protestpotentials und 
der politischen Unzufriedenheit wäre letztlich auf einen ideologischen Rahmen oder 
Bezugspunkt angewiesen, der die jeweiligen Konflikte in den politischen Kontext 
embettet. Eine Alternative, die über die Ablehnung des Status quo und der damit 
verbundenen Verhältnisse hinausgeht, existiert zumindest bisher nicht. Da es nicht 
mehr um die großen Fragen „Diktatur oder Demokratie" geht, fällt es der Opposition 
schwer, den verbreiteten Unmut zu kanalisieren. Die Folge sind schnelle Wechsel 
von Personen, was fehlt ist der Aufbau eines gesellschaftlichen Altemativprojekts. 

IJ2 Die Zunahme der kriminellen Gewalt 

Der flberwiegoide Teil der Gewah in Lttteinamcrüca feschiclit heute un Umfeld der 
organisierten und nicht-organisieiten Kriminalität, wobei die Grenan flieflcnd lind. 
Kriminalitit - dJt die vorsStzlicfae Überschreitung von süaftechtlichcn Regehi ehwr 
Gesellschaft - Ist m Latemamerika zwar niefat weiter veibreitet als hi anderan Welt- 
regionen, sie ist dort aber in wesentlich höherem Maß gewalttätig und mit dem Em- 
satz von Schnsswaffen verbunden (vgl. Fajnzylber u.a. 1998). Die organisierte Kri- 
minalitit nahm ihren Ausgang und verdankt ihren Aufichwung dem Drogenhandel, 
hl dessen Umfeld m nachst fai Kohmihien, ^>ater aber auch hi Mexiko und Brasilien 
maflfise Organisatkmen mit globaler Reichweite entstanden sfaid (vgl. Semmo/Toro 
2002). WaffenhamM mi Geklwlache tfaid weaendiche Bestandteile dieses Gc- 
schAfis, ebenao wie EntfUmmgen, Menschenhandel" mid Schmuggel (zB. Autos). 



' Die Velomadit der Slieitfslfle wuide hi allea Lindem vor allem un Kontext der Aufeibei- 
tung veigsngener Menschenrechtsverbrechen deutlich. 

Vgl hierzu unter andenm OHawsy 2003, Bcndel/CAMSSsm/Rfib 2002, Bertdsmsnn Stiftung 

2004, PNUD 2004. 

" Eine bisher wenig beachtete Form der Gewalt, deren Hintergründe noch weitgehend im 
dunkeln liegen, die aber zumindest teilweise im Zusammenhang mit Menschen- und/oder 
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MnÜüfllc Untifhfjilirit 



Die AufObung oder Androhimg von Gewalt ist im Kontext der orguisiertsn 
KfimiMlillt ein matatar i^i^ A— i a i M zor Abiiciierung der JUmUHÜfT, die mai' 
gnind Ilm tapniDelkB Ctorittm 

dmi ^lirit die Qswalt bei doo AuicilMHidfltieliHDiieB zwdsdMO ^fendriedeoMi Oivp* 
pen efaie gnifis Rollen wenn ei um die SiclMnmg ote 

icninioereiciMr gen. im ticn Mne unippe mni GurengNem — uki uuoieni en 
Monopol cnridMet - geht die Oewah nmilnde a l vorOlMidiead zmUck, weil dieee 
QnippeB in üuem TcBritariom doidMui FtaoklioBHi der iMBBHdidiBB SidieiAoit er* 
ttlkB. Allerdings ist dieee weder auf rod UHH i H l riie »wb dBimiiu rt aüie Medi»- 
iifii^M 1^ f o ailmi enf Gewalt gna i mi l Sdioo ane dieaem Gnmd bt die ao eniMandene 
Sicberiwit meirt prddbr mid kommt mir d« Jeweiligen iOi^ 
Die nicht-organiaierte KrindnaUHt findet vor allem in den G roflatadten der Region 
atKt^.weiitjiiber dmcbii einea g e wimen Omd an Or i^ i ml m t ie n anf b«w. iat fa wefrr 

— - »e - - > < n y gf I a A — — -Ml^t^^M **- * — ♦ — naAj»A -e e — — ^ — a — 

hD ICIND QDVKI UDO IIMHOKI wl QIO OTBBbHKw IUIDIIDBIIUK HiBBDIDOBD* mJOBBmmBt 

Akteur find hierbei die zahkeieiien ijngendbanden**.'^ Dieae Gruppen sind ebi 
überwiegend urbaaea Phänomen; lie bestehen aus männlichen und weiblichen 
Jugendlichen im Atter zwischen 12 und 20 lehren. Ihr AktknenaUus beacfartnkt 
sich meist auf das eigene Stadtvieitd, allerdings gibt ea auch trnnsnatkmalc Vcibin- 



Oiganhandel steht, wurde in den vergangenen Jahren an der Grenze zwischen Mexiko und 
den USA sowie im Grenzbereich zwischen Mexiko und Guatemala offenbar: Dort wurden 
die - teilweise verstümmelten, teilweise missbrauchten Leichen von Uber 500 jungen Frauen 
gefunden (vgl. Grenz 2004). Zur Ausbreitung und Funktionsweise der organisierten Krimi- 
nalität auf globaler Ebene und zur Mitverantwortung der Industrieländer vgl. Naylor 1999 
und 2002. 

12 ^* k^^HJi^^Mft gP n ,1 IITliaiB ■■■ ^ ■ il ■ ■ Im % Mm iffaM Im, ^^^^A^m^tMmmm^^ Imaa fc»!^»»!» 

^^IdO www^^^BBSBD MUBkBBBkBKB «IWKQBH U QOD MBBBNH Hb IDBCimHHI^nCnD PmU6D 

weise in den Favelas von Rio de Janeiro oder im kolumbianischen Valle del Cauca - viel» 

fach als „Kriege" tituliert Angesichts der hohen Zahl an Opfern, die teilweise deutlich über 
der in manchen KriegsdefmitioofiD verwendeten Grenze von 1.000 Totea im Jahr liegen, ist 

dies durchaus berechtigt. 

Eine eindrucksvolle Studie zu den wechselnden Mechanismoi, die von der «ganisierten 

lUnDUDHBIHt zum AmOBD QOB ZOn /HDIwGDHnllllQIIS nlUB BIDIiIbBBB DBHBlmK vPBPDBD HK 

DuncanSOQS. 

*^ Eine Kritik dieser S te wofypi si enB^ findet sich bei Liebel (2002). der zu Recht daraufhin- 
weist, dass die Gruppen organisierter Jugendlicher eine große Vielfalt aufweisen und nicht 
alle gewalttätig sind oder im kriminellen Milieu zu verorten sind Einen Literaturüberblick 
gibt Rodgcrs 1999, zu Zentralamerika vgl. Liebel 2002, Peelz 2004, zu Nicaragua Rodgers, 
2003, zu Kolumbien de Roux 2001, zu Brasilien Dowdney 2004, als sicherfaeitspolitisches 
Pmblen und MMuen sMdliscIieo Aufltandsjjewegungen** Manwaring 2005. 
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düngen, weshalb sie auch im Kontext neuer tianmwtionaler Sicfaeriiettiiifobkiiie 
ditknlifirt werden (z.B. Manwaring 2005).*' 

Die Zielsetzung der maras, pandiUas» bandas ete. richtet sich in erster Linie auf 
das eigene Oberleben und ist im Rahmen der Gruppe meist auf die soziale, ökono- 
mische und poliluche Kontrolle des eigenen Statfcvieitels gerichtet, wu durch die 
Androhung oder den direkten Emsalz von Gewalt geschieht (Erpressung von 
Schutzgekkm, etc.). Ähnliche Phänomene gab und gibt es auch fai anderen Landern 
und Weltregionen - in Afrika sind diese Gruppen viel&ch die zentralen Akteure der 
„neuen** Kriege und der Wurlord-Strukturen (vgl. Nissen/Radtke 2002, Riekenbeqg 
1 999X nlhrend ihre Gewalt in Latemamerika als weitgehend uiqx>litisch gilt 

Was hl der bisherigni Diskussion hi lortuhiammka viel&ch zu kurz kommt, ist 
die Tatsache, dass audi diese „unpolitische'' Gewalt nicht jenseits der sozialen, poli- 
tischen und wirtschalUichen ReaUtSt der Gesellschaften stattfindet, sondern eng mit 
ihr verbunden ist Drei Ursachenkomplexe sind fltar die Ausbreitung der Gewalt m 
den veigangenen andertfialb Jähizehnlen verantwortlich: das Scheitern des Expcrt- 
orientierten EntwickhmgsmodeUs und die damit verbundenen sozialen Kosten, die 
Defizh» von Demokntisienmg und Rechtsstaatlichkeit sowie drittens die Audxei- 
tong der Sdiattenglobalisierung. In diesem strukturellen Kontext liegt ein wtsentli- 
d|er Grund ftr das.Ausmafi der Gewalt, die symbiotische Veibhidung der verschie- 
denen Gowaltiünnen und ftr ihr BdEalatlonqKitential. 

2. Der straktureUe Kontait der Gcwaltentwiddnng 

Auch warn sich die makroökonomischen Daten vieler lateinamerikanischer Länder 
m den vergangenen Jahren verbessert haben, so hat sich dies nicht in einer Vetringie- 
rung der absoluten Armut und dem Rückgang der marginalisierten Bevölkerung nie- 
dergeschlagen (vgl. u.a. CEPAL 2004). Das makroökonomische Wachstum beruht 
weitgehend auf einer günstigen internationalen Konjunktur mit hohen Preisen für die 
traditionellen Exportrohstofife der lateituunerikanischen Ökonomien: Erdöl, Kohle^ 
Gold, etc. Darüber hinaus hat die Strukturanpassung seit Mitte der 80er Jahre zu 
massiven ZurUckdrflngung des Staats in der Wirtschaft geführt und damit einen wo* 
sentlichen integrativen Mechanismus der politischen Kultur Lateüuunerikas ge- 
schwächt Der Beschäftigung im öffentlichen Sektor kam nicht nur aus sozialen 
Gründen angesichts fehlender Alternativen in anderen Sektoren eine große soziale 
BedeutuQg zu, sie war gleichzeitig ehie zentrale Basis fltar die Integnttian eüier in 
Ansitzen entstehenden Mittelschicht 



bsofero unterscheidoi sie sich strukturell deutlich von den GueriUagruppen der 1970er 
Jshre^ die aimrindest fai ärer Bntslehungsphase aus jungen MlBDero (Mitte 20) mit retativ 
guter SchulbiUung stam m ten (vgl. Wickhani-Growleyl992:l9ff). 
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Der Großteil der ökonomisch aktiven Bevölkerung des Subkontinents überlebt 
nicht in der formalen Ökonomie, sondern im informellen Sektor. Der Anteil variiert 
zwischen 25% der Beschäftigten in Argentinien und fast 70% in Bolivien (vgl. 
Schneider 2002). Hoffhungen darauf, dass hier eine dynamische Entwicklung von 
Kleinstuntemehmem ihren Ausgang nimmt, wie sie 1989 Hemando de Soto am Bei- 
spiel Perus formulierte, haben sich nirgendwo erfilllt. Eine weitere Ausflucht stellt 
für immer mehr Menschen in Lateinamerika die legale und illegale Migration in die 
USA und nach Europa dar, die in den vergangenen Jahren stark zugenonmien hat. 
Dies wird auch an steigenden Geldüberweisungen - sog. Remesas - deutlich, die vor 
allem in Mexiko, Z^ntraiamerika und den Andenländem zum wichtigen Faktor der 
Deviseneinnahmen werden. Nach Angaben von Portes und Hoffman (2003:74) 
übersteigen die Überweisungen der Remesas in Lateinamerika mittlerweile die 
Summe der ausländischen Hilfe und entsprechen einem Drittel der ausländischen 
Investitionen. Auch wenn diese Gelder helfen, das Überleben zu sichern, so tragen 
sie nur begrenzt etwas zum Aufbau neuer Entwicklungspotentiale bei. Eine dritte 
Tendenz, die eng mit dem Scheitern des Entwicklungsmodells und mit der Kehrseite 
der Globalisierung zusammenhängt, ist das Wachstum der kriminellen Ökonomie. 
Neben Drogenanbau und -handel sind hier vor altem Menschenhandel, Entführun- 
gen und Schmuggel zu nennen. 

Die Krise des Entwicklungsmodells und der wachsende Einfluss der Schatten- 
globalisienmg wirken sich dkekt und indirekt auf die Politik und damit auf die de- 
mokratischen Regierungssysteme aus. Aufgrund der finanzfeUen RestrikHoiwii im 
Staatsbudget kann der Staat weder die ihm zugeschriebenen Kemfunktionen nn Be- 
reich der sozialen Infrastruktur (vor allem Bildung, Gesundheit, etc.) erfüllen, noch 
seine traditionell klientelistischen Praktiken (Jobs im Staatsapparat für politische 
Gefolgschaft) aufrechteriialten. Informalisierung und Kriminalisierung der Gesell- 
schaften vermindern nicht nur die Staatseinnahmen, weil in diesen Bereichen keine 
Steuern abgeführt werden, sondern sie verhindern auch die Entstehung einer sozia- 
len Basis für die Demokratie und untergraben auf dem Weg der Korruption die 
Funktionsweise von zentralen Instanzen - v.a. den Rechtsstaat.'*^ Die Defizite im 
Rechtsstaat und die vorherrschende Straflosigkeit auch für Kapitalverbrechen 
delegitimieren die Demokratie, weil sie die fehlende Problemlösungskapazität der 
Regierungen beweisen. 

Das strukturelle Problem Lateinamerikas besteht letztlich darin, dass die Demo- 
' kratie nur eine sehr fiagite soziale Basis hat und nur eine Minderheit der Bevölke- 
rung mit der Aufiechteifaaltung und/oder gar Veitiefimg der Demokratie eine positi- 
ve Zukunftsperspektive verbindet Daneben gibt es diejenigen, die an der Aufrecht- 
erfaaltung drä Staus quo mteressiert sind, weil sie von der Instabilität und der fehlen- 



*^ Am Beispiel des brasilianischen Amazonas zeigt Schönenberg (2002, 2004) die Auswir- 
kungen dieser Prozesse auch im ländlichen Raum. 
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den Duidisetziiiig rechtlicher Normen profitieren. Und wieder andere bevorzugen 

zwar radikale Andennigea and BrOcfae, ohie dm lio hierfll^ 

gen himni» ein Konzept hIttHi oder in der L^ge wftren, btottew AHiMmin zu bilden* 

Vor diemn NOntetgrand haben die Status tjao orientierten KrSfte rdativ leichlei 

Spiel, die tnuUtionelle Machtverteflung aufrecht zu erhalten. 

Den verschiedenen Sphlran der (Hconomie (vgL Lock 2003, 2004) entsprechen auch 

Unterschiede in der Alt der HdrscfaeftsausObung (zum folgenden Kurt^ 

In der formalen und reguHren Ökonomie hri)en sidi ~ zumiiidesr weitgehend - ver- 

fiduensbasierte Formen der Konfliktregehnig durchgesetzt wie sie in Arbeitsverlrl- 

gen» etc. zuäi Ausdnick k ^ ^man Diese rif^ tiafSmifi jjtn ^f ff fff ifjffiMii durch ent- 

yediende Gesetze und Normen gesditltzt und ihre Binhiltung Ist ~ dieoretisch — 

einUifllMr. Die S'i^^fff i M ff l f OlraBonie ist daaffafln dnidi asvmmetiisclie Meddstrak- 

HtWWMlIlRnil ftlWMIIf imp— — IZJS. JkJl^HBniBIZWfBKBl IBQ III iHa WBOtmMEm WH 

die FbUtikwissendiift eis Jnfonnell^ Politik ftsst Dezn gehOnn sowoU tniditio- 
neDe Mechmiamen der HenschiftsnisObang oder -vermltthmg, wie auch Mischun- 
gen (etwa poHtisdie Parteien mit „modernem** Oewand aber personaliatischen 
Strukturen). Diese Mechanismen und Stiukturen sind die Basis fllr die vielfrch fest- 
06sldll6o fJDoftlBlB^ dof taloiiHUiiorilouiisdifiD DcmokistitD» Id dv InriniiHüHBn 
s^imire scnueiMiGn oonunieren gewanvemunene MacfliveiniimiSne loss kocik «hs 
S nu kerenX die die vtrfidire nff mff M gffn Formen der Hemdinft durch Kon u p th wi etc. 
MmBrrenueren uno von oen inwrraeiien Mecnanismen prouueien. usonrn isc es 
notsrendig, nkdit nor XMnunilillt '"«^ Qewidt eis ein TeOprableai zu iMil i mJ il Bn t 
w t H f w B auch deren Enbettong in den P ro z e ss des f ^ü ffflfn Wandels zu if i t l n tt ifw ni 

Der symbioliadie ^"f— »■wIimi£ zwlsdien den versdiiedenen Formen der Oo> 
wah gdit aber Uber den ge mein samen strukturellen B^ründungsloontext iiw>n* Die 
QitwiddungiBn in Kohmbien und Ouatemala zeigen, unter wvkdien Bedingungen 
sich Gewahakteure politisieren und/öder kriminalisieren. Dies ist ein für die gemnte 
Iti^gion relevaotBS TheouL 

3. Zar Symbiose nnd Anpassnngsflhigiceit der Gewalt 

Kofambfen und Guatemala sind selbst fan lateinamerikanisclien Veigkidi Gesdl- 
yJiallsn mit einem cxtwni hohen MaB an sozialer Ungleidiheit, die in beiden Lin- 
dem ihre fffntmte Achse In den Uhtendiieden zwiscfaen Stadt und Land hat Die 
(Hconomien beider Linder sind in hohem Mafl von Preisschwankungen auf den hi- 
tematkmaten Agrarmflrkten abhangig. Der Verfell der Ka flbepr eis e hi den letzten 
Ja hi zehnten hat die Bedwmmg dieses hmge wichtigsten Exportartikels für die Ge- 
samtokonomie gsschwicht, ohne dass für die dort beschäftigten Menschen neue Ar- 
beitsplätze enlsten de n wiran (vgl Oxfiun 2002). Die wirtschaftlichen Eliten beider 
Linder suchen neue EhikommensmOglichkehen vor allem hi ehier Modernisierung 
des traditkxiellen Bxtraktioosniodells, das der armen Bevölkerungsmehrfaeit nur fai 
den seltensten FiUen «^gw*» kouunt. 
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Der Untendded bezOglich des OcwaMDontextes besteht darin, diss in Kolum- 
bien die Gewalt den Krieg zwischen Reperang, Panmilitin und Guerilla als 
zngspiinkf hat, wlhread Guatemala nach der Beendigung des Krieges 1996 als 
NachkriegsssseUschaft betttcfaM wiid. ABenlings findet tndk in Kohnnbien der 
gröBlB Teil der Gewalt - Ober 75% - nicht hn Krieg statt 

3.1 Cmwahi - die DepalHIsIf rnng der GewaRaktewe in der Nnchkrietswit 

Guatemala ist dn Beispiel daftr, wie eine im Krieg etablierte Gewahordnung den 
Obergang vom aulorUaicn zum formal demokratischen Rpgienmgssystem sowie die 
Beendigung des Krieges flberiebt und sich den neuen Oegebenheilen anpasst Zent- 
rale Bestandteile dieser Ordonng sind küfuHitÜHtf und krimiadle N etzweike aus 
Teilen des Militirs, der Frentg RtpubUamo OuattmaUeco (FRG) und der parsmili- 
(arischen Gruppen, die im Krieg zur UnfierstOtzung des MUMn bei der Aufitands- 
bekimpfimg gegrttaidet wurden (ygL hienn Peaoock/BeMn 2003). Diese Gruppen 
scharen vor allem, aber nicht nur, auf der kkalen Ebene und auf dem Land Unsi- 
cfaerheit und Angst, was auch auf der narionalen Ebene Wiricung zeigt Zum einen 
tragen die Gewalt und/oder denn Androhung dazu bei, die sidwtantielle Umsetzung 
der Friedens vei tilge und damit die Refbrm von Politik, Wirtschaft und GeseUsdiafi 
zu veriiinderiL Zum andewn uaSe^grifct dies die ohnehin ftagjle legidmatorisdie Ba^ 
SIS OBS .oe^BouaDSGuBn pounscnen AVMemSi 

Die materielle Reproduktfcm der GewattordnuQg stützt sich sowohl auf legale 
wie illegale Einkommensquellen. Die Kontrolle der Grenzen und ihre Prisenz im 
ganzen Land hat es den Sliitilkrtflim nicht our eiinff^idit alle hfadhlslelluiigett zu 
eifaalten, nonrtera auch neue li^hichdiasen zu eiiichieu. Im Rahmen der AufttandriXH 
ktanpfimg eigneten sich hohe Offiziere riesige Lindereien vor allem im ressouroen- 

PmGOBQ JnBIBD wL UWhDOb UHHUB OBDCO MDRUIOIIBb CHT dNIUUDUw ADBOII Hl mmDBwr 

eben illegalen und kriminellen Aktivitäten beispielsweise Schmuggel (Autos, Men- 
schen, Drogen). In der legalen Whtschaft verflogen sie - unter snderem durch neue 
Monopole -im Zuige dsr Fiivallsisrang ehemaligBr Staatdietriebe — Ober criiriillGhen 
Prinflwtff, so gehört dem Heer tt4L eine der g yflOten Ban lrfi i des livi v^hf (ßonoo 
Eüircüoy, deren Pleite mit staatlicher UnlerstQtzung 2002 veriiindeit wurde (vgl 
Brenea/Casas 1998^ bacson 1997). 

Audi die panunilillrisGhen Straktnren des Krieges wurden bisher nicht deniobi- 
lisieft Ihre Ent wafl h u ng bhd) kmz nach Kriegsende unter a nderem mit dem Argu- 
ment ans, die MÜgUeder der PmnOm dir AMod^mta CM (PAG) hMan skh die 
Waffen selbst gekauft, weshalb der Staat sie ihnen jetzt nicht wegnehmen kOnne. 
Eine sehr spezielle Sicht auf Privateigentum und staatliches GewaltmonopoL Die 
. PAC haben sich hi efaiigen Regkmen des Landes reorganisiert, heute sollen sie Ober 
ca. SOO.O0O Mii gl i e dcr ¥erftgen. Seit 2003 haben sie m ehrftc h zentrale Kre nwm ge n 
und SirsBen des landes liesetiJ sowie ihren Protest in die Hauptstadt getragen, um 
ehie JEntscfaadigHnir ftlr ihre BeteillgBiig am Krieg emzufiifdern. 1^ 
tur von Ex-Diktator Rfos Montt flh* das Amt des Stsatsprtbddenten - woftr das O- 
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benle Qerkiit durch den. massiven Einsalz von Gewaltandrohung ein bereits zwei- 
mal au ag esproc fa enes Verbot aufliob - politisierte sidi die Gewalt wieder. Die Tat- 
sache, dass Rios Moott berate im ersten Wahlgang ausschied, ist zwar ein positives 
Zeichen fOr die guatemahekiscfae Demokratie, hat aber an den Grundstnikturen und 
Grundproblemen nichts geindert Nach wie vor existiert keine soziale gesellschaftü- 
che Bans für eine Reform des Landes. Konsens besteht lediglich darOber, dass es 
kein ZorOck in die Diktatur geben solL*^ 

3.2 Kohimbien - die wechsetaidea Ko^aaktam von Politisienuig und DepoU- 

tisiening 

Historisch hat Kolumbien ihnliche Erfahrungen wie Guatemala, weil sich dort be- 
wafifoete Gruppen, die zmlchst in den 19S0er Jahran im Kontext des Kriegs zwi- 
schen Libenler und Konservativer Partei entstanden, m wehgehend kriminelle Or- 
ganisarionen mid Banden transformieiten (vgL Sänchez^ Maertens 1983). Akniell 
findet allerdings der umgekehrte Prozess statt, in dessen Rahmen sich kriminelle 
Organisationen politisieren, um in Vethandhmgen mit der Regierung eintrete n zu 
kflnnen. 

Wegen des rasamen Aufichwungs des Drogenhandels wuchs die kohnnbianische 
(^conomie als fHif^gyp SQdanerikas audi in der MverloKucn** Dekade der 1980er 
MvD. AlleiibigB war deir Plds, den die kohüMmische Qeiellidiaft Ihr diese Ab- 
fisdenmg der Krise zahlte sehr hodL Die Gewalt eskalierte dramatisch tvon immer- 
hm 12.922 Morden hn Jahr I98S auf 2S398 hn Jahr 1995, Bqanno et al. 2003). 
Darober htoaus wurde spätestens Mitte der 90er Jahre im Kontext des Konflikts um 
die Wahlka mpflliiaii ii em ug des damaligen Prib k lcnlBP Samper deutlidi, wie tief die 
gesamte kohnnbianische Gesellschaft von Drogengeldem korrumpiert war. In die- 
sem Kontext eriH a mlw i bis Mäte der 1990er Jahren circa 250 parandlitariache 
Grappienngen mit untersdiiedlicher regionaler Prisenz und verschiedenem Organi- 
sationsgrad." Außer im Umfeld der Dro g erik arte lle fiitfMsndfn tflguwinnfg »Selbst- 
voMdigHngsgnWBn'* Reaktion legiMBaler Efiten auf die wachsenden AktivHi- 
ten der Guerilla sowie die Demokratisierung und Dezentralisierung des Landes, die 
seit Mitte der 1980er Jahre die politiacfaen Spiefaegehi grmidlegend verindert haben. 
Ganz im Rfa«^ traditioneller Politikmuster haben die traditionellen Hhen bewafihele 
Gruppen gegon die sUricsr werdende Organisation oppodtiondler Gruppen oigani- 
siert Bekamtfestes Beispiel ist die Ermordung von mehr als 3.000 Mitpedem und 
Funktionaren der UMn Patri&tica (UP), ehier von demobilisierten Guerilleros der 



Dies wurde auch 1993 deutlich als der damalige Präsident Serrano einen Selbstputsch 
durchführte, wogegen sich ein einmalig breiter Widerstand organisierte, der von den ein- 
flussreichen UlMernehniem bis weit in die Zivilgeselbcliaft leifihle. 
" Zu den Paramililirs vgl vor allem GondUea et aL 2003 Ronwro 2003 und Duncan 200S. 
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FARC gegrttndele Partei, die bei den ersten Knrnimmalwahlen Ende der 1980er Jahre 
duicliaiis ErfUfB hatte» 

in den SUctten KohmibieiiB büdeten die Jugendbanden die Basis der paramiliUrl- 
schen Gruppen. Weltweit bekannt get r o t den sind die Qnippen der sog. nSiearios**, 
die gadi iBg i Mi Hi MBider, die vom BilOs ims wOiwIrtfti" der Mutier ehien Kühl* 

BGuRBIK BBDDBD« UtO UIvHOBDOBBB-IVKilHlCnBD UDO lynKTiullllllMTwlTwl fllBoB UiUD* 

pen fbr ihre Zwecke, ans anildiit losen und punktuellen Formen der Kooperation 
entstanden schfaiglaiftige Verijinde, die sich fan Verfanif der 1990er Jahre nicfat nur 
verMÜMtlndlglBO, soodeni audi politisierten. Dies hing am einen mit der Didoissi- 
on um die Ausliefisrung von Drogenhindleni an die USA, zum anderen mit den 
Friedensgespricben zwischen der Regierung Pastiana und der grOflten OueriUagnip- 
pe FARC giwammen. Zwischen FatamOHliB und OueriUa llsst sich fai Kohmbien 
efai spiegelUldlidier Prems beob n ch l wi : Wflireiid die Onerillagrappen in ihren 
Meäioden Timetimcod krimineU wurden, politisierten sidi die paramilitlrischen 
Veibflnde. Beide wenden tnditiooelle und insofern jMMnwle^ Farmen der Politik 
an, insbesondere den „bewaflhelen KlienteHsmns" (Oomitez mu 2003:74X dh. die 
Drohung init Wafltogewak av Beehiflnssung IbrnnlKlemolan^^ 
es bd der AUokation ¥üo OflbnCliGhen Ressourcen, sm es hn Vorfeld ¥on WaM 

Im Januar 1995 bOdele ein GroBtetl der paramilitlrischen Gruppen unter der 
Führung von Carlos Caslafio und den Autodefensm. de Cdnhbay Urabä die Amode- 
firuaa ünkka de Cohmbia (AUQ mit ehien gemein s am e n FOhningsstab. Auf Oh 
rem ersten Kongress formulierten sie die territorhde Kontrolle als zentrales ZieL Die 
zentrale Ideologie der paramflitlriscfaen Gruppen ist die der «Selbstvertetdigung** 
gegen die Guerilla, und die Aufiedrterlialtung des gesdlschaftüchen Status quo, 
weshalb sie sich als Staatserutz sehen. Mit der Wahl von Alvaro Uribe zum PrSsi- 
denten hn Jahr 2002 wurden sie erstmals von ober Regierung als Gesprichspertner 
ancncannL im juu xuuj unwiwBiriMwtfai Ki^iermg uno em uroweu oer tiMiwitiiiiffs 
0§ns gemeinsame Brfclltuii^^ in der vereiobarc iHfurd^^ die Obe^vlQgBnde ll^fefatheit 
der panmillttrisdien Gruppen Iris Rndff 200S zu demoMüsiewn und zu rrintegrie™ 
retL Dieser Prozess ist von zahlreichen RAcksdilflgen und Problemen begleitet (vgl 
Kmteobndi 2005), von denen die Fhigs der Strafverfolgung fbr begangene Men- 
sdieuiechisverietxnngfm und die der l^lishi ung des gewaltsam angeeigneten Be* 
Sitzes sowie die Auslieferung an die USA die heikelsten Punkte sind. Die Paramili- 
tirs drohen der Regierung ofifen mit einem neuerlichen Rekurs auf die Gewalt, was 
die Rskalationsdyiumik wohl erneut fai Gang setzen dflrfle. 



Zum Psychogramm eines Sicarios vgl. El Ticmpo 9.4.1989. Zur Reaktion der Bevölkerung 
und der traditionellen Eliten auf die Gewalt vgl. Taussig 2003 sowie die Autobiographie 
des Cliefr der AUC Ssivalore Mmeaso (Ktotfaes 2004>. 
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3 J Gewaltakteare ab B l oc Iiai i rlr ri Mle 

Beide Beispiele zeigen, wie anpmmgufthig die verschiedenen Gewaltakteure sind. 
Die PoKtisiefimg in Kolumbien war vor allem durch deren Instrumentalisierung im 
Kampf gogn die Guerilla und die zivile Opposition durch die vQgkmalen Eliten 
möglich. Die gesellschaftliche Potarisienmg erleichterte diesen Prozess, die drohen- 
de Auslieferung in die USA war aus SidM der Paramilitärs nur Qber euien politi- 
sdieii Handel („Friedensgatpittdh^) abzuwenden. Gleichzeitig werden in Kolum- 
bien aber auch die Grenzen dieser PoUliiieniiig deutlich: Jenseits der Ablehnung 
von Auslieferung und Strafverfolgung verfügen die PanmiliMn Ober kein polili- 
scfaes Projekt Eine Schwache, die in zahlreichen - auch gewaltsamen - internen 
Ausemandenetzungen im Umfeki der Gespräche mit der Regierung deutlich wurde. 
Voraussetzung eines solchen Projekts wäre unter anderem die von Carlos Castafio 
vor sotttBr Ennoftfamg im April 2004 geforderte Abkehr vom Drogenhandel. Diese 
Transformation in die Legalitat wollen zwar auch die anderen JCriegshenen** (Dun- 
can 2005X sind aber nicht bereit den dafür ftlligen Preis in Form einer wenigsten 
r ud i m e ntär e n S tr a fverfolgung und Entschädigung der Opfer zu bezahlen.^ 

Der Fdedensprozess führte in Guatemala dag^en zur Bntpolitisierang der Aus- 
emandersetzung um den Zugang und die Kontrolle von Ressourcen. Obwohl die 
Friedensvertrilge weilreichende Reformen vorsahen, sind diese bisher am Veto der 
Gewallakteure gescheitert In beiden Pillen zeigt sidi, dass der Einfluss der Gewah- 
akteure reicht, um -mit oder ohne eigenes politisches Projekt - grundlegende Re- 
fofnun xDgunsfestt cfnef Vertiefong der Pcmoknilie und einwr Stttakung dea RdcIiIb* 
Staats zu verhindern, was sie zu mächtigen BkMkadekiiften macht Die Anfiecfater- 
hahung des Status quo ist für die Gewahakteure von hoher Bedeutung, weil sie nur 
so ihren illegalen QeschUftBn weitgehend ungest&t nachgehen kOnnen. Auch die 
anderen „unpoUtiscfaen** Gewahakteure der Regkm- beispielsweise die zentnlam»- 
rikanischen Ju g endb an den - tragen zur Aufiechteriialtung des Status quo bei, weil 
die Gewalt tFKÜtkmelle KrSfte stSrkt, die skh dann bei Wahlen mit ehiem Diskurs 
der Jurten Hand** durchsetzen. Dadurch werden nach aller Erfthruqg aber zualler- 
erst die AktionsmOgBcfakeiten all der Akteure eingesdirifaikt, die für gesellschafUi- 
dm Wandel eintreten. 

Letztlich zeigt sich hier eine Grauzone zwischen Krieg und Frieden, wie sie ge- 
rade auch für die „neuen** Kriege charakteristisch ist. Zieht man die Grenze zwi- 
schen Krieg und Frieden aber dort, wo die politiache Gewalt aufoört, so fällt gerade 
die Grauzone aus dem Blick, die vor allem unter prflventiven Gesichtspunkten von 
entscfaddender Bedeutung ist In die Zukunft gerichtet, stellt sich außerdem die Frage, 



In Kolumbien gibt es derzeit eine heftige Debatte Uber die gesetzliche Grundlage der De- 
mobilisiening der Paramilitflrs. Obwohl die Regierung ihnen weitreichende Zugeständnisse 
gemacht hat, wofür sie von zahlreichen nationalen und internationalen Akteuren heftig kri- 
tisieit vfurde, lehnen sie selbst dieses Projekt rundhenmi ab. 
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unter weldien Bedingungen die bialMr „unpolitisGlien** GewaltddiBare sich slirker 
poUtisiefea kOonleo. ^HfüMfli^ jgt nkfat gengjt, den du JBnde der Ideologien*', 
das mit dem Ende des Ost-West-Konflikts konstatiert wurde, ein Dauerzustand ist 
Die htfrinamerikaniadien Linder sind demographisch sehr jung - ca. 40% der Be- 
völkerung sind unter 15 Jaliren alt Dies ftUfft dazu, dass die MeMieit der BevOUce- 
rung sich nicht selbst an die Zeiten der Militirdiktaturen und/oder - außeihalb 

AbONDDDWDa * an OW SUImBIBBIIBD CnnnBn* EWKIBS buk üb SHwUHHRDIIBS OMuHDK 

ftr die Demokratien imd te beidn KfloiBsden spiett 

siehtspunklen die Frage des g cmHi c halli ichen Umgangs mit der Gewalt der Ver- 
gangenheit eine wichtig Rolle. Hier herrscht in ganz Lateinamerflca - und Kohm- 
bien ist dabei sich hier an uBieren Ende der Skabetnzucfdnen- ein Muster vor, das 
im günstigsten FaU zu ehier Doknmenlalkm der VeriMeclien» aber nnr m Auanalwne- 
ftllen zur straftecfatficfaen Verfolgung der Hier md RehMitierang mid Eoiachidi- 
gung der Opftr flOirt Dieae Koaiitkm dea VenMogena trilgt dazu bei, daas Oewah 
nicht dele g ir im ie rt und durch andere zivile Mechanismen der Konflfttbeaibehung 
ersetzt wM. vor dem tuuietgiuiKi oes pnerwi^gcna refiressiven Umgangs mn oer 
Gewalt wiegt dies umso schwerer, weil nicht anazoschliefien ist, dtea Diskurse um 
die „legitime G e g sB w e h i*' wieder au fcr M e h e u . 

4b UmgMfWidPniMame bei der Itehafwm der Gewalt 

Der Umgang mit komplexen Gewahphinomenen erfordert weit mehr als Repression 
oder Beldbnpfimg der Symptome, in fjjieinamf r üu i dominieren drri „Modellel^ die 
Verstlrinmg der Repreaaion, die Privatisienng voo Sicheiheit und <fie Reform der 
FolizeL Die meisten hrtwinammkanischm Regienmgen haben die Gewalt vor aDem 
ala Ptoblem der dflentUchen Ordmmg deftaiert und — a^gealchta der inslitutioneilen 
Sdiwicfae von Pottzei md Rechtasystem — in tradilioueUer Manier das Müittr zu 
ifilfo.gBnifoiL VenUriBle PIIiumi anf den Stiaflen beaundeia gaMvdelBr SUdle aoH 
den Blirgem sowohl ttwilirhf Rit a ktiiw zaigBa als andi das Gefldil fdr Si ch etfae i t 
v f r iH ik fin Angesichli der vidttUgen Ve ntiick ungen von ehemaligen Mwd aictiven 
MilitintaQewatt und auch Krfanhialittt ist der Erfolg begrenzt" und vordem!^ 
teigrand der latainamer i kMisch e n Geschichte mid der ohnehin nur fragilen zivilen 
Kontrolle Uber die SlieiikiSfte höchst fiagwttadig. 

Verschiedene BevOlkennig sg r u ppeu haben aufgrund dieser Defizite zur „Selbst- 
hilfe** gegrifibn: Private Sicherheitsdienste afaid einer der florierendsten Geschifis- 
zwrige m der Regkm, in einigen Lindeni haben diese Ffamen mehr Angestellte als 
der Oflbtfttte Sidieriieiliappanit (vgl 

vielen Lindem registrieren lassen mflssen, gibt es efae groBe Grauzone und letztlich 



^' Waldmann (2002) hat vor diesem Hintergrund den Begriff des „anomischen Staats" ge- 
prägt 
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kaum Kontrolle seitens des Staats, der Ja zumindest den Anspmch auf das Monopol 
der l^gitmim Oowattsimlnit auiilbt Eine andere Form der PrivatisieraQg ist die 
Bewafifoung der Zivilbevölkerung» die zur Veibr eitun g von Handfeuer w a f fen ftUut. 
Hieran haben ancfa ahMche Rflckkanflprogiamme für Wafifen wenig geändert 
Zwar ist die Verfilg^Nukeit Ober Waffen keine Ursache der Gewalt, sie verschärft 
diese aber zweifelsohne, so dais verschiedene Foraien der Selbs^ustiz auf dem 
Vor ma ifachshid (vgl. hieftn den Pete^g von Anika Oettier). 

Der wichtigste Versuch der Gewalt mit rechtsstaatlichen Mittehi zu begegnen 
shid die zahlreichen Profekle und Programme zur Modemisienmg, Professkmalisie- 
lung und grundlegenden Reform der latemamerikanischen Polizei." Angesichts der 
Geschichte von Korruption und Gewahbeteiligung (vgl. Waldmann 1996 bleibt 
letztlich auch dieser Ansatz auf Symptome der Gesamtentwicklung beschränkt und 
Our Erfolg begrenzt, solange die strukturdien Ursachen dieser Entwicklung nicht 
ensdiaft bearbeitet werden. 

Vor dem Hintergrand der Erkenntnisse zu den «neuen** Krisen sind einige 
TVends hi Latehnmerika beso^gpiieRegend, werden bisher aber kaum reflektiert 
Die aktuellen Statistiken zur Jqgeodaibeitsk»ig|wit machen ehiig» Problemk^ 
deutlich: So nahm der Antefl der arbeitslosen lugendiichen m Laieinamerika zwi- 
schen 1993 und 2003 vco 12,4 auf 16,6% zu (ILO 2004). Die Quoten liegen m den 
Städten, die auch die Brennpunkte der Gewattkrimmaliiät snid (z.B. Medellhi und 
Rio de JaneiroX deudiGli darfiber. Auch wenn sich das Bevdlkerungswachstum hi 
I jitMnamerika oflbnaiciirtich verlangsamt hat, so bldbt das Problem der nmngehiden 
PerqMktive fltar Jugendlicfae zumindest Ahr die kommenden zwei Dekaden bestehen. 
Die OfgiBniffatiimip" nniltilatfralfn, der staatiidien wie der nich^ 

fftiätiifhfffi Bntwick b"»*^*"— " M "* "* '^ !* tnu&en diesem Tatbestan d RechnunjL 
wenn sie Kindor und Jugendliche zu zentralen Zielgruppen ihrer Arbeit machen. Be- 
sonders bei der Grundbedttr&isbefriedigung gab es hier Fortschritte. Die Kinder und 
Jugendlichen der Region sind heute besser ausgebiklet und ernährt als ihre Ehern, 
und hidien eine wesentlich längoe Lebenserwartung. Was sie allerdings nicht haben 
ist die Perspektive auf einen Arbeitsplatz im formalen Sektor der Wirtschaft (vgl 
CEPAL 2004). Hieraus «gibt sich reichhaltiger Konfliktato£^ weil die fehlenden 
Perq>ektiven vor allem männlicher Jugendlicher als zentraler Faktor fhr die Audirei- 
tungvonGewattstruktumgOt 

. Em uihfessender Ansatz zur Eindänanung der Gewalt mOsste auf verschiedenen 
Ebenen ansetzen und eine Vielzahl von Akteuren einbeziehen. Im Kern muss es 
darum gehen formale, verrecfatete Strukturen in Wirtschaft und Politik zu stärken. 
Dazu gehört an erster Stelle die Stärkung des formalen Sektors der Ökonomie, weil 
nur dort einigermaßen stabile Arbeitsplätze entstehen und so die Basis fOr die Orga- 



" Erste BrfthiuQgen hiemiit shid dokumentiert bei Zieglei/Neikl 2002. 
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niMtiiWBtlWrigkrit und Kflnfliktflhtfwit der Bcichiftiglcn gegeben Ist Hieibei han- 
delt es sich nicht allein um Wirlachafia- tnd Sozialpolilik, sondern auch dämm der 
politiadien Demokratislflrang ein adides Ftandamaot zn vendiafibn. Der Nobel- 
p ie l sh'igig flr Wtoe hafl s wlM ei M it J u i ft Bn Amaitya Sen (1999) webt zu Recht darauf 
hin, dass Demokratie und Entwicklung sich in einer Art ReißverKhlussprinzip ent- 
wickeln und gegenseitig verstärken kOonen. 

Zweitens ist die StMomg des Rechtsstaats ein zentrales Element jedweder Ge- 
wahiehihegung m demotantiscfaHi Regienmgssyslemen. In dem Mafie hidem sich 
d emokratisc h e Regierungen auf die Logik der Oewahakteure ehdasaen, laufen sie 
Gefahr ihre zentrale L^ithmlhwiigriiiidliige zu veriieren. Eine der gröflien Gefahren 
fbr die aktuelle Entwicklung in vielen la te in a m erikaniscfaen Ländern besteht darin, 
dass der repiessive Umgang mit sozialem Protest diesem ehie ideologische Plattfenn 
gegen die D e m o krati e ab Regierungsferm gebeo kann. Angesidils der Talaacfae, 
dass die meisten LatehMBneri k aner /u men ohndiin mit der Demokratie hadern, weU 
sie ihre wfatachaftllchen Probleme nicht zn Ktaen scfaemt (vgl. PNUD 2004) ist dies 
zumindest mittelfristig eine geflhriiche Entwickhmg. 

Drittens ist zur Binihegung der Gewalt in ihren unterscfaiedlicfaen Formen auch 
eine grundlegende Referm der OflbntUchen Verwaltung notwendig. Im deren Zent- 
rum MOsscn am ^nen TVansptrepziBid Rechenachtftspflicht s tehen, um Kjomipti- 
on und kHenteKstische PraktUcen zu verringern, nanehcn aind eine Ventirkung der 
Fnifesslünalisiefung und Allgemeinw ohlorieatierung notwendig» um das Vertrauen 
zwischen Btkgec^innen und Staat znftrdern bzw. in vielen Pillen erst z^ 

All diese Prozesse kfinnen aber erst vuMr und hngfristig zu einer Efaihegung 
und Reduzierung der Gewalt beitragen. Insofern muss es gleichzeitig darum gehen, 
der Ausbreitung krimfaieller Netzwerke mit recbtsstaatlichen Mittehi Emhak zu ge- 
bieten. Die totemationale Oemeüischaft und auch die unabhängigen und kritischen 
Medien in der gesamten Regk» spielen hieifaei ebenso eme widiüge Rolle wie 
Men sche nr ec fa t s oiga nis a tkw e n und andere zivilgBsel l so h a IHfch e Akteure. 
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Lynchjustiz in Guatemala. Produktion und Erosion von 
Sicherheit 



Anika Oettkr 

Lynchjustiz scheint weltweit und insbesondere in gesellschaftlichen Umbruchphasen 
aufzutreten. Während in Europa Fälle von Lynchjustiz selten sind und den Nachrich- 
tenwert barbarischer Rückfälle besitzen', wird diese kollektive Form der extralegalen 
Bestrafung, wenn sie in der Nicht-OECD- Welt auftritt, als symptomatisches - tradi- 
tionaies, affektuelles oder auch zweckrationales - soziales Handeln diskutiert 
Nachdem die lateinamerikanische Praxis der Lynchmorde in den 1990er Jahren noch 
als Ausdnick eines versagenden Justizsystems gewertet wurde (Pinheiro 1996), hat 
die in jüngster Zeit registricfte Ausbftitung von Lynchjustiz in Ländern mit einem 
holmi indigenen Bevölkeningsanteil einen Wandel des diesbezüglichen Diskurses 
eingeleitet: Lynchjustiz wird zunehmend als kollektive Praxis indigener comunida- 
da inte r p i et iert, die im Rahmen dm iateinamerikanischen ethnic revival und des 
Kampfes um indigene Autonomie angewandt wird (so etwa bei Fontodez Garcia 
2004, Guerrero 2001, Snodgrass Godoy 2004). 

Auch in Guatemala wurde Ende der 1990er Jahre em signifikanter Anstieg von 
Lynchjustiz registriert - und als eine kollektive indigene Praxis interpretiert, die 
nach der Beendigung des Bürgeikriegas gleichsam ausbrach. Vor diesem Hinter- 
gnind zielen die folgenden Ausführungen zunächst darauf, den medialen, politischen 
und wissenschaftlichen Diskurs über Lynchjustiz kritisch zu analysieren. Auf dieser 
Basis wird ein alternativer Interpretationsansatz voigestellt, der nicht zuletzt auf die 
semantische Doppeldeutigkeit des Phänomens verweist. Sowohl das englische 
fynching^ als auch das spanische linchamiento kennen zwei Ohertingungsn ins 



* Als faiMaiieUle im Jamiar200S Verwandte ehMS^elfltetenUiifi^^ 
chenvcnuchlai, war dies dem HinrfwnierAbendbfatt (17.1.2005) ehieRandi^ 

* Der Begriff ~ nicht die Praxis - von Lynchjustiz ist im Kontext des amerikanischen Bür- 
gerkrieges entstanden (vgl. Fitzhugh Brundage 1997). Im US-amerikanischen Raum wird 
mit lynching sowohl die extralegale und grausame Bestrafung eines verdächtigen Delin- 
quenten durch einen Mob als auch eine kollektive Gewalthandlung gegen religiöse oder na- 
tionale Minderheiten bezeichnet - so gelangte der Begrifif erst durch die Terrorpraxis des 
Kn Khix Klan zu tnuriger BerOfamdwit Dieses Beispiel aeigt, dan die Qranen zwischen 
LjBCBgUmME auQ trOffvma nicpeny suKi. utt ucgiui rvgToin (uorpoM/ nR n euwui moenn 
fBOgraphischea und historisolMn Zusammenhang entstanden, der nissischen Judenverfiil- 
gung. Nunmehr aus dem Kontext des Antisemitisnuis herausgelöst, wird der Begriff gene- 
rell auf gewalttätige kollektive Ausschreitungen gegen religiöse und ethnische Minderhei- 
ten angewandt (u.a. anti-muslimische Pogrome in Gujarat, Indien 2002). Im Zentrum dieses 
Artikels steht die Untersuchung von Lynchjustiz als einer Form kollektiver Gewalt, die - 
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Deulaclie: Lynchjmtiz und Lyndhrnard, Wdmnd dM Vofb znnldist weitiMilnd ai 
scn tcDcim ^lyucoeii /, impuzicn ow aiupiHiiniviwiMig cno inonaBCiic mncBBi- 
zwischen Recht und Veibrechen, oder zwischen Justiz und Moid. Damit ilelit 
bereits der Begriff im SpannuDgsverfaaltnis zwischen Produktion und Erosion von 
Sicherheit 

1. Ihtt gnatemalleUsche Pnamnumi der UnsIclMrlM^ 

Als die gnatemihekische Regierung und der QoeriUadacfavethand URNQ im De- 
zooiber 1996 dsn uftstBD md dflnBriHflsB" Rriedeii nufisneiduietBii und dsmit den 
letzten zontrslimerikinisdien BQigeriui^ beendeten, wurde noch vieleiorts die 
Hoffinng «feine ftiedUdiB Znkmift gehegt WIhrand Jedoch nun die poUtisGhe 
Gewalt der Vergangenheit tnm t Bhflwo schien, wurde das Alltagsleben zunehmend 
von der Ftavdit ¥or krimiiidkr Gewalt gB|iilg|t Nadi den Ende des Kalten Kri^jss 
wurde m Ouatemala, wie auch m den NachbarÜndem H Salvador und Honduras, 
ehi so hohes Qewaltniveau ff e sisl rie rt\ dass es hn regionalen Vergleich eme Ent- 
sprechung hl Kohnnbicn oder efaiigea brasilianischen Oroflstidten findet Obwohl 
offizielle Gewalt und KiiBsluBlimislBiiiililDBi bestenftUs Tendsunn anwiiwigiBn 
vermögen, verweisen sie auf die diskurrive BedeatoBg der von ihnen e rfi M Sten Phft- 
Domene und auf die zugrundeliegenden nwialwi Bntwiddungen (Caldeini 2000). 
Nach dem Ende der ahwiwifliiBteB Aumlnamlawiimugi ist vor alkm die Wähneb- 
mung des Bedrohungspotenzfads angestiegen: Llnget hat sich die alMIgHcho Unsi- 
cheriieit zu efawr der gröBten Sorgen der Bev5lDerung entwicfceh (vgl Azpn- 
lu/SeUgson 2000) und damit auch zu einem wahlentachejdenden Thema. 1999 wur- 
de der guatemaltekische WaUkmpf dnrdi das gemeinsame Oflbntliche Aufholen 
des FRO-Prtrtde nlsfihafhitBiididalBn AMbnso Fortfllo md des ehemaligen Diktaters 
und Parteigründers, Eftahl Rice Montt, enjaduedsn. Wihrend Rlos Montt die re- 
pressive OflhnUiche Sicheifaeit der ftflhen 1980er Jahra veritfUperte, stand PorUno 
ftr den latrinamerikamscfaen Macho, der sich damit bfOstete, mit der Schusswaffe 
AngyeifiBr abywehrt zu haben. iJBhi Mann, der srts eigenes Lrtien verteidigen kann, 
kann auch Eues veilekligen**, so Portillo fai ofaiem WahDcampfspoC*. Nachdem die 



angeleitet oder nicht angeleitet - in einem Umfeld von Strafloiiglceit auf die BesUafiing 

vermeintlicher Delinquenten ausgerichtet zu sein scheint. 

Die (Un-)SicherhcitsIagc ist erst in den vergangenen Jahren zum Gegenstand systemati- 
scher statistischer Erhebungen geworden. Inzwischen liegen einige Studien internationaler 
OrguisMioiiea vor (lADB), die zum Tdl auf offizieiko natiooalai Statistiken oder den 
UmfiagesigdNiissen des MeinungsfeiichungBimlitules Lolin obotöt Mt o lienifien. Auch 
wenn sich die Dntwiiegff hnwiadien gebessert hat, ist deren ReHibilitflt beschlinkt: nur 
wenige Verbrechen nuden m Anaige gobmctal, Umfiagm werden in Hauptsttdten 
durchgeführt etc 

Zit. nach El Periödico, 7.1.2000. Bei der Wahl der lokalen Schönheitskönigin in Zumpango 
del Rio, Mexiko, war es am 22.8.1982 zu einem Streit gekommen, in dessen Folge der 



Copyrighted material 



Lynclyustiz in Guatemala 



231 



Kriminalitlt imler Poitillo aidit nor nicfat eingedämmt wurde, sondern noch um die 
IMfdhuqji donh fin Ocflsdit m otgßBMortßt Krimimlilll; MOiilr und Pölidk tt^ 
0aA wunle, alniden mask die Wihkn vorn Nowember 2003 im Zeidieii der QJn-) 
SidwriieiL Im Qegeositz zu den Wahlen voo 1999 war diemial indes nicht die Be- 
dnfanng durch «gewOhnlichei" Krinündte wahlentacheidcnd, aondem viefanefar die 
Bedrohung doreh jeoe pvdleltt KililB» die sich fe der Pi^^ 
kandidatwi des FRG, Eftidh Rfae Montt, mmiifatfiwte. 

Wie weh fan sndHchen Nachberiaad El Salvador entacfaeiden huBwisGfaen Pro- 
gf iBuue zur KriiniiialilltMwlEiniipftiBg ~ und nidrt Progiwunme zur Bekimpfiing von 
extremer Armut und Unleremdirang - Ober den WahUnwgwg. Und mehr noch, in 
den Qeidladwften» die j ahia h u telang sowohl von Diktaturen als audi von Auf- 
slandibeweguBgM und .StaatslBnurisaMis gepiigl waren» slelh die ngswOhnliche 
Krtmfaialittt" der Gegenwart ftr viele efaie grÖBere Bedrohung dar als die politische 
Qewah der VeigiugeidiBiL So ehie salvadoriantsdie BluertaK hIu der Vergang 
ist nichts paniert, wcmi wir uns nidit m die Pnlitik eh^gemischt 
oder die Angehörigen wurden nicht ermordet» aber heute ist es anders: audi wenn 
fi^yq nith ftldif in die FffKtflc w^ wf i w M ""d firfi imr ym die eigene Aibeit kfflwwnei^ 
bedeutet das nidUs weil man von irgendwem umgebracht werden kann, der ins Haus 
ifw— wnt ^ if fd einen UberftOt*^ Auch in Guatemala, wo der Staatsterror in den frohen 
1980er Jsliren gencnidak Ansmafie eneidit IvMe, whd 

mandierorta veigleidibar wahrgenonunen. So berichtete eine Bfligeikri^switwe in 
einem abgelegenen Dorf fai San Manoe der Verihsserin hn Februar 2000^ dass die 
Unsichedieit m einer allgegenwärtigen Bedrohung gewoiden sd und dass es, im 
Gegensatz zu K ri ^ Mrit a n , nicht mehr die Möglichkeit gäbe, durdi richtiges Veriud- 
ten der Gewalt zu entgehen. Die gegenwärtige Gewalt der Vertre ch ei b anden sd d- 
ne Bedrohung» die ungnadtfft des Veiliallens polentieller Opfiar flberall lauere. Die 
Geschichte des St adsl e ims des 20. Jhdis. fan allgemdnen und hidiesondere die 
Praxis der linialn; die vor allem fai Guatemala, aber auch fai El Salvador zum Ar- 
send der staatlidien Aufitandsbekampfimg gehört hatten, zeigt die Irrigkeit der An- 
nahme, richtiges (unpolitisches) Veihälten hatte vor dem WOten der TenormascJinie- 
rie geschlHzt Die IMnclie^ dam dne soldie Scfaulzmflgliddcdt m 
dem Ende der biwaAMten Ausdnsndeesetzung „er inn erf * wird, zeugt von der Ober- 
madit der gegenvvlitigen Bedrohung durdi Ininiinelle Gewalt 



daoMte 3 ijahrige Foililto und ehi Ftaand sich ehw watenden Moige gegeoOb 
se ließ sich audi nach ' ^^g *^ W aschflssm nidU and so sdion Portillo zwei 

Menschen nieder, von denen einer au^nnd seiner Sdnssverietzungen stail». PMillo floh 
nadi der Tat aus dem Bundesstaat GtKnero und begründete dies damit, dass er aufgnmd 

seiner Tätigkeit in der Studcntcnbcwcgung ein Dom im Auge lokaler Autoritäten gewesen 
sei und er kein gerechtes Urteil hfttte erwarten können. Der Fall wurde schließlich 1995 
eingestellt 

' Obersetzt und zitiert nach Cruz 2003:15. 
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Miilti|il0 UsnclMriieit 



Dw UnflidmiiiBit» dio auf dorn fffttintwi SuUcontiiifliit si Iwwfra r Jrt wn ist (vgl. 
Prillamm 2003, Roiaar 2002X trilgt ia Oinlunriii da bmaaiem Oewmd. Ab die 
gimtruiMilltiriache Abteilung det UHÜtd Natkms Dmßäopmtnt Programme (UNDP) 
in ihrem mtioiMdeB «Beriefet ar wwMcMfciwi Biä w i d dii^ ' 2003 die .^OBm 
iienHHioiQeniMBflr iv mHMHM KBBBnei vefwies ne bhmkdk wBoh quo ubbi* 

f h ffil fk glapf» hl der Am—m ägf iiaHoJMMi I||<f%f[iiiMM Mi ininariif f^gh 

n^^fq^^^^ ^ ^f^!|^^^ ^ Hceoiidriliciit der yj—i— UnricfeeriiBit (PNUD 



1. Die Hbnilridnle wtüm Onalrimehi als ein Lend mit efeiem Oewalmiveen aoi» 
wekiieB dem kolumbiiBiidiea oder nl v idori Mi iciien vergleicUier iit 

2. Bei mhiomeo der Lyncfi/tuOi bt neit veriiwüet. MINUGUA, die OberMh 
dmngwniMion der VereiiitBn Nitjonen, haturieBhen ÜH 2001 und Juni 2002 57 
Fälle von Lynchjustiz registriert 

3. Intrafamiliare Gewalt und Gewalt gegen Fmien ist m den vergangenen Jahren 
dramatisch angestiegen. 

Oliwohl bezaglich der Zuverlässigkeit von Krimmalitfltsstatistiken große Zweifel 

angebracht sind, geben sie Aufschluss Ober ungefthre Größenordnungen und Ten- 
denzen. Während in nur einem Jahr (1998) in Guatemala 2.391 Tote durch Schuss- 
waffen registriert wurden (Waszink 2000: 2), nimmt sich die Zahl der Todesopfer in 
Lynchjustizfällen eher bescheiden aus: 



TMwUe I : Lynchjustiz in Guatemala 





Fllle 

von 

Lynchjustiz 


Fälle 

mit 

Todesfolie 


Opfer 
insgesamt 


TodMOpfur 


1996 


35 


14 


47 


23 


1997 


78 




110 


30 


■6:' 




127 


>i 


1999 


105 


26 


236 


48 


2000 


61 


16 


128 


33 


2001 


75 


13 


189 


27 




441 


116 


S37 


215 



Quelle: MINUQUA 2002 



Die iditiv geringe quntilirtivo Bedeitfimg von Lyncfamoidea deiM 
jurtiz als gMusamer oder unhehnKcher Votyng das Gefllü von Unsicfaeriieit fa be- 
aoodenr WeiM zu üeSfem vennag (vgl Veia/Seqiite-Mtediez/Solwes 2001: 346). 
AIS 8160 i^yoct^flimMZ m QBD oniBD wiciugriejywo Zu emer vorerameB sozmisb 
Praxis zu entwickefai drahte, wies die OflbntUcfae Debatte gnmdsttdlGh in zwei 
Ridrtimgen: einerMils warde diekadeil^ InwiBWBit Lynchjustiz als Renktioa nf die 
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Inexisteiiz rtartlkhwr Skherfaettsorgaiie und justizieller Institutionen zu deuten sei, 
und anderafseüs wurde debettiert, ob Lynchjustiz ein Amdnick des indigenen Oe- 
wohnheitandiles sei Diesbezüglich unterstrich die Interamgrikanische Menschen- 
rfctoAoMlif lon^ wdait Lyndyuitiz nic^ 

liflft Lynddnitii entspringl nkfat der indigenen Knhur, sondern sie ist Produkt der 
Jahre der Gewalt und Repressk», die die indigenen Völker wahrend des bewafifoe- 
ten Konfliktes erlebt haben** (GIDH 2003: f 135). 

Damit ist der Kern des Diskniaes Ober die Vcibreitung der Lyndjustiz fai der gua- 

Die Gesellschaft und der Staat beschuldigen die indigenen Völker, 
gewalttätig zu sein und das fremde Recht nicht zu respektieren. 
Schließlich werden sie für die Lynchmorde, die in den comunidades^ 
passieren, verantwortlich gemacht, ohne zu berücksichtigen, dass 
Tausende von Männern vom Militär gezwungen wurden, Kanonenfut- 
ter zu sein, und man hat ihnen beigebracht, sich gegenseitig umzu- 
bringen. (Rosalina Tuyuc, (indigene) Vorsitzende der Witwenvereini- 
gitng CONAVIGUÄ, züiert nach CIDH2003: FN 167) 

Die öffentliche Debatte um die Uisacfaen der Lynchmofde ist vor dem doppdten 
Hintergnmd des bloc ki erten R efiMinp rozesses und der Aushandhmg eines multikul- 
tnrelkn natkwuilen Projektes zu werten. MINUGUA, die Oberwacfauqgsmisskm der 
Verainlen Nationen» knnslatiertB bereits 1998 .^le Veilaiiigsannmg des Fkieden^xo- 
ZBSses, die sowohl dem mangelnden Engagement der Regierung ArzA als auch der 
R efo n u re ais tenz der mllhirlscfaen und whtschaftliclien EKlen gesdnddet war. Die 
anflnglichen Debatten Ober das Phänomen der Lynchjustiz waren zudem von der 
Unsicheifaeit Uber die Zukunft der nniltikulturellen Nation tibencfaaltet Im Mai 
1999 sollte ehi fai den FiriedensvertrVgen voigesdienes VerfiBSun gSteftten dum 
sdieitem, das em unlibersicfadiciies Paket von insgiesanit 49 VerfittsungsindeRuigiBn 
zur Disposition gerteHt hatte und dessen Heizstllck die verftssungsrechtHche Ver- 
ankerung des jnnltiellmisciien» phnriknIturBlIen und mnltilingnahw** caiarskters der 
gualemahekiachen Nation war. Die Angst vor einer JDoa^oanz der Indios" hatte 
vieleröfts wahknüdieidend gewiikt (Warren 2002). 



* CoMMRidbrfbedeutrt wörtlich »Qeniefaider*»»Qcmehi^^ 
Ze&tnüameriln wiid der Begriff verwendet und impliziert jeweils vendiiedene der drei 

Bedeutungsebenen. In Guatemala werden zumeist indigene (Dorf-)gemeinschaften als co- 
munidades bezeichnet ~ und somit eine gewohnheitsrechtliche administrative Parallelstruk- 
tur mitgedacht. Andererseits können auch größere municipios (etwa: „Kreisstädte") oder 
Slumgebiete als comunidades bezeichnet werden. Um die Vielfalt der Bedeutungen durch 
4ie Obersetzung nicht zu beschneiden, wird auch im folgenden der spanische Begri£f ver- 
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In diciem Kontext geriet dm PMnoiiica der Lynchjustiz spateUBPS 1999inunflr 
ndv ins Zentnin der niedfallen AnfiEneifcitnikirit. Audi die e er i O ie Frane begiwin» 
Pille von Lynchjustiz ansflUiriicli nnd en detail m acUldeni - und endiielt sich 
weitgehend einer Analyse der Unachen und Hintaigrflnde. Das P tiHnom e n der 
Lynchjustiz, das sich quantitativ ausmwdlen acfaien, beschaftigle nun auch ver- 
ODMBhrt Sozialpsychologen, Vergangenhe i t aa rtx i ter , Andvopologen, poUdacfae Beob- 
achter und Politiker (insbesonden liendoza/ Torres^ivas 2003). 

In der Debatte Über das Phlnomna der Lynchjustiz wurde gemeinsam eine Tlieo- 
rie derselben verfisrtigt, die das Probkm der Selbstjnstiz, der ßuHda a mono propia, 
auf den indigenen Teil der BewOiksrung verengte und dM teilweise - wie Im ibl- 
genden zu zeigen ist - patemalistisdie ZOge trug. 

2. Der Diskm Ober Lynchjustli 

Die Eildlrung des Phänomens beginnt gewOlmlicfa mit der Beobachtung, dass sich 
die regionale Verteilung der Lynchjustizftlle mit der regionalen Verteihntg von Ar- 
mut, Analplisbetlimm und der Betrofflenheit von der bewafflMlen' Auseinanderset- 
zung deckt. Lyndgustii; werde, so PMUD (2003X ab Folge der hnsnen bewaffiie- 
ten Anseinaudeiseliung angesdien. Sie wenle in den Orten angewandt^ in denen die 
nberliefiBrten Fotmen der KfflrffilrtlflauHg znrslOit und diese durch gewalltttige und 
repressive Fonnenenetzt worden seien (vgl. PNUD 2003: S£, Cruz 2003: 16). 

In ihrer Untersuchung des Phln o m e ns der Lyndgustiz konstatiert Snodgrass Go- 
doy, dass dieses „zweifellos ein Eibe des Stsatstanorismus" und Ausdruck eines 
»jsozialen Trsumas" sei (Snodprass Godoy 2002:641). Obwohl die Autorin Lynch- 
justiz als efaie von vielen fai der Nacbkri^szeit praktizierten Formen der JuMäda a 
mono propia begreift, konzentriert sie sich fai flnr Ana|yie auf diejenigen Eleraente 
und Ursprünge von Lynchjustiz, die fai den indigenen Hocfahmdreg fa men Ouafwnalas 
msnifrit wffritti 

Mitwirkende bei Lyncfamoiden seien sowohl Ttter (ehemalige Mitglieder 2vileif 
Selbstverteidigungspatrouillen, MiUliilcDnunisslonarB, ehemaHge Sokfatten ele.) ab 
auch Opfbr (etwa zmUckgekehrte Flflchtlfaige) ab audi Personen, die weder diräkle 
nter noch Opfer des BOrgericri^ges gewesen wann. Daraus lieOe steh, so die 
Autorin, der Schluss ziehen, dass „These oollective practices have tfaefa* roots in in 
the collective experienoes of wartfane terror, the ways fai whlch Ihe war affbcted 
these communities » eommmities [...]'* (Snodgrass Godoy 2002: 646). Die Tcnor- 
erfehrung fai den faxfign besledeitn Gebieten des Landes war von der ab »Politik 
der verbrannten Erdec umschriebenen Massakrierung und Zerstörung unzähliger 
eomimUadm und der Militarisierung des Alltags der Oberlebenden geprägt (vgL 
GEH 1999, REMm 199Q.LetBlBre ftnd ihren deutllGfasten Ausdruck fai den ,,Zivilen 
Selbstverteidigungspatrouillen'* (PAC), in denen die männliche Zivilbevölkerung 
zwangsorganisiert wurde. Efaigeriditet mit dem Ziel, die Bevölkerung zu Oberwa- 
chen und in die Aufetandsbekämpfung einzubeziehen, waren sie ein entscheidendes 
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Moment im Prozess der Zerrftttung des sozialen Netzes in den indigenen comunida- 
dis: die Netzwqte des Zusammenhaltes, des Vertrauens und des gemeinsamen Sin- 
nes (oder Gemeinsinnes) UMen sich auf (SniKigirass Godoy 20Q2:64S^. Vor diesem 
Hintergrund stellt SiKKigm Oodoy die Rage: «How does Ihis tmidMe into lyn- 
chingslDdi^ (ebeoda: 649). 

Auch nach dem Friedoisschluss Uieben cnlnis viele coimmldadu geM^ 
dbyfty d>Wdydl ^The eU ml nat k » 

with mflüBrizad fimns 4if audiorily has left Ihese coOectivities profbimdly vufaier- 
able" (ebenda: 649). .In vielen Pillen von Lyndyustiz seien die Mitglieder der for- 
mal snfgftKVtfen lokalen Terrometzwerke nicht nur Urheber, sondern tibten auch 
Zwang aus, damit sich andere Bewohner der comunidad m Lynchmoidso oder de- 
ren voroereirang nemiigeD. uamit zniwimmennangeno sei zwenens zu Kunauuerenc 
Jn tbe wake of tfae war, many oommtmities lack tiadilkns ofpeaceft^ 
Inlioii** (ebeoda: 652) Das dbree fc o eonsutiuiänario, das ^"d^gr"** Oewolnilieilireclil; 
sei durdi den Teiror venchmtet und dmdi inilitirisGlie FormeD der Besliafoiig — 
OfifimtUche Fötor änd Exakatknen - erselzt woiden. Damit habe sich em bnilales 
System von Ordnung und Stabilült etabliert. Das P ipo c ede re der Lynchjustiz weise 
deutlich die Spuren der Vergangenheit md, so habe das Veriranen eine systematisch 
angewandte TenwprBktik dargestellt «While not all lynchings invole bunÜQ^ Ihe 
prevalenoe of this pattem - and its roots in the regkm's coUective memoiy - under- 
soore the taflueooe of waithne tactics m oootemporaty pnKtioe^ (dienda: 

Die von Sno4pas8 Oodoy voigelegte Analyse spiegelt das Eridiraqgsmuster wider, 
weldies io der jf^^iMMitflTSy**« Naddcriegszeit in akademisdien und zivilgesell- 
schaftlichen Krdsen zirkulierte. Auch Edgar Qutifoez - Mitarbdter des REMHI- 
iTCNeKiBs ODO uiiiei iwmIio wnHffiF'flrTr*TffviTTT ftiiftnTiniiiniwffr *" lunne oas maDO* 
men der Lynchjustiz in ehiem Ende 1999 durdigefllhften Interview auf die Tenorar- 
fidiraQg der Bevölkerung zurück, md erilnterte zentrale Termpraktiken: So seioi 
etwa Mililflreinheiten in comunidades marschiert, hatten verlangt, die **finden Apfer 
auszusortieren, und angekOndigl, die gesamte comunidad auszumeraen, wenn dies 
DU zum nacnsm Mcigen mcK geacnenen seL somit nane oie oenomne cvmumaaa 
vor dem moialischoi Problem gestanden, ein oder mehrere Opfer auszuwählen, um 
nicht voileMlndig massakriert zn wenlen. Damit wurde die BevOHcerung zum Kom- 
pliMiiBidmadilB sieb nütirJmfciig. Nadi der Untefzeicfanung der Friedensvertrage 
hüten sieb, so Oulidm^ hnbesondere <to «liemaligen PamdUrot und Comisiona- 
dos diese MemaHUt crindlen: «»Wenn der Staat uns wihrand dea Krieges beige- 
bracht hat, finde Apfisl auszusortieren, warum machen wir das nicht auch heute an- 



' Diese Diagnose wurde insbesondere von den Autoren des REMHI-Berichtes. die selbst in 
der Tradition der sozialpsychologischen Schule des chilenischen ILAS standen, vertreten. 
Später wurde sie auch von der ofilziellen Wahrfaeitskonunission aufgegrifTen. 
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gesichts der erhöhten Kriminalität?« Das nenne ich negirtives soziales Lernen.'* 
(Edgar Quti^rrez» November 1999). 

In der Regel wird dieses Erklärungsmuster auf indigene Dorfgemeinschaften ange- 
wandt: Arango Escobar, Ex-Menschenrechtsprokurator, sprach im Interview eben- 
falls von der Lynchjustiz, die es heute in den Dörfern gebe und eine Verhaltensweise 
„unserer Brüder, der Bauern, der indfgenas" sei. Diese seien bestrebt, die Justiz in 
ihre eigenen Hände zu nehmen, Verbrecher einzusperren und den Strafen zuzufüh- 
ren, die sie ftlr gerecht hielten. „Sie [das Militär] haben ihnen beigebradit, zu tö- 
ten, also muss man ihnen beute beibnngico, das Gelernte zu vergessen.*** 

Die Diskussion um das Phänomen der Lynchjustiz wurde zu einem Zeitpunkt ge- 
führt, als die Präsenz des Indigenen im gesellschaftlichen und politischen Leben des 
Landes neu verhandelt wurde. Während in vielen sozialen Zusammenhängen der 
ladinischen*' Welt rassistische Vorstelhmgen kursierten,'^ entdeckten die traditionel- 
ko guatemaltekischen Eliten das Indigene als strategische Ressource in einer globa- 
llsierten Wirtschaft. Sowohl Veranstaltungen von Unternehmerverbänden als auch 
offizielle politische Zeremonien kmen nicht mehr ohne multikulturelle Symbolik 
aus. Und doch waren die Verhfllmisse von einer Anerkennung des Anderen weit 
entfernt: in vieton politischen Gesten zeigte sich bestenfalls eine gutmütige He- 
rablassung. Zu emer Zeit, als Auftritte indigener Würdenträger in den Ablauf popu- 
üstiachcr Auftritte integriert wurden, bedauerten ladinische Funktionäre das Verhal- 
ten g^unaerar Brüder, der Bauern, der indigenas'% In dem Bemühen, eme allzu plum- 
pe rassistische Interpretation der Lynchjustiz ZU vermeiden, wurden von einigen 
staatlichen Funktionären die oben skizzierte tocialpsychologische Theorie der 
Lynchjustiz als Ausdruck emes koUektiveo TmmiB aufgegriffen Und m dem Be- 
mühen, rassistische ime qire tati onen abzuwehren, machten iicfa auch PiütaannititBn 
der indigenen Bewegung die Idee des kollektiven Traumas zu dfon: so verwies 
Roaalioa Tuyuc ebenfalls darauf, dass die indigenen VOttoer nicht per se gewalttätig 
Mien, sondern danman ihnen beigebracht habe, sich gegenseitig imizubringen. Semit 
wurde die Verengung der Debatte Ober Lyndyustiz ab eines indigenen Phänomens 
auch von Vertretem der indigenen Bewegung gestützt 



' „Les enseflaron a matar, entonces ahora hay que ntn d er a deiaprender, esc es, la metodo- 
logia seri a aprender a dmtfnaän lo qae les eps el lsw n a haeef* (Anage Esoobar, Intei^ 

vicw, Januar 2000.) 

Bei der ladinischen handelt es sich um die nicht-indigene Bcvölkerungsgruppc. Der Begriff 
dient sowohl zur Selbst- als auch zur Fremdzuschreibung und beschreibt das Ergebnis einer 
kulturellen Abgrenzung. Gleichwohl ist diese Uberlagert von den Kategorisierungen einer 

Quine&n^niUal QwOtmalat Los Angeles/Loodon. 
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Lynchjustiz» dies hat NONUGUA b den voigengenen Jahren dokumentiert, wund in 
Guateinato tatsächlich vor allem m den Departments des Landes registr^ 
die Aufitandsbekampflmg der spaten 1970er/fi11hen 1980er Jahre konzentriert gewü- 
tet hatte. Dennoch wurden auch in den Östlichen Landeairilen sowie in der Haupt- 
stadt zaUreiche Ffllle von Lyndyustiz erftsst (vgl MINUOUA 2000, 2002). Vor 
diesem Hfatfeigrund ist m unterstoeidien, dasa sich die Oflfentliche Ausemandenet- 
zung mit dem P fcanftman der JLynGfaings and the Democratization of Terror in 
Postwar Ounemalar* (Snodgrass Oodoy) auf die Debatte um Lynd^ustiz und das 
Elbe des Terrors im guatmaltekischen Hochland, in der sich die indigene BevODce- 
nmg konzentriert, reduziert. 

Wenn die Auseinandersetzung mit dem Phänomen der Lynclyustiz im folgenden 
auf einer andern Ebene angesiedelt wird, bedeutet dies nicht, dass die Parallelen 
zwischen den Terrmrfidirungen und den gegenwärtigen Praktiken der SelbsQustiz 
negiert weiden. Es bedeutet viehnehr, dass der Hmweis darauf dass Lynd^justiz ei- 
ne von mehreren Offaitiichen Formen der ßaticia a mono propia darstellt (Godoy 
2002: 644X ernst genommen wird. 

3. Zur Typok>gie des Lynchmordes 

Der Ausübung von Lyndyustiz schien m der guatemaltekischen Nachkriegszeit em 
gemefaisames Muster zugrunde zu liegen, so sehr glichen sich die Berichte Uber die 
Motive und das Piocedere des Lyncfamoides. So wurde etwa am 10.9.2000 Rogelio 
Martfai Alvarado ki Mabcat&n, San Maroos, von 1500 Menschen gelyncht Das Op- 
fer galt ab Anfthrer efawr Verbtecherbande und wurde fai den Abendstunden mft 
Benzm flbecgoasen und angszOndet» 

In der Regel waren die Opfer entweder Anfthrer von Verbrecher- oder Jugend- 
banden, die zuvor die Bevölkerung - unbehelligt von Polizei und Justiz - fai Angst 
und Schrecken versetzt hatten, oder es handelte sich um Kleinkrimmelle, die beim 
Stehlen (u.a. von Heiligenbildern) auf frischer Tat ertappt wurden." An vielen Fäl- 
len von Lyndijustiz waren mehrere Hundert Menschen beteiligt, wobei m einigen 
Fallen nachgewiesen wenlen konnte, dass es sich um kehie qxmtanen, sondern um 
gephmte Aktkmen handehe. Die StnSo selbst war grausam und fai einer Vielzahl von 
Pillen wurde das Todeaurteil durch das Feuer vollstreckt 

An dem Motiv des Verbrennens von Lebeoden enrzBndefe sich m der öfifent- 
lichkeit schnell eme feszuuert-angewiderte Phantasie, die fasbes o nde r e im folgen- 
den Fall Nahrung fend: Am 29.4.2000 wurde fa Todoa Santoa, Hnrhnetmango, der 
japanische Tourist Saraoo Tetsuo Yamahiro und der Guatemalteke Edgar CasteUa- 
nos Flores gelyncht Den beiden Mtanem wurde vorgeworfen, zu einer satanisti- 



Zunehmend wurden auch Vertreter des Rechtssystems - Bürgermeister, Polizisten, Frie- 
densrichter - aufgrund des vermeintlich falschen Umgangs mit Delinquenten zum Opfer 
(vgl MINUGUA 2000). 
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sehen Sekte zu gehören und zu beabsichtigen, Kinder zu entführen. Der Fall des ge- 
lynchten japanischen Touristen zeigt, dass sich in der öffentlichen Debatte Uber das 
Phänomen der Lynchjustiz immer auch die „Furcht, die die Eliten der Oberschicht, 
die Mittelschichten und die Ladinos gegenüber dem Schäumen des , Meeres der In- 
dios* empfinden'*, spiegelt (Acufia Ortega 1998: 55). 

Der kamerabehängte japanische Tourist als Vertreter der Zivilisation reist in das 
hoch oben in den Cuchumatanes gelegene Dorf, in dem die Männer noch bunte 
Trachten tragen und das Spanische Fremdsprache ist. Dort trifft er, so die Wahr- 
nehmung der „zivilisierten" Öffentlichkeit, auf „Indios", die Gespenstergeschichten 
glauben und blutige Strafen verhängen. Die Tatsache, dass viele Geschichten über 
Lynchjustiz so schaurig und indigenas Protagonisten dieser Dramen sind, hat, wie 
oben angedeutet wurde, den wissenschaftlichen Blick auf die Sozialpsychologie des 
indigenen Leidensweges verengt. 

Eine umfassende Auseinandersetzung mit dem Phänomen der Lynchjustiz sollte in- 
des ihren Ausgang in einer differenzierten Typologie desselben nehmen. 



3.1 Die Selbstjustiz der besonnenen Masse 




Selbstjustiz in Alta Verapaz. (Foto Prensa Librc: 
Eduarde Sam Chun. Prensa Libre, 10.3.2004) 



Am 9.3.2004 wurden zwei Männer von Anwohnern in Cobän, Alta Verapaz, dabei 
ertappt, Zementsäcke von einem geparkten Wagen zu stehlen. Sowohl um die 
Delinquenten von weiteren Taten abzuhalten als auch um ein abschreckendes Ex- 
empel zu statuieren, wurden die beiden mehrere Stunden an ein Straßenschild gefes- 
selt. Dieser Fall ist einer der wenigen dokumentierten Fälle von Selbstjustiz, die auf 
die Verbreitung eines Regelwerkes zielt (Eigentumsschutz) und bei der die Masse 
besonnen ist. Wie auch in vielen Fällen von Lynchjustiz, wird das Vorgehen der 
Menschenmenge durch das Aufdecken krimineller Handlungen motiviert. Es handelt 
sich um Selbstjustiz, die in einem Umfeld von Straflosigkeit Sicherheit zu produzie- 
ren sucht. 
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XI Lynchjustiz und die Dyamik der Hetzmasse. 

Am 9.8.2003 wurde auf dem zentralen Busbahnhof in der zona 4 der Hauptstadt em 
24jilirigar Mam von etw» 100 Personen gelyncht. Die Händler des untlbersichtli- 
chen Areals hatten danach gerufen, den Mann aufgrund eüies versuchten Diebstahls 
zu stellen. Als dieiet Mikt mit der grausamen Todesstrafe geahndet wurde, ver- 
sudite niemand, die Menge aufiahahen. Dies ist ein Beispiel von Lynchjustiz, die 
ihm Ausging ebenftlb m der Aufifednmg emer krinünellen fhuuUuiig in efam 
Umfeld von Stiaflosi^ceit nfanniL Auf dem von Hiuaerfronlai efaigekeitten Bua- 
bahnhof in der xona^heiTSchtefai fest explosives Geditnge» das von fliegenden und 
stationim Ifihidleni, (amen) Reisenden and unzlhligen Bassen genihit winL 
Staatliche Sicheriieilaoigaiie shid kaum je prtsent (es sei denn, es werden Razzien 
duithgeftihrt und fadbnneile Hindier vertrieben) und die lOndler selbst sind ge- 
zwungen, em System der Ordnung zu schaffen und aufrechtzuerhalten. In diesem 
Kontext sieht der Beginn euies Lynchmordes und hi diesem Kontext ist anch die 
Wut zu lesen, die viele HIndler angesichts des stflndig drohenden Raubes ihrer dOrf- 
tigen Einnahmen und Waren bewegt: 

Die Hetzmasse bildet sich im Hinblick auf ein rasch erreichbares Ziel. 
[...] Sie ist aufs Töten aus, und sie weiß, wen sie löten will. Mit der 
Entschlossenheit ohnegleichen geht sie auf dieses Ziel los. es ist un- 
möglich, sie darum zu betrügen. Es genügt, dieses Ziel bekanntzuge- 
ben, es genügt zu verbreiten, wer umkommen soll, damit eine Masse 
sich biläeL (Canetti 1992: 49) 

Em Händler ertappt einen Dieb^ ruft, man solle ihn aufhalten, und binnen Sekunden 
setzen sich die Umatehenclen hi Bewegung und rennen dem Flachlenden hinteriier. 
Die Menge wird fanmer schneller, hnmer mehr Menschen schließen sich an imd 
sIeigem sich gegenseitig in ihrer Aggressivitft: 

Die Eile, Gehobenheit und Sicherheit einer solchen Masse hat etwas 
Unheimliches. Es ist die Erregung von Blinden, die am blindesten 
smd, wenn sie plötziich zu sehen glauben. (Canetti 1992: 50) 

Die Menschen, die sich einer solchen Masse anschließen, sind bUnd, da sie den An- 
tass der Hetzjagd nicht kennen; sie gfandien zu sehen, da die Auslöser des Lynch- 
mofdet znmdat die gleichen ahid and sie selbst als potentielle Opfer von Veihie- 
cfaen ans ihrer WefariosiglDeit auszubrechen suchen. Die Hetzmasse ist so schnell, 
dass sie behn Beobachler nur ehi sehr flüchtiges Bild produziert Sie kennt nur ehi 
Zid: den Tod des Gejagten. FVr die Pynamik einer solchen Heizmasse ist schlieS- 
lich die „Gefehilosigkeit des Untemdmiens" (Canetti 1992: 50) entscheidend: der 
TMung^akt whd nicht beslnift. In OflbntliGhen Riumen wie dem g e n a n n t en Bus- 
bahnhof ist der Staat als Instanz Ofifentlicher Ordnung und Sicherheit nicht pfSsent 
Trifft die Polizei schließUch ehi, ist der Spuk zumeist Ifingst vorOber und die Masse 
au%eiöBt 
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33 Lynchjislii umI die^yMMrikdcr itockMito Mmm 

Am 133.2001 wurde der Friedenvktor Alvaio Hugo Martfnez Pte in Senahü, 
Altft Verapez, gelyncht Der FHedeoarkfaler sah sich mit einer wOtBoden Men- 
schenmenge konfrontiert, die aufgebracht war, wefl er einen Mann freigelassen hat- 
te, der ein Sjahriges Mädchen IlberfUiren und damit get(Met hatte, 
in die Menge, verletzte drei Fersonen und versetzte damit die Versammelten noch 
mehr m Rage. Stunden spMer drang die Menge m das Oeblude em, tötete den FHe- 
densrichler und verwQMe die EavkfaCung. 21 Mbute spHar wurden drei MIoMr 
m'efaMrIiBlIiliift von 52 Idinn und ar ZahhHig m 

des Friedensfidhtidrs veratsilt. WaclidsBi IMsfl voni ^ipellarionsgfrifht in 
Cobin angehoben woidea war, wonle ea hn Min 2005 vom Verteungsgericht 
(Corre dir ComaueUmaUdad) bestitigt Weüere VerfUncn, ujl gegen den lokalen 
RMKMiioaenior, der n sonor scnonug zur seiDsyusuz au^Bfonien nane, siimibh 
hides noch aus (vgl Prensa Libre, 1233005). 

WIhnod auch in diesem Fall das zugrundeliegende Motiv durch das Geflecht 
von Delikt md SMoaliMt gebildet winl, ist die Qynamik der LynchjothB eh» 
ganz andere: es handelt sich um dnen Vorgang, der sich Uber ehien län geren Zeit- 
räum* cnireGSEL' me aaasie bc moH aemHU oni wdmwuiik am chd sonomiBD loo 
desOpftnans. 

Diese Masse ist mit Canetti als eine stockende Masse zu v ers te hen, die wartet, 
bevor sidi schlieBtich ihre Wut entlldt Die stockende Masse „wartet auf einen 
KopC der ihr gezeigt werden soll, oder auf Worte oder sie sieht emem Kampfe zu. 
Auf die kommt es hier ganz beaonden aii^ (Canetti 19»: 32). Die 
der stockenden Masse hapliziert die Mfl g Hd ik e itilw Lenkung und fl^ 
tkm. In vielen FIDsb von Lync hm or de n, konnte nachgewiesen werden, dasa sie Er- 
gebms geziellBr Plammgen waren.** In dem Uer genanl B n FaD zeigt die Rolfe des 
Radiomoderators, der dfe Masse zusammenrief dass die Dichte einer solchen Masse 
zuweilen sehr langsam wichst und dies auf das Wirken von RBdebfllhrem zurOck- 
zufilhren ist Die Menschenmenge vor dem Rathaus von Senahü wartete viele Stun- 
den, bevor sie schließlich das GebOude stOrmte. In diesen Stunden haben sich die 
Versammelten als Teil einer dichten Masse, als Teil eines Normensystems gefühlt 
Emigjkeit bestand nicht nur darin, dass der Tod eines Madchens aufj^rund des men- 
scheoverachfeendett Fahrstils eines Autofthrers ein Kmiitalveibrechen darstellt, son- 
dern dass die Nichtahndung dieses Veibrechens durch den Vertreter des komplemen- 
tären Rechissystems (Wakhnann 2002), den Friedensrichter, ehi veigleichbares 
Verbrechen darstellt. 

Die Geduld der Masse ,^at ihre Grenzen. Eine Entladung ist schließlich uner- 
lässlich, ohne sie ist gar nicht zu sagen, ob eine Masse wirklich vorhanden war"* 
(Canetti 1992:33) In dem genannten Fall hat tatsächlich eine Entladung stattgefun- 



In diesem Fall wurden Staatsbedienstete der Urheberschaft verdächtigt, jedoch aus Mangel 
an Beweisen freigelassen (CIDH 2003: §139). 
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den, der Friedenwicfater winde ennoidet Nachdem der AmÜBg von LyndmuMdeii 
die j |f-i*« » « n » M «* ^i i* öflentUchlcek md auch die UN-Beobacfatungiiiusuon MI- 
NUOUA erregt hMe, wurde icfalieBlicfa dk Regiening tttig und vmtlikte den 
Dnick auf die FoHiei, in FUkB von Lynd^ustiz sofoit ein- und vehement durch* 
zugreifen. DiaTalaadie, da« die Zahl von Lynchmorden in den veiyngenen Jahren 
aihnihlich znrflckgegangm itt, ist auf das verstaride Eingreifen der Mboei zurOck- 
zuftlhren und zeigt, dass die Endadnng der Masse (hirchaus zu verhmdern ist 

4. LyndjMllB ein avImMMica oder anomiachcs Reehliiyilni ? 

Das Phlno m e n der Lyndjustiz als Produkt einer Massendynamik wirft die Foge 
nach der Bedeunmgdesaeflmfllr die (Un-)Recht8ordnung auf. Wie oben au^ezeig^ 
wurde, weisen alle Fllle von Lyncljustiz das Motiv der Beklnipfhng von Kriminali- 
tät. au( das — anindeit hi Bewusstsein der BeteiUglen — der Dynamflc zngnnde 
liegt. Aus der Sicht der Beteiligten ist Lynchjustiz zunlchst ein Instnmient zur Pro- 
duktion von Sicheiheit hi efaiem gesellschaftlichen Umfeld, das durch Willkflr und 
Delinqiienz gffprUg^ ist Vor diesem Hi n twg n ind nuig Lyndjustiz tatsichlidi eine 
Kttigjtidikajt sein, der htodit der Vfftrffw h ffl frandftn zu b^ffgnen und durdi gtansa- 
ine Strafen ehien Abacfaradomgseflbkt zu enielen. In dieaem Snme wlie Lyndyua* ^ 
tiz dn autonome Rtchiuystem im Schatten des Leviaüum (vgl. Wakfanann 20Q2X 
das dn Uares Ri^dsystcm zu etaUieren sucht: Delikte wie Diebstahl, Mord oder 
VeiBBwdtigHng werden mit dem Tod durah Verixamen oder Madwlenhidie be- 

Ih vielen FlOen von Lynchjustiz konnte jedodi bezwdfeh wenl^ 
gerichteten latsildilich KrimhieUe waren. Am 8.7.2000 hatte etwa efaie Mensdien- 
menge hi Xdbaquiej, rhfehfeastenango (Quidid) zwd mhulerjahrige und sechs er- 
wachsene Minner gelyncht Ein weiteres Opfer Iconnte flüchten und nannte auf der 
Polizeistatkm die Namen von drei MInneni, die die Menschenmenge angeldtet hat- 
ten. Die Opfer waren von etwa 200 Menschen an einer hnprovisierten Su^aBensperre 
«ngehahan, zum Aussteigen gezwungen und sdiliefilich v e i tr annt woiden. Nach- 
dem die PoUzd spitestens mn 17.30 Uhr von dem Gefkiheoen Uber die Geschehnis- 
se mfiMmiert worden war, traf sie um 19.00 Uhr fai dem 7 km e ntfe r n t e n Ort des 
VcrixodienB ein. 2kt den Zei^unlct hatte sidi die MensdienBienge bereits zerstreut 
ifnA die acht li^fdwp zuffldcgdasaen. Nach dem Vorfeil Imraierlen Oerfldtte^ dasa 
die Opfer ehier Vettrecheibande angehört htttan. Einer der Ermordeten, der 
25-Jährige Diego Sucuquiaj, war im Oktober 1999 wegen illegalen Waflbnbeailzes 
verinflet worden. Dia lolnie Be¥0lkBrni9 lillUle sidi hules m Sdiwei^^ 
genauen Abfamf der Lynchmorde wurde auf diese Weise wenig bekannt Es konnte 
nad^gBwieaen wenleu, dasa die AnflUncr dnr Mcnsdwnmei^ Lisln von vodlditigen 
Delinquenten bei sich gehabt und anhand dieser Listen die Opfer ausgewihlt hatten. 
Tatslddich waren mehrere Personen, die angehalten worden waren, fivigeUusen 
worden. Fast drd Wochen nadi den Morden fend eine Versammlung statt, bd der 
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PtSndcnt PMülo und Vcrtreler von 30 comunUlada ans CliichfciwtHiingo anfein- 
andcr trafen und bei der leUleie fdr den FiüQ, den die Polizei TMveidiGlitigB fest- 
ndunen wdnle, gewaltame MiBMlnnen mdralilBn. Die Repflienfiiiiwi betonlB n » 
nicfat aus medsran Motiven ge h andelt zu haben, sondern einzig und allein, um Go- 
rediti^oeit wallen zu lassen. Die Gelynditsn seien bekannte Deiinf|uenlien gewesen 
und einer ein diemaliges Mitglied dsr Jugsndbaode lor pHTHfi^ 

Die Dynamik dieses Falles weist viele der oben ffmammmn Etemente auf. eine sto- 
ckende Masse wartet auf verdichtige Delinquenten, AnfMuer entsdieiden Ober die 
Auswahl der Opfer, die schlieBUch hi einer EntfaMlung grausam getötet werden. 
Wttrend im FaO der Ennonhing des FHedsnsrichlers von SenahO der Repilsenlant 
des kümptomeataren Rsehtssystems zum Opfer wurde, verteidigten in diesem Falle 
die Vertreter dea iBMm^emenHwB RschtssysteBM» die Reprlsenlanten der coKnoU' 
dbdb^ das VofgehenderTIler.DerFaUderLynGlmiofdeinXa^^ ist nun des- 
wegen kein Beispid lOr die Elriilienmg eines oirtomM^ 
du Leviathan, weil berechtigte Zweifel bestehen, dass die bzw. alle Opfer tatslcb- 
lidi krhnfaieU waren. Der Vertreter des BOros ftr ,,F)rieden und VcnU^^ 
Oosae El Quichd wuirte der Veiteserin hn InH 2000 zu beriditan, dass znmfaidest 
ehies der Opiat vor der g i atfianaHeki schen WahilieitakDnnnisskm efaie Zeugenaus- 
sage abgelegt hatte und Mk nun als Zeuge an einem StraQmzess gegen Mitglieder 
der „Zivilea SalbstvertekligungspaMiillen^ ans Xalbaquiej beteiligen woOte. Da 
der FaU nieaiab süafi e dMlk h geahndet wude, bleibt hn UnUaren, ob das wahre 
Motiv der Lyndunorde tatsächlich darin bestand, potentielle Zeugen zum Schwei* 
gen zu bringen. 

Die Dnehideutigkeit des Falles bel^ Jedoch, dass dem Procedere der Lynchjus- 
tiz MomeolB von Macht und WinkOr haiewdmen. Lynchjustiz prododert somit 
zwar fUr die Beteiligten ein gewisses MaB an Sicheriieit und u nterstw i ciit fimdamen- 
tale Regeln des Zusammenlebens (die Achtung vor der körperlichen Unversehrtheit 
und dem Besitz des anderen). Auf der anderen Seite reproduziert sie die Stndcturen 
der Unsicheriieit, die hn Kontext der Aufitandsbekimpfung in den ftOhen 1980er 
Iducn etaUiert wurden. 

Mit der Einrichtung der Zivilen Selbstverteidigungspatrouillen (PAC) hatte das Mi- 
litir hl den OrOhen 19S0er Jahren im geographisch isolierten Hochland eine totale 

Oberwachungsstruktur geschaffen, die die vormaligen „traditionellen" Rechtssyste- 
me blutig ablöste. 1982, auf dem Höhq>unkt des Terrors, waren 1 Mio. Mfinner in 
den Zivilen Selbstverteidigungspatrouillen organisiert (GEH, Bd.II, S.190, §1291) 
und somit waren in den indigenen ländlichen Regionen etwa 80% der männlichen 
Bevölkerung zwischen 15 und 60 Jahren m dieser Form zwangsorganisiert" Der 
Daseinsgrund der PAC bestand in der Überwachung des Alltagslebens der Bevölke- 



" Vgl. REMHI, Bd.II, S.l 19; GEH, Bd.II, S.190 (§1291). 
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nmg und in der MBestnfiingf derer, die vermeintlich die Subversion unlerstQtzten. 
Die Oberwadnaig zielle auf die Jiebenslolalitaif der Bewohner der comimidades^ 
da slmdiche AldvilllMi des alllV^ichen Lelm 

Die PAC vnmk an 18H aller Menschenreditsverletzuneen, die die offizielle 
gnatemalteldflGhe WahifaeüilDoinniiflsioii Ende der 1990er Jahre dokumentierte, be- 
teiUgl'* md damit eifaialt die Enibeziehung der ZivUbevODcenmg m die Praktiken 
der Repression ehw besonders tragische Wende. Dabei gab es zwei Formen der Oe- 
wahausQbung, die erzwuigene Beteiligung an Gewalttaten und die selbststflndige 
AusflbuQg des Tenors. 95% der Verimchen, m die Mhglieder der PatrooiUea ver- 
widtete waren, WBiden g e meinsam mit Militärs verebt Dri>d wurden 
der PAC systematisch hi die Mechanismen der QewaltausObimg hMegriert und von 
der Androhung von Bestrafung, exemplarisch ausgeObten Bestrafungen bis hin zu 
dem gemehisdiaftlicheD Erlebnis des FoUenis, Vergewaltigeiis und TOtens hi ehie 
mlnnerbOndleriscfae Kompiliienschaft hmemgezogen. Die Besondeiheit der Militari- 
sienmg der BevOtkerung bestand dabei nicht nur darin, den Terror unter Enibezie- 
hung von Zivilisten zu vcrimten, sondern darin, die Qualitttt des Grauens durc^ 
Eigeninitiativo der PAC zu steigern. Die SelbstveiteidigungspaUfouillen wurden vie- 
lerofts zu ehiem.33fstem pecBCnlicfaer Bcreicheruug und Madrtaurtliui^" Em sehr 
ehifitthes und' weit verbre i tet es Nfittel zur persönlichen Bereicherung war die De- 
nunzhttion, die zur Aneignung der BeshztOmer des ermordeten oder geflohenen 
Nachbarn veriudf.** Audi bei der Durchflihnmg von Massakern war die Aneignung 
der Habe der Ermordeten ein integraler Bestandteil des Prozedere und die Teifanh- 
me an Massenvergewakigungen em weiteres üfoment der «perMtailichen Bereidie- 
lUQgf*. In ehiigen Orten zeidmeten sich die PAC sdiließlich durch ehi grelles Maß 
an Selbststtbidigkeit bei der Phnumg und Durdifidirung von OrfbieHaten aus.'^ 

Während das Milittir als ek von auBen ^t^nmum^ Akteur Terror verimitete (und 
ridi damit gleidisam in eine kmge Itaditfam der Untenirfldaing einordnete) waren 
die PAC em InsHument, um aus dem Inneren der cmmmidades heraus Unsicherheit 
und Terror zu produzieren. Die Zivilbevölkerung lebte unter dem Damoklesschwert 
der Bezichtigung, subversiv zu seht Die totale Oberwachungsstnikturbrad^ damit 
eme totale Struktur der lAisicheriieft hervor, die in den Zeugenaussagen der Wahr- 
heilskommission tausendfiKh <VyiqimftHti#ii ist. 

Im November 1981 haben die Patrulleros aus San Bariohmi in ailen 
Häusern Dyrduuchungm Aardigifthrt und viele Frauen gj^angeih 



^ CEk Bd.II, S.227 ($1379). 
In besonderem Maße gah dies f&r Militarkommissionare und Anfthrer der FAQ die u.a. 
Strafgelder einforderten, wenn Mitglieder der comimidad*s es nicht schafften, an den Pa- 

ü-ouillengängen teilzunehmen. 

Vgl. GEH. Bd.II. S.212 (§1343); GEH, Bd III. S.277 (§3119); REMHl, Bd.Il. S.132. 
" Vgl. GEH. Bd.111, S.265 (§3092 ff.). 
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genommen, deren Männer nicht zu Hanse waren, Sie haben ihnen 
vorgeworfen, Frauen von OwerÜleroe zu sein, weil ihre compäheros 
g^üehlet seien. Es wurden mehr ab 50 Fhmsn gefangengenom m en, 

ist An diesem Tag haben sie vide Tiere gestohlen mtd die Frauen 

vergewaltigt. (Zeugenaussage C280(K sOiert nach CBH, BdH 

Mit den PAC wurde in großen Teilen des Landes ein anomisches Rechisaystem etab- 
liert, das auf Willkür, Angst, Denunziation und Gewalt benihte. Die einzige MNorm** 
war die Macht und das System sozialer Regelung war ein anomtadies» da es auf Re- 
gellosigkeit beruhte und somit eine konsistente Verhaltensorientierung auf Seiten 
der Betroffenen veiliiiid«le (Waldmann 2002: 93)." Für die Lebenswelt der Be- 
wohner vieler indigener comunidades war eine double-bind-Situation prägend: reihe 
ich mich in die Aii6tandsbekflmpfung (Militär, PAC) oder die Guerilla ein, weide 
ich zur TOtungsmaschine; bleibe ich unbeteiligt, werde ich der Subversion (oder - 
mogekdirt - der Kooperation mit dem Militär) bezichtigt. Bleibe ich (als Frau) zn 
Hause, werde ich bezichtigt, Frau eines Guerillero zu sein; giehe ich mit meinem 
Mann aufs Feld, werde ich verdächtigt, der Guerilla Essen zu briqgea. Führe ich ein 
wicgelkopfimnes** Leben, werde ich vielleicht doch eines Tages denunziot, gefol- 
tert, vergewahigl, zerhackt und ver b r a n n t , weil mem Nachbar em Auge auf mem 
Hab und Out geworfen hat. 

Insgesamt hatten die PAC ein flächendedcendes Netz der Unsicherheit und der 
Willkür geknüpft. Die Maschen dieses Netzes wurden nach dem Friedensschhias im 
Dezember 1 996 verbreitert, aber nicht au^elOst. Die Zivilen Selbstverteidignnglpa- 
tfouillen wurden noch vor der Unterzeichnung des finalen Friedensabkommens auf- 
gelöst. Das Militär selbst gab an, bis zum Dezember 1996 270.906 Mitglieder der 
PAC „deaktiviert"' (desactivado) zu haben (GEH, Bd.ll, S.234, §1402). Die J^eakti- 
viennigf* der PAC war indes in vielen Regionen des Landes nicfat von langer Dauer 
und es wurden seit der Unterzeichnung der Friedensvoträge immer wieder Versuche 
der Rnofganisienmg und die (strafiBneie) Awllbaqg von Oewatttnten duch ehemalige 
Palrutteroe beobachtet.*' Die Maadwn der RBpnsliooanetn b^anoen sidi im 



'* Die von Waldmann als Exempel einer „Autonomie im Schatten des Lcviathan" angeführten 
rondas campesinas in Peru hatten, wie jüngst von der Comisiön de la Verdad y ReconciUa- 
ciön dokumentiert wurde, durchaus auch eine menschenrcchtsvcrlet/ende und somit Unsi- 
cherheit produzierende Seite. Die Einrichtung der rondas campesinas hatte auch in Peru die 
MOgUcfakeit wülkflrikher M a rinwil h m g gerthkt to vielen Queflen der Wriuhd li k oBi- 
misiion tncht der Verweis auf die OewtiliiriglMil, Willidlr und Unskfaeriieft au^diemit 
der KfMfalposition der rondas canqjmhm veriwnd» wann (oa OmMm de Veidid y 
Rcconciliaciön 2003, Bd. II, S.441). 

" Vgl. MTNUGUA; 5° Informc de) Secretario General de las Nacioncs Unidas aobre la Vcri- 
ficaciön de los Acuerdos de Paz de Guatemala (1.1 1.1999- 330.6.2000). 
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SomuMr 2002 meiit zusammenzuziehen, als im nMlichen Depeitment Pet6n (e- 
hemalige) Mitglieder der (eiiemiligen) PAC Ofifisntiicii aufimea» um EanchidigHn' 
gen ftr ihre geleisteten Dienste ehwMlbi'dentt wss ein WeMv ersp re ch en des seit 
Anfing 2000 regienoden FRG, der Partei des ehemaligen DOdaDors Efirahi Rios 
Mbntt g ew e se n war. Wttwnd noch unter Portillo eiste Rn^ 
sende (ehemaliger) FAC-Kfitglieder erfolgten, ist die Entschldigpngspraxis unter 
dem seit Anfing ^NM amtierenden Prfiridenten Oscar Beiger von juristischen Aus- 
einandeisel Hingen um die VtrfiiiHnmgitlfffliffMrmitllt der Pnlschadigungpahhmgen 
und von praktischen Problemen der Erfiusung Jegitfanei^ PjitschUdigungsempflhh 
ger geprilgt Abgesehen davon, dass diese politische Entwicklung der A u fiafae i t un g 
der Veigangenheit einen Schwöen Schlag versetzte, zeugte sie von der leichten Ak- 
tiviertw Bheit der Maden Repressionssysteme und der Persistenz emer anomischen 
und parasouEvertnen Sidieiheilssttuklur* Im goaiemaltddaGben alrfandesiaDerenc* 
Wie oben au%ewig| wunle^ gibt es emstznndmiende Hfaiweise darauf dass Lynch- 
justiz m den vergangenen Jahren als repressives Instrument verwendet wurde, mit 
dem Angehörige Uandestiner »Selbstvertekligungspatrouillen'' politische G^ner 
auszuschalten tradilBten« 

Lyndyustiz hat hl Ouateniala verschiedene Gesichter und ist msgesamt m emem 
sozialen Kontext situiert, der durch emen Anstieg von Kriminalitätsftnicht und durch 
em Patchworic von (Un-]^icheffaeilen diarakterisiert ist 

S. Patchworfc der (Un-)Sicherheiten 

bi Guatemahi hatte sich nie hi dem Shme em staadiches Gewahmonopol herausge- 
bikiet, dass der Staat „als alleinige Quelle des »Rechts« auf Gewaltsamkeit" (Weber 
1964: 1043) aknptiert worden wlre. Seit der CkNigifärawuideSiGheri^ 
mala sowohl in der Hauptstadt ab auch hn »Landesimieren« hnmer auch privat oder 
komnnmitar organisiert. Angehörige der wirtachaftUchen EUle haben filr sich seit 
jeher das dmcho a matar (das Recht zu toten) in Anspruch genommen (BrloefkH 
Leön et aL 20Q2X Slcheriieit privat organisiert und dabei ofimals den Sdnilterw 
schhasniit st aa tli chen Sk h erii e ita"bKw.RepiessionsorgBnen praktiziert (vgl. Oettler 
2004: 182-184). Sdt den 1990er Jahren Ist die geselhchaftllche Kitwickhmg hi 
Guatemahi, vor allem faden Urbanen Zentren, von getoderten Modi der Sicheriieits- 
Produktion geprägt Wie auch ta anderen Wehregknen, verdichtet sich fa Guatenm- 
hi aUmShlich das Netz von gof«/ commwUties und privatisierten öffentlichen Räu- 
men. Mit diesem Pronsss aogiahgumWcher Segregation gebt nicht nur die Produktion 
und Verfestigung von Angstdiskursen efaher, sondern gewahl^githnierende slaatii- 
che und nkfat-staadiche kolldalve PnkODBn (vgl. fa sbesondere Caklefaa 2000). 
WIhrend skh die Etablierten fa Ihre nSledtan^zitadellen'' (Nogafa 2000: 61) zu- 
rOckziehen, sind andere Bereiche des sozialen Raums von einer Ausweitung anomi- 
scfaer Sidierfaeit a stnikturen ge kenn»l chnet 
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Die Angststnikturen in den zentrahmcrikanischen GeseUiehaften der Oegenwart 
wHidoB voB der BktatBBSE fpfoOef md rtwm Wtwfditodii ocjjanisiertBF Jii0BDdbeBd0Of 
den Morof genlhrt (Poelz 2004). Marm piodazierai w aUem fltar flm Mitglieder 
Sicheriieit und dodi ImpliriBrt die auf Oewilt berahende iiilnnwhflndlcrieche Orgs* 
nisationsstniktur immer auch die Möglichkeit, als Verritter oder Abweidikr deoim- 
zieit und ermoide t m werden. Das Syalem der mana kernt kwne Rech t e eic he ri i ei t 
und ist, wie auch das der PAC, ein System der WiDkOr, ein anomitdm System. 

Die Ausbreitung der awmiischen Sid ie ilieilsstiü kturBn der PAC und der wuwas 
reflektieren die geaellschaiHidien Strukturen und Kitfteveriilltnisse ki einigen A- 
realen der gtiatemaflakiacfaen WacMmegsgeselliciiaft. LynchjustiE wurde im Vonn- 
gegangenen mm Teil als represiivet Instraneat analysiert, daa von Angehörigen der 
PAC cfagi e i e tit wird. Anf der anderen Seile wurde efa» Typolo^ der Lynchjustiz 
entwickdt, die anf andere EnMeinnigi^ und Wkknogibedingungen verweist tan hh 
telnaflMrflcanisciMtt KoflessEt nhoiier Kriminalitttsraten und mai^^elnder Rechtsri™ 
dieriieil** (Nohe 2000) stellen viele Pille von Lynchjustiz eine kollektive und zu- 
meist spontsne Antwort auf die durdi das mangehide Rngagemml des Staates zu- 
rikkzufthrenden Skberiieitsdefizito dar. WOoeod Lync^ualiz aoihit enierseils Si- 
cnefpeE proinifien» twwm anoerersens oie iv murane wuiKunicuioBii em luiina 
von Unsicberiieft. Die soziale Praxis der iynMigs bedeutet das Urtefl ohne Ge- 
richtsbarkeit; sie ist knmer Lyncbfutit und Lyndiaiorvf zugleich. 
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Möglichkeiten und Grenzen der ,ySecurity Sector 
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Ulrike Borchardt 



Nadi dem Bude des Kahm Krieges erfolgte ein Umdenken internationaler und 
bilateraler Oeberatsmlsatlaofln in Hinblick auf die Bedeut u n g des Sicheriieitsaek- 
tonundseinerBezielmngzur Entwicklung eines jeweiügen Landes. Die banale Ei^ 
wonach Entwicklung ohne ein Mindestmaß an Sichsriieit nicht langfristig 
trigflOiig ist, fUirte ab Mitte der 90er Jahre 2iir Konzept 
fiMuten (SSRX die mehr und mehr Wkieriiall m der entwickhmgspolitiscfaen SUrato- 
gie westlicher QeberUbidflr ftTt*f*n Im folgenden soO eine kriliache Bestandsau^ 
nähme des Konzeptes und seiner Möglichkeiten und Grenzen vorgenommen wer- 
den. 

1. Koirtcxt and «»EntstehnDg^: Von der AusbOduag»- und MflHIrhilfe nr 
Sccirity Sector Reform 

Kennzeicfaen militirischer und Ökonomischer Unterstfllzung von EntwicUungslin- 
dem wihreod des Kalten Krieges war eine hohe Politisienmg entlang der Blockkon- 
fionlation. So unterstOtzten die westlichen Staaten vorrangig diejenigen politischen 
Kräfte, die licfa gegen die Sowjctankm ausgesprochen hatten. FOr die Buadesiepu- 
blik Deulachlandgah bis Ende der 60er Jahre die JHallstem-Dok^ 

hauen. Demokratie und Mtnschwirpchte Mtnilffl nidit im Vordergrund weatlicher 
Umerstützerllnder, viefanehr war entscheidend, ob der betreffimde Staat sich zum 
westUchen Lager gehörig fohlte oder zum entgegengesetzten. Was den Ostblock be- 
traf 80 war die kieohigiache Ausrichtung der Dritte-Weh-Staaten ebenfiüls am- 
schlaggebendftr die Gewährleistung von Militär- und Ausbikhnigshilfe. 

BDBprocDBDD wur nunBBiSGDe wOHBramDuns m eBwr i faiiT •BcnDiscne vOBBr* 
stfltzung, gekoppelt an die strikte nTnae^ zum jewefligen Machfotock und nicht so 
sdir auf die Botwiddoog deoMkratiadi geataltBler ^8ivii**Hilitftriw?liftr Beziehungen 
ausgeridttet Bntidiekiend idr die westUcfaea Oeberilnder war di^ 
tit der Jeweil^Bn MacUndier, die auch In der L^ge seht mussten, sie geOhrdende 
Guerilla- oder Oppoeitionsgnippen zu zersdriagen. Votnmgig war die Sicheifaeit des 
Staates, weniger die seiner Blliger. Vom Konzept der „menschlichen SicherbeiC* 
war man weit entftmt Ober zivile Kontrolle resp. Rolle der Zivilgesellschaft machte 
man skdi kerne Gedankeo. Milhlrische UMer^^ 

lamentarier oder Politiker aus Auflen- immI Finanzministerien wurden nicht zu Rate 
gezogm, geschweige denn NGOs. 
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AU dies Indeite tidi mit dem Ende det Kahn Krieges. Der Diskurs von Men- 
schenrcchiMi und menschlicher Sicheilieit begvm die intermtionale BOhne zn 
erobern. Die MZivOgeseUsdnift" M sowohl konzeptionefl als aoch leal als neuer 

KBBUr aOL UDQ QIB WnCHBeDOB IrOKUHBIBNnK IDHnHMlOnniBa j<|omzniBIIIUllODBnt 

büatenler Oebo^ und Fnfyifkhin^tiTrgiPft ^f** I^**t**ii auf die 

scnni oen Kännel^ rnnrnuiiD «Miaen ins suaiq^scne Riweepi cht aicnenieiisseKior'' 

leform entstand i 

Die bereiti seit einigen Jahren andauernde Dislnission um die Reform des 
Sicherheitiaeklors ging aus der Eit Bs nn i ni f daa Zusammenh apgi zwisdMO SidMr* 
lieit und Bntwiddn^ Imtvot, ndt an dew u Weilen» um BntwidkluQg daueriiaft in 
gang zn ffftny aind Mindeatslandnrds von ffkl tfrti y if' B'M ' Bnt i nn unfifllislifh Von 
daher häben UNDP» Wettbank, das britische Dtpartment for Imtmationtd Dmf- 
lopment (JDPID) und nicht zuletit die GTZ das Problem der Sidurfi ei l as ektoticfonn 
auf ihm TiiBMidnung gesalzt 

Die Refbnn des Recht ss ys tems und des Sichöheitsselctofs steht seit Ende der 
\990er Jahre auf der Agenda in ti inati o nakr Oiganiaatknen, hi ab eao n de re der 
UNDP (vgl. CaU 200(^ Bau 20Q2). AuslOeer war das Ende des Kalten Kr^ 
die damit elidieisdiende Aiianntnis, daaa insfwuflnd ert twHat i ta a fKt^ KiiegB' im 
VeqileiGfa zu efaiem Ihst voUslIndigen Rückgang zwiacheostaatttdier Kriege immer 
mefar an HedwUung gewannen. Damit rfldtte das Problem der ,3efriedung** inner* 

SwHDKDBi lyomilHw ID QOQ VOVDBI^nHO CHS lllWWoBB> QBb ■BOnHuDDUBD iHMHBD* 

gemeinachnftf Sowohl was die Kriegibecüdii^ung der Kriege hi Zenteahanerika Qna- 
bttfltidgr ft OuBlamahi «md ei SatvadorX hn eheuMl^BB J ug o ala w i en sowie im SOdU* 
eben Afrika betrifift, hi sImtUchen „Post-Cooflicr-LlndefB steht das Problem der 
Reform der Rechtssysteme und des Sicheriieitssekfeors auf der Tages ord n ung: Ein 
Mmdestmaß an JHfuman Security** erfordert sichere Rahmenbedingungen in Form 
der QewOrieistung von öffentlicher Sicheriieit für die gesamte Bevölkerung. Die 
gfcimf^ing dfoiOT Foalulals ist jnff^fwtwff T f in jenen Drittwelt- oder Transfonnati- 
ottsUndem schwierig» hi denen BQrgerlcrieg herrschte und in denen die Sicher- 
heitskrBfle auf Seiten dsr Isiog^ttfaNndan Ri^^bfungon sliaiden« Klasaische Bei^pie* 
le hierftr ahid m ZeottalanMrln El Salvador und GualemahL Wtti^ 
lefonn influatamala anrIuliaiithalMisnjg In AngrifTgenonanMa wurde (vgl. Neild 
2000, Ndld 2002» Stanley 2()(X)), gm die Poliarirefoim hl a Salvador 
folgreich (NeOd 2002). Aber wadk bk andersn Post-Konflikl-OeseUschaften ateUt 
sich das Problem ehwr Neubestfanmuug der Rolle von Sidierfaeitskriften und der 
grundlegenden Reform des Rechtssystems. 



Zum Rockgang zwischenstaatlicher Kriege und zur Zunahme innerstaatlicher Kriege nach 
dem Ende des Kalten Krieges vgl. Schreiber (2000). 
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2. Wm jehftrt mm Sidierfcdtitektor? 

Der Sicherheitssektor umfasst all jene Organisationen, die die Befugnis besitzen, 
Gewalt zum Schutz des Staates und seiner Bürger anzuwenden, anzuoidnen oder mit 
Gewalt zu drohen. Ferner umfiisst der Sicherheitssektor sämtliche zivilen Struktu- 
ren, die für sein Management und seine Kontrolle veiBntwortlich sind. Der Sicher- 
heitssektor besteht also aus folgenden drei „Säulen": 

- Militär, Paramilitärs, Polizei» Geheim- und Nachrichteadicnrte 

- Zivile Ministerien, Parlamente, NGOs 

- Justiz; Stra&yatem, Menschenrechtsbeauftragte 

In Staaten, in denen die dritte Säule aufgrund vorangegangener Konflikte noch nicht 
wieder fiinktionsfllhig ist, »bemimmt die internationale Gemeinschaft diese Aufga- 
ben. 

Bezogen auf die Polizeirefoim sind drei grundlegende Aspekte von besonderer 

Bedeutung: 

- Rechenschaftspflichtigkeit 

- Verhältnis zwischen Bürgern und Polizei GiCOiiaiiumly relatknis^ 
-Transparenz 

Selbstverständlich gelten diese drei Kriterien auch für alle übrigen Sicherheitskräfte, 
allerdings ist zu beachten, dass es je nach spezifischer Aufgabenstellung, insbeson- 
dere was die Rolle der Geheim- und Nachrichtendienste betrifft, bei dem zweiten 
Kriterium - „Community relations" - Einschränkungen gibt. Bezogen auf die Rolle 
des Militärs wird von deutscher Perspektive aus das Modell des „StaatsbOrgers in 
Uniform" favorisiert. 

Umfassendes Ziel der Sicherheitssektorreform ist die Schaffung von Sicherheits- 
institutionen, die in der Lage sind, eine „effektive, legitimierte und demokratisch 
kontrollierte Rolle in der Bereitstellung äußerer und innerer Sicherheit filr ihre Bflr^ 
ger zu gewährleisten" (Clingendael/Intemational Alert 2002: 1). 

Die Erreichung dieses Ziels erfordert einen umfassenden Konsultationsprozess 
und umfasst Ziele wie die Stärkung der zivilen Kontrolle des Sicherheitssektors, die 
Professionalisierung der Sicherheitskräfie, Entmilitarisierung und Friedensschaffimg 
und Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 

Sicherheitssektorreform unterscheidet sich in folgenden Punkten von früheren Kon- 
zepten, die während des Kalten Krieges vorherrschten (vgl. Williams 2000: 2): 

- Es gibt eine deutliche normative und praktische Anbindung an eine Entwick- 
lungsstrategie. Im Falle der bereits erwähnten Strategie des DFID kommt dies in 
der engen Zusammenführung von Security Sector Reform und Armutsbekämp- 
fung zum Ausdruck. 

- Normative Anbindung manifestiert sich insbesondere in der Realisierung der Si- 
cherheitssektorreform im Rahmen der Konsolidierung von Demokratie, der 
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Beachtung der Meni ch en rec h te, guter Regmogiftkniiig sowie der Schaffung 

i wiii "***MtiMiM MwtiMw liM|| nnfl TiMDHMVBflS itM MiMMJiiiilMWfllttiiw Hiwiii lieflE OB 

wemdidier Uolondiied ai der ehör iiBd ii flfcirt idi/lclftftlf>c''^lwii Aiufich tuiig 

^MGDBhDBIBBCHRIIvIuuB Sft «ffHBD ODS aBDBD nn^BBS* 

- Eine weüau iMriDBre Fokmaienmg auf das Jocal ownenhipl^ bei der Umset- 
zung» mit anderen Worten, weg von den ^hupanaed**, Un zu lokal verantwort- 

3i FanpakllveB nd AldMi« dar BatwieUaif von 



UnlBfichiiBdlicha Aldnive ¥erfb|0BB iwliaichiedlldia Analte dir Pnlinirafim 
boEW. der Rdbm des SirhwMHicirtari. CaD (CaD 2002) unhwmliBider ftnf ver- 
schiedea e Heia ng B h e M weiaaBtdieJcwdbäblilB^ 

nemipouQBGnBD AfleDHiaD oea ssanea um i^iar «juuuuvuiBieBflBii ueHonaBiHB« qjl 

JD1II8CDSD OCKIBIhIBK QBT SBBmRDSr 8HBDBm0IIBaieBI^>eD ginH, 



lüar steht der Internat kwal anednanlB MiwuclienfechtsachMta loa Vordergrund, der 
in der strengstes Verbot von Folter, Misahanrihmg und Todesatiafe em- 
schlieAt InlBniatioiial fthranda Miw a ciifaiig chisoig iuiisa tionBtt wie Human Rights 

vTaKD mDO AUHlBSiy tBBBnH0OflH D0IOOBB IHflMr wIBOer UM V90k¥KBOIUBDB9L qbb 

AwtciJiiüei von FoUziileo md Mililln» die M eoi cl io ur odH iv ar l e tnm eii bogan- 
goo liabcBs ISslicliaideBdo IkiCaBBiluBeB ahter eflblGtfvoB PoHBBiveflöiBA siiid dio mi* 

der Anririldnng. Diese nllsseB tcwohl nadi innen als audi nach auficn Üb kontrol- 

• *• ■ 

ueniar sein. 



Fast ausschlieBlicfa auf die Reform in Pnt»i gniif pflft-/>esftnsftiiaflftn ausgerichtet, 
aiB n cn nei cue s er i eis|Naiiva enar ow mserassen ——"i— b^— ^ AKSBure mi vomer- 
gpfimd, dio durdt ImtemationBle Foluaiaiosfl^BB xuDldiat die Rahoaenbadoi^juo^en flir 
den NeoauflMm einer ,Balionakn* P^>lizei herrtaHen wollen. Dabei ist das Ventlnd- 
nis von yriineiBreiforBi aiiir to^h^da^h am^ericfatet und niclit ao sehr auf die Bazia* 
hang von Polizei und SvUgosdlidiaft geridnet' 

Bei diesem Ansatz - ebenfrUs weitgehend aus internationaler Akteursperspektive 
gesehen - geht es vorrsogig um die Stiriomg tokatat/intemationaler Flbigkehen zur 



Zur ProblenuUik des Jocal ownership" s. u. 
' Zu den vencfaiedenEiBMIm von aVPOL vgl Hohn/Eide (2000). 
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rnnnütelbaren Verimcheii»» und TenPorismuii)ekiiii|ifüng^ VeitocheiiskontroUe und 
ProfemimMiMiicnmg «ind die Schlagwörter dieses Konzepte«, dat liwiptiiciilich vom 
US Dtpartmmi qf Justice propagiat wird. Dia Beldbnpfung und Kontrolle dei 
intematiotialcn DrogwihaiMtola Ist eines dar zentrako Anliegen dieses Ansalm. 
Zwar spielen auch Menschenrechtsschutz und Demokratisiening in diesem Konzept 
eine RoUe, allerdings wvd bei dar Poüzeirefionn wenig, wenn flbailiaupt Iceine 
RndEsidit auf den eintiainii ac h e n Kontext genommen. 

d) ökonomische EntwicJdwigspenpMve 

Auch hier stehen wiederum die Interessen der internationalen Akteure im Vorder- 
grund: Entwicklungsorganisationen, IMF und Weltbank haben die Refimn des 
Sicheilieitssektors als notrales Anliegen ihrer UnterstOtzungsprogramme entdeckt. 
Nur unter den Bedingungen stabiler öffentlicher Sicheriieit bnaen sich auslandische 
Investitionen längerfristig garantieren. So unterstützt die InteramerikanisdiB Ent- 
wickhmgsbank Pngekte aar Polizeirefonn in Lateinamerika, um die Kosten, die 
durch den Anstieg von Verixecfaen eoMehen, zu senken. Dabei wird der ,Skher- 
heitssektor* ahnlich wie Landwirtschaft und Gesundheit aus rein Ökonomischer Per- 
spektive betrachtet, was in einigen Landern bereits zur drastischen Reduzienmg der 
MiliiaihaushaHB t^tthrt h^L 

Demokratisknmg^enpMve 
Ifier sidtt die langftistigB niwiMit^g imH Sichenu^ des Rechtsstaates im Vorder* 
grund und nicht so sdr die kurzfristige Stabilisierung. Vom reinen Menachenrecfats- 
ttsatE urterscheMet sich diese Perspekthw vor allem durch die Kflpzentn 

DHNBHnlQDBIIB KCwOnDHIi ZB OBUBD InBITPollliUBrP QBT J1I8IIZ* fflMI SlvIlBtllBiiDlIiifIBfw 

dhlL In dieser Perspektive spielt der bngfristige Auf- und Ausbau eines demokru- 
tisdi vei laMtBH RecntsslaalBS zentrale Rolle. 

4 ProbieflibeKiche in der Uaiselimig von SSR 

Es ist offensichtlich, dass dieses neue Kfloiept nicht ohne Probleme auf die ver- 
schiedensten Staaten der Dritten Welt Übertragt ist Im folgenden sollen einige der 
wichtigsten Prob)enibcwlchenu%eaeigt weiden. 

4.1 Kürzung der Militärausgnben und SSR 

wahrend des Kalten Krieges wurde der Sicherheitssektor in Entwicklungsländern 
vorrangig als nahezu ausschließliche Domäne von Außen- und Verteidigungsminis- 
terien angesehen, die bestrebt waren, ihre eigenen Kompetenzen und Befugnisse auf 
die befreundeter Dritt- Welt-Staaten zu Ubertragen. Was die internationalen Geberor- 
ganisationen wie Weltbank und IWF betraf, so verfolgten sie die Strategie, eine 
Kürzung der Militärausgaben als positiven ££fekt innerhalb ihrer Strukturanpas- 
sungsprogpnnme zu bewerten. Mindestens zwei Jahizehnte lang ging die Weltbank 
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davon aus, eme ReduzienMig der Mflittkausgaben (ndkx) sei nicfat nur eine „gute St- 
ehe**, soodem darfte hinaus Voiansseta^ ftr dne erfidgitiGfae EntwicIduQg des 
Landes. 

lUMklyn Williams (WaUams 2000: IX Foiadier am ^ftrtafHtfMiiacfaen Institut flbr 
StrattgßsdmStuOmil^), weist dannf hm, dass die Dmgje nicht so mechanistisch 
zu betrachten seien: So gäbe es Iceine notwendi^B Korrelation zwischen der Verndn- 
denmg von Streidaifien, ihrem Budget und ihrem entsprechenden AusrOstungsstand 
und der weiteren Entwiddnng eines Landes. Zwar gSbe es Beispiele für eine erfolg- 
reiche Reduzienmg der Mihttrsusgaben, die zu hSherer politischer StaU 
haben (beispielsweise Slldaftika» Zhnbalme und Naniibui wteei^ 
ren Phase nach den Wählen) und «hier Umwidnnmg der Ausgaben fihr Bntwick- 
lungsau%idien. QleidizBitig gUbe es jedodi pi!4ni*ff!*!"ff so viele Beis|Me Ihr eine 
sdilffdif dureitgrilttifte Sichwhirt litfiffffrw ftffmi die n poKtischer hislabilltit und 
enier massiven VendUechtsraig der dvil-miliMriscIien Beziehungen geführt hebe: 
Als Beispiel führt er Eritrea an, das auljsnmd des umftsaenden Demobilisierungi- 
prognmms völlig schutzlos semem großen Nachbarn Äthiopien gegenfiberrtand. 
Generell sd eine unflberiqite Streidotfterefbim Qnmd fltar zahlreiche Staatsstreiche 
in Afrika witarend der letzten vierzig Jahre gewesen. 

Deshafc sei die Beziehung z w i s chen einer Reduziennig der MiHtteausgaben und 
der'EiziehB« politischer StabfliUt und Entwicfchmg hestenfiilh ehie bedhigte Be- 
ziehung, die «Miai^g sei von einer Reihe politischer, Ökonomischer, sozhder und 
faistilutioQriler Fäkloren eines bestmuDlon Landes. BHpertwi ftr SidiertiftitMrirtnrre- 

Lindem schauen. Auf Jeden Fall ist genau m Rechnung zu stellen, mwieweit KOr- 
Zungen des l^dihtlifaaushalles die Loyahttt der Sicheriieitskrflfie beeii itriHditig p*? 
kfionen, was im flbrigen auch fltar DemobüisierungsnwOnahnien gilt Hier muss gro- 
Oes Gewicht auf entsprechende attraktive berufliche Ahernativen gel^ werden. 

42 Bnmcntrismns venös »hwai rnnrnraUp^T 

Wie bereits mehr&ch hervorgahoben, handelt es sidi behn stnrtegischm Konzept 
der Reform des SicheriieitSBekiDrs um ein im wesendicfaen eurozentristisch gepräg- 
tes NfodeU. Wie veitriigt sich dies mit der Forderung nach Jocal ownership**? 

WilUams betont mefarfiKh die Bftdrmtimg der ehemaligen KolonialmilchtB für die 
afrikanischen Streitkrlfte und Polizei: 

Virtuälty all African security institutions, in gener al, and armed 
forces. in particular, are near mirror reflections of their former colo- 
nial security institutions. (Williams 2000: 4) 

Diese Aussage gilt ebenso lür die lateinamerikanischen Staaten, wo das Problem der 
zivil-militirischen Beziehungen als eun>«ilristisches Konzept par excellence be- 
sonders relevant winl: 
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As long m ImporUd theories and cultural movemenls remain divorceä 
from the op pos U Um qffarces which are the onfy means of lending spe- 
C0C importance and histortcti density to the sigßis praduced in Latin 
American aUtum, they act a iitUe more than orthopaedic aides 
within the contexts of those cultwes, Charaderistically, ifUt kind 
of production exhausts itself in mere formal repetitiom or ,doc- 
trinal mannerism '. (R. Nelly, , Postmodernism and periphery ', in: 
T, Docherty (ed), Postmodernism: A reader, Colombia UnivenUy 
Pms, New York i99S, & 465) (ZU, in William 2000: 4) 

Zur Vermeidung dieses ,doctrinal mannerism' und damit zur Verstärkung des ,local 
ownership* empfiehlt Williams (Williams 2005: 7 f.) folgende Schritte: 

Als erstes empfiehlt er die Ersetzung des Begriffes der , Reform* durch den der 
.Transformation*. Als Grund dafür nennt er den negativen Klang, den der Begriff 
„Reform" bei vielen Afrikanern hat, da sich dahinter häufig die Legitimierung unpo- 
pulärer Regime verbarg, die mit Hilfe so genannter Reformen ihre Amtszeit weiter zu 
verlängern trachteten. Der Begriff Transformation dagegen beinhalte ein weit um- 
fassendes Konzept unterschiedlicher, miteinander in Verbindung stehender Berei- 
che. Damit ein Transformationsprozess erfolgreich sein kann, müssen folgende drei 
Bedingungen erfüllt sein: 

1. Es muss eine entschlossene und strategische Führung und Verantwortung für 
den Transformationsprozess geben. 

2. Der Transformationsprozess muss eine hohen Grad an Legitimität besitzen. 

3. Die Reichweite des Transformationsprozesses ist entscheklend für seinen Erfolg. 

Unter .Reichweite** werden unterschiedliche Transformationsbereiche verstanden: 
eine kulturelle Transformation, die auch mit einer Transformation des Wertesystems 
einhergeht, auf der die entsprechende Institution beruht; eine Transformation in der 
personellen Zusammensetzung der Institution (ethnisch, regional, gender etc.); eine 
politische Transformation, insbesondere die Anerkennung des Prinzips des zivilen 
politischen Primats; und schließlich eine organisatorische Transformation, die sich 
in erster Linie auf den technokratischen Prozess bezieht, auf seine Managementprak- 
tiken, die insbesondere zu höherer Effizienz führen soll. 

43 ZivitelMniltetaMlllliiBM 

Wm dfio Bereich dflr polMidiBo TfmsfiwBmtion beliilll» lo stete hier insbesondere 
das ftoMem der zivilen KoiMrolle des Miliiirah^ 
bedmgqng ftr die avile Konlioile des Kfililirs ist efa^ 

Was tbcr, wenn es lEenie fhnlEtioniennde Demoioatie gibt? Genau hier liegt eine der 
Schwacfaslellen der Konzepts der Sicheiheitssdctonefi M r m , wie es von hüemationa- 
len und nationalen Oeberoiganisationen propagieit wird. Zur Oberwindung dieser 
Schwiche betont Williams die Notwendi^ceit der politischen Verpflichtung von Mi- 
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Httw UDd SicheriietekigflBn aktiv an der TYmfilrmitfiniMfihtHn mtaapiMm (WilBiis 
2005: 12). Es geht also aldtt um die Propagienmg mnes ^IVOÜtiaciien!^ Miliiln, 
sondcBD uDDi ^ii^ alstiv dao pditisdioii TVamfciHMrticimifOBWB unfmUHBBmfpy Kflili* 
ür, was aOcnünfi nidt init dnem parteipoUtiach oriaiitiertn MiUilr zu venrach- 
sein iit Da dai weatUciw Konapt der ztvikn KoatroOe das Militira sehr starte voo 
inititiitlonellen VoffBiMn gepf4gt ifll; die ao in dar a 

keine Entspfedinng finden, sei es widitig, zwiacfaen objektiven und subjektiven 
Formen der IControUe Ober die Streükiafte zu unterscheiden. So reicht es nicht aus, 

QBB « IIIEUP QB8 SVIIBD trlHIMIIi Qmm 8IGD ID CHD ^XIBQIBHBIIOBD PVHuBnDlflBD DBGD 

Oewalteoleilung - LegaUtlt - Recfaenachaflspflicht und Tranaparenz niederschttgt, 
verfittsungsmMWg zu vcfanlosm (was im Obrigsn in den meisten Veriassungen afri~ 
Ionischer Staaten nimrfiin der Fall istX a on d ani ei i twhffidend aai die Übenalme 
dieiar Plrmzipieo in die jeweilige politiaclia Knllw 

zieinngen (M^lUams 2005: 17).DasNeiieanderSiciieiMtsaektomfi)fmli^aiicfa 
darin, dasa es hieriiei nicht um einen SettMtzweck ginge, der allefai auf den Sicher- 
iianaaeKior neicOTiP aoopen vteuMor mi kjookou Dranrar pouDacner una sck 
zialer Entwiddungsziele li^^^ 

Sb Vonwasel upgan fir ei ne alisiLliyi Refbnn daa SiclwlMitsaelEtoti 

Ehie effektive zivile Kontrolle über die Refim dea Sicheilieitaaeklors, dJt hi 
Siclieriieita" und VerteidljgiBQgMnsdQgonlieilBn hoinpelBPlB Pariamentarier, die 
BjnbftyiiffhMHg der ZivH^saeliaciiaft in die RefiMui, lAi ofiboer ICiwMHihHi iflnsproBwa 
zwftdien MililiTi Pari am B Wtar i wn imd TIvitg iBtfttIttiiat t tUwr Ffffimw giriiflnii m 4m 
UDBDoniBHBen vvnuaaeBUDBBD inr ctibc wsKSSne oSkK* 

Zur Vermeidung einer unloltisclien Übertragung des westlichen Verständnisses 
zlvilnnilitlrischef Dezieinmgen aollie em legjonalsperiflidiea Konzept enabeitet 
werden, das die zivil-miKtlriscfaen Oegebenhejten vor Ott fa Reduumg stellt Willi- 
ama (2005: 28 1) achllggt eh» Nenbesthnmung der fheoratfawfaen Gtundtagsn zivO- 
ndUnriaGher Beziehungen filr die alHkinisGhen Staam von 

Die Annahme eines flexibleren und weniger abaohiten Anspruchs m bezug auf 
das westiidie Modefl soUte nicht als generdle Ablehnung des westlichen Ansatzes 
interpretiert werden, sondern viehneiir die begrenzte BrsuchbariMit oder vdUige Un- 
b n a ich b ari Ba it bestimmter fci maler MedianiaBien, die in westlichen demok raria c it e n 
Systemen durchaus fimktionienn. In Entwickhmgslandefn jedoch vollkommen un- 
braudibar sfaid, wobei allerdfaigs das Prinzip der zivilen FQhrung davon ausgenom- 
men wird. Es geht vielmehr darum, zivUnniUtlriscfae Reziehiingen in einem genuin 
afiikaniadien Kontext zu eotwidceln. 



* Hier grenzt sich Williams entschieden von den „Klassikern" der zivil-militärischen Bezie- 
hungen wie Fincr (1962) und Huntington (1957) ab, die keinerlei Probleme in der Allge- 
mcingu 1 iigkdt und UbertwgiMricdt enroaeuüiHlschBf Modefle «f Drittfr-Welt-Statcn hatten. 
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Wichtig ist die Einbeaehung des subjeictiven Faktors in die zivil-milillriaclien 
Benehungen (Rttdaidit auf auloclitone Tiaditionai, Gewinnung von Vertrauen bei 
den Klan-ÄltMteii« Bildnng gfOgBOMriHgea Vertrauens zwischen politiaciier und zivi- 
ler EUle und den Obeifcoiwniandiewnden der Stieidcrlfle. Oiganisiemng geneinia- 
per Seminare, elc. 

Die Reidiweite zivil-militflrischer Beziehungen sollte auch nicht-institutionelle 
Akteure und Mechanismen einschließen sowie eine Neu&ssung der Rolle sowohl 
von PoUzei und Geheimdienst als auch in einigen Fällen von privaten Sicheibeits- 
Agenturen, die zivilHmütarische Beziehungen sichern oder beeinträchtigen kOnnen. 
Williams nennt als Beispiel ftlr die Sicherung zivil-militärischer Beziehungen die 
Rolle der Zivilgesellschaft im Prozess der politischen Transfonnation in Südafrika, 
die eine entscheidende RoUe für die Unterordnung des Militärs unter zivile Kontrol- 
le spielte. Eher negativ dagegen beurteilt er die Rolle, die IMF und andere internati- 
onale Gebmiganisationen durch ihre Vorgaben zur Reduzierung der Streitkräfte 
gespielt haben. Auf nationaler Ebene hätten sich diese Vorgaben in einer Erhöhung 
des Polizeiapparates und der Geheimdienste niedergeschlagen. Dies habe sich insbe- 
sondere auf lokaler Ebene häufig negativ ausgewirkt (Williams 2005: 29). Ein wei- 
terer negativer Trend ist der lYansfer von Staatsfunktionen, bewusst oder unbewusst, 
von staatlichen Institutionen an private Sicheriieitsagenlnrea - ein Phlnomen, das 
insbesondere am Beispiel der auch intemationa] bekannten Firma Executive Outco- 
mes in diversen afrikanischen Konflikten deutlich wurde. Es ist allgemein bekannt, 
dass private SicheiMlsulileriiehmen ihr Personal sowohl aus ehemaligen Guerilla- 
Armeen als auch aus staatlichen Armeen rdcrutierten. Die Bezahlung der Soldaten 
erfolgte in der Regel durch Beteiligung an der Ausbeutung wichtiger Rohstoffe 
(z. B. Diamanten fai Angola).' 

Audi wenn UiMniMimien wie Executive OidBomes und San^^^ 
le au%elOst haben, ist die Problematik der Skheiheitssektorreform und der Einbe- 
ziehung der Rolle pcivaler SidMMtsunfBmehmen nach wie vor em ungeklärtes 
Problem. Dannf verweilt inabeiODdere Caroline Hohnqvist (Holmqvist 2005:9). Da 
es zur Essenz der Siclieilieilsseklorreform gehöre, ftkr das Funktionieren von Sicher- 
heitsinstitntionen zu sorgen, die demokratisch legitimiert sind und damit nicht nur 
den Staat, sondern auch dessen Bflrgem Sicherheit bieten müssen, stellen private Si- 
cherheitsuntemdunen eme besondere Herausfofdeiung dan Schließlich sind sie als 
private Unternehmen elier ihren Aktkmim gegenllber rechenschaftspflichtig und 
mchtdenWihlem! 



' Vgl. Singer (20Q3a,bX Lock (2001). 
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€. MflÜMidologisclM Oborlegungea: Die VerbtaidMig ynm qwuititithrcB wmI 
ymliüitiveM KüBiepteB 

Für eine Refonn der Sicfaerfaeilslarifie uneiiisslich ist die Fesdegung bestimmter 
gmuitifiziefberBr und nidit (pmiiiifijiertwwr Varieblen. Zu den nidit- 
q^y^i ^fiY^ ^w^P f f f iijig^ Variibleii, die eine enlsdieideiide Rolle q^den, geihOieii beF 
spieltweiae historische Tradition, kukmeUe EfatsteUungen sowie die Rolle der 
StieidaSfie im Proms der Stiilshildung. Ihre EinbeziefauQg in den Entwurf emee 
neuBO Sic i iw h e'*'' ^ " * tfr ff ist nidit gvns fi nflifii, e tfiM de it sie dodi eine »— — 
Kenntnis und Sensibilittt gegenflber den spezifischen Gegebenheiten des jewei- 
ligen Landes. Wcsenttidi einft d i e r d^ygen ist die PcsdegWBg l )citiinml w guntlistl- 
ver Pannneter, wie HOhe des Budgets, Anzahl der Streitkrifie, Ausrüstung etc. Wil- 
liams sddlgl folgendes Vorgehen vor (WiOianis 2005: 30): 

Als entes sollten die nationalen In tere ss en des betr e ffenden Landes (sowohl 
nadi imen als audi nadi snBen) so weit wie mQifidi definiert werden. Sie stellen 
die Qnmdlags flkr die venNddedenen pftHtinchwi hutrameiite der Rcgierang zur Unn 
rflning dieser In te i e ss e n dsr. Diese nationalen Zidsebsungen sdllm quanlifizieft 
weiden durch die Definition geeignelBr Rollen ftr die SicheriieitdcriHtB des betref- 
fenden Landes. Hierbei sollte eine möglichst genaue Aufteilung verschiedener 
SicherheitsMfte ftr verKhiedenen Au%aben festgelegt werden. Auf dieser Grund- 
tage sollten dann StIrkeAJmfeng, Ausrüstung und dgsnisatkmsauAau festgetagit 
werden. Das bcreitziislellende Budget sollte den Erfordernissen dieser neuen Anga- 
ben entsprechen. 

All dies sollte jedoch kwn rein tedmokiitischer Prozess sein, sondern offen und 
transparent augeiegt werden^ damit seine jedersBeitige ObetprOfliariBeit durch die pai^ 
lamentariadie Öffentlichkeit si ch el g e s tellt ist Es verstellt sich von seibat, dass diese 
(yffentUdÜDeit entspvediend fwTwi p f t fTt in Fragen der Siflifli hgiliifllrt'pw 'ff ftw' in sein 
'muss. 

EnisdiMdend ist auch die klare Definitkm natkmaler Interessen von Streidoiftra 
in Entwiddungdlndem. TYsditkneU waren sie auf die Verteidigung nach innen ge- 
richtet, auf die Gewahrleistung des Machterfaaks der herrschenden Elite, 

Heute ist jedoch ein JPandigBMwechser notwendig, dJL neue Konzepte und 
Theorien, die in der Lage sind, die Rolle und Funktionen von Sli'eUki'lften m emer 
zundnnend komplexeren ,4post-niodenien*' Wdt zu eridlren (WilUams 2005: 32). 
Die neue Rolle von St rek ta i ften liegt hei Um e r s l li mm g sfonktinn in Peace support 
Operations, Entwjddungsanfjgahen, UnterstOtzimg der PoUzei, regiaoale Skfaeriieit 
elo., dne Eotwickhng» die gtaidieraute auf die Strehkilfle der He^^ 
„ O eberotganisatkmen" zutrifft. 

Anstatt die Frage zu stellen: Gegen wen werden die Streitkräfte eingesetzt? sollte 
man lieber frsgen "Woftr weiden die Slrddoflfle dngesetztT (WiUiams 2005: 33) 
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Eine Frage, die im Übrigen Mtit wm die BntwicMnngriltHlff betrifift, soodeni die 
weriiidieD luduitrieileittASttMtaD ^^eiokenBifleD*^ 

7. Offne Fragen 

Wie mdvfiKh betont, gibt es kerne einfidie Konelatioo zwischen Profisssionallsie- 
rnngi^ and Deqiolmrtisiening bei SSIL Enlsdiej^^ 

nicht nur S idi e rii e iisl Btfte als Zielgruppe umftsst, sondern ebenso andere für die 
Gewihrleistung der Öffentlichen Sichoheit entscheidende Vertret e r inn en «is dem 
Justiz- und Me n s ch ei i iec htsb e ie i ch . 

Besonderes Augenmer k muss auf die Dialogbereüschaft zwischen efaist - meist 
andauernder - efaiander mlsstnniisch gegenober stehenden Akteuren gerichtet wer^ 
den. So besteht eines der Hauptprobkne einer erfolgreichen SSR im gegenseftigen 
Misstrsuen zwischen Polizei und Bevölkerung.' 

Ganz entscheidend Ist die Berttcksichtigung der lokalen/iregionalen Oegebenhel- 
ten. Eine rein „tffdmiidie** Obertragbarkelt von Modellen wesdicher Demokratien 
wird angesichti völlig anderer ^Utischer, sozialer und Ökonomischer Vonnisset- 
zungoi nicht ftmktkmieren. 

Aufheulen Seiten - Sicherheitskrlfien und Zivilgesellschaft — muss ein echtes 
Interesse an ehier Neukoozeption des Verhältnisses zwischen Polizei, Militflr und 
Bevtdkerung besteherL 

BnücheMend Ist der Zeithorizont: Kurzfristige Erfolge werden nur schwer er- 
reichbar sein. Dies gUt nidit nur ftlr die Vcrlndenuig des Veriilltnisses von Sidier> 
he i t s kr t iten und Zhdlgeaellschaft, sondern anch ihr Reformen hm« 
dung an Polizei- und Militlrskademien. 

Besonders problsflHtiadi Ist die MMwi^^ibupp Nadikri^g^piiase^ m der noch keine 
effidctive Reform möglich ist angesichts fohlender qualifizierter euiheimischer 
Sicherheitskrifte. Gerade m diesen Situatkmen muss mtemationale UnterstOtzung 
besonders sorgfthig auf die Weichenstellung einer klaren Trennung von MiUtlr und 
Polizei achten (Call/Stnky 2001). 

Zivile Kontrolle von MiUtlr und Polizei erfofdert insbesondere m lYansfonnati- 
cuaUbidenii eine e0t^precll6llde KoBipetew^ die aogffSMjits der hlufig jafarzdmtelang 
hemelienden militfrlsch-polizeilldi anigerichtelen polMschen Struktur durch inten- 



* Zur Diskussion dieser Problematik in Deutschland vgl. Martin Winter 2003: 519-555. 

^ Professionalisierung wird hio' nicht wie bei Huntington (1968) als eher statisches Modell 
begriflbw des hisloiisdiB EntwidüungsproaesBe und die Eingebundenheit des Mllilirs in 
die OewB B l g ese i ischsft auBer Acht ttsst^ sondern eher im Sinne von Abrahsmnon (1972X 
der sowohl den historischen Prozess der Transformation von Süeilkf tHen als auch den Pro- 
zess der beruflichen Sozialisition in den Pro fi eaii on al i i ii cn mgspM i aeii miteinachlielk (vgL 
Borchardt 1989. 20 f.). 

' Bezogen auf die Problematik des Vcrhflitnisses von Polizei und Zivilgesellschaft in Zcnt- 
ralamerika vgl. Neild 2002. 
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tivo FflfjAildungBaQgsIxito in dicMUi Bcfridi giBfikdcrt wonlon solttio. Dm dhkn 
die BeflOiigung von ParlameutomUgUedem zur Defimtkm neuer militlriadier und 
poUzeflidier Aufgaben - inibciondew einer Uaren AuQpdMntramung von Polizei 
und Militfr-, die Entwicklung ziviler Expertiie zur Supervinon der UgislMive. die 
Akzeptanz profeeaonenerAutinntwrie der militl^^ 
Ic sowie eine in SidierticitilhigeB koiiyeteiile öflTeuÜidikeit. 
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Gewalteskalationen unterhalb und oberhalb der Khegsschwelle, Staatszerfallspro- 
zesse und Knnunalität scheinen in vielen Ländern in Asien. Nahost, Afrika und 
Lateinamehka in den vergangenen Jahrzehnten soweit zugenommen zu habea dass 
physische Sicherheit dort zum zentralen ^miterproduzierten öfTenrlichen Gut"* ge- 
worden ist 

Autoren/mnen aus der Forschungsgruppe im derzeitigen Schwerpunkt ^Gewaltdy- 
namiken und Sicherheitskooperation ^ des Deutschen Übersee-Instituts (DÜI) zeich- 
nen mit dem vorliegenden Band ein facettenreiches Bild von (Un-)Sicherheitcn in 

'd Lateinamerika, das sowohl Regionalübersichten als auch 
ai: Phänomene wie Staatszerfall Gewaltordnungen, Knminahtätsbekämp- 

fimg, Secuntv Sector Reform und Lynchjustiz einschließt. 
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